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31. Sitzung 

Bonn, den 17. März 1966 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.02 Uhr 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Ich eröffne 
die Sitzung. 

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Gutachtens der Sachverstän-
digen-Kommission für die Deutsche Bundes-
post vom 6. November 1965 sowie der Stel-
lungnahme der Bundesregierung 

— Drucksachen V/203, zu V/203 —

Das Wort hat der Herr Bundesminister für das 
Post- und Fernmeldewesen. 

Stücklen, Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen: Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Auf Beschluß des Deutschen Bundes-
tages beauftragte die Bundesregierung am 15. Juli 
1964 eine Sachverständigen-Kommission mit der 
Prüfung der Verhältnisse bei der Deutschen Bundes-
post. Die Kommission sollte untersuchen, wie die 
Deutsche Bundespost ihre Aufgabe „auf die Dauer 
in optimaler Weise und ohne Defizit erfüllen kann". 

Die Sachverständigen haben in der ihnen zur 
Verfügung stehenden Zeit eine umfangreiche und 
hervorragende Arbeit geleistet. Sie haben die Ver-
hältnisse der Deutschen Bundespost sehr sorgfältig 
studiert und dabei nicht nur die einzelnen Dienst-
zweige untersucht, sondern sich auch eingehend mit 
der Finanzlage der Deutschen Bundespost be-
schäftigt. 

Die Bundesregierung stellt mit Befriedigung fest, 
daß sich die Kommission ihres Auftrages mit großer 
Intensität und  Sachkenntnis angenommen hat; sie 
spricht den Sachverständigen für ihre gründliche, 
gewissenhafte und umfassende Arbeit ihren beson-
deren Dank aus. 

Das Gutachten der Kommission ist frei von allen 
politischen Überlegungen und Rücksichtnahmen; es 
beurteilt die vorgefundene Lage der Deutschen Bun-
despost mit nüchterner wirtschaftlicher Ratio. Neben 
den betriebsstrukturellen Schlußfolgerungen für die 
einzelnen Dienstzweige — ich darf hierzu auf die 

Ihnen vorliegende Stellungnahme der Bundesregie-
rung verweisen — liegt der Schwerpunkt des Gut-
achtens in den grundsätzlichen Ausführungen über 
die künftig einzuschlagende Gebührenpolitik, die 

 finanziellen Auswirkungen der Ablieferung an den 
Bund, die Bedeutung der betriebsfremden Lasten so-
wie in den Vorschlägen zur Verbesserung der Kapi-
talstruktur des Sondervermögens. 

Ich darf das zusammenfassende Urteil der Kom-
mission vorwegnehmen: Nach Auffassung der Sach-
verständigen-Kommission hat sich „mit aller Deut-
lichkeit gezeigt, daß die Bundespost im Kern ein 
fortschrittliches und gut durchorganisiertes Unter-
nehmen ist, dessen wirtschaftlich und finanziell be-
trübliche Lage hauptsächlich auf betriebsfremde Ein-
flüsse zurückzuführen ist". Die Ursache dieser un-
erfreulichen Lage sieht die Kommission in der Ge-
bührenpolitik, die in der Vergangenheit eine mög-
lichst hohe Stabilität der Gebührensätze anstrebte. 
Die dabei erzielten Erträge haben jedoch nicht aus-
gereicht, um das finanzielle Gleichgewicht zu wah-
ren, obwohl die Postverwaltung organisatorisch und 
betrieblich große Anstrengungen unternommen hat, 
um eine wirtschaftliche Betriebsführung zu sichern. 
Politisch gebundene Preise gefährden aber nach 
Meinung der  Kommission nicht nur das finanzielle 
Gleichgewicht des Unternehmens selbst, sondern 
erschweren letzten Endes auch den Ausgleich des 
Bundeshaushalts; dem müsse rechtzeitig vorgebeugt 
werden. 

Die Kommission konzentrierte daher ihre finan-
ziellen Überlegungen auf folgende Fragen: 1. Wie 
kann die Bundespost wieder ihre Rentabilität her-
stellen? 2. Wie kann eine ausreichende Kapitalver-
sorgung sichergestellt werden, damit die Post ihren 
Aufgaben gerecht werden kann? 

Zur Frage der Rentabilität führen die Sachver-
ständigen in ihrem Gutachten folgendes aus: Eine 
Hauptvoraussetzung für eine nachhaltige finanzielle 
Gesundung des Posthaushaltes bestehe darin, daß 
die Preise für Postdienstleistungen nicht länger als 
politische Preise angesehen würden, die keinesfalls 
geändert werden dürften. Auch öffentliche Unter-
nehmen unterlägen ökonomischen Gesetzen. Daher 
könne sich auch die Bundespost dem allgemein stei-
genden Trend der Preise für Dienstleistungen nicht 
entziehen. Unterbinde man aber aus politischer 
Rücksichnahme kostengerechte Gebührenerhöhun-
gen, so müßten früher oder später die Steuerzahler 
das dadurch entstehende Defizit begleichen. 
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Bundesminister Stücklen 
Aber das, meine Damen und Herren, der Ausgleich 

des Postdefizits durch die Steuerzahler, ist ja nicht 
der Sinn der von den gesetzgebenden Körperschaf-
ten mit Bedacht gewählten Sonderkonstruktion für 
die Verwaltung des Post- und Fernmeldewesens. So-
wohl der Deutsche Bundestag als auch sein Vor-
gänger, der Deutsche Reichstag, haben ja gerade 
deshalb ein Sondervermögen geschaffen, um etwaige 
Fehlbeträge aus dem Post- und Fernmeldebetrieb 
von den Steuerzahlern fernzuhalten. Daher heißt es 
auch in § 15 des Postverwaltungsgesetzes, daß die 
Bundespost ihren Haushalt so aufzustellen und -
durchzuführen hat, daß sie die zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben und Verpflichtungen notwendigen Aus-
gaben aus ihren Einnahmen bestreiten kann. 

Warum ist es aber in den letzten Jahren nicht 
mehr gelungen, diesen Grundsatz durchzuhalten? 
Einfach deshalb, weil die Lohn- und Gehaltsdynamik 
und andere Kostenfaktoren unsere bisherige Ge-
bührenpolitik überrollt haben. Die Sozialpartner 
legen nämlich ihrer Lohn- und Gehaltspolitik gewis-
sermaßen als legalen „Maßstab" die Entwicklung 
der volkswirtschaftlichen Produktivitätsrate zu-
grunde. Sie ist in den letzten Jahren nach vorüber-
gehender Stagnation wieder rasch gestiegen. An der 
volkswirtschaftlichen Produktivitätsrate und an der 
Preisentwicklung orientieren sich aber alle Lohn-
und Gehaltsverhandlungen. Daher haben wir in den 
letzten Jahren auch bei der Bundespost einen raschen 
Auftrieb der Löhne und Gehälter erlebt. 

Dienstleistungsbetriebe sind aber nun einmal 
wegen ihrer hohen Personalintensität gegenüber 
Lohn- . und Gehaltssteigerungen außerordentlich 
kostenempfindlich. Das zeigt die Preisentwicklung 
für gewerbliche Dienstleistungen mit aller Deutlich-
keit. Hier haben sich die Entgelte seit der Währungs-
reform im Schnitt mehr als verdoppelt, teilweise sind 
sie um das Vielfache gestiegen. Die  Entgelte für 
öffentliche Dienste sind dagegen weit hinter dem 
allgemeinen Preisauftrieb zurückgeblieben. So kostet 
z. B. der Fernbrief — also eine recht personalinten-
sive Dienstleistung — auch heute noch das gleiche 
wie vor 15 Jahren. Mit einem Lohnkostenanteil von 
64,5 % zählt aber auch die Bundespost zu den be-
sonders arbeitsintensiven Dienstleistungsbetrieben, 
und die daraus entstehende Kostendynamik hat ihre 
finanzielle Krise ausgelöst. In den vergangenen 
16 Jahren konnten nur bei 7 Jahresabschlüssen 
Reingewinne erzielt werden; seit 1961 schlossen alle 
Rechnungsjahre mit mehr oder weniger großen Ver-
lusten ab. 

Postdefizite sind freilich keine spezifisch west-
deutsche Erscheinung. Nahezu alle Postverwaltungen 
kämpfen mit einem ständigen Ungleichgewicht zwi-
schen Aufwand und Ertrag und müssen wegen der 
hohen Personalkosten teilweise beachtliche Ver-
luste hinnehmen. Besonders hoch sind beispiels-
weise die Fehlbeträge in der amerikanischen Post-
verwaltung. Hier erreichten sie im vergangenen 
Jahr 792 Millionen Dollar, das sind über 3 Milliar-
den DM. Die Finanznot der Post ist also „inter-
national" und damit kein typischer Mangel oder gar 
ein schuldhaftes Versagen der Deutschen Bundes-
post. Doch gibt es keinen Grund, der diesen Zustand 
auch künftig rechtfertigen würde. 

Mit der Gebührenpolitik verhält es sich aber wie 
mit der Steuer. Auch Gebührenerhöhungen sind 
höchst unpopulär; man schiebt sie deshalb begreif-
licherweise möglichst lange hinaus. 

(Abg. Dr. Mommer: Bis nach den Wahlen 
jedenfalls!) 

Jahrelang haben wir versucht, die wachsenden 
Kosten durch Rationalisierungsmaßnahmen aufzu-
fangen. Das ist uns in den vergangenen 1 1/2 Jahr-
zehnten auch weitgehend gelungen — dank der 
technischen Fortschritte, die die Fernmeldeindustrie 
durch intensive Entwicklungsarbeit gemeinsam mit 
uns erzielt hat. 

Will man aber die Bundesregierung im Ernst dafür 
schelten, daß sie sich in den ersten Abschnitten des 
wirtschaftlichen Wiederaufbaus bemüht hat, Gebüh-
renerhöhungen von den Postbenutzern soweit wie 
möglich fernzuhalten? Die Sachverständigen be-
anstanden freilich, daß wir uns nicht marktwirt-
schaftlich genug verhalten haben. Hätten wir aber 
für unsere Leistungen Marktpreise oder — wie die 
Sachverständigen empfehlen — gar Knappheits-
preise im Fernsprechdienst genommen, so hätte die 
gewerbliche Wirtschaft schon viel früher und sehr 
tief in die Tasche greifen müssen. Es fragt sich aber, 
ob es Aufgabe einer Staatsverwaltung ist und sein 
kann, die Situation eines ausgeprägten „Verkäufer-
marktes" voll auszunutzen und in Form von 
„Knappheitsrenten" zusätzliche Gewinne einzu-
streichen. 

Hier geht es also um eine entscheidende wirt-
schaftliche Grundsatzfrage, um das „Leitbild einer 
staatlichen Unternehmensführung", wenn ich das 
einmal so ausdrücken darf. Die Bundesregierung 
hat in ihrem Auftrag an die Sachverständigen

-

Kommission das Wort „Rentabilität" bewußt ver-
mieden. Die Sachverständigen halten dieses Unter-
nehmensziel „aus marktwirtschaftlicher Sicht" her-
aus jedoch für unerläßlich. Hier stehen sich offenbar 
zwei völlig verschiedene Auffassungen gegenüber, 
wobei mir die Unterscheidung von Rentabilität und 
Wirtschaftlichkeit bedeutsam erscheint. Die öffent-
liche Meinung ist oft geneigt, ein negatives finan-
zielles Ergebnis, also eine mangelnde Rentabilität, 
einem unwirtschaftlichen Verhalten der öffentlichen 
Hand gleichzustellen, ohne zu bedenken, daß mög-
licherweise unangemessene Entgelte die Ursache 
dieses Defizits sind. Die Verwaltung sieht in ihrem 
Tun traditionsgemäß eine hoheitliche Aufgabe, bei 
der der Staat die Unternehmensziele setzt. Dies 
bedeutet, daß das unternehmerische Leitbild der 
Deutschen Bundespost nicht losgelöst von den 
Grundsätzen der Verkehrs- und Wirtschaftspolitik 
der Bundesregierung entstehen kann. 

Die Sachverständigen dagegen sind der Auffas-
sung, daß die der Post gestellten Aufgaben durch 
„marktwirtschaftliches Verhalten" zu lösen seien 
und die Bundespost nach kaufmännischen Gesichts-
punkten geführt werden müsse. Nach dem Ergebnis 
dieser Empfehlungen der Kommission soll sich die 
Deutsche Bundespost somit bei allen ihren Dis-
positionen wie ein gewerbliches Unternehmen dem 
geltenden Wirtschaftssystem entsprechend, also 
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Bundesminister Stücklen 
marktkonform verhalten. Im Sinne des Gutachtens 
der Sachverständigen wäre es daher nur „system-
gerecht", auch die Organisationsform der Bundes-
post kaufmännischen Gepflogenheiten anzupassen 
und das Post- und Fernmeldewesen in der Rechts-
form eines gewerblichen Unternehmens betreiben 
zu lassen. Mir scheint, daß dabei die gemeinwirt-
schaftliche Verpflichtung, die Aufgabe der Deutschen 
Bundespost als Daseinsvorsorge, nicht ausreichend 
genug bewertet wurde. Da die Sachverständigen

-

Kommission zu der organisatorischen Umgestaltung 
der Unternehmensleitung sehr weitgehende Vor-
schläge gemacht hat, die darauf abzielen, die Bun-
despost von einer nach administrativen Gesichts-
punkten geleiteten abhängigen Staatsverwaltung in 
ein möglichst unabhängiges Wirtschaftsunterneh-
men umzuwandeln, bedarf es hierzu noch einer ein-
gehenderen Meinungsabklärung zwischen den betei-
ligten politischen und gesetzgebenden Organen. 

Wenn die Sachverständigen zur Wiederherstel-
lung der Rentabilität des Postsondervermögens 
runter marktwirtschaftlichen Gesichtspunkten kosten-
deckende Gebühren fordern, so kann man natürlich 
beanstanden, daß die Kostendeckung in den ein-
zelnen Dienstzweigen starke Unterschiede aufweist. 
Eingehende Kostenuntersuchungen der Post haben 
aber gezeigt, daß gerade jene Dienstzweige beson-
ders defizitär sind, ,die eine überdurchschnittliche 
Arbeitsintensität aufweisen. Dazu gehören der 
Telegrammdienst, der Paket- und Päckchendienst, 
der Postscheckdienst, der Postzeitungsdienst, der 
Postanweisungsdienst sowie der Rentendienst. Das 
betriebswirtschaftliche Ergebnis dieser Dienstzweige 
erweist sich mit einer geradezu naturgesetzlichen 
Regelmäßigkeit als eine Funktion des Produktions-
faktors „Arbeit". An ihrem finanziellen Ergebnis 
läßt sich die Faustregel ablesen: Je höher der An-
teil der Personalkosten in einem Postdienst, desto 
größer das Defizit  und  desto geringer die Chance 
eines finanziellen Erfolges. Rentabilitätsmäßig ge-
sehen beginnt die „kritische Zone" beim derzeitigen 
Gebührenstand in allen Dienstzweigen mit einem 
Lohnkostenanteil von 50 % und mehr. 

Soll also der vom Gesetzgeber geforderte Aus-
gleich der Betriebsrechnung gelingen, so müssen aus 
dieser Tatsache auch die notwendigen gebühren-
politischen Konsequenzen gezogen werden. Wer 
Postdienste in Anspruch nimmt, muß sie auch 
kostengerecht bezahlen, d. h. also, daß künftig im 
Prinzip jede Kostensteigerung — stamme sie aus 
der Lohn- und Gehaltsentwicklung oder sei sie eine 
Folge des allgemeinen Preisanstiegs —, die nicht 
durch Produktivitätssteigerung und Rationalisierung 
aufgefangen werden kann, zwangsläufig eine ent-
sprechende Gebührenordnung auslösen muß. 

Am konsequentesten hat dies die Kommission der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft in ihren 
Richtlinien zur Vereinheitlichung der Briefpost-
gebühren im Gemeinsamen Markt zum Ausdruck 
gebracht. Sie legt ihrem Vorschlag einen marktkon-
formen Anpassungsmechanismus für derartige 
Kostensteigerungen zugrunde. Lohngekoppelte Post-
gebühren sind also auch nach Auffassung der Kom-
mission der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

unerläßliche Voraussetzungen für die Erhaltung der 
finanziellen Stabilität bei den Post- und Fernmelde-
verwaltungen. Diese Auffassung vertritt auch die 
Sachverständigen-Kommission, wenn sie meint, daß 
die Spar- und Rationalisierungsmöglichkeiten be-
scheiden seien im Vergleich zu den erheblichen 
Kostensteigerungen, denen sich die Bundespost Jahr 
für Jahr in Form von Lohn- und Gehaltserhöhungen 
gegenübersähe. 

Wir müssen also damit rechnen, daß die Kosten-
dynamik künftig mit voller Wucht auf die Entgelte 
durchschlägt. Wird die Gebührenpolitik .den ver-
änderten Kostenverhältnissen nicht angepaßt, so 
laufen wir Gefahr, die finanzielle Stabilität des Post-
sondervermögens von Grund auf erneut zu unter-
höhlen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Es sollte auch nicht übersehen werden, daß die jetzt 
dem Verwaltungsrat der Deutschen Bundespost vor-
liegenden Anträge auf Erhöhung der Postgebühren, 
die uns noch in diesem Jahr ein Mehr von 500 Mil-
lionen DM bringen sollen, noch keinen vollen Aus-
gleich der Betriebsrechnung ermöglichen. Es bleibt 
selbst dann noch eine Kostenunterdeckung von 200 
bis 250 Millionen DM, wenn man nach den üblichen 
betriebswirtschaftlichen Grundsätzen kalkuliert. 

Dabei enthält diese Rechnung noch keine Mark 
für die Investitionsfinanzierung, auf die ich gleich 
noch näher zu sprechen komme. Da überdies allein 
für das laufende Jahr wiederum ein Mehr an Perso-
nalkosten in Höhe von 455 Millionen DM aufzu-
bringen ist, wobei die zu erwartende Lohn- und 
Gehaltserhöhung für Angestellte und Arbeiter noch 
nicht einmal berücksichtigt ist, stellt die beabsich-
tigte Gebührenerhöhung also nur einen ersten 
Schritt im Rahmen der finanziellen Neuordnung der 
Bundespost dar. 

In diesem Zusammenhang wird in der Öffentlich-
keit immer wieder der Wunsch vorgebracht, die 
Bundespost möge doch, wie es auch die gewerbliche 
Wirtschaft tue, die steigenden Lohnkosten durch 
verstärkte Rationalisierung und Mechanisierung 
auffangen. Hierbei werden nicht nur dieorganisato-
rischen und betrieblichen Schwierigkeiten der Reali-
sierung derartiger Wunschvorstellungen unter-
schätzt, sondern auch der Zeitbedarf, der erforder-
lich ist, um technische Möglichkeiten betriebsreif zu 
machen. 

Die Elektrifizierung der Deutschen Bundesbahn — 
um  einige Beispiele zu nennen — läuft bereits ein 
Jahrzehnt und ist noch keineswegs abgeschlossen. 
Die Automatisierung des Fernsprechdienstes begann 
im Ortsdienst bereits nach dem ersten Weltkrieg. 
Das letzte Handvermittlungsamt wird in diesem Jahr 
auf die Vollautomatisierung umgestellt. Im Fern-
dienst haben wir von 1949 bis heute eine Automati-
sierung von 96 % erreicht. 

Die öffentliche Meinung übersieht ferner, daß es 
keinen logischen Zusammenhang zwischen Lohn-
und Gehaltserhöhungen und vorhandenen Rationali-
sierungsmöglichkeiten gibt. In den Dienstleistungs-
bereichen verlaufen die Rationalisierungsprozesse 
bedauerlicherweise langsamer als die Lohnwelle. Sie 
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können mit der raschen Folge von Lohn- und Ge-
haltserhöhungen nicht mehr Schritt halten. Welches 
technische Verfahren ist so praktikabel und so 
ertragsstark, daß es uns möglich wäre, den in diesem 
Jahr fälligen Mehraufwand für Löhne und Gehälter 
von mehr als 1/2 Milliarde DM noch im Laufe des 
Rechnungsjahres aufzufangen? 

Die Deutsche Bundespost ist, da sie keine eigene 
Fertigung betreibt, im technischen Bereich doch weit-
gehend abhängig von den Fortschritten, die die 
Fernmeldeindustrie im „know how" erzielt. Selbst 
aus Industriekreisen ist immer öfter zu hören, daß 
sich der Spielraum für Rationalisierungen mehr und 
mehr verengt. 

Ist aber das neue Verfahren dann endlich betriebs-
reif, so taucht last not least die Frage auf, ob auch 
das nötige Investitionskapital verfügbar ist. Da es 
sich bei den Investitionsvorhaben der öffentlichen 
Wirtschaft meist um einen beträchlichen Millionen

-

odor gar Milliarden-Bedarf handelt, geraten diese 
Vorhaben leicht in Gegensatz zur amtlichen Kapital-
marktpolitik und zur Forderung eines antizyklischen 
Verhaltens der öffentlichen Hand, ganz abgesehen 
davon, daß sich mancher öffentliche Dienst der Auto-
matisierung weitgehend unzugänglich erweist, wie 
beispielsweise die Briefzustellung oder die Paket-
beförderung, um nur zwei zu nennen. 

Das soll und darf natürlich nicht heißen, daß es 
sich die Verwaltung nun bequem macht und jede 
Kostensteigerung mittels einer Gebührenerhöhung 
einfach auf den Postkunden abwälzt. Wir werden 
und müssen uns auch weiterhin bemühen, durch 
Ausnutzung aller technischen und organisatorischen 
Möglichkeiten die unvermeidbaren Kostensteige-
rungen aufzufangen und so weit wie möglich aus-
zugleichen. Die Kosten zu senken mit allen Mitteln, 
die die betriebswirtschaftliche Forschung bereithält, 
ist das selbstverständliche Ziel einer wirtschaft-
lichen Betriebsführung auch im öffentlichen Dienst. 
Ihm dienen ja die vielfältigen Bestimmungen haus-
haltsrechtlicher Art, die Institution des Bundesrech-
nungshofs, der Bundesbeauftragte für Wirtschaft-
lichkeit in der Verwaltung sowie die eigenen Wirt-
schaftlichkeitskontrollen, der Zwang zum ökono-
mischen Verhalten und die von unseren Schwester-
verwaltungen im Ausland als vorbildlich anerkannte 
betriebswirtschaftliche Ergebnisrechnung. Das ver-
fügbare fachliche Instrumentarium mit voller Wirk-
samkeit einzusetzen gehört zu den vornehmsten 
und ersten Aufgaben unserer Verwaltung, die mit 
ihrem vielseitigen Arbeitsgebiet wie kaum ein 
anderes öffentliches Unternehmen mannigfache Mög-
lichkeiten bietet, kostensparende Arbeitsverfahren 
zu erproben. 

Das sind keinesfalls nur schöne Worte! Daß wir 
hier in den vergangenen Jahren das Unsere getan 
haben und nicht hinter der allgemeinen Entwick-
lung herhinken, haben neuere Untersuchungen über 
die Entwicklung der Produktivität im Post- und 
Fernmeldewesen klar ergeben. Von 1952 bis 1964 
hat die Produktivität in der gewerblichen Wirtschaft 
— bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt — um 
etwa 77 % zugenommen. Im Bereich des Post- und 
Fernmeldewesens liegt die Produktivitätssteigerung  

bei 72 %. Das scheint mir ein für einen Dienst-
leistungsbetrieb außerordentlich günstiges Ergebnis 
zu sein. Die Bundespost gilt heute als eine der 
modernsten und bestausgestatteten Postverwaltun-
gen der Welt. Ich sage das ohne jede Überheblich-
keit oder Übertreibung. Alle Möglichkeiten des 
technischen Fortschritts werden erprobt und genutzt. 
Die ausländischen Postverwaltungen verfolgen 
unsere Bemühungen mit regem Interesse. Der An-
drang von Fachexperten aus allen Ländern der 
Welt zu unseren Versuchs- und Erprobungsstellen 
ist so stark, daß für diese Dienststellen besondere 
Besucher- und Beratungsdienste eingerichtet werden 
mußten. Die Deutsche Bundespost kann es sich ein-
fach nicht leisten, technisch in Rückstand zu geraten. 
Schon ihre Kostenstruktur, das niedrige Gehalts-
niveau im einfachen Dienst und der leergefegte 
Arbeitsmarkt zwingen dazu, den Lohnkostenanteil 
durch Nutzung aller technischen Möglichkeiten her-
unterzudrücken. 

Die Bundespost muß aber künftig den erreichten 
Stand halten können. Denn auch das steht fest: die 
Erfolge der deutschen Wirtschaft im Wettbewerb 
auf den Auslandsmärkten sind nicht zuletzt auch 
auf die Leistungsfähigkeit der nachrichtentechni-
schen Einrichtungen der Bundesrepublik zurück-
zuführen. Welche Bedeutung diesem Faktor für die 
Konkurrenzfähigkeit unserer Wirtschaft und für die 
reibungslose Versorgung mit Einfuhrgütern zu-
kommt, zeigt der hohe Bedarf an Fernschreib-
anschlüssen. Ihre Zahl ist in der Bundesrepublik 
bekanntlich größer als die Gesamtzahl der Fern-
schreibanschlüsse in allen übrigen europäischen 
Ländern zusammen. Auch der intensive Fernmelde-
verkehr mit dem Ausland sowie das rasche 
Wachstum des Fernsprechverkehrs unterstreichen 
diese Bedeutung. 

Im Zeichen stets wechselnder Absatzchancen und 
im Hinblick auf die zunehmende Mdbilität der Pro-
duktionsfaktoren sind rasche Dispositionsmöglich-
keiten in einer so weitgehend arbeitsteilig auf-
gebauten Wirtschaftsverfassung, wie sie moderne 
Industriestaaten aufweisen, unerläßlich. Neun Zehn-
tel ides  gesamten Verkehrsaufkommens stammen 
aus Wirtschaft und Verwaltung. Sie zählen zu dem 
beim Zustandekommen des Sozialproduktes benö-
tigten „input" ; ihr Ausfall würde weit größere 
Lücken in das Sozialprodukt reißen, als es der 
Wertschöpfung unserer Verwaltung entspricht. 

Das Nachrichtenwesen ist also ein hervorragendes 
Mittel zur Steigerung unserer gesamtwirtschaft-
lichen Produktivität. Diese Chancen können aber 
nur dann genutzt werden, wenn Wirtschaft und 
Verwaltung ein voll leistungsfähiges und technisch 
hoch entwickeltes Post- und Fernmeldewesen zur 
Verfügung steht. Die Bundesrepublik liegt nun ein-
mal im Herzen Europas, inmitten eines hochindu-
strialisierten Kontinents. Die Integration der west

-

deutschen Wirtschaft in den europäischen Markt 
stellt neue große Anforderungen. Im Welthandel 
steht die Bundesrepublik an zweiter Stelle, und in 
der Industrieproduktion hält sie den dritten Platz. 
In der Kapazität der Fernmeldeleistung haben wir 
aber, gemessen an  der  Zahl der Fernsprech- 
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anschlösse, erst die achte Stelle in der Weltrang-
ordnung erreicht. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Hier liegen ohne Zweifel Gefahren für die Wett-
bewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft, wenn die Bun-
despost technisch und finanziell nicht mehr mit-
halten kann, zumal das Verkehrsaufkommen im 
Fernmeldebereich schneller zunimmt als das Sozial-
produkt. 

Die Zahl der Fernsprechhauptanschlüsse hat sich 
allein in den letzten sieben Jahren mehr als ver-
doppelt, die Zahl der abgehenden Ferngespräche 
sogar verdreifacht. Auch in den kommenden Jahren 
kann nicht damit gerechnet werden, daß die Nach-
frage der gewerblichen Wirtschaft nach Fernmelde-
leistungen nachläßt. Für das Jahr 1971 wird ein 
Verkehr von rund 7,8 Milliarden Ortsgesprächen 
und rund 3,5 Milliarden abgehenden Ferngesprächen 
erwartet. Das bedeutet also eine nochmalige Ver-
doppelung des Verkehrsumfangs. 

Der Telexverkehr wird bis 1971 gegenüber dem 
Umfang im Jahre 1958 im Inlandsdienst voraussicht-
lich auf das Zweieinhalbfache, im Auslandsverkehr 
schätzungsweise auf das Dreieinhalbfache anwach-
sen, von dem vor kurzem neu aufgenommenen 
Dienstzweig der Bundespost, der Informationsüber-
tragung, kurz „Datei" genannt, gar nicht zu reden. 
Aus einer amerikanischen Mitteilung ist zu erken-
nen, daß die Vereinigten Staaten von Amerika da-
mit rechnen, daß 1975 bereits die Datenübertragung 
das Volumen des Fernsprechdienstes überholt haben 
wird. 

Dieser Entwicklung muß auch in den Zeiten großer 
Kapitalknappheit Rechnung getragen werden. Die 
Bundespost muß alles daransetzen, hier weiter vor-
anzukommen und den mit Sicherheit zu erwarten-
den Verkehrszuwachs und neuen Aufgaben Rech-
nung tragen zu können. Die Zahl der Fernsprech-
hauptanschlüsse sollte daher in den Jahren 1967 bis 
1971 von 5 auf 8 Millionen und die Zahl der Sprech-
stellen auf 13,8 Millionen erhöht werden. Das kostet 
aber beim` gegenwärtigen Preisstand rund 12 Mil-
liarden DM an Investitionsmitteln. 

Diesen fernmeldetechnischen Erfordernissen einer 
wachsenden Wirtschaft kann aber nur dann Rech-
nung getragen werden, wenn die Bundespost in die 
Lage versetzt wird, ihren Kapitalbedarf in ausrei-
chendem Umfang zu decken. In dieser Hinsicht steht 
es aber keineswegs zum besten, und damit bin ich 
nun beim zweiten Punkt, der notwendigen Verbes-
serung unserer Kapitalstruktur, angelangt. Die Kom-
mission führt zu diesem Punkt aus: 

Die Kapitalversorgung der Bundespost muß ver-
bessert werden. Diese Tatsache wird zwar so 
gut wie allgemein anerkannt. Kritik an der 
großen Zahl der auf Fernsprechanschlüsse War-
tenden allein nützt aber nichts, wenn die 
Deutsche Bundespost nicht zugleich in den Stand 
'gesetzt wird, die erforderlichen hohen Investi-
tionen zu finanzieren, oder wenn der Bundes-
post auferlegt wird, ihre Investitionen aus kon-
junkturpolitischen Gründen zu drosseln, 

Die Bundesregierung erkennt angesichts der 
schwierigen Finanzlage der Bundespost die Notwen-
digkeit einer raschen Kapitalhilfe an. Sie sieht sich 
hier zwar im Hinblick auf die in den nächsten Jah-
ren zu erwartenden zusätzlichen Belastungen des 
Bundeshaushalts nicht in der Lage, den Wünschen 
der Sachverständigen-Kommission sofort im vollen 
Umfang zu entsprechen, doch ist sie der Auffassung, 
daß der Bundespost wegen der Bedeutung des Nach-
richtenwesens für Produktivität und Wettbewerbs-
fähigkeit der westdeutschen Wirtschaft auch in die-
sem Punkt geholfen werden muß. Vor allem soll 
das Verhältnis von Eigenkapital und Fremdkapital, 
das sich in den Jahren 1950 bis 1965 erheblich ver-
schlechtert hatte, wieder verbessert werden. Der 
Eigenkapitalanteil betrug 1965 nur noch 13,8 v. H. 
gegenüber 75 v. H. im Jahre 1950. 

Nun kann man natürlich einwenden, daß ein Bun-
desunternehmen praktisch überhaupt kein Eigen-
kapital brauche, da ja das Bundesvermögen und die 
Steuerkraft des Bundesfiskus hinter seinem Tochter-
unternehmen ständen. Das mag aus theoretischer 
Sicht durchaus richtig sein. Doch wäre eine derartige 
Praxis höchst wirklichkeitsfremd und unsolide, da 
sie für das betreffende Unternehmen große Gefah-
ren birgt. Die Aufnahme von Fremdkapital hat be-
kanntlich den Nachteil, daß die Schulden auch ein-
mal zurückgezahlt werden müssen. Das bedeutet 
beim gegenwärtigen Schuldenstand allein in diesem 
Jahr eine Schuldentilgung der Post in Höhe von 
1300 ,Millionen DM. Die  Bundespost könnte es daher 
nur dann riskieren, ihren Betrieb ohne ein ausrei-
chendes Eigenkapital zu führen, wenn erstens abso-
lut sichergestellt wäre, daß in jedem Haushaltsjahr 
alle Kosten, auch die Verzinsung des Fremdkapitals, 
durch entsprechende Gebühreneinnahmen gedeckt 
wären, zweitens dafür gesorgt wäre, daß die Bun-
despost ihren Finanzbedarf jederzeit in vollem Um-
fang am Kapitalmarkt decken kann. 

Über die derzeitige Lage am Kapitalmarkt kann 
ich mir Ausführungen ersparen, und wie es in den 
vergangenen Jahren um die Gebührenpolitik stand, 
habe ich eingangs ausgeführt. 

Die Bundesregierung hat daher dieser Sachlage 
Rechnung getragen und eine allmähliche Anreiche-
rung des Eigenkapitals in Aussicht genommen. Den 
Anregungen der Sachverständigen-Kommission ent-
sprechend hat sie in ihrer Kabinettssitzung am 
9. 3. 1966 das folgende Sofortprogramm zur finan-
ziellen Neuordnung des Sondervermögens Deutsche 
Bundespost beschlossen: 

1. Die nach § 21 des Postverwaltungsgesetzes vor-
zunehmende Ablieferung an den Bund in Höhe von 
6 2/3 % der Betriebseinnahmen bleibt im Grundsatz 
erhalten. Die Bundespost muß daher durch eine ent-
sprechende Gebührenpolitik in die Lage versetzt 
werden, diese Ablieferung zu verdienen. Um das 
Eigenkapital zu verstärken, ist jedoch ab 1. Januar 
1967 von dem nach § 21 des Postverwaltungsgeset-
zes fälligen Gesamtbetrag an den Bund nur die-
jenige Summe abzuführen, die einer 7%igen Ver-
zinsung des Eigenkapitals der Bundespost entspricht; 
der darüber hinausgehende Betrag wird dem Eigen-
kapital der Bundespost zugeführt; das sind für 1967 
schätzungsweise rund 500 Millionen DM, 
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2. Zur weiteren Verstärkung des Eigenkapitals 

wird der Bundeshaushalt ab 1. Januar 1967 auch den 
Schuldendienst für jährlich 500 Millionen DM neu 
aufzunehmendes Fremdkapital übernehmen, bis das 
Eigenkapital ein Drittel des Gesamtkapitals der Bun-
despost erreicht hat. 

3. Aus dem Bukett der bisher von der Bundes-
post getragenen betriebsfremden oder politischen 
Lasten, die die Kommission auf rund 550 Millionen 
DM jährlich beziffert, will der Bund ferner ab 1. Ja-
nuar 1967 — wie schon im laufenden Jahr — die 
Bedienung der Ausgleichsforderungen der Bundes-
bank und weitere 40 Millionen DM noch näher zu 
bezeichnende betriebsfremde Lasten übernehmen. 
Schließlich sollen ab 1. Januar 1968 auch Versor-
gungsbezüge für verdrängte Ruhestandsbeamte nach 
dem 131 er Gesetz bis zu 100 Millionen DM auf den 
Bundeshaushalt übergeleitet werden. 

Mit Hilfe dieses Sofortprogramms wird die Be-
triebsrechnung der Deutschen Bundepost ab 1. Ja-
nuar 1967 schätzungsweise um 625 Millionen DM 
und im Jahr darauf um etwa 750 Millionen DM ent-
lastet. Damit hat die Bundesregierung im Rahmen 
ihrer Sofortmaßnahmen eine echte und sofort wirk-
same Hilfe geleistet. Sie entspricht damit weitge-
hend — wenn auch nicht in allen Einzelheiten — 
den  Empfehlungen der Sachverständigen-Kommis-
sion, soweit es sich um Sofortmaßnahmen zur Sta-
bilisierung des finanziellen Gleichgewichts handelt. 

Wenn nicht unvorhersehbare Dinge eintreten, 
sind damit alle Voraussetzungen für die Wiederher-
stellung einer gesunden Finanzstruktur bei der 
Deutschen Bundespost gegeben. Wegen der miß-
lichen Lage des Bundeshaushalts kann die ange-
strebte Verbesserung der Kapitalstruktur aber nicht 
in einem Zuge und sofort, sondern nur schrittweise 
erreicht werden. Damit bleibt aber die volle Deckung 
unseres jährlichen Kapitalbedarfs zur Finanzierung 
der Investitionen noch offen. Und hier macht uns 
die gegenwärtige Lage des Kapitalmarkts Sorge. 
Damit die Verzichte und Hilfen der Bundesregierung 
voll wirksam werden, muß das Sofortprogramm der 
Bundesregierung durch einen ausreichenden Zugang 
zum Kapitalmarkt ergänzt werden. 

Die Verkehrsentwicklung stellt die Deutsche Bun-
despost in den kommenden Jahren vor umfang-
reiche neue Aufgaben, die schon in naher Zukunft 
den Einsatz weiterer technischer Neuerungen er-
forderlich machen. Im arbeitsintensiven Briefver-
teildienst haben die ersten großen praktischen 
Betriebsversuche begonnen, um die anfallenden 
Briefsendungen mit Hilfe der modernen Elektronen-
steuerungstechnik automatisch bearbeiten zu kön-
nen. Auch im Bereich der Großrohrposttechnik, der 
mechanischen Paket- und Päckchenverteilung und 
der Fördertechnik sind neue Entwicklungsarbeiten 
im Gange. 

Weitere Perspektiven eröffnen die in jüngster 
Zeit auf den Markt kommenden elektronischen 
Datenverarbeitungssysteme der „Dritten Genera-
tion". In Verbindung mit den Fortschritten auf dem 
Gebiete der Datenübertragung und  der Fähigkeit 
dieser Geräte, Belege zu lesen, lassen diese Anla-
gen weitere beachtliche Rationalisierungsmöglich

-

keiten erwarten. Der Einsatz dieser elektronischen 
Datenverarbeitungsanlagen wird insbesondere den 
Betriebsablauf im Postscheckdienst der Zukunft völ-
lig verändern. Daneben baut die Bundespost mit der 
Übermittlung digitaler Informationen einen neuen 
und vielversprechenden Dienstzweig auf. Die Ein-
richtung dieser Datenübertragungsdienste soll den 
Bedürfnissen von Wirtschaft, Handel, Banken und 
Behörden nach rascher Datenübermittlung und nach 
Informationsaustausch Rechnung tragen. 

Mit Nachdruck arbeitet die Deutsche Bundespost 
auch an der Verbesserung der Versorgung schwer 
erreichbarer Fernsehteilnehmer und an der Einfüh-
rung des Farbfernsehens, das der Öffentlichkeit 
voraussichtlich im nächsten Jahr zur Verfügung ste-
hen wird. 

Im Weltverkehr gewinnen die Nachrichtensatelli-
ten zunehmend an Bedeutung. Mit der Erdefunk-
stelle Raisting beteiligt sich auch die Bundespost 
an dieser modernsten Übertragungstechnik. Sie ist 
Mitglied eines aus zur Zeit 49 Ländern bestehenden 
Konsortiums, das als Vorläufer einer weltweiten 
Fernmeldesatelliten-Organisation anzusehen ist. 

Schließlich hält die Forschung ein weiteres, außer-
ordentlich leistungsfähiges Übertragungsverfahren 
bereit, das unter dem Namen „Laser" bekanntge-
worden ist. Der Laser-Strahl ermöglicht es uns, eine 
ungewöhnlich hohe Zahl von Nachrichteninforma-
tionen aller Art zu übertragen. Seine Auswirkungen 
auf Technik und Wirtschaft sind noch gar nicht ab-
zusehen. 

Wie Sie sehen, mangelt es uns also keineswegs 
an moderner Technik und vielversprechenden Per-
spektiven, um so mehr aber an verfügbarem Kapi-
tal! Alle diese Geräte und Anlagen sind nämlich 
außerordentlich, kapitalaufwendig. Arbeitsmarkt, Ver-
kehrszuwachs und Ertragslage zwingen uns, diese 
technischen Möglichkeiten so rasch als möglich in 
rationalisierungswirksame Maßnahmen umzusetzen. 
Dies ist jedoch nur dann zu verwirklichen, wenn es 
gelingt, eine sinnvolle und systemgerechte Gebüh-
renpolitik zu verfolgen und die finanzielle Stabili-
tät des Sondervermögens auf die Dauer aufrechtzu-
erhalten. 

Angesichts der Vielschichtigkeit der zu lösenden 
Probleme habe ich den Schwerpunkt meiner Aus-
führungen auf die finanzielle Neuordnung gelegt, 
die das dringlichste Problem darstellt. Ich glaube 
sagen zu können, daß die Bundesregierung ener-
gisch zugegriffen hat, um eine Konsolidierung der 
Finanzlage zu erreichen. 

Es bleibt nun noch die Prüfung der zahlreichen 
Anregungen, die die Sachverständigen zu den Um-
stellungen in der Betriebsstruktur der einzelnen 
Dienste gemacht haben. Sie konnten wegen der 
kurzen Frist, die zwischen der Veröffentlichung des 
Gutachtens und der vorliegenden Stellungnahme 
der Bundesregierung lag, in vielen Fällen noch nicht 
abschließend geklärt werden. Diese Dinge bedürfen 
nicht nur sorgfältiger Überlegungen, sondern auch 
der Zustimmung der hierfür zuständigen Organe, 
insbesondere soweit es sich um die Einschränkung 
oder Aufhebung sogenannter nicht lukrativer 
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Dienste handelt. Die Bundesregierung hat hierzu 
einen Abteilungsleiter-Ausschuß aus den beteiligten 
Bundesressorts beauftragt, der unter Hinzuziehung 
von Vertretern des Bundesbeauftragten für Wirt-
schaftlichkeit in der Verwaltung die notwendigen 
Auswertungen des Gutachtens vornehmen soll. Da-
bei wird die Bundesregierung bei ihren Beschlüssen 
auch staats- und gesellschaftspolitische Belange 
berücksichtigen. Doch wird diese Rücksichtnahme 
unter keinen Umständen die erreichte Konsolidie-
rung der Finanzlage wieder ins Wanken bringen 
dürfen. Hier wird das neu zu fassende Postverwal-
tungsgesetz entsprechende Vorkehrungen zu treffen 
haben. 

Meine Damen und Herren! Ich habe Ihnen vor-
getragen, in welcher Weise die Bundesregierung 
dem Wunsche des Bundestages und den Anregun-
gen der Sachverständigen-Kommission entsprochen 
hat. Sie hat große Anstrengungen unternommen, 
um die finanzielle Stabilität der Bundespost auch 
für die Zukunft sicherzustellen. 

Ich möchte meinen Ausführungen mit einer Mei-
nungsäußerung der Gutachter schließen, der ich voll 
beipflichte. ,Die Sachverständigen weisen darauf hin, 
daß das Unternehmen Deutsche Bundespost ohne 
eine Neuordnung der Kapitalverhältnisse und ohne 
eine kostendeckende Gebührenpolitik nicht gesun-
den kann; es würde unweigerlich immer mehr dem 
Bund und damit letztlich dem Steuerzahler zur Last 
fallen. Die Neuordnung verlange daher ein gründ-
liches Umdenken und zumindest zeitweise finan-
zielle Opfer. Der Bund hat sie unter Berücksichti-
gung der finanziellen Gesamtsituation in einem be-
achtlichen Umfange erbracht. Damit hat die Bundes-
regierung die Voraussetzungen für ein funktions-
fähiges Post- und Fernmeldewesen geschaffen, auf 
das eine hockentwickelte Industriegesellschaft An-
spruch hat. Die Deutsche Bundespost wird von sich 
aus das Nötige dazu beitragen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Das Wort hat 
Herr Abgeordneter Dr. Besold. 

Dr. Besold (CDU/CSU) : Verehrte Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Bei der Debatte um 
das Postgutachten muß man, wie es auch der Herr 
Minister getan hat, von dem klaren Auftrag von 
Bundestag und Bundesregierung ausgehen. Ich will 
Ihnen diesen Auftrag noch einmal pointiert vor 
Augen führen. Am 16. April 1964 hat der Deutsche 
Bundestag folgenden Entschluß gefaßt: 

Die Deutsche Bundespost muß in der Lage sein, 
die ihr durch das Grundgesetz und das Post-
verwaltungsgesetz übertragenen Aufgaben er-
füllen zu können. Unter Berücksichtigung der 
Möglichkeit, daß eine Erhöhung der Gebühren 
auf die Dauer nicht ausreicht, die hierfür erfor-
derlichen Finanzmittel sicherzustellen, erwartet 
der Bundestag von der Bundesregierung, daß 
sie eine Kommission, die sich aus höchstens sie-
ben Sachverständigen zusammensetzt, beauf-
tragt, zu untersuchen, wie die Deutsche Bundes

-

post ihre Aufgaben auf die Dauer in optimaler 
Weise ohne Defizit erfüllen kann. 

Das sind drei ganz wesentliche Auftragsziele. Das 
Bundeskabinett hat diesen Entschluß des  Bundes-
tages aufgenommen und hat erklärt: 

Die Kommission soll unter Beachtung der Ent-
schließung des Deutschen Bundestages vom 
16. April 1964 untersuchen, wie die Deutsche 
Bundespost auf die Dauer ihre Aufgaben in op-
timaler Weise ohne Defizit erfüllen kann. 

Das Bundeskabinett fordert dazu eine Analyse der 
Sachverständigengutachten und sagt: 

Auf Grund dieser Analyse soll sie gegebenen-
falls Vorschläge für eine Änderung der beste-
henden Verhältnisse in rechtlicher und tatsäch-
licher Hinsicht unterbreiten. Damit soll sicher-
gestellt werden, daß die Deutsche Bundespost 
auf lange Sicht eine gesunde Finanzgrundlage 
erhält und in die Lage versetzt wird, ihren Auf-
gaben im Post- und Fernmeldewesen nachkom-
men zu können. 

Sie wissen, meine Damen und Herren, daß ,die 
Aufgaben der Deutschen Bundespost im Postver-
waltungsgesetz festgelegt sind. Der Auftrag geht 
dahin, daß die Bundespost ihre Einrichtungen so zu 
halten hat, daß sie der Politik, der Wirtschafts-
politik und der Sozialpolitik der Bundesregierung 
gerecht werden kann, und daß die Einrichtungen der 
Bundespost in gutem Zustand zu erhalten und tech-
nisch und betrieblich den Anforderungen des Ver-
kehrs entsprechend weiterzuentwickeln und zu ver-
vollkommnen sind. Also in die Zukunft sehen, vor-
ausschauen und der Entwicklung gerecht werden, 
um der Gesamtwirschaft die nötigen Unterlagen zu 
geben! Das hat ja der Herr Bundespostminister und 
hat die Verwaltung in der Vergangenheit unter den 
schwierigsten finanziellen Verhältnissen auch immer 
getan, und bei allen Angriffen auf die Bundespost 
sollte man dem Bundespostminister für diese weit

-

schauende Politik und für diese Ausrichtung der 
Bundespost darauf, daß sie der modernen techni-
schen Entwicklung nachkommen kann, an dieser 
Stelle auch einmal Dank aussprechen. 

(Beifall.) 

Wenn ich von diesem Auftrag in der Betrachtung 
des Gutachtens ausgegangen bin, so möchte ich 
sagen, in diesem Auftrag liegt nicht nur ein Auftrag 
um des Auftrags willen, sondern die Gesichtspunkte, 
die hier herausgestellt worden sind, enthalten in 
sich bereits für den Bundestag und die Bundesregie-
rung auch eine hohe Verpflichtung, an den Erkennt-
nissen, die sowohl aus dem Postverwaltungsrat als 
insbesondere in Bestätigung nunmehr auch aus der 
Sachverständigenkommission analysiert worden 
sind, nicht vorüberzugehen. Die Aufgaben und Ver-
pflichtungen der Bundespost sind nämlich so riesen-
groß und gleichzeitig in die Zukunft weisend, wie 
es die Wirtschaft, die Technik und die moderne 
Welt erfordern. 

Die Vorschläge, die die Sachverständigen-Kom-
mission gemacht hat, sind auf Seite 10 des Gut- 
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achtens zusammengefaßt. Die Kommission hat eine 
Fülle von Vorschlägen für eine Sanierung der 
Bundespost unterbreitet. Die Bundesregierung ist in 
ihrer Antwort ja schon auf Detailvorschläge ein-
gegangen und hat gesagt, sie würden schon über-
prüft, sie seien zum Teil schon jetzt in der Gebüh-
renordnung berücksichtigt oder sie seien schon 
erfüllt. Aber das Sachverständigengutachten faßt 
dann auch den Hauptgesichtspunkt, der bei einer 
Sanierung der Bundespost, wie sie durch den Auf-
trag festgelegt ist, zu beachten ist, zusammen und 
sagt dazu: 

Ohne die Verwirklichung der Kommissionsvor-
schläge, besonders in bezug auf die Novellie-
rung des Postverwaltungsgesetzes, auf die Neu-
ordnung der Kapitalverhältnisse und auf eine 
kostendeckende Gebührenpolitik, kann die 
Deutsche Bundespost langfristig nicht saniert 
werden. Daß dies ein gründliches Umdenken 
und zumindest zeitweise finanzielle Opfer vom 
Bund erfordert, ist dabei nicht zu umgehen. 

Diese Vorschläge sind als ein Ganzes zu betrachten, 
und sie müssen als ein Ganzes verwirklicht werden, 
um eine nachhaltige Wirkung zu erzielen. Das ist 
das Entscheidende. Es muß klar erkannt werden, 
daß Einzelmaßnahmen allein oder globale Maßnah-
men, die zeitlich zu weit auseinander gelegen sind, 
wirkungslos verpuffen und keine optimale und 
dauerhafte Lösung bringen. 

Das Gutachten stellt, um das erwünschte Ziel auf 
die Dauer zu erreichen, in den Vordergrund Haupt- 
und Kapitalmaßnahmen — die ich ja schon erwähnt 
habe —: Novellierung des Postverwaltungsgesetzes, 
Neuordnung der Kapitalverhältnisse und kosten-
deckende Gebührenpolitik. Neben Gebührenerhö-
hungen ist also das Ziel a), das Eigenkapital der 
Post auf ein angemessenes Verhältnis zum Fremd-
kapital zurückzuführen, b), die Post von politischen 
Lasten zu befreien, c), die Ablieferung der Post an 
den Bund auf eine andere Basis umzustellen. 

Die Durchsetzung der unerläßlichen Wirkungen 
dieser Vorschläge liegt — und auch das muß man 
klar sehen — a) für die Gebührenerhöhung beim 
Bundespostminister und beim Bundesverwaltungs-
rat — er ist dafür zuständig, er hat diese Vor-
schläge durchzuführen —, b) für die Verbesserung 
der Kapitalstruktur, die Änderung des Postverwal-
tungsgesetzes beim Bundesfinanzminister, bei der 
Bundesregierung, beim Bundestag und, wenn Sie 
wollen, auch beim Bundesrat — da ja auch er zu 
den gesetzgebenden Körperschaften gehört —, die 
sich mit diesen Dingen zu befassen und hier die 
Initiative zu ergreifen haben. 

Die Notwendigkeit der Maßnahmen, die in dem 
Sachverständigengutachten herausgestellt worden 
ist, hat der Postverwaltungsrat schon vorher erkannt 
und auch der Bundesregierung und dem Bundestag 
mitgeteilt. Daher enthält das Sachverständigengut-
achten eine doppelte Bestätigung: es hat bezüglich 
der zu treffenden Maßnahmen den Nagel auf den 
Kopf getroffen und zeigt, daß dieser Weg für eine 
Gesundung und die Herstellung einer festen Basis 
der Bundespost eine unwiderrufliche Maßnahme 

sein muß. Das muß man klar sehen: das rasche, zu-
sammenwirkende und dann erfolgsichernde Handeln 
liegt also bei diesen Institutionen. 

Nun zu der kostendeckenden Gebührenpolitik, für 
die der Postverwaltungsrat und das Bundespost-
ministerium zuständig sind. Die Sachverständigen

-

Kommission geht, kurz zusammengefaßt, von folgen-
den Überlegungen aus: 

a) Die Deutsche Bundespost muß zu den wirt-
schaftlichen Unternehmen gerechnet werden. 

b) In wirtschaftlicher Sicht sind demgemäß die 
Gebühren Preise. 

c) Als wirtschaftliches Unternehmen muß die Bun-
despost bei der Festsetzung ihrer Preise die Gesetze 
des Marktes beobachten. Sonst kommt es zu ernsten 
Störungen, Verlusten, Versorgungsschwierigkeiten 
und bedenklichen Fehlleitungen von Produktivitäts-
kräften. 

d) Das bedeutet nach Ansicht der Kommission: 
Ziel der Preispolitik soll sein volle Kostendeckung 
einschließlich einer angemessenen Verzinsung des 
eingesetzten Kapitals. Die Kommission geht sogar 
weiter und empfiehlt auf Grund der Schwäche des 
Kapitalmarktes nicht nur kostendeckende Gebühren, 
sondern Gebühren in einer Höhe, die einen ange-
messenen Beitrag zur Innenfinanzierung darstellt. 

Weiter wurde der Grundsatz vorgetragen, daß 
jeder Dienstzweig oder doch zumindest jede Gruppe 
zusammengehöriger Dienstzweige, wie z. B. Post-
scheck- und Postsparkassendienst, die ihnen zuzu-
rechnenden Kosten soweit wie möglich selbst decken 
sollen. 

Dieser Grundsatz ist zu respektieren, wenngleich 
darauf hingewiesen werden muß — das übersieht 
auch die Kommission nicht —, daß sich bei der unge-
heuren Personalintensität besonders der Postdienst-
leistungen schwere preispolitische Konsequenzen er-
geben. Alle Verantwortlichen und auch die Öffent-
lichkeit müssen ganz klar erkennen, daß bei fort-
laufenden Lohn- und Gehaltserhöhungen im Post-
dienst der Kostenausgleich nur gesichert werden 
kann a) durch weitere Rationalisierung — das ist 
vom Wirtschaftlichen her zuerst anzustreben; aber 
Sie wissen, daß die Rationalisierungsmöglichkeiten 
in diesem arbeitsintensiven Betrieb beschränkt sind 
und zum großen Teil durchgeführt sind — oder b) 
durch Einschränkung der Leistungsqualität — das 
wollen wir nicht; das macht die Wirtschaft bereits 
in verschiedenen Bereichen — oder c) durch Gebüh-
ren- bzw. Preiserhöhungen. Das sind die einzigen 
Möglichkeiten, um diesen Grundsätzen nachkommen 
zu können. Ich möchte nicht verhehlen und möchte 
es offen sagen, daß es gerade bei den Postdiensten 
bei steigender Nachfrage schwer sein wird, die stei-
genden persönlichen Kosten voll aufzufangen und zu 
neutralisieren. Haushaltsausgleich über und durch 
Gebühren heißt ausschließlich Selbstfinanzierung 
über den Preis und selbst in einer äußersten Konse-
quenz um jeden Preis. 

Meine Damen und Herren, der Postverwaltungs-
rat hat sich immer zu den notwendigen Gebühren-
erhöhungen bekannt. Wenn er es nicht tun konnte, 
dann steckten vielleicht auch andere Gründe dahin- 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 31. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 17. März 1966 	1401 

Dr. Besold 

ter. Aber wir haben gesehen, daß die Konsequenz 
„Haushaltsausgleich über den Preis um jeden Preis" 
eine sehr harte Konsequenz ist. Der Postverwal-
tungsrat hat aus diesem Grund schon vor Erstellung 
des Gutachtens darauf hingewiesen, daß im Gegen-
satz zu der vorher angeführten harten Konsequenz 
einer der Grundpfeiler unserer Wirtschafts- und 
Sozialpolitik steht, nämlich Selbstfinanzierung über 
den Preis, aber in einer gewissen Beschränkung. 

In Vollzug dieses Grundsatzes ergibt sich zwangs-
läufig für jeden Eigentümer eines im Wirt-
schaftsprozeß stehenden Unternehmens, und zwar 
gleichgültig, ob in privater oder öffentlicher Hand, 
die zwingende Notwendigkeit, seine Kapitalausstat-
tung dem Wirtschafts- bzw. Leistungszuwachs ent-
sprechend durch Kapitalzufuhr anzupassen. Bei die-
sem Gesundungsprozeß, den wir zu beginnen vor-
haben, sind wir nun hoffentlich aus einer allgemei-
nen Einsicht angelangt. Wir müssen erkennen: eine 
Gebührenerhöhung allein verpufft wirkungslos. Es 
müssen alle erkennbaren notwendigen Maßnahmen 
gebündelt und in angemessener kurzer Frist durch-
gesetzt werden, wenn ein sinnvolles wirtschafts-
und sozialpolitisch gesundes Gesamtergebnis er-
reicht werden soll. 

Die Bundespost, der Bundespostminister und mit 
ihm der Verwaltungsrat sind unverzüglich nach 
Vorliegen des Gutachtens in einem Expreßtempo, 
das beachtenswert ist, und unter Berücksichtigung 
der Vorschläge des Gutachtens an die Verwirk-
lichung der in ihren Zuständigkeitsbereich fallenden 
vordringlichen Maßnahmen, nämlich die Gebühren-
erhöhung, herangegangen. Es ist aus der Presse be-
kannt, daß morgen im Postverwaltungsrat umfäng-
lich und auf breiter Basis über eine — ich möchte 
es wohl sagen — massive Gebührenerhöhung, die 
stärkste, die wir bisher durchgeführt haben, ent-
schieden werden wird. Die Gebührenerhöhung 
bzw. kostendeckende Gebührenangleichung, wie ich 
sagen möchte, weil wir in verschiedenen Teilberei-
chen die Kostendeckung bisher noch nicht an die 
Kosten herangezogen haben, ist notwendig, obwohl 
die Post seit 1950 eine Steigerung ihrer Verkehrs-
leistungen um 185 % bei einer Personalvermehrung 
von nur 42 %  aufweisen kann und weil sich die 
Personalkosten seit 1950 um mehr als 150' 010 er-
höht haben. Das allein schon muß einsehen und 
verstehen lehren, daß das Porto für einen Brief, der 
15 Jahre für 20 Pf befördert wurde, bei einem so 
arbeits- und lohnintensiven Dienstzweig eine Preis-
anpassung auf 30 Pf erfordert. Ich weiß, daß jede 
Preiskorrektur für den Kunden, für die Wirtschaft, 
aber, das sei Ihnen versichert, auch für alle Betrof-
fenen und für den Fordernden ein unerfreulicher 
Tatbestand ist. 

Aber, meine Damen und Herren, vielleicht darf 
ich bei dieser Gelegenheit einmal darauf hinweisen, 
daß gerade das Heer der Arbeiter und Angestellten 
und vor allem auch der kleinen und mittleren Be-
amten bei der Post und Eisenbahn nur schwer und 
mit Opfern eine Verbesserung seines Lebensstan-
dards aus den technischen Errungenschaften errei-
chen kann, insbesondere, wenn sie Kinder auf wei-
terbildende Schule schicken, und das wird heute 

jeder tun. Oft erreichen sie mit ihrem Gehalt nur 
schwer den nächsten Ersten, weil sie bei der Art 
ihrer besonderen Berufstätigkeit und bei der Art 
ihrer besonderen Ausbildung, bei der Art der Ar-
beitszeit im Tag- und Nachtdienst wenig Gelegen-
heit haben, sich etwas neben ihrem eigentlichen Be-
ruf hinzuzuverdienen, was in anderen Wirtschaft

-

zweigen gang und gäbe ist. 
Die Arbeitstreue dieser 440 000 Arbeiter, Ange-

stellten und Beamten der Bundespost ist daher ge-
rade in der heutigen Zeit und bei diesen Sach-
erkenntnissen besonders anzuerkennen, und diesen 
unseren Mitarbeitern wie auch allen Beamten ist 
zu danken, die unter diesen Umständen, bei diesen 
Verhältnissen treu zur Bundespost gehalten haben 
und diesen Fortschritt der Bundespost mit ermög-
licht haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, ich unterstütze also die 
Forderung des Gutachtens in bezug auf kostendek-
kende Preise. Die Sondervermögen des Bundes 
sollten ihre Leistungen nicht unter ihren Kosten 
verkaufen, da die Differenz langfristig doch nur mit 
Steuermitteln gedeckt werden kann. Die Durchset-
zung dieses Prinzips erfordert aber Mut. Ich muß 
offen gestehen, daß dieser Mut in der Vergangen-
heit manchmal leider gefehlt hat, nicht aber — das 
möchte ich auch betonen — beim Postverwaltungs-
rat, der hierzu bereit war. Wenn bei den Dienst-
leistungsbetrieben die Personalkosten teilweise 
70 % aller Kosten ausmachen, muß sich z. B. eine 
10%ige  Lohn- und Gehaltssteigerung in einer 
7%igen Preissteigerung niederschlagen, wenn es 
nicht gelingt, durch Rationalisierung diese Kosten-
steigerung aufzufangen. Das Typische bei Dienst-
leistungsunternehmen ist aber gerade, daß sie einer 
Mechanisierung und Automatisierung weitgehend 
unzugänglich sind. Die mechanischen Briefverteil-
anlagen z. B. entlasten nur einen ganz kleinen Teil 
des Briefdienstes und sind darüber hinaus wirt-
schaftlich nur bei wenigen großen Postämtern ein-
zusetzen. Der Briefträger ist durch keine Maschine 
zu ersetzen. Es muß ganz klar ausgesprochen wer-
den, daß in Zukunft, was ich schon gesagt habe, mit 
jeder Lohn- und Gehaltssteigerung die Preise der 
Postdienstleistungen verteuert werden müssen oder, 
wenn man das aus politischen Gründen nicht will, 
aus Steuergeldern Millionen- und bald Milliarden-
zuschüsse wie bei der Bahn auch an die Post gezahlt 
werden müssen. Ich bin gegen den letzten Weg. 
Wer die Post in Anspruch nimmt, der soll diese 
Dienste auch bezahlen, wie es in jedem anderen 
Wirtschaftszweig ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, nichts gegen die mei-
nungsbildenden Aufgaben der Zeitungen und Zeit-
schriften. Ich erkenne ihre Notwendigkeit an. Ich 
weiß, in welchen Schwierigkeiten sie sind. Wenn 
der Bundestag wünschen sollte, daß diese Wirt-
schaftszweige zur Erfüllung ihrer Aufgaben unter-
stützt werden, dann sollten diese Subventionen 
offen bei den entsprechenden Einzelplänen im Bun-
deshaushalt ausgewiesen werden. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 
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Ich wehre mich dagegen, daß die Post durch nicht 
kostendeckende Gebühren nach dem Gießkannen-
prinzip eine allgemeine unkontrollierbare Wirt-
schaftsförderungspolitik betreibt, die gar nicht zu 
ihren Aufgaben gehört. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich begrüße es, daß das Gutachten diese Dinge völlig 
neutral und unbeeinflußt ausgesprochen hat. Die 
Bundesregierung und der Bundestag sind nun auf-
gerufen, die notwendigen sachlichen Konsequenzen 
zu ziehen, auch wenn diese unpopulär sind. 

Ich unterstütze auch die Auffassung der Kommis-
sion, daß eine Gebührenerhöhung allein nicht aus-
reicht, um die Post langfristig gesunden zu lassen. 
Die Bundesregierung hat nun unter Berücksichtigung 
der  Haushaltslage die ersten Maßnahmen zur Alb-
nahme der politischen Lasten und zur Neuordnung 
der Kapitalverhältnisse ergriffen. In Zukunft wird 
der Teil der Ablieferung, der über eine 7%ige Ver-
zinsung des Eigenkapitals hinausgeht, vom Bund zur 
Aufstockung des Eigenkapitals der Bundespost zur 
Verfügung gestellt. Außerdem übernimmt der  Bund 
den Kapitaldienst für jährlich 500 Millionen DM auf-
zunehmendes Fremdkapital. Bei der gegenwärtigen 
Haushaltslage ist dies ein erster Schritt zur Neu-
regelung. Es sind schon kleinere Schritte voraus-
gegangen. Bei der gegebenen Haushaltslage jetzt 
und in Zukunft ist das eine sehr beachtliche Lei-
stung und ein Fortschritt in der Unterstützung der 
Bundespost durch die Bundesregierung. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich möchte aber gleich noch etwas dazusagen. Ob 
diese Unterstützung ausreicht, über die Verbesse-
rung des Bilanzbildes hinaus die Finanzierungs-
probleme in den nächsten Jahren zu lösen, hängt 
entscheidend von der Verfassung des Kapitalmarkts 
ab. So gutgemeint diese Hilfe ist, so wirkungsvoll 
sie sein kann und sosehr sie anerkannt werden 
muß, so glaube ich doch nicht, daß sie, wenn sich 
der Kapitalmarkt nicht bessert, ausreicht, um die 
notwendigen Investitionen bei der Bundespost 
finanzieren zu können. 

Auch die zugesagte Abnahme einiger politischer 
Lasten durch die Bundesregierung — ich glaube, in 
einer Höhe von ungefähr 166 Millionen DM — ist 
ein erster Schritt zur Lösung der Probleme, die das 
Gutachten anspricht. Die Gutachter nennen für 1965 
politische Lasten in Höhe von 520 Millionen DM 
ohne das Defizit im Postzeitungsdienst. Auch ich 
verkenne nicht die angespannte Lage der Bundes-
finanzen. Aber die Deutsche Bundespost ist als Teil 
der Infrastruktur für die Entwicklung unserer Volks-
wirtschaft zu wichtig, ja, ich möchte fast sagen: 
lebensentscheidend, als daß ihr weiterer Aufbau aus 
finanziellen Gründen vernachlässigt werden darf. Es 
muß eine Prioritätenfolge geben. Die Bundespost ist 
dabei mit an der Spitze, wenn eine wirkungsvolle 
Auswertung dieses Postgutachtens im Sinne von uns 
allen ist. 

Das sollte die Bundesregierung bei der Aufstel-
lung des Haushalts 1967 wirklich berücksichtigen. 
Sie muß sich an den Gedanken gewöhnen, daß ihr 
Sondervermögen nicht durch Ablieferungen und  

politische Lasten jährlich mit rund einer Milliarde 
DM den Bundeshaushalt stützt, sondern daß sie in 
den kommenden Jahren nachhaltige Hilfe erfährt, 
um finanziell wieder so leistungsfähig zu werden, 
daß sie auch einen angemessenen Beitrag an den 
Bundeshaushalt abführen kann. Ich stimme also der 
Kommission zu, daß außer der Frage der notwendi-
gen Gehaltserhöhung die Frage der Abnahme der 
politischen Lasten und der Neuordnung der Kapital-
verhältnisse sofort gelöst werden müssen. Ich habe 
die Befürchtung, daß die in der Stellungnahme der 
Bundesregierung zum Gutachten zugesagte Hilfe des 
Bundes bei einer anhaltenden Schwäche des Kapital-
markts nicht ausreicht, die Finanzierung der not-
wendigen Investitionen zu sichern. Die Post ist für 
unsere Wirtschaft lebenswichtig. 

Ich stimme mit den Gutachtern nicht überein, die 
sich von der Umwandlung der Post in . eine Anstalt 
des öffentlichen Rechts eine Verbesserung ihrer Lage 
versprechen. Die Vergangenheit, in der die Bundes-
regierung der Bundespost kein Kapital zuführen 
konnte, weil nach dem Zusammenbruch von 1945 
andere Prioritäten gegeben waren, beweist, daß hier 
ein Zusammenhalt zwischen diesem Unternehmen 
Bundespost und dem gesamten Bundesvermögen 
notwendig ist. Angesichts der Verwendung der Mit-
tel für andere, vordringlichere Leistungen beim Wie-
deraufbau — bei den Sozialleistungen, beim Woh-
nungsbau, beim Straßenbau usf. — konnte nämlich 
die Modernisierung der Post nur deshalb mit Fremd-
mitteln durchgeführt werden, weil der Bund dahin-
terstand. 

Ich möchte darauf hinweisen, daß die Post auch 
aus Gründen der Landesverteidigung in allen Kul-
turstaaten der Welt eine Staatsverwaltung ist. Auch 
ihre wirtschaftliche Funktion im Sinne der Daseins-
vorsorge ist zu wichtig, als daß der politische Ein-
fluß ausgeschaltet werden sollte. 

Schließlich bekenne ich mich auch zu der Notwen-
digkeit einer Änderung des Postverwaltungsgeset-
zes. Schon wegen der Maßnahmen, die wir heute 
nach den Zusagen der Bundesregierung als prakti-
zierbar erkennen, und wegen der besonderen Ver-
hältnisse der Bundespost ist es notwendig, diese 
Fragen gesetzlich so zu regeln; im Postverwaltungs-
gesetz muß eine entsprechende Grundlage dafür 
vorhanden sein. Ein Teil meiner Freunde in der 
CDU/CSU hat schon einen Änderungsantrag zum 
Postverwaltungsgesetz eingereicht, und Herr Kol-
lege Gscheidle von der SPD hat einen Änderungs-
antrag eingereicht. 

Die Gründe für die Änderung des Postverwal-
tungsgesetzes sind nach wie vor gegeben. Denn bei 
den Riesenaufgaben, die die Bundespost hat und die 
ich schon erwähnt habe, muß sie aus der Zwangs-
jacke herauskommen, die ihr im Jahre 1953 angelegt 
worden ist und die sie gehindert hat, sich finanz-
politisch in einer anderen Form zu entwickeln. Für 
die notwendigen Maßnahmen, die sich sowohl aus 
der Erkenntnis des Verwaltungsrats als auch aus 
den Erkenntnissen des Gutachtens, das Sie selber 
angefordert haben, ergeben, müssen in einem neuen 
Postverwaltungsgesetz die Grundlagen gelegt wer-
den. 
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Meine Damen und Herren, ich höre immer wieder: 

Warum macht ihr das erst jetzt? Ihr habt doch Rie-
senversäumnisse begangen! Warum seid ihr zu die-
sen Erkenntnissen nicht schon früher gekommen? — 
Ich möchte diesen Äußerungen, die man allenthal-
ben hören kann und die immer wieder vorgetragen 
werden, doch eine Feststellung entgegensetzen, die 
sehr interessant ist und die der Postverwaltungsrat 
in einem Schreiben vom 7. Januar 1964 getroffen 
hat. Ich darf Ihnen das mit Genehmigung der Frau 
Präsidentin vorlesen. Da heißt es: 

Die Haushaltsjahre 1954, 1955, 1956, 1959 und 
1960 konnten auch unter Berücksichtigung der 
jeweiligen Ablieferungen innerhalb dieses Zeit-
raumes an den Bund mit insgesamt 1474,7 Mil-
lionen noch mit Überschüssen abgeschlossen 
werden. 

Bis 1960! 

Auch der Voranschlag für das Jahr 1961 war so 
aufgestellt, daß trotz der Ablieferungen an den 
Bund in Höhe von rund 388 Millionen mit einem 
Reinertrag von über 100 Millionen zu rechnen 
war. 

Also noch im Jahre 1961! 

Entscheidungen des Bundeskabinetts und des 
Bundestags im Laufe des Jahres 1961 über Ge-
haltserhöhungen für Beamte und durch Tarif-
erhöhungen für die bei der öffentlichen Hand 
beschäftigten Arbeiter brachten dann aber 
allein eine Mehrbelastung für das Jahr 1961 in 
Höhe von rund 279 Millionen, so daß unter Be-
rücksichtigung der Ablieferungen an den Bund 

ein Verlust von 142 Millionen und damit ein 
Substanzverzehr über den Bundeshaushalt in 
Höhe dieses Betrages erfolgte. Ohne diese 
außerhalb der Entscheidungsbefugnis des Bun-
despostministers und des Postverwaltungsrats 
eingetretene und vorher nicht etatisierbare Er-
höhung der Personalkosten um diese 279 Mil-
lionen hätte also auch der Haushalt 1961 — wie 
im Voranschlag vorgesehen — mit einem guten 
Überschuß abgeschlossen. 

Dann hat sich das Verhältnis durch die gehäuf-
ten Lohn- und Gehaltserhöhungen rapide verschlech-
tert, so daß wir auf Grund der Lohnintensität dieses 
Dienstleistungsbetriebes in diesen wenigen Jahren 
in diese Situation hineingekommen sind. Also bis 
1961 und vielleicht sogar noch 1962 hätte die Post 
trotz der Ablieferungen an den Bund durchhalten 
können, wenn nicht in diesem Dienstleistungsbetrieb 
mit diesen Lasten, weil er personalaufwendig ist, 
diese Folgen eingetreten wären. Nun, für den For-
dernden, wie den Postverwaltungsrat — Sie waren 
auch dabei, Herr Gscheidle; wir haben auf die Bun-
desregierung eingewirkt, etwas zu tun, weil wir es 
kommen sahen —, sind einige Jahre zwar eine 
lange Zeit. Aber wenn ich das jetzt so betrachte, 
wenn ich den heutigen Stand mit den Zusagen der 
Bundesregierung sehe, wenn ich davon ausgehe, 
daß diese Maßnahmen zu einer Stabilisierung, 
zur Gesundung der Bundespost führen, dann muß 
ich sagen, daß bei der Fülle und Beispiellosigkeit 
der Aufgaben seit 1949 und auch der jetzigen Auf

-

gaben, die uns Wissenschaft, Forschung und Tech-
nik jeden Tag stellen, angesichts der finanziellen 
Belastung des Bundes vier Jahre einer neuen Ent-
wicklung, die so belastend geworden ist, eine kurze 
Zeit sind. Man sollte hier nicht mehr nach rück-
wärts, sondern rfach vorwärts sehen, um zu erken-
nen, wie wir diese Lage meistern können. 

Meine Damen und Herren, man fragt auch: Wie 
könnt ihr jetzt im Zeichen der Stabilisierung Gebüh-
renerhöhungen, Preiserhöhungen vornehmen? — 
Nun, es handelt sich zum großen Teil um Anglei-
chungen an kostendeckende Preise und nicht um 
überhöhte Preise. Möglicherweise sind einige Über-
deckungen dabei, die aus den Gründen, die das 
Sachverständigengutachten erwähnt hat, notwendig 
sind, weil auch zur Finanzierung des Eigenkapital-
bedarfs und in etwa zur Infrastruktur über die 
Gebühren beigetragen werden soll. Aber die Ge-
bührenerhöhungen und die anderen Maßnahmen 
sind für die Stabilität notwendig, weil man Stabili-
sierung nur mit einem gesunden Unternehmen 
betreiben kann. 

Meine Damen und Herren, zum Schluß möchte ich 
Ihnen noch einige globale Zahlen nennen. Ich 
erinnere Sie nochmals daran, daß die Steigerung 
der Verkehrsleistungen der Deutschen Bundespost 
seit 1950 185 % und die Personalvermehrung nur 
42 % beträgt, daß sich aber die Personalkosten um 
150 %  erhöht haben. Das bedeutet, daß die 
Produktivitätssteigerung die Personalaufwendungen 
nicht auffangen konnte. Im Jahre 1950 hat die Bun-
despost noch 1,4 Milliarden DM für Personalaufwen-
dungen ausgegeben; im Jahre 1966 wurde eine 
Rekordhöhe von 6,2 Milliarden DM erreicht. Das 
heißt, daß 61 % der gesamten Kosten für Personal-
kosten notwendig waren. Die Personalaufwendun-
gen der Deutschen Bundespost machen rund zwei 
Drittel des jährlichen Haushaltsaufwandes aus. Da-
bei hat die Bundespost, die ihr Unternehmen wirt-
schaftlich führen muß, auf diese zwei Drittel der 
Kosten gar keinen Einfluß; denn über diese wird 
entweder im Bundestag oder von den Tarifpartnern 
entschieden. Auch das muß man bei der schwierigen 
Situation der Bundespost und ihrer riesigen Auf-
gaben sehen. 

Wir müssen aber auch erkennen, daß Preiserhö-
hungen, insbesondere bei lohnintensiven Betrieben, 
eine oberste Grenze haben. Preise allein können 
diese schwere Lasten nicht immer und auf die Dauer 
auffangen. Denn wir haben bei unseren Preisen im 
europäischen Raum auch Spitzenpreise. Einmal wer-
den diese Spitzenpreise nicht mehr erhöht werden 
können, genauso wie die Privatwirtschaft bei lohn-
intensiven Betrieben eines Tages vielleicht nicht 
mehr wettbewerbsfähig sein kann. Das müssen wir 
sehen. 

Die Bundespost ist heute ihrem Umsatz nach das 
größte Unternehmen. Sie hat die Bundesbahn be-
reits überflügelt. Aus Gutachten und aus der eige-
nen Kenntnis sowie aus den bekannten Zahlen wis-
sen wir, wohin die Reise geht. Es sind ungeheure 
Fragen zu lösen. Ich glaube sogar, meine Damen und 
Herren — das sage ich ganz offen als meine private 
Meinung —, daß man allein mit den Maßnahmen, 
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die die Sachverständigen-Kommission vorgeschla-
gen hat, die Aufgaben auf die Dauer nicht entspre-
chend ihrer Entwicklung wird bewältigen können. 
Wir müssen die Situation der Bundespost in die Ge-
samtwirtschaft, insbesondere in die lohnintensiven 
Unternehmen, hineinprojizieren. Es werden große 
Schwierigkeiten aufkommen, und sie werden sich 
rasch überwälzen. Die Lösung der vor uns liegen-
den Aufgaben wird fast unmöglich sein. 

Darum traue ich mich, zu sagen: Dazu gehört, 
nicht bloß von Mehrarbeit zu sprechen, sondern die 
Mehrarbeit muß auch durchgeführt werden; sonst 
können wir die sozialen und anderen Belastungen 
nicht mehr tragen, die wir in einer guten Meinung 
beschlossen haben, wobei wir das Schwungrad viel-
leicht etwas zu weit getrieben haben in der Freude 
über den Erfolg des Wiederaufbaus und in der Ab-
sicht, diesen Erfolg, unserem ganzen Volk zugute 
kommen zu lassen. Das mag kein Fehler, sondern 
ein Zeichen der Energie gewesen sein; es mag auch 
ein Zeichen der ausgezeichneten Arbeit der Bundes-
regierung sein und mag die Intensität dartun, mit 
der sie an die Lösung all dieser großen Fragen 
herangegangen ist. 

Meine Damen und Herren, wir müssen uns, wenn 
wir von Stabilität reden und diese Ergebnisse sehen, 
einmal überlegen, ob nicht Zeit für eine gewisse 
Verdauung dessen, was wir bisher beschlossen ha-
ben, eintreten muß; von der Wirtschaft muß das erst 
verdaut werden. Wir müssen deshalb mit weiteren 
Sozialmaßnahmen für die in Arbeit Stehenden viel

-

leicht etwas stillhalten. Wir müssen unsere Sozial-
leistungen auf die Alten und diejenigen Menschen, 
die sich nicht selber helfen können, projizieren. Wir 
müssen hier einen gewissen Stillstand eintreten 
lassen. 

Was ich jetzt sage, mag phantastisch klingen, 
meine Damen und Herren. Aber nach dem, was ich 
hier so sehe, kann man, glaube ich, nicht nur die 
öffentliche Hand — ich meine die Bundesregierung 
— auffordern, das Ihre zu tun, sondern auch die 
Tarifpartner müßten durch ein freiwilliges Überein-
kommen eine Lösung finden. Es ist nämlich heute 
schon als Erkenntnis in die breite Öffentlichkeit, 
auch in weiteste Kreise der Arbeitnehmer eingegan-
gen, daß ein gewisser Stillstand der Löhne notwen-
dig ist — natürlich bei gleichzeitiger Garantie der 
Unternehmer für einen Stillstand der Preise —; 
denn es ist klar, daß weitere Lohnerhöhungen auch 
in den Preisen berücksichtigt werden müßten. Das 
mag phantastisch sein. Aber ich sage nach dem, 
was man bei der Bundespost sieht, daß die Durch-
führung der in Sachverständigengutachten empfoh-
lenen Maßnahmen Einsicht voraussetzt. Wenn näm-
lich die Einsicht all unserer Verantwortlichen nicht 
dazu führt, hier den richtigen Weg zu finden, um 
eine gewisse Zeit der Überbrückung, des Verdau

-

ens, des Einrichtens auf das, was wir beschlossen 
haben, zu gewinnen, dann werden wir die Reise 
nicht bestehen. 

(Vorsitz : Vizepräsident Dr. Schmid.) 

In dem Auftrag ist ganz richtig gesagt worden — 
nur ein richtiger Auftrag kann zu einer richtigen 

Lösung führen —, das Ergebnis all dieser Maßnah-
men müsse so sein, daß die Bundespost ihre Auf-
gaben auf die Dauer, in optimaler Weise und ohne 
Defizit erfüllen könne. Aus dieser Erkenntnis müs-
sen wir alle — wie in anderen Bereichen so auch 
hier bei der Bundespost — die notwendigen Konse-
quenzen ziehen. Nur so werden wir die von der 
Bevölkerung, gerade von der arbeitenden Bevölke-
rung gewünschte Stabilität erreichen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid : Das Wort hat der 
Abgeordnete Gscheidle. 

Gscheidle (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Als die sozialdemokratische Bundes-
tagsfraktion beantragt hat, hier eine Debatte über 
die Deutsche Bundespost zu führen, war der Anlaß 
dazu die Vorlage des Sachverständigengutachtens 
über die Post. Ich bin der Meinung, daß dieses Ver-
langen der sozialdemokratischen Opposition, das ja 
nicht sofort auf das Verständnis aller im Ältestenrat 
gestoßen ist, schon zweierlei bewirkt hat: einmal die 
verhältnismäßig rasche Vorlage der Stellungnahme 
der Bundesregierung zum Gutachten und zum ande-
ren die Beratung im Bundeskabinett über notwen-
dige Sanierungsmaßnahmen. Man wird vielleicht 
Ihrerseits sagen: Na ja, da haben auch einige andere 
mitgeholfen. Das wollen wir gern akzeptieren. 

Wir erinnern uns dabei an die Diskussionen im 
Postverwaltungsrat, der sich seit seinem Bestehen 
Sorgen über die Entwicklung der Deutschen Bundes-
post gemacht hat. Nach einer Zusammenstellung, die 
der Verwaltungsrat selbst gefertigt hat, hat er, be-
ginnend 1954, mahnend darauf hingewiesen, welche 
Entwicklung eintreten wird, wenn man die Bundes-
post in der Frage der Gebührenanpassung oder 
anderer Sanierungsmaßnahmen weiter so nach 
tagespolitischen Notwendigkeiten führt. Dieser Ver-
waltungsrat hat sich in den letzten Jahren zuneh-
mend entschlossen, in härteren Formulierungen 
gegenüber der Bundesregierung das zum Ausdruck 
zu bringen, was er als notwendig erachtet. 

Es gibt einen Zusammenhang zwischen dem Gut-
achten, der Stellungnahme der Bundesregierung, den 
Beschlüssen im Bundeskabinett, die — das sei zuge-
standen — ein ganz hoffnungsvoller Beginn sind, 
und der Vorlage der Postgebührenerhöhung. Natür-
lich haben wir mit Absicht darauf gedrängt, daß 
diese Debatte,  wenn nicht gerade heute, so aber auf 
jeden Fall vor dem 18. März stattfindet, weil dieser 
Postverwaltungsrat nach dem Postverwaltungsgesetz 
zunächst allein darüber zu befinden hat, ob die Ge-
bühren nach der Vorlage, die von der Bundesregie-
rung eingebracht wurde, erhöht werden sollen. Wir 
hielten es für richtig, vorher in einer politischen 
Debatte gegenüber der Öffentlichkeit erkennbar zu 
machen, wie die einzelnen politischen Parteien zu 
der Bundespost, deren Schwierigkeiten und den 
möglichen Lösungen stehen. 

Der Bundespostminister hat die Beschlüsse des 
Kabinetts vorgetragen und im wesentlichen noch 
einmal das wiederholt, was auch Inhalt der Stellung-
nahme der Bundesregierung zum Postgutachten ist. 
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Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion ist der 
Meinung — und das wird vielleicht das erste Mal 
Ihren Widerspruch auf dieser Seite erregen —, daß 
die Bundesregierung die alleinige Verantwortung 
für die derzeitige Situation bei der Bundespost 
trägt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das ist nicht nur deshalb so, weil sie seit Beginn 
dieser Bundesrepublik die Verantwortung für die 
Regierungsgeschäfte hat, sondern auch deshalb, weil 
zu Anfang der Auseinandersetzung über die Bundes-
post immer die Frage gestellt war: soll man den 
Betriebsausgleich über eine Gebührenerhöhung oder 
über andere Maßnahmen schaffen? Von Anfang an 
waren die politischen Lasten und die Frage in der 
Diskussion, ob es denn sinnvoll sei, im Gesetz ohne 
Bezug auf das Jahresergebnis eine 6 2/3-Abgabe an 
den Bundeshaushalt festzulegen. Das ist eine Vor-
schrift aus dem früheren Gesetz, das in der da-
maligen Situation, bei den damaligen Möglichkeiten 
der Reichspost sinnvoll war, weil eben die Reichs-
post zumindest zu Beginn damit rechnen konnte, 
über Jahre hinaus mit Gewinn arbeiten zu können. 

Diese Situation war nach 1945 nicht mehr gege-
ben, wie sich bald gezeigt hat. Herr Kollege Besold, 
Sie haben aus einem Brief des Verwaltungsrats 
zitiert. Dieses Zitat konnte man so verstehen, als 
ob der Verwaltungsrat habe zum Ausdruck bringen 
wollen: Bis 1960 war alles in Ordnung, aber nach 
1960 mußten wir etwas tun. Der Verwaltungsrat hat 
seit 1954 Änderungen gefordert. Nach 1960 hat er 
nur gesagt: Jetzt geht es überhaupt nicht mehr ohne 
Änderungen; denn die Zeiten, in denen wir Gewinn 
erwirtschaftet haben, sind nicht mehr erkennbar. 

(Abg. Dr. Besold: Ich wollte nur die Tat

-

sache feststellen, daß es bis dahin gegangen 
ist!) 

— Gut, akzeptiert. 

Es ist immer amüsant, Erinnerungen zu lesen, un-
beschadet des Stils, in dem sie geschrieben sind. So 
hat natürlich auch der erste Postminister Erinne-
rungen geschrieben. Ich habe bei Herrn Adenauer 
nachgelesen, ob auch er sich dieser Auseinander-
setzung in seinen Memoiren erinnert hat. Er hat der 
Post nicht die Bedeutung beigemessen, sich ihrer in 
seinen Memoiren zu erinnern. Aber Herr Schuberth 
hat das in seinen Erinnerungen „Meine Jahre mit 
Adenauer" getan. Mit Genehmigung des Herrn 
Präsidenten darf ich das vielleicht zitieren, weil es 
vorhin Gegenstand eines kurzen Dialogs war in der 
Form, daß auf unserer Seite gelächelt wurde und 
auf der anderen Seite protestiert wurde auf Grund 
eines Zwischenrufs seitens der Opposition. Ich darf 
zitieren: 

In meiner Eigenschaft als Verwaltungschef 
hatte ich manches auszustehen. Das für mich 
und den Betrieb Gefährlichste war folgendes: 
Schon nach der Korea-Krise, als die Welt-
marktpreise anzogen, war eine partielle Erhö-
hung der Gebühren im Post- und Fernmelde-
wesen fällig. Adenauer ließ mich nicht vor. Er 
erfuhr durch die Presse, daß ich bei einem Vor-
trag vor der Industrie- und Handelskammer 

über solche Dinge gesprochen hatte. In einem 
bösen Brief kanzelte er mich ab, weil ich seine 
Intentionen nicht berücksichtigt oder nicht recht 
erkannt habe, nämlich die, unter keinen Um-
ständen auch Gebührenerhöhungen nur zu 
erwähnen. Ich mußte darauf zurückkommen, als 
sich Defizite im Posthaushalt ankündigten. Wir 
mußten ja den Wiederaufbau und den Nach-
holbedarf, der auf 4 Milliarden DM ver-
anschlagt war, aus unseren Preisen finanzieren, 
wie die Industrie auch. Anleihen gab es nicht, 
weil es keinen Kapitalmarkt gab. Adenauer 
lehnte ab, weil das Volk die Inflation kommen 
sieht, wenn die Briefmarken teurer werden. 

Er versprach mir schriftlich Hilfe bis nach den 
nächsten Wahlen. Er weigerte sich auch dann. 
Personalersparnisse infolge der angelaufenen 
Rationalisierungsmaßnahmen, niedrige Löhne 
und Gehälter erlaubten es, den Zeitpunkt 
der Gebührenerhöhung weit hinauszuschieben. 
Adenauer machte eben auch Politik mit dem 
Post- und Fernmeldewesen. 

Ich habe Ihnen das vorgelesen, weil das einfach zur 
Beleuchtung dieses kurzen Disputs von vorhin not-
wendig erscheint. 

(Abg. Schulhoff: Es hat aber keine Beweis

-

kraft!) 

— Weil es der Herr Schuberth geschrieben hat? 
Oder wie meinen Sie das? 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Das ist Ihre Meinung, die Sie vortragen, nicht 
unsere. Für uns sind die Memoiren jeglicher Mini-
ster und des Kanzlers ganz interessant nachzulesen, 
um Motivationen erfassen zu können, die während 
der Amtszeit nicht immer erkennbar waren. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD.) 

Ich war nach diesem Zitat an und für sich Ihres 
Zwischenrufs gewärtig, der sich vorhin schon an-
kündigte: Wollen Sie mit diesem Zitat denn zum 
Ausdruck bringen, die Sozialdemokraten hätten da-
mals eine Gebührenerhöhung bejaht und unter-
stützt? Ein naheliegender Zwischenruf! 

Die Sozialdemokraten befinden sich seit 1954 
in der öffentlichen Diskussion über die Deutsche 
Bundespost in der angenehmen Situation, sowohl 
im Verwaltungsrat — im ersten Verwaltungsrat war 
damals der Abgeordnete Ziegler von der SPD-Bun-
destagsfraktion — als auch in ihren Erklärungen 
bei den Haushaltsdebatten jeweils darauf hingewie-
sen zu haben, daß sie es für keine gute Sache 
halten, wenn in die Postgebühren politische Lasten 
eingehen, weil diese Gebühr dann den Charakter 
einer irgendwie gearteten Steuer mit erhalten kann. 
Die Sozialdemokraten haben immer wieder darauf 
hingewiesen: Hier müßte etwas getan werden. Der 
Bundespostminister Stücklen hat bei einer Debatte 
vor einem Jahr an dieser Stelle nachträglich den 
Einwand gebracht: Ja, warum haben denn die 
Sozialdemokraten in diesem Hause keine Initiativen 
entwickelt, warum haben sie keine Anträge gestellt? 
Sie hätten ja die Möglichkeit dazu gehabt. — Solche 
Überlegungen Ihrerseits werden immer wieder da- 
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mit begründet, daß Sie sagen: Irgendwelche Auf-
forderungen der Opposition, die Politik anders zu 
gestalten, haben gar keinen Sinn, wenn dahinter 
nicht der konkrete Antrag zum Haushalt steht. Wer-
den dann aber solche Anträge zum Haushalt von 
der Opposition gestellt, dann lehnen Sie sie ab, 
addieren sie flugs, um in der Öffentlichkeit sagen 
zu können: Hätten wir alles getan, was die Oppo-
sition beantragt hat und was wir abgelehnt haben, 
dann wären wir schon längst pleite. 

(Beifall bei der SPD.) 

Natürlich stellt sich deshalb eine Opposition auf 
diesen Stil Ihrer Politik ein. Natürlich sagt sie: Wir 
fordern euch im Grundsatz auf, das anders zu tun; 
ihr seid in der Regierung, ihr regiert, und wir oppo-
nieren. Damit müssen Sie sich eben nun einmal ab-
finden. 

Sowohl der Kollege Dr. Besold als auch der Herr 
Bundespostminister haben eine ganze Reihe von 
Zahlen vorgelegt. Sie werden Verständnis dafür 
haben, daß ich das nicht noch einmal tun will. Zah-
len sind ohnedies in dem Gutachten und in der 
Stellungnahme in einem solchen Umfang enthalten, 
daß man darauf verzichten kann, sie in einer solchen 
politischen Debatte zu wiederholen. Allerdings er-
scheinen mir vier Zahlen von Bedeutung für das zu 
sein, was ich nachfolgend darstellen will. Sie wur-
den im übrigen schon genannt. Ich beziehe mich auf 
den Haushalt 1966 der Bundespost: 550 Millionen 
DM sind notwendig für die Verzinsung von Fremd-
geldern. 656 Millionen zur Ablieferung an den 
Bund müssen nach wie vor erwirtschaftet werden, 
wie übereinstimmend von allen Rednern ausgeführt 
worden ist. Die politischen Lasten schwanken. Mi-
nimal gibt es die Zahl von 550 Millionen DM, die 
heute hier vorgetragen worden ist. Maximal, unter 
Einbeziehung der politischen Lasten im Zeitungs-
dienst, kommt man bis zu einer Summe von 850 
Millionen DM. Hinzu kommt natürlich auch die 
zwar die Betriebsrechnung nicht direkt belastende, 
aber immerhin doch interessante Größe der not-
wendigen Schuldentilgung von 1,3 Milliarden DM. 

Wenn wir das jetzt in eine politische Diskussion 
umsetzen, so ist die Frage interessant, wie sich denn 
nun in diesen Betriebsausgaben die prozentualen 
Steigerungen, bezogen auf die letzten Jahre, die 
vermutlich Ausgangspunkt einer Vorausschaurech-
nung sein könnten, ausdrücken. Ich nenne die Stei-
gerungen: bei den Personalaufwendungen von 8 %, 
bei den sächlichen Aufwendungen für die Betriebs-
führung von 8 % , bei den sächlichen Aufwendungen 
für die Unterhaltung von 2 %, bei der Ablieferung 
an den Bund von 7,1 %, bei den betrieblichen Auf-
wendungen — das sind die Zinsen — von 11 Obo und 
bei den Nicht-Geld-Vorgängen von 8 % .  Mit diesen 
wenigen Zahlen und ihren Zusammenhängen wird 
einiges deutlich. 

Wir Sozialdemokraten haben drei Bedenken ge-
gen die Gebührenvorlagen vorzutragen: 

1. Der Zeitpunkt, zu dem sie erfolgen, nämlich 
das Jahr 1966, ist angesichts der eindeutig erklär-
ten Absicht dieser Bundesregierung, der Preisstabi

-

lität in der Prioritätsliste ihres politischen Handelns 
den ersten Platz einzuräumen, schlecht gewählt. 

2. Der Umfang der Postgebührenerhöhung ist im 
Verhältnis zu den gegenwärtigen Gebühren sehr 
hoch. Im Schnitt werden die wesentlichen Postkun-
den 50 % mehr an Gebühren zu zahlen haben. 

3. Hinzu kommt die Kurzfristigkeit, mit der diese 
Gebührenvorlage behandelt wird. Dazu wird sicher 
entweder der Bundespostminister oder ein Sprecher 
der Regierungspartei nachher noch einiges ausfüh-
ren. Ich weiß, daß es da den Zusammenhang zwischen 
der Neuwahl des Bundestages und der Neukonsti-
tuierung des Verwaltungsrates gibt. Dieser neukon-
stituierte Verwaltungsrat hat sich sofort mit der 
Vorlage beschäftigt. Man kann Ihrerseits 'sicherlich 
einiges zur Begründung anführen. Aber bitte be-
mühen Sie sich dann in dieser öffentlichen Debatte 
auch zu erklären, wie Sie es glauben vertreten zu 
können, daß der Postverwaltungsrat am 18. März 
eine Gebührenerhöhung dieses Umfanges beschließt, 
auf die sich die gesamte betroffene Industrie, die 
Postbenutzer, innerhalb von 13 Tagen auch mit ihrer 
Technik in den Firmen umstellen müssen. Das ist 
eine sehr schwere Problematik. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Wir sagen nicht — versuchen Sie uns das in der 
nachfolgenden Diskussion auch gar nicht anzuhän-
gen —, daß die Bundespost ohne Gebührenerhöhun-
gen auskommen kann. Das war nie unser Stand-
punkt; bitte lesen Sie unsere Ausführungen bei Ein-
bringung der Novelle zum Postverwaltungsgesetz 
und bei anderen Anlässen nach. Die Frage einer 
notwendigen Gebührenanpassung steht doch aber im 
Zusammenhang mit einem konjunkturgerechten Ver-
halten der Regierung in einer Harmonisierung all 
dieser Maßnahmen auf dem Gesamtgebiet der Wirt-
schaft. 

(Zustimmung bei der  SPD.)  

Da hätten Sie nachzuweisen, inwiefern Sie das als 
eine mit Ihren übrigen Bemühungen harmonisierte 
Maßnahme ansehen. 

Ich habe aus einem anderen Grunde sehr viel Ver-
ständnis dafür, daß die Postverwaltung geradezu ge-
zwungen ist, möglichst rasch an diese Gebührener-
höhung heranzukommen. Das hängt nämlich mit den 
Liquiditätsschwierigkeiten zusammen, in denen sich 
diese Verwaltung befindet. Aber auch das, meine 
Damen und Herren, ist keine ausreichende Entschul-
digung. Denn es ist einfach nicht so, daß erst das 
vorliegende Postgutachten gezeigt hätte, in welche 
Schwierigkeiten hinsichtlich der Geldflüssigkeit 
diese Verwaltung 1966 kommt. Ich bitte Sie, einmal 
im Postgutachten den Teil — es ist Seite 133 — über 
die Liquidität nachzulesen. Ich darf —. mit Genehmi-
gung des Herrn Präsidenten — den entscheidenden 
Absatz vorlesen: 

Auch wenn es 1965 noch gelingen mag, 

— das sind Überlegungen, die sich auf das Jahr 1964 
bezogen, in dem die Kommission ihre Arbeit begon-
nen hat; den Überlegungen lag das abgeschlossene 
Jahr zugrunde — 
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die Liquidität aufrechtzuerhalten, so erscheint 
sie für 1966 nicht mehr gegeben, wenn nicht die 
vorgeschlagenen Gebührenerhöhungen zu Be-
ginn des Jahres unverzüglich durchgeführt wer-
den, der Bund der Deutschen Bundespost die 
Ablieferung stundet und ihr die politischen 
Lasten abnimmt. 

Eine Erkenntnis, meine Damen und Herren, die nicht 
nur die Kommission hatte, sondern die auch der 
Verwaltungsrat schon Jahre zuvor gesehen hat, die 
im übrigen der Herr Bundesminister und seine 
Staatssekretäre in gleicher Deutlichkeit gesehen 
haben. Ich erinnere nur an die Abhandlungen in 
den Jahrbüchern für das Postwesen und für das 
Fernmeldewesen, an Ausführungen im „Archiv". 
Seit Jahren sieht man diese Gefahr, die um so 
größer wird, je größer der Investitionsbedarf wird 
und je verworrener die Verhältnisse am Kapital-
markt werden. 

Bei aller freundlichen Besprechung der Beschlüsse 
des Bundeskabinetts als einer wesentlichen Ände-
rung der Regierungspolitik gegenüber der Bundes-
post bleibt doch die Frage: Wie kommt man denn 
aus diesen Liquiditätsschwierigkeiten heraus, wenn 
die Verhältnisse am Kapitalmarkt so sind, wie wir 
sie zu beklagen haben, und wenn hinsichtlich der 
Placierung und der Konditionen, die der Bundespost 
eingeräumt werden, eine so eindeutige Benachtei-
ligung gegenüber anderen eintritt? Bundespost 7,6, 
die Länder, die vorher am Zuge waren, 8,11; in der 
Placierung hinter den Ländern, hinter anderen An

-

leihen. Da ist in der Kasse nichts mehr darin. Ich 
habe aus diesen Überlegungen volles Verständnis 
dafür, daß man jetzt, nachdem man nichts anderes 
gesehen hat, die große Hoffnung auf die Gebühren-
erhöhung setzt. Aber, meine Damen und Herren, 
was die politische Würdigung des Vorgangs an-
geht, können Sie von der Opposition nicht verlan-
gen, daß sie sich so einstellt, als ob alles politische 
Verhalten der Regierung, das zu dieser Situation 
geführt hat, nun mit einem Schlußstrich abgeschlos-
sen wäre, und daß sie sagt: „Na gut, müssen wir 
halt auch zu dieser Gebührenerhöhung in diesem 
Umfang, zu diesem Zeitpunkt und in dieser Kurz-
fristigkeit ja sagen." Können wir nicht tun! Wir 
werden auch nicht dagegen stimmen können, ganz 
einfach deshalb nicht, um der Öffentlichkeit klarzu-
machen, daß es auch für die Opposition nicht die 
Möglichkeit gibt, andere Wege ganz ohne Gebüh-
renerhöhung aufzuzeigen. Auch uns ist die Haus-
haltslage, ist die Finanzsituation des Bundes be-
kannt. Was die Frage betrifft, was man denn über 
die Beschlüsse der Bundesregierung hinaus tun 
könnte, so sind es im wesentlichen zwei Dinge: ein-
mal eine bessere Placierung, eine Einräumung bes-
serer Konditionen für die Bundespost am öffent-
lichen Kapitalmarkt, eine Zusage — nachdem es 
nicht gelingt, aus Haushaltsmitteln eine stärkere 
Aufstockung des Eigenkapitals durchzuführen — 
einer stärkeren Übernahme des Zinsen- und Schul-
dendienstes für die nächsten Jahre durch den Bun-
deshaushalt, und zum anderen — das halten wir 
für sehr wesentlich —, daß man das Veranlassungs-
prinzip auch seitens der Bundesregierung akzeptiert, 

mit der eindeutigen Zusage, von einem bestimmten 
Zeitpunkt an dieses Veranlassungsprinzip gelten zu 
lassen. 

Meine Damen und Herren, wenn Sie einmal den 
Antrag der CDU/CSU vom Juli 1964 nachlesen, 
den Antrag, den die Opposition vierzehn Tage vor-
her, im Juni, gestellt hatte, der vielleicht den ande-
ren Antrag inspiriert hat, unseren Fraktionsantrag 
auf Novellierung des Postverwaltungsgesetzes, den 
Versuch von Herrn Besold, ebenfalls einen Frak-
tionsantrag einzubringen, der nicht ganz gelungen 
ist, dann aber doch zu dem Antrag einer größeren 
Gruppe der CDU und der CSU geführt hat, dann 
finden Sie in allen diesen Anträgen übereinstim-
mend die erklärte Absicht, die politischen Lasten 
der Bundespost voll abzunehmen. Ich erinnere an 
Ihren Antrag, Herr Dr. Besold. Sie machen das in 
Ihrem Antrag sehr präzise; Sie sagen in zwei Tei-
len: einmal die bislang aufgelaufenen politischen 
Lasten und zum anderen die zukünftigen auf Grund 
eindeutiger Formulierungen im Gesetz. Auch wir 
machen diese Vorschläge für die Zukunft, einfach 
deshalb, weil man sicherstellen muß, daß sich nichts 
Neues ansammelt. Das wären, meine ich, zwei 
Dinge, die man fordern könnte. 

Ich sehe Herrn Miessner hier so gut erholt. Dabei 
erinnere ich mich an sein Interview als neuer Vor-
sitzender des Postausschusses. Sie sind ja nun viel 
weiter gegangen, Herr Miessner. Sie werden sich 
freundlicherweise an Ihr Interview erinnern. Sie 
haben gesagt: Wenn man nicht sofort die ganzen 
politischen Lasten abnimmt, wenn man nicht sofort 
die ganzc Ablieferung neu regelt und wenn m an 

nicht sofort das Eigenkapital aufzustocken beginnt, 
dann ist die Bundespost überhaupt nicht zu sanie-
ren. Ich stelle das heraus. Wir könnten es nachher 
zitieren, wenn Zweifel bestehen sollten. Sie sind 
da sehr weit gegangen. 

(Abg. Dr. Miessner: Das ist im Grunde 
auch richtig!) 

— Es freut mich, von Ihnen die Bestätigung zu hö-
ren. 

Warum sage ich Ihnen das jetzt? Weil der Post-
verwaltungsrat in seinem Arbeitsausschuß ein 
Junktim in einer ganz harten Form geschaffen hat 
— Herr Besold als Vorsitzender des Arbeitsaus-
schusses hat sich da einige Verdienste für die Bun-
despost erworben —, indem der Arbeitsausschuß 
der Bundesregierung eindeutig zu erkennen gibt: 
wir werden der Postgebührenerhöhung am 18. nicht 
zustimmen, wenn die Bundesregierung nicht gleich-
zeitig befriedigende Erklärungen auf den anderen 
Gebieten abgibt, die ebenfalls zu einer Sanierung 
gehören. Deshalb habe ich das zitiert. Denn die 
Frage, was für Sie befriedigend ist, wird ja nun 
interessant. Wenn Worte und Erklärungen einen 
Sinn haben sollen, müssen Sie doch das „befriedi-
gend" an dem messen, was Sie in der Öffentlichkeit 
bislang erklärt haben. Da kann ich Ihnen nur sagen: 
bei allem Verständnis für das Wenige, was die Bun-
desregierung beschlossen hat, kann das für uns 
nicht befriedigend sein. Dabei gehen wir in unse-
ren Forderungen und Vorstellungen nicht über das 
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hinaus, was für den Haushalt aus der jetzigen Sicht 
zumutbar erscheint. Es sind nur jene zwei genannten 
Punkte. Um hier aber nicht sozusagen U-Boot zu 
fahren: Die Forderung nach Fundierung des Ver-
anlassungsprinzips im Gesetz würde für die Zu-
kunft den Haushalt zunehmend belasten, und zwar 
in dem Umfange, in dem es nicht gelingt — aus 
politischen Überlegungen —, kostendeckende Ge-
bühren durchzuführen. Das sagen wir in diesem 
Zusammenhang eindeutig. 

Sehen Sie, dieses Gutachten hat nun, ich würde 
sagen, in einer guten Bestandsaufnahme doch im 
wesentlichen all das bestätigt, was immer unsere 
Sorgen waren, was die Sorge des Verwaltungsrats 
war. Das waren auch jene Sorgen, die Sie dazu ver-
anlaßt haben, eine Novellierung des Postverwal-
tungsgesetzes zu verlangen. Natürlich gibt es dane-
ben auch einige originäre Vorstellungen, die die 
Kommission entwickelt hat, so beispielsweise die 
Vorstellung hinischtlich des Umbaus der Organisa-
tion an der Spitze, einige Vorstellungen zum Rech-
nungs- und Finanzwesen. Ich möchte mich dazu 
nicht äußern. Die Opposition ist nicht der Meinung, 
daß sie sich hier sozusagen als erster dazu äußern 
sollte, ob der Postminister noch Postminister oder 
künftig Generaldirektor sein soll. Nach den Sorgen, 
die der Herr Minister Stücklen hier hin und wieder 
vortragen muß, könnte ich mir vorstellen, daß er 
sich manchmal als Generaldirektor wohler fühlt als 
als Minister. 

(Heiterkeit.) 

Aber das soll zunächst einmal Aufgabe der Bundes-
regierung sein, zu erklären, wie sie sich das vor-
stellt. 

(Abg. Leicht: Hat er im Auftrage der Bun

-

desregierung schon getan!) 

— Zu dieser Frage steht in der schriftlichen Stel-
lungnahme, Herr Leicht, daß das eine so umwäl-
zende Sache sei, daß die Bundesregierung noch 
keine Möglichkeit sehe, sich dazu zu äußern. 

(Abg. Leicht: Heute morgen!) 

— Ich glaube nicht, Herr Leicht, daß Sie diese Fest-
stellung in Übereinstimmung mit dem Postminister 
treffen können. Der Postminister hat wohlweislich 
zu dieser Sache nichts gesagt, und ich habe volles 
Verständnis dafür, daß er das heute früh nicht 
getan hat. 

Aber mit diesen Organisationsvorstellungen ist 
ja auch die Frage verbunden, ob man das Post- und 
das Fernmeldewesen organisatorisch nicht stärker 
trennen sollte. Dafür werden einige Gründe an-
gesprochen. Wir teilen diese Ansicht nicht in der 
Folgerung ibis  zur Spitze, aber wir halten die 
Gründe, die die Kommission für solche Überlegun-
gen angeführt hat, für erwähnenswert, und wir 
könnten uns vorstellen, daß man das, was die Kom-
mission bewegt hat, auf andere Weise erreichen 
kann, nämlich durch eine neue Verlagerung der 
Kompetenzen, der Zuständigkeiten, durch eine an-
dere Geschäftsordnung. Und da, meinen wir, wäre 
nicht die mittlere Ebene das Richtige, da denken 
wir an eine Umgruppierung im Postministerium. 
Wir halten die Frage nicht für entscheidend; ich 

wollte sie an dieser Stelle nur anmerken, und zwar 
deshalb, weil die Bundesregierung in ihrer Stellung-
nahme zu diesem Punkt sagt: Das muß alles sorg-
fältig geprüft werden. Ich würde sagen, uns über-
rascht das bei der mittleren Ebene etwas. 

Zu der Frage der Neuorganisation der Oberpost-
direktionen gab es einmal eine Stellungnahme des 
Bundesbeauftragten für die Wirtschaftlichkeit in der 
Verwaltung. Dann hat die Bundespost eine eigene 
Kommission eingesetzt; ich glaube, sie lief unter 
der Arbeitsbezeichnung „Geyer-Kommission" Und 
dann gibt es nun die Stellungnahme dieser Kom-
mission. Alle drei Kommissionen kamen überein-
stimmend zu dem Urteil: die landespolitischen Gren-
zen sind kein zulässiges Kriterium für die Abgren-
zung postalischer mittlerer Behörden. 

Ich glaube also, hier wäre die Prüfung an und 
für sich nicht mehr notwendig. Hier erwarten wir 
einfach, daß die Regierung oder das Bundespost-
ministerium zu irgendeinem Zeitpunkt einmal er-
kennen läßt, wie man sich diese Neuorganisation 
vorstellt. Sie muß ja nicht in einem Zuge vor sich 
gehen. Aber eine Zielvorstellung sollte man in der 
Öffentlichkeit einmal kundtun, um diese Zielvor-
stellung dann etappenweise anzustreben. 

Ich weiß, das gibt einige Schwierigkeiten mit den 
Landesregierungen. Aber das sollte nicht hindern, 
daß man einmal eine Zielvorstellung vorlegt. 

(Abg. Brück [Köln] : Das gilt nicht nur für 
die Post!) 

— Ja, würde ich sagen, das ist eine generelle Frage. 
Das ist zwar nicht das Thema von heute, Herr 
Brück, aber es wäre ein interessantes Thema. Es 
wäre reizvoll, einmal über mögliche Rationalisie-
rungserfolge durch Organisationsänderungen im ge-
samten Bereich der öffentlichen Verwaltung zu dis-
kutieren. Das wäre zwar für viele Leute nicht an-
genehm, aber es wäre interessant. 

(Abg. Leicht: Die Diskussion würde auch 
zu keinem Ergebnis führen!) 

Die Bundesregierung hat nun im einzelnen zu den 
Vorstellungen der  Kommission Stellung genommen. 
Ich will das in dieser ersten Debatte nicht tun, aber 
ich will versuchen, an vier Beispielen deutlich zu 
machen, wo es eine unterschiedliche Auffassung der 
Opposition gegenüber dem Standpunkt und der Be-
trachtungsweise der Kommission gibt. Das hängt 
damit zusammen, daß wir der Meinung sind — — 

(Abg. Schulhoff: Das gilt nicht nur für die 
Opposition allein!) 

— Zunächst kann ich nur für uns sprechen. Wir 
erwarten mit Spannung Ihre Äußerungen. 'Sie haben 
schon einiges in der Öffentlichkeit angekündigt. Da 
werden wir sicherlich noch manches hören. 

(Abg. Schulhoff: Das ist kein Evangelium!) 

Wir können an vier Beispielen zeigen, daß wir 
anderer Auffassung sind. Diese vier Punkte berüh

-

ren die Aufgabenstellung der Deutschen Bundespost. 
Ich hatte Gelegenheit, bei der Debatte anläßlich der 
Einbringung unseres Änderungsgesetzes zum Post-
verwaltungsgesetz für die Opposition den Stand- 
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punkt zu umreißen, den wir der Bundespost gegen-
über einnehmen. Ich darf aus Zeitgründen darauf 
verweisen. Daraus ergibt sich, daß wir nicht die Auf-
fassung der Kommission teilen können, daß bei-
spielsweise das Nebenstellengeschäft an die Indu-
strie abgegeben werden sollte; denn dadurch wird 
die Deutsche Bundespost in dem marktregulierenden 
Wettbewerb ausfallen und außerdem ihren bisheri-
gen Einfluß auf die Gestaltung der Nebenstellen

-

technik verlieren. Für uns ist es also ein Kriterium, 
daß man über die Bundespost Wirtschaftspolitik 
machen soll und kann. Sonst hätte sie ihre Stellung 
als öffentliche Verwaltung neu zu begründen. Die 
Marktregulierung ist dabei einer der  Gesichts-
punkte. 

Ein zweites Beispiel! Es wird vorgeschlagen, die 
Rundfunk- und Fernsehsender einer noch zu grün-
denden posteigenen Betriebsgesellschaft anzuschlie-
ßen. Auch hier können wir auf Grund folgenden Zu-
sammenhangs — und das ist ein zweiter Gesichts-
punkt — dem Vorschlag nicht beipflichten. Die Bun-
despost wind vielfältig auf dem Gebiet der Funk-
technik und des Funkwesens tätig. Sie würde sich 
eines wesentlichen Einflusses auf die Entwicklung 
und Forschung begeben, wenn sie diese Tätigkeit 
aufgeben würde. Wir befinden uns hier im übrigen 
in Übereinstimmung mit der Stellungnahme der 
Bundesregierung. 

An einem dritten Beispiel will ich zeigen, wo wir 
von einer grundsätzlich anderen Betrachtung der 
Aufgabenstellung der Bundespost zu anderen Ergeb-
nissen kommen. Es wird vorgeschlagen, den Zustell-
dienst, der, wie schon angeführt wurde, einer Ratio-
nalisierung wenig zugänglich ist, dadurch zu verbes-
sern, daß man Zustelleistungen aufgibt. Im einzelnen 
wird dabei aufgeführt, welche Leistungen reduziert 
werden könnten. Hier können wir im Interesse des 
Postservice, besonders der gleichmäßigen Gesamt-
bedienung der Bevölkerung, nicht folgen. 

Ein viertes Beispiel! Die Empfehlung der Kom-
mission, schlecht frequentierte Linien des Postreise

-

dienstes mit entsprechend ungünstiger Ausnützung 
der Kapazität der Fahrzeuge und des Fahrpersonals 
einzustellen, müssen wir auch im Zusammenhang 
mit der Entwicklung auf dem gesamten Sektor der 
Personenbeförderung sehen und deshalb widerspre-
chen. Dieser Widerspruch bezieht sich nicht auf eine 
andere Formulierung, die ich nachfolgend noch vor-
tragen will, wo wir in voller Übereinstimmung mit 
der Kommission sind. Ich will nur zeigen, wo die 
Grenzen sind. Es erscheint uns bei der gemeinwirt-
schaftlichen Verpflichtung der Bundespost nicht mög-
lich, daß sie sich von dem Dienst auf den unren-
tablen Strecken zurückzieht. Diese Dinge kann man 
nicht nur unter kaufmännischen Gesichtspunkten an-
passen. 

Ich will aber auch zeigen, wo wir auf diesem Ge-
biet mit der Kommission in voller Übereinstimmung 
stehen und eine Ausführung der Kommission zitie-
ren: 

Durch die weitere Zunahme des motorisierten 
Individualverkehrs und die weitere Verlage-
rung des Personenverkehrs von stillzulegenden 
Schienenstrecken auf den öffentlichen Straßen

-

verkehr wird es in manchen Fällen zu Über-
legungen über die Notwendigkeit und Zweck-
mäßigkeit einer völligen regionalen Neuord-
nung des Überlandverkehrs kommen müssen. 
Die Deutsche Bundespost muß sich solchen Ent-
wicklungen rechtzeitig und wendig anpassen, 
ohne das Nahziel einer nachhaltigen Verbesse-
rung der Eigenwirtschaftlichkeit ihres Omnibus-
dienstes aus den Augen zu lassen. 

Hier volle Übereinstimmung! Nur nicht in dieser 
generellen, rein kaufmännischen Betrachtung über 
das Fortführen von Linien! 

Meine Damen und Herren, ich hatte nicht die Ab-
sicht, die Gesamtvorschläge der Kommission zu den 
einzelnen Dienstzweigen im einzelnen zu erörtern. 
Ich wollte nur an diesen vier Beispielen deutlich 
machen, daß die Frage der Beeinflussung der Markt-
regulierung, die Frage des Einflusses auf die Ent-
wicklung der Technik, die Frage der Aufrechterhal-
tung des Postservice, unbeschadet, ob es sich um 
Landbevölkerung oder Stadtbevölkerung handelt, 
die Frage der Flächenbedienung es uns nicht immer 
gestatten, der Kommission in ihren Vorschlägen zu 
folgen. 

Die Kommission hat ja nun — und das wurde von 
Herrn Besold ausführlich gewürdigt — auch zu Fra-
gen des Finanzwesens, des Rechnungswesens und 
dgl. Stellung genommen. Hier gibt es viele Über-
einstimmungen, jedoch auch Bedenken, die dann 
noch im einzelnen im Postausschuß vorzutragen sind. 

Die Kommission betrachtet alle ihre Maßnahmen 
als Ganzes, ist aber auch im Hinblick auf die Haus-
halts- und Finanzsituation für ein stufenweises Vor-
gehen, allerdings mit bestimmten Zielvorstellungen, 
die unseres Erachtens durch die bisherigen Erklä-
rungen der Bundesregierung noch nicht voll über-
nommen wurden. 

Ich will einmal auf Grund der eingangs von mir 
genannten wenigen Zahlen versuchen, das, was die 
Bundespost eingeleitet hat, was die Bundesregie-
rung beschlossen hat, in einer Vorausschaurechnung 
zu erfassen und darzustellen, was notwendig wäre, 
um das Ziel, das die Kommission gesetzt hat, errei-
chen zu können. Meine Damen und Herren, es geht 
mir darum, deutlich zu machen, daß alle Bemühun-
gen der Bundespost und alle unsere Bemühungen 
für die Bundespost eingebettet sind in die gesamte 
Wirtschaftspolitik dieser Bundesregierung und daß 
der Erfolg des Bemühens um die Deutsche Bundes-
post im wesentlichen davon abhängig ist, inwieweit 
es der Bundesregierung gelingt, mit ihren wirt-
schaftspolitischen Vorstellungen die Ziele zu errei-
chen, die sie genannt hat. Ich darf noch einmal die 
Frage der Personalaufwendungen in Erinnerung ru-
fen. Wir sind dem Herrn Abgeordneten Besold 
außerordentlich dankbar für die freundlichen Worte, 
die er für das Personal gefunden hat. Aber, Herr 
Besold, beim Nachlesen Ihrer Ausführungen werden 
Sie selbst merken, daß Sie an einen Punkt kamen, 
wo Sie begannen, mit sich selbst im Widerspruch 
zu liegen. Am Schluß -Ihrer Rede, wo Sie in einer 
gewissen Begeisterung über eigene Zukunftsprog-
nosen 

(Abc. Dr. Besold: Im Gegenteil!) 
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davor gewarnt haben, diese Lohn- und Gehaltspoli-
tik so fortzusetzen — Sie sagten, da müsse eine 
Pause eintreten —, wurde Ihnen dann plötzlich wäh-
rend des Vortrages das Bedenkliche Ihrer volks-
wirtschaftlichen Sicht deutlich, indem Sie einschrän-
kend den Halbsatz angehängt haben: „natürlich nur, 
wenn die Unternehmer zum gleichen Zeitpunkt er-
klären können, sie werden die Preise stabil halten." 

(Zuruf des Abg. Dr. Besold.) 

Wissen Sie, Herr Besold, es ist einfach ein naiver 
Kinderglaube, anzunehmen, daß die Unternehmer 
jeweils erklären könnten und vor allen Dingen, 
wenn sie es erklären, daß sie es auch halten könn-
ten, daß die Preise stabil bleiben. Ich würde in einer 
realistischen Betrachtung einfach davon ausgehen, 
daß die Lohn- und Gehaltssummen steigen werden. 
Aber, sehen Sie, es ist eine Frage, inwieweit es 
gelingt, eine Preisstabilisierungspolitik zu betrei-
ben, ob zu dieser Zuwachsrate eine sogenannte In-
flationsrate kommt. Wenn man eine Voraus-
schauberechnung mit allen ihren Unbekannten 
überhaupt wagen soll: Wie schätzt man dann für 
die nächsten fünf Jahre die Zuwachsraten bei Lohn 
und Gehalt? Davon ist die Vorausberechnung ab-
hängig. Die Frage der Aufwendungen für die 
Betriebsführung ist eine Frage, die mit dieser Wirt-
schaftspolitik in Zusammenhang steht. Die Frage 
der nichtbetrieblichen Aufwendungen und Zinsen 
hängt damit zusammen, ob man den Kapitalmarkt 
in Ordnung bekommt und inwieweit man dann die 
Liquidität des Unternehmens im Übergang dadurch 
etwas absichert, daß man ihm entweder mehr Eigen-
mittel oder die Aufnahme von Schulden und Zins-
lasten am Kapitalmarkt zu besseren Konditionen 
ermöglicht. 

Unterstellt, der Bundesregierung gelingt es nicht, 
ihre Ankündigungen auf dem Gebiete der Wirt-
schaftspolitik zu verwirklichen — ich persönlich bin 
Pessimist, Sie werden mir das nachsehen müssen —, 
dann ergäbe sich, daß dieses Mehraufkommen aus 
der beabsichtigten Gebührenerhöhung nicht einmal 
dazu ausreicht, die nächsten zwei Jahre abzu-
decken. Dann ist die Bundespost schon wieder in 
der Kreide, wenn ich diesen volkstümlichen Aus-
druck benutzen darf. 

Unterstellt aber, der Bundesregierung würde es 
gelingen, mit ihrer Politik jene Zielvorstellungen 
zu erreichen, die das Wirtschaftssachverständigen-
gutachten genannt hat, dann wäre diese Gebühren-
erhöhung in der Tat schon dazu ausreichend, über 
die nächsten vier Jahre hinwegzukommen. Ich 
mache dabei eine Einschränkung; ich sehe, Sie 
schütteln mit dem Kopf, Herr Minister. Wir haben 
bei diesen Vorausberechnungen unterstellt, daß es 
bei den Investitionen bleibt, die im nächsten Investi-
tionsplan vorgesehen sind. 

Damit komme ich zum nächsten Punkt, zu der 
Frage der Investitionen. Die Stellungnahme der 
Bundesregierung dazu ist außerordentlich inter-
essant, nicht nur, weil sie einige Widersprüche in 
sich birgt; wahrscheinlich ist sie recht schnell gefer-
tigt. In der Stellungnahme der Bundesregierung 
heißt es z. B. im Vorwort: Wir werden die Ratio

-

nalisierung in verstärktem Maße fortsetzen, und 
eine Seite später heißt es dann: wie bisher fort-
setzen. Das „wie bisher" würden wir unterstreichen, 
nicht weil wir der Meinung sind, das sei richtig, 
sondern weil die Bundespost einfach nicht mehr 
Mittel haben wird, um etwas verstärkt zu tun. Das 
alles kostet Geld. 

Rationalisierungsmaßnahmen bei der Bundespost 
ohne Geld sind heute nicht mehr durchzuführen. Da 
bin ich in voller Übereinstimmung mit Ihnen, Herr 
Besold. Daß ein Verkehrszuwachs von 10 % mit 
einer Personalvermehrung von nur 2,5 % aufge-
fangen werden konnte, war ein Ergebnis der Ratio-
nalisierungsbemühungen, unstreitig. Aber die Mög-
lichkeiten von organisatorischen Änderungen, einer 
Stärkung der Arbeitsintensität und einer besseren 
Auslastung der Arbeitskraft bei der Bundespost 
sind ausgeschöpft. Alle weiteren Rationalisierungs-
erfolge muß sich die Bundespost teuer über viel, 
viel Investitionen erkaufen. 

Es ist einfach falsch, wenn die Kommission glaubt, 
bei steigenden Verkehrszahlen der Bundespost we-
gen der Wirkungen der Lohnkosten eine absolute 
Höchstzahl für die Arbeitskräfte festlegen zu sol-
len. Das ist nicht möglich. Hier sind wir auch der 
Bundesregierung — ich erkläre das ausdrücklich — 
dankbar für ihre Stellungnahme zu den Vorschlägen 
der Kommission zum Personalwesen. Wir hielten 
es für eine schlechte Sache, wenn irgend jemand der 
Meinung wäre, man könnte der Post dadurch hel-
fen, daß man weniger Leute ins Beamtenverhältnis 
bringt oder diejenigen, die im Beamtenverhältnis 
sind, weniger befördert als andere Beamte des 
öffentlichen Dienstes. Solche Dinge schlagen zurück. 
Sie sind keine Möglichkeit des Ausgleichs der Be-
triebsrechnung. 

Herr Besold, Sie haben in Ihren Ausführungen 
bezüglich des Personals am Schluß die Meinung 
vertreten, man müsse sich einfach darüber im klaren 
sein, daß man hier, wenn die Entwicklung so wei-
tergehe, mehr zurückhalten müsse. Ich will Ihnen 
in diesem Zusammenhang einmal folgendes erzäh-
len. Gestern kam ein Mann des Fernsehens zu mir, 
nachdem er ein Interview mit dem Bundespostmini-
ster hatte. Nun, ich kenne den Herrn Bundespost-
minister so gut, daß ich annehme, er hat es gar nicht 
so gemeint, wie es der Reporter- aufgefaßt hat. Der 
Herr kam zu mir mit der Frage, ob wir nicht vor 
der Kamera erklären könnten, daß wir uns, da das 
Defizit der Bundespost doch unzweifelhaft durch die 
ständigen Lohn- und Gehaltsforderungen entstehe, 
in Zukunft mehr zurückhalten, damit der Bundes-
post geholfen werden könne. 

Das sind so Überlegungen, die deshalb in der 
Öffentlichkeit wachsen, weil man das Defizit von 
vielen Seiten ständig nur mit den Personalkosten 
erklärt. Das ist eine Frage der Addition der Zahlen. 
Wenn Sie alle Ausgaben addieren und zuletzt die 
Lohnkosten dazuzuzählen, dann sind sie der grenz-
überschreitende Faktor. Sie können es auch anders 
machen und die politischen Lasten zuletzt aufzählen. 
Dann sind die politischen Lasten der grenzüber-
schreitende Faktor. 

(Beifall bei der SPD und der FDP.) 
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Wir leugnen gar nicht den Zusammenhang, daß 

ein Dienstleistungsbetrieb wie die Bundespost bei 
dieser Kostenstruktur auch aus diesen Gründen 
verpflichtet ist, von Zeit zu Zeit in eine Gebühren-
anpassung einzutreten. Nur sollte man die Diskus-
sion nicht so führen, daß man einerseits eine große 
Verneigung vor dem Postpersonal mit seinen vie-
len Leistungen macht und auf der anderen Seite 
mißverständliche Äußerungen tut, so daß Außen-
stehende annehmen: Aha, die unzulässigen Forde-
rungen der Gewerkschaften sind auch hier schuld. 
Die Beschäftigten der Bundespost sind ganz sicher 
nicht der Meinung, daß sie zu der pressure group 
gehören, die sozusagen die Marken für das setzt, 
was an Lohn und Gehalt richtig ist. Aber man wird 
ihnen doch nicht verargen, wenn sie auch nicht der 
Meinung sind, daß man gerade über ihren Lohn-
und Gehaltsverzicht eine große Bundesbehörde 
sanieren sollte. Sie sind vielmehr der Meinung, daß 
sie entsprechend ihren Arbeitsleistungen im Ver-
gleich zur übrigen Wirtschaft gerecht bezahlt wer-
den müssen. Dieser Anpassungsprozeß hat in den 
letzten Jahren die Steigerung um 8 % gebracht 
und wird sie wahrscheinlich auch zukünftig in der 
gleichen Höhe bringen, in der sich Gehaltsbewegun-
gen anzeigen. Dabei bleibt das Lohn- und Gehalts-
niveau des öffentlichen Dienstes — wie wir ja alle 
aus anderen Diskussionen wissen — um 8 bis 9 % 
bislang zurück. 

Bei dieser Vorausschau kommt man zu dem Punkt 
der Investitionen. Ich habe gar keinen Zweifel an 
der Richtigkeit der Zukunftsaussichten, die Herr 
Bundespostminister heute hier vorgetragen hat. 
Wenn ich dann nachlese, was insbesondere in der 
Stellungnahme der Bundesregierung zum Kommis-
sionsbericht über zukünftige Aufgaben steht, dann 
bleiben, selbst wenn ich da eine gewisse technische 
Schwärmerei abstreiche, Investitionsnotwendigkei-
ten, die mit den Beträgen, die der Bundespost zur 
Zeit zur Verfügung stehen oder ihr nach allem, was 
wir wissen, in den nächsten Jahren zur Verfügung 
gestellt werden, einfach nicht zu schaffen sind. 

In der Stellungnahme der Bundesregierung finden 
wir beispielsweise einen Punkt, der uns alle be-
schäftigt. Ich erinnere nur an die Fragestunden, in 
denen sich der Herr Postminister — manchmal mit 
wechselnden Argumenten — gegen Vorwürfe zur 
Wehr setzt und erklärt, daß die Bundespost eben 
nicht anders kann und daß eine Warteliste hinge-
nommen werden müßte. Die Bundesregierung sagt 
in ihrer Stellungnahme: Unterstellt, in den nächsten 
10 Jahren wächst der Bedarf an Hauptanschlüssen 
im Jahr um jeweils 10 %; dann müssen wir uns, um 
die Warteliste abzubauen, entweder ein Ziel von 
drei Jahren oder von fünf Jahren setzen; setzen wir 
uns ein Ziel von fünf Jahren, dann müssen wir 
Investitionen in einer bestimmten Größenordnung 
vornehmen, und zwar bei fünf Jahren in der Grö-
ßenordnung, daß jährlich 11-13% mehr Haupt-
anschlüsse eingerichtet werden können. — Tatsäch-
lich aber werden Investitionen nun in der Höhe 
vorgenommen, daß 8,5 % mehr Hauptanschlüsse im 
Jahr eingerichtet werden können. Wir wissen also 
heute schon, daß es aus diesen Gründen nicht ge- 

lingen wird, die Warteliste abzubauen. Natürlich 
werden Investition und Auswirkung auf die Warte-
liste nicht zeitgleich sein; es gibt eine Phasenver-
schiebung. Aber die Kürzung der Investitionen auf 
Grund des zur Zeit noch laufenden Fünfjahresplans 
wird bereits für das Jahr 1967, so vermutet man, 
wieder ein Anwachsen bei der Warteliste zur Folge 
haben. 

Wir müssen uns also, wenn wir schon in eine Zu-
kunftsbetrachtung der Bundespost eintreten, einfach 
darüber im klaren sein: wenn wir als Parlament die 
Ziele mit erfüllen wollen, die der Herr Postminister 
vorgetragen hat und die in der Stellungnahme der 
Bundesregierung stehen, dann sind die Beschlüsse 
der Bundesregierung auch hier nicht befriedigend. 

Meine Damen und Herren, ich habe versucht, mich 
in dieser ersten Lesung nicht in Details zu verlieren, 
sondern aufzuzeigen, wo es grundsätzliche Mei-
nungsverschiedenheiten auf Grund anderer Betrach-
tungsweisen gibt, und zwar insbesondere dort, wo 
es uns im Hinblick auf die beabsichtigte Gebühren-
erhöhung notwendig erschien, unseren Standpunkt 
in aller Deutlichkeit öffentlich zu präzisieren. Die 
weitere Beratung im Postausschuß wird uns Ge-
legenheit geben, zu Detailproblemen noch ausführ-
licher Stellung zu nehmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Miessner. 

Dr. Miessner (FDP) : Herr  Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Der Minister für das 
Post- und Fernmeldewesen hat zu Beginn der heu-
tigen Sitzung eine umfassende Stellungnahme der 
Bundesregierung zu dem Gutachten der Sachver- 
ständigen vom 6. Dezember 1965 abgegeben und 
zunächst den Mitgliedern der Kommission für ihre 
Arbeit gedankt. Auch ich möchte damit beginnen, 
in meiner Eigenschaft als Vorsitzender des Postaus-
schusses des Bundestages allen Mitgliedern der 
Sachverständigen-Kommission für ihr umfassendes, 
sachliches und gründliches Gutachten im Namen 
aller Mitglieder des Postausschusses zu danken. 

Das Gutachten hat die aktuellen Probleme der 
Bundespost mit aller Deutlichkeit aufgezeigt. Man 
hat sich dabei auch nicht gescheut, den politischen 
Instanzen — also damit auch dem Bundestag — 
wegen mancherlei Versäumnisse in der Vergangen-
heit den Spiegel vorzuhalten. Auch das Personal der 
Bundespost beobachtet seit Jahren mit Sorge den 
fortschreitenden finanziellen Verfall der einst so 
gesunden Deutschen Bundespost. Es ist gewiß für 
die Mitarbeiter der Post eine wenig erfreuliche 
Situation, einem defizitären Betrieb anzugehören, 
obwohl das von der Sache her im Grunde gar nicht 
so zu sein brauchte. 

Namens der FDP-Fraktion nehme ich nun zu dem 
Gutachten wie folgt Stellung. Die gegenwärtige 
schlechte finanzielle Lage der Deutschen Bundespost 
wird im besonderen Maße von drei Fakten geprägt, 
nämlich der zu geringen Höhe des Eigenkapitals, 
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den nicht kostengerechten Gebühren und den be-
triebsfremden Lasten. 

Zunächst zur Kapitalstruktur. Unter dem Zwang 
der Verhältnisse mußte die Deutsche Bundespost 
seit dem Jahre 1949 die betriebsbedingte Expansion 
fast völlig durch Inanspruchnahme fremder Mittel 
finanzieren. Dies führte dazu, daß das Vermögen 
der Deutschen Bundespost nunmehr zu 12,1 % aus 
Eigenkapital und zu 87,9% aus Fremdkapital be-
steht. Das bedeutet, daß die Bundespost bei einem 
Gesamtkapital von 13,2 Milliarden DM nur über 
ein Eigenkapital von 1,6 Milliarden DM verfügt. 

Der Rückgang des Eigenkapitals ist auf mehrere 
Faktoren zurückzuführen. Zunächst mußten die in 
den Jahren 1952, 1953, 1957 und 1958 sowie 1961 
bis 1964 aufgetretenen Verluste der Deutschen Bun-
despost zwangsläufig das Eigenkapital mindern, 
weil seitens des Bundes, der der Eigentümer der 
Post ist, kein Ausgleich erfolgte. Die Gesamtsumme 
aller Verluste in den angegebenen Jahren betrug 
immerhin über 1,3 Milliarden DM. 

Angesichts der seit langem viel zu gering gehal-
tenen Postgebühren wurde die Post auf vielen Ge-
bieten zu Leistungen weit unter Selbstkosten ge-
zwungen. Damit war es der Deutschen Bundespost 
naturgemäß nur sehr begrenzt möglich, die notwen-
digen Investitionen aus eigenen Mitteln zu finan-
zieren. Die Kommission hat auch dies mit aller 
Deutlichkeit hervorgehoben. 

Schließlich wurde die Post durch eine viel zu hohe 
Ablieferungsquote an den Bund in zusätzlichem 
Maße belastet. Seit 1948 sind 4,9 Milliarden DM 
aus der Postkasse in den Bundessäckel geflossen. 
Auch das muß an dieser Stelle einmal gesagt wer-
den. Das ist eine ungeheure Belastung, der die 
Deutsche Bundespost ausgesetzt war, und das in 
einer Zeit, in der der Bund als Eigentümer bei ver-
nünftiger wirtschaftlicher Überlegung in seinen 
sich ständig vergrößernden Betrieb eigentlich Mittel 
zur Stärkung des Eigenkapitals hätte hineinstecken 
müssen. Welche Folgen die Vernachlässigung der 
Kapitalstruktur für die Deutsche Bundespost hat, 
geht schon allein daraus hervor, daß für die Ver-
zinsung des Fremdkapitals im Jahre 1966, wie ja 
heute in der Diskussion auch schon gesagt worden 
ist, rund 550 Millionen DM aufgebracht werden 
müssen. 

Für die Schuldentilgung sind darüber hinaus in 
der Zukunft jährlich rund 1,3 Milliarden DM zu er-
bringen. Daß eine solche Last sehr bald zum finan-
ziellen Ruin führen muß, braucht man im einzelnen 
wohl gar nicht zu erläutern. 

Die Kommission hat deshalb auch zu Recht mit 
Nachdruck darauf verwiesen, daß das Investitions-
programm der Post sehr eingeschränkt werden 
müßte, wenn die Kapitalstruktur der Post nicht 
wesentlich umgestaltet würde. Die Folgen für die 
gesamte deutsche Volkswirtschaft, aber auch für 
jeden einzelnen Staatsbürger wären sehr weittra-
gend. Man denke beispielsweise nur an die Zahl 
derjenigen, die  auf die Einrichtung eines Fernsprech-
anschlusses warten. Anfang 1966 lagen über 294 000 

Anträge vor. Auch darauf ist in der Debatte bereits 
mehrfach hingewiesen worden. 

Eine solche retardierende Entwicklung wäre aber 
nicht nur für die Volkswirtschaft, sondern auch für 
die Bundespost sehr nachteilig. Denn in der Vergan-
genheit hat sich gezeigt, daß gerade ein hoher Kapi-
taleinsatz, insbesondere auf dem kapitalintensiven 
Fernmeldesektor, die Wirtschaftlichkeit und Renta-
bilität der Deutschen Bundespost am ehesten ge-
währleistet. 

Die zweite große Ursache für die augenblicklichen 
Schwierigkeiten bei der Deutschen Bundespost ist 
das in den letzten 15 Jahren leider immer wieder 
verfolgte Prinzip, die Postgebühren als politische 
Preise zu betrachten. In dieser Hinsicht haben die 
Sachverständigen ein erfreulich offenes Wort ge-
sprochen. Wir sollten ihnen dafür besonders dank-
bar  sein. 

Ich halte es für angebracht, dazu die sehr harten 
Sätze aus dem Gutachten hier einmal vor aller 
Öffentlichkeit zu zitieren: 

Es läuft auf Kurieren an Symptomen und auf 
ökonomisch nutzlose Augenwischerei hinaus, 
wenn einzelne Preise von politischen Instanzen 
entgegen den wirtschaftlichen Realitäten am 
Steigen gehindert werden. ... Verhindert die 

. Regierung oder das Parlament, daß die Kunden 
der Post den vollen Gegenwert für die von 
ihnen in Anspruch genommenen Leistungen be-
zahlen, dann werden die nicht gedeckten Kosten 
früher oder später von anderen Schichten der 
Bevölkerung übernommen werden müssen. 

Mit dem Hinweis auf „andere Schichten" kann 
natürlich nur der Steuerzahler generell gemeint sein. 
Das sollte man bei allen politischen Preisen der 
öffentlichen Hand stets bedenken! 

Es gehört nach meiner Meinung zu einer verant-
wortungsvollen Finanzgebarung der öffentlichen 
Hand, daß man Waren und Leistungen aus eigenen 
Wirtschaftsbetrieben grundsätzlich nicht unter Wert 
entnimmt oder abgibt. Wenn sich das ein privater 
Kaufmann leistet, dann geht er unweigerlich in Kon-
kurs. Was aber in diesem Punkt in wirtschaftlicher 
Hinsicht für einen privaten Kaufmann gilt, sollte 
entsprechend auch für die öffentliche Hand gelten. 

Wir halten es daher für 'absolut notwendig, daß 
die Post- und Fernmeldegebühren die volle Kosten-
deckung einschließlich einer angemessenen Verzin-
sung des Eigenkapitals und eines Beitrags zur In-
vestitionsfinanzierung gewährleisten. 

Was das Sonderproblem des Kostenausgleichs 
innerhalb der einzelnen Dienstzweige der Deutschen 
Bundespost 'betrifft, so sind wir der Meinung, daß 
grundsätzlich jeder einzelne Dienstzweig die von 
ihm verursachten Kosten selbst decken sollte. Auch 
damit 'befinde ich mich in Übereinstimmung mit den 
Ausführungen meiner Vorredner. Nur in ganz be-
sonderen Fällen sollte, wie auch die Bundesregie-
rung in ihrer Stellungnahme ausführt, eine Kosten-
unterdeckung zugelassen werden. 

In diesem Zusammenhang sei mir gestattet, rück-
blickend kurz noch einmal etwas zu dem Telefon- 
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gebührenstreit vor zwei Jahren zu bemerken. Vor 
zwei Jahren sind reichlich einseitig nur die Kosten 
im Dienstzweig Fernmeldewesen in Ordnung ge-
bracht worden, nicht dagegen auch im Postdienst, 
in dem die Kostenunterdeckung inzwischen fast die 
Milliardengrenze erreicht hat. Was damals ganz 
offensichtlich unter dem von der Freien Demokra-
tischen Partei stark kritisierten Gedanken eines 
globalen Kostenaustausches zwischen den einzel-
nen Dienstzweigen Fernmeldewesen einerseits und 
Postwesen andererseits geregelt wurde, konnte in 
dieser Einseitigkeit nicht lange Bestand haben. Jetzt 
müssen die Konsequenzen für den Dienstzweig Post-
wesen gezogen werden. Vor diesem Problem stehen 
wir heute. 

Noch ein Wort zu einem Teilproblem, nämlich zur 
Kostenunterdeckung bei den Gebühren im Postzei-
tungsdienst. Das Sachverständigengutachten weist 
darauf hin, daß die über eine Verbilligung des 
Bezugs von Zeitungen verfolgten staatspolitischen 
Ziele der Bundesregierung grundsätzlich nicht zu 
Lasten der Finanzen des Posthaushalts gehen soll-
ten. Um welche Summen es dabei geht, wird deut-
lich, wenn man die für das Jahr 1965 auf rund 220 
Millionen DM geschätzte Kostenunterdeckung be-
trachtet. Im Postzeitungsdienst vollbringt damit die 
Deutsche Bundespost in der Tat eine so beachtliche 
staatspolitische Leistung, daß dies hier einmal vor 
aller Öffentlichkeit festgestellt werden muß. 

Die Kommission nimmt zu der Frage der Gebüh-
ren im Postzeitungsdienst einen sehr harten Stand-
punkt ein und verlangt, daß die Bundesregierung 
die entsprechenden Mittel,  die für die Verbilligung 
des Zeitungsbezugs erforderlich sind, der Post ge-
sondert erstattet. Wenn man das kaufmännische 
Prinzip der vollen Kostendeckung auch für den 
Postzeitungsdienst konsequent durchführen würde, 
so wäre in der Tat entweder nur eine Verteuerung 
des Postzeitungsdienstes oder eine entsprechende 
Abgeltung durch den Bund möglich. 

Wir sind jedoch der Meinung, daß im Postzei-
tungsdienst historisch gewachsene Sonderverhält-
nisse vorliegen. Wir billigen deshalb die Stellung-
nahme der Bundesregierung zum Postzeitungsdienst, 
wonach die Lösung dieser Frage in Form einer stu-
fenweisen Angleichung behutsam angefaßt werden 
soll. Dabei sollte auch bedacht werden, daß eine 
Verteuerung die Heimatzeitungen, die ihre Zei-
tungspakete oft in viele kleine Orte versenden müs-
sen, besonders hart treffen würde. 

Die Öffentlichkeit muß sich bei der Betrachtung 
der Postgebühren unter dem Gesichtspunkt der 
Kostendeckung auch darüber im klaren sein, daß 
bei einem so lohnintensiven Dienstzweig wie dem 
Postwesen höhere Lohn- und Gehaltskosten nur in 
begrenztem Umfang durch Rationalisierung und 
Automatisierung aufgefangen werden können. Auch 
das wurde ja von meinen Vorrednern bereits ge-
sagt. Es sind dem Dienstzweig Postwesen natür-
liche Grenzen hinsichtlich des Ersatzes der mensch-
lichen Arbeitskraft durch Maschinen gesetzt. Es 
wurde bereits ausgeführt, daß hier die Grenze im 
wesentlichen erreicht worden ist. Denken wir bei-
spielsweise an den Briefträger, der auch heute noch  

nicht durch eine Maschine ersetzt werden kann. So-
weit mir bekannt ist, hat der Bundespostminister 
zur Zeit auch noch nicht vorgesehen, die Briefe über 
eine eigene Rohrpostanlage in jeden Haushalt zu 
schießen. Da andererseits die wahrlich nicht zu den 
Spitzenverdienern unserer Gesellschaft zählenden 
Postbediensteten auch einen berechtigten Anspruch 
auf Lohn- und Gehaltserhöhungen im Rahmen des 
Zuwachses des Sozialprodukts haben, wird man auch 
in Zukunft steigende Personalkosten bei der Bun-
despost in Rechnung stellen müssen. Da sich diese, 
wie gesagt, nur sehr begrenzt auffangen lassen, 
wird die Deutsche Bundespost beim Postdienst im-
mer wieder vor die Gebührenfrage gestellt sein. 
Der Dienstzweig Postwesen wird wohl niemals — 
das muß hier einmal mit aller Nüchternheit gesagt 
werden — in der Lage sein, in ähnlichem Maß wie 
der andere Dienstzweig, Fernsprechwesen, Personal-
kostensteigerungen durch technische Maßnahmen 
voll aufzufangen. 

Ich komme nun zu dem dritten eingangs erwähn-
ten Problemkreis. Neben der Kapitalausstattung und 
der Preisgestaltung spielen die betriebsfremden 
Lasten eine für die  Wirtschafts- und Finanzstruktur 
der Post bedeutsame Rolle. Mit den betriebsfremden 
Lasten wird die Post zur Zeit in Höhe von rund 550 
Millionen DM belastet, mit dem Zeitungsdienst — 
je nachdem wie man rechnet — entsprechend höher. 
Seit der Währungsreform wurden ihr damit rund 
5,4 Milliarden DM an zusätzlichen Lasten, die nichts 
mit dem Betrieb zu tun haben, aufgebürdet. 

Für die Freien Demokraten stellt sich nun im 
Grundsatz nicht die Frage, in welcher Höhe die Post 
an diesen betriebsfremden Lasten künftig beteiligt 
sein soll. Wir meinen vielmehr, daß die Post logi-
scherweise damit überhaupt nicht belastet werden 
darf, und streben damit die völlige Beseitigung 
dieser Lasten oder die Übertragung dieser . Lasten 
auf den Bundeshaushalt an. 

Zu den hauptsächlichen betriebsfremden oder po-
litischen Lasten der Post zählen das Auszahlen der 
Renten — 1965 voraussichtliche Kostenunterdek-
kung in Höhe von 45 Millionen DM —, die Ver-
günstigungen im Omnibusverkehr für Schüler - 
1965 voraussichtliche Unterdeckung in Höhe von 23 
Millionen DM — sowie die Zahlung von Versor-
gungsbezügen an Kriegsopfer — 1965 voraussicht-
liche Unterdeckung in Höhe von 61,1 Millionen DM 
—; nicht zu vergessen sind hier auch die Versor-
gungslasten für die vertriebenen Beamten in Höhe 
von 117 Millionen DM jährlich. Ich möchte mich hier 
nicht im einzelnen mit diesen betriebsfremden 
Lasten befassen, möchte aber meinen, daß es viel-
leicht zweckmäßig wäre, wenn sich eine intermini-
sterielle Kommission mit dem Abbau der betriebs-
fremden Lasten bei der Deutschen Bundespost näher 
befaßte. 

Meine Damen und Herren, ich habe mich damit, 
wie auch meine Vorredner, bewußt auf die drei 
wesentlichsten Punkte beschränkt, die für die finan-
zielle Sanierung der Deutschen Bundespost von Be-
deutung sind. Wir müssen uns aber darüber im kla-
ren sein, daß auch das Postverwaltungsgesetz vom 
24, Juli 1953, das vielleicht schon im Jahre 1953 der 
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damals voraussehbaren Entwicklung des deutschen 
Post- und Fernmeldewesens nicht ganz entsprach, 
heute naturgemäß stark reformbedürftig ist. Ohne 
auf Einzelheiten einzugehen, möchte ich deshalb 
die Bundesregierung bitten, dem Bundestag baldigst 
den Entwurf einer Novelle zum Postverwaltungs-
gesetz vorzulegen. 

Ich möchte nun noch eine Einzelfrage herausgrei-
fen, die in der Öffentlichkeit erörtert worden ist. 
Gelegentlich wird der Deutschen Bundespost der 
Vorwurf gemacht, sie habe in den vergangenen 
Jahren zu schnell und zu viel automatisiert; insbe-
sondere habe sie ihr Fernsprechnetz zu schnell aus-
gebaut. Das sei in erster Linie der Grund dafür ge-
wesen, daß sie sich so stark verschuldet habe. 

Dieser Kritik möchte ich entgegenhalten, daß ge-
rade durch den massierten Ausbau der Fernmelde-
einrichtungen, insbesondere in den Ballungszentren 
der Bundesrepublik, ein höchstmöglicher Grad an 
Wirtschaftlichkeit auf diesem Sektor erzielt werden 
konnte. Das gilt sogar unter dem Gesichtspunkt, 
daß hierfür ein außerordentlich hoher Kapitalauf-
wand erforderlich war. Unter den großen Industrie-
ländern der Welt ist das Nachrichtenwesen der 
Deutschen Bundespost mit das fortschrittlichste. Mit 
großer Freude habe ich vernommen, daß der Fern-
sprechverkehr, der heute schon zu über 96 % voll 
automatisiert ist, im Jahre 1970 seinen 100%igen 
Ausbau erreicht haben wird. Wir halten die Leistun-
gen der Deutschen Bundespost sowohl für unsere 
gesamte Volkswirtschaft als auch im Hinblick auf 
das weitere Zusammenwachsen der Völker für emi-
nent wichtig. Denken Sie nur an die in der Nähe 
von München errichtete Erdefunkstelle Raisting, die 
es uns ermöglichte, über Satelliten einen direkten 
weltweiten Nachrichtenverkehr durchzuführen. Die 
erst kürzlich erfolgte Fernseh-Life-Übertragung, die 
von mehreren hundert Millionen Zuschauern ge-
sehen werden konnte und bei der verschiedene Ge-
sprächspartner in Europa und in Amerika zu glei-
cher Zeit miteinander diskutierten, verdeutlicht den 
hohen Rang unseres Nachrichtenwesens. 

Lassen Sie mich noch kurz auf mein Zeitungsinter-
view eingehen, das von meinem Vorredner, Herrn 
Gscheidle, sinngemäß völlig richtig wiedergegeben 
worden ist. Mit Genehmigung des Herrn Präsiden-
ten darf ich jetzt vielleicht einmal die Stelle, die 
gemeint war, wörtlich zitieren. Vor vier Wochen 
habe ich dort in dem Interview zum Schluß gesagt: 

Das Schlimmste, was der Post passieren könnte, 
wären jetzt unvollkommene Teilmaßnahmen, 
z. B. etwa nur eine Gebührenerhöhung ohne 
Kapitalauffüllung und ohne Beseitigung der be-
triebsfremden Lasten. Mit aller Schärfe möchte 
ich daher zum Schluß sagen: nur alle drei Maß-
nahmen zusammen können die Post sanieren; 
alles andere würde nur eine kurze Verschie-
bung der Krise bedeuten. 

Mit diesem Interview habe ich im Grunde — nur 
vielleicht in besonders pointierter Weise — nichts 
anderes gesagt als das, was Herr Besold und Herr 
Gscheidle ebenfalls ausgeführt haben. Alle dieje-
nigen, die sich mit den Fragen-der Post befassen und 

insbesondere auch das Gutachten der Sachverstän-
digen studiert haben, müssen sich darüber klar ge-
worden sein, daß mit einer Maßnahme allein hier 
im Augenblick nicht mehr weiterzukommen ist. 

Herr Gscheidle, selbstverständlich wäre es sehr 
schön, wenn der Bund jetzt der Deutschen Bundes-
post in einer Summe etwa 4 Milliarden DM auf den 
Tisch legen und damit etwa ein Drittel ihres Ge-
samtkapitals als Eigenkapital zur Verfügung stel-
len könnte. Jeder von uns weiß aber, daß das in die-
ser Form bei der angespannten Haushaltslage im 
Augenblick natürlich nicht möglich ist. Die Lösung 
eines solchen Finanzproblems kann daher naturge-
mäß gar nicht anders erfolgen als eben in einem 
irgendwie gearteten Stufenplan. Aber ich möchte 
das, was der Sprecher der Opposition gesagt hat, in-
sofern unterstützen. Die Dinge müssen schon jetzt 
sichtbar und eingeleitet werden. Es geht nicht an, 
etwa die Maßnahmen der Kapitalsanierung nur mit 
einem allgemeinen unverbindlichen Hinweis anzu-
deuten. Sie müssen vielmehr in diesem Zeitpunkt 
mitbehandelt werden und klargestellt werden, da 
sonst die Sanierung mit einer oder mit zwei der er-
forderlichen Maßnahmen allein nicht erfolgreich 
ausgehen würde. 

Wir begrüßen es daher gerade mit Rücksicht auf 
die hier so pointiert herausgestellte Notwendigkeit 
der Verbesserung der Kapitalstruktur der Post sehr, 
daß sich der Bundesminister der Finanzen und der 
Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen 
dahin verständigt haben, die Kapitalsanierung nun-
mehr schrittweise — n e b en  der Gebührenerhö-
hung — einzuleiten. So wird die Bundesregierung 
von der Bundespost vom 1. Januar 1967 an nur noch 
eine Ablieferung verlangen, die einer 7 %igen Ver-
zinsung des Eigenkapitals entspricht, und den Rest 
zur Ansammlung von Eigenkapital zur Verfügung 
stellen. Des weiteren hat der Bund zugesagt, für je 
300 Millionen DM in den Jahren 1965 und 1966 auf-
genommenes bzw. aufzunehmendes Fremdkapital 
den Kapitaldienst zu übernehmen. 

Darüber hinaus ist der Bund bereit, vom 1. Januar 
1967 an jährlich für 500 Millionen DM neu aufzu-
nehmendes Fremdkapital die Verzinsung und auch 
die Amortisation so lange zu tragen, bis der vorge-
sehene Eigenkapitalanteil von einem Drittel des Ge-
samtkapitals erreicht ist. Gesamtkapital 12 bis 
13 Milliarden DM, ein Drittel zur Zeit also etwa 
4 Milliarden DM. 

Wir stellen zu diesen soeben genannten Einzel-
heiten mit Befriedigung fest, daß sie ein erfreuliches 
Zeichen einer guten Zusammenarbeit zwischen dem 
Ressortminister und dem Finanzminister sind. 

Wir beantragen Überweisung des Gutachtens an 
den Postausschuß unter Mitberatung des Haushalts-
ausschusses. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Conring. 

Dr. Conring (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Bisher haben nur Abgeordnete 
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gesprochen, die zugleich auch dem Postverwaltungs-
rat angehören. Von allen Parteien wurden heute 
Redner auf die Tribüne gesandt, die dem Postverwal-
tungsrat angehören, nachdem der Postminister sei-
nerseits gesprochen hatte. Es ist für den, der diesem 
Gremium nicht angehört, etwas schwierig, sich mit 
diesen Postverwaltungsräten auseinanderzusetzen. 
Ein Teil dieser Angelegenheit gehört ja ohnehin in 
den Postverwaltungsrat selbst, der morgen tagen 
wird. 

Deshalb will ich mich auf einige wenige all-
gemeine Bemerkungen beschränken. Ich meine, wir 
sollten, nachdem hier so viel Zusammenklingendes 
und auch Gegensätzliches gesagt ist, uns nicht mehr 
damit beschäftigen, Dinge zu wiederholen, die schon 
hinreichend gesagt sind; damit wird der Sache 
selbst, glaube ich, nicht gedient; es ist etwas zu 
zeitraubend. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, natürlich muß jeder 
Redner damit beginnen, daß er anerkennt, daß die 
Sachverständigen gute Arbeit geleistet haben. Das 
muß ich ebenfalls tun. Es ist mir auch ein wirkliches 
Bedürfnis, das zu tun; denn ich habe das Gutachten 
genau gelesen und bin zu der Überzeugung gekom-
men, daß es mit großer Sachkunde, mit ebenso gro-
ßer Gewissenhaftigkeit und mit großer Gründlich-
keit angefertigt ist, so daß in der Tat der Postver-
waltungsrat und das Postministerium daraus viel 
Gutes entnehmen können. 

Ich bin auch — entgegen der Meinung des Herrn 
Gscheidle — der Auffassung, daß die Regierung 
rasch reagiert hat, indem sie zu dem Gutachten 
ohne Zeitverlust ihre Stellungnahme mitgeteilt hat 
und indem der Postminister ebenso rasch dem Post-
verwaltungsrat die Maßnahmen vorgeschlagen hat, 
die hoffentlich morgen beschlossen werden. 

Vom Grundsätzlichen her scheint mir wichtig zu 
sein, daß die Sachverständigen deutlich herausge-
stellt, unterstrichen und dies selbst als einen der 
wichtigsten Punkte ihrer Ausführungen bezeichnet 
haben, daß die Post ein großes wirtschaftliches 
Dienstunternehmen ist. Es scheint so, als wenn das 
hier und da in der Vergangenheit etwas in den 
Hintergrund getreten ist. Ein großes Dienstunter-
nehmen muß natürlich darauf achten, daß die Preise 
für seine Dienstleistungen auch die Kosten decken. 
Das sollte eine Selbstverständlichkeit sein, auch bei 
einem öffentlich betriebenen Dienstunternehmen. 
Und der Kunde muß sich darüber klar sein, daß er 
in den Preisen (Gebühren) die Kosten bezahlen muß, 
wenn er Dienste in Anspruch nimmt. Das muß er in 
allen Bereichen der Wirtschaft, das muß er auch in 
dem Bereich eines öffentlichen Dienstunternehmens 
tun. Würde man sich von dieser Auffassung entfer-
nen, dann würde man damit gleichzeitig sagen, ir-
gendein anderer muß die Dienstleistungen teil-
weise bezahlen. Und wer sollte dann der andere 
sein? Der Steuerzahler? Er wäre schließlich „der an-
dere". Wenn man aber die Frage so stellt: soll ein 
Teil etwa z. B. der Paketgebühren oder der Post-
überweisungsgebühren vom Steuerzahler getragen 
werden, oder muß nicht derjenige, der die Post be-
nutzt, diese Dienstleistung bezahlen?, dann wird 

man doch wahrscheinlich zu dem Ergebnis kommen: 
der Benutzer bezahlt die Dienstleistungen, die er in 
Anspruch nimmt. Das ist, glaube ich, ein gesunder 
Grundsatz, an dem man festhalten muß. Ich freue 
mich, daß die Sachverständigen das deutlich gesagt 
haben, und wir sollten nicht dazu beitragen, diesen 
Gesichtspunkt wieder in den Hintergrund treten zu 
lassen. Es sollte auch einmal im Postverwaltungs-
rat — hier würde das wohl etwas zu weit führen — 
genau präzisiert werden, worin eigentlich der ge-
meinnützige Charakter der Post besteht und wie 
weit die Gemeinnützigkeit praktisch in. den Einzel-
bereichen der Post zu gehen hat. Sie kann jedenfalls 
nicht so weit gehen, daß die Dienstleistungen teil-
weise vom Steuerzahler bezahlt werden, wie das 
in der Vergangenheit leider hier und da der Fall 
gewesen ist. Auch diejenigen, die von dieser sicher 
unpopulären Maßnahme der Postgebührenerhöhung 
betroffen werden, werden auf die Dauer einsehen, 
daß ein Dienstleistungsunternehmen nicht anders 
handeln kann. Das ist hier ja von allen Seiten so 
deutlich gesagt worden, daß ich es nicht zu wieder-
holen brauche. 

Wenn man die Frage prüft, wie die Post gesund 
erhalten werden kann, dann prüft man natürlich 
zunächst: Können die Ausgaben vermindert wer-
den? Auf diesem Gebiet ist hier bereits das Nötige 
über die Rationalisierung deutlich gesagt worden; 
ich brauche es nicht zu wiederholen. Aber es ist 
doch auch angeklungen, daß bei den Bemühungen, 
die Ausgaben zu senken, der Bund nicht genug tue. 
Meine Damen und Herren, es muß einmal deutlich 
werden — es ist auch in der Rede von Herrn Miess-
ner schon angeklungen —: der Bund tut in  diesem 
Zusammenhang für das Jahr 1966, für das Jahr 1967 
und das Jahr 1968 sehr viel! 

Die Größenordnungen sind etwa folgende: Die 
Postgebührenerhöhungen sollen etwa 500 Millionen 
DM bringen. Der Bund leistet für 1966 praeter 
propter 450 Millionen DM dazu, indem er in der 
Hauptsache auf die Ablieferung der Post verzichtet. 
Wenn Sie sich nun das eben Gesagte in die Erinne-
rung zurückrufen — der Postbenutzer oder der 
Steuerzahler soll bezahlen —, werden Sie, unter 
diesem Gesichtspunkt betrachtet, einmal 500 Mil-
lionen DM mit 450 Millionen DM vergleichen müs-
sen. Ich weiß wohl, das kann man nicht ohne wei-
teres für sich allein betrachten. Aber man muß doch 
auch in diesem Zusammenhang sehen, daß der 
Bund, sprich der Steuerzahler, erhebliche Leistungen 
erbringt. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Es ist hier, meine ich, auch etwas zuwenig über 
die Ablieferungspflicht der Post gesagt worden. 
Es ist so getan worden, als wenn es unvernünftig 
sei, so etwas zu verlangen, und als wenn es unge-
rechtfertigt sei, daß z. B. aus dem Posthaushalt im 
Jahre 1964 über 500 Millionen DM in den Bundes-
haushalt hätten gezahlt werden müssen. 

(Zurufe von der SPD.) 

Meine Damen und Herren, nach meinem Dafür-
halten ist es nötig, hier ein kurzes Wort darüber zu 
sagen — damit es in der Erinnerung nicht so ganz 
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verschwindet —, warum denn eigentlich diese Ab-
lieferungspflicht besteht. 

(Sehr .gut! bei der CDU/CSU.) 

Ob sie sich herleitet aus dem alten Postregal — 
Thurn und Taxis —, oder ob man etwa sagen 
wollte: der Bund verlangt die Verzinsung seines 
Eigenkapitals, oder ob man auch einmal deutlich 
werden läßt, daß die Post so gut wie von allen 
wesentlichen Steuern befreit ist, vor allem aber 
von der Umsatzsteuer, und daß die Ablieferung 
an den Bundeshaushalt dafür eine Abzahlung ist. 
Ob Sie den Akzent mehr auf das Regal oder auf die 
Verzinsung des Eigenkapitals oder auf die Steuer-
befreiung legen, — in jedem Fall werden Sie nicht 
um die Tatsache herumkommen, daß berechtigte 
Gründe dafür vorliegen, daß die Post als ein Mono-
polbetrieb — in der Hauptsache — eine Abgabe 
an den Bund zu leisten hat und daß, wenn der Bund 
darauf verzichtet, dies ein Entgegenkommen des 
Bundes und der Steuerzahler ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das sollten wir sehen und auch einmal klar sagen. 
Wir sollten nicht so tun, als wenn das gar nichts 
wäre. Wir sollten auch die Postkunden, die sich 
durch die Postgebührenerhöhung bedrängt fühlen, 
darauf aufmerksam machen, daß der Bund aller-
dings das Seinige tut,  um  eine Gesundung der Post 
herbeizuführen. 

Aber darauf beschränkt sich der Bund nicht. Es 
ist darauf hingewiesen, daß der Bund die Verzin-
sung und die Tilgung von großen Anleihebeträgen 
zugunsten der Post übernimmt — im Jahre 1965 
300 Millionen, im Jahre 1966 300 Millionen, ab 
1967 jährlich 500 Millionen DM — bis zu dem Zeit-
punkt, wo das Eigenkapital ein Drittel des Gesamt-
kapitals ausmacht. In all den Jahren wird der Bund 
die Zins- und Tilgungsbeträge zu zahlen haben. Man 
kann sich leicht ausrechnen, wieviel das ist. In die-
sem Zusammenhang werden vielleicht im Postver-
waltungsrat auch einmal kritische Überlegungen 
über die Bedeutung des Eigenkapitals in einem 
öffentlichen Unternehmen angestellt werden mils-
sen. Die Bedeutung des Eigenkapitals in einem pri-
vatwirtschaftlichen Unternehmen ist eine Sache für 
sich, und die Bedeutung des Eigenkapitals in einem 
öffentlichen Unternehmen ist eine andere, wenn 
hinter der öffentlichen Unternehmung der Bund, 
wie Sie hier sehen, als Zahler steht, der nicht nur 
einen Konkurs verhindert, sondern der seinerseits 
Anleihen für seine Unternehmungen aufnimmt, ver-
zinst und tilgt und weitere Zuschüsse leistet. 

Zu dieser Gruppe des Verzichts auf Ablieferungen 
und der anderen Gruppe der finanziellen Zuwendun-
gen tritt noch eine weitere Gruppe hinzu. Das sine 
die sogenannten politischen Lasten, die natürlich im 
Prinzip und theoretisch mit der Post nichts zu tun 
haben. Aber  die  Herren vom Postverwaltungsrat, 
die hier gesprochen haben, sind natürlich leicht in 
der Gefahr, dies Haushaltsvolumen der Post für sich 
zu sehen, das andere Volumen, das des Bundeshaus-
halts, aber nicht in gleicher Weise zu betrachten. Sie 
könnten geneigt sein, vom Postvermögen Lasten in 
den Bundeshaushalt herüberzubringen, ohne sich 

zugleich darüber Gedanken zu machen, wie der 
Bundeshaushalt diese ihm zugeschobenen Leistun-
gen eigentlich verkraften soll. Das ist in der Ver-
gangenheit so gewesen, das wird auch in der Zu-
kunft so sein. Deshalb ist es vielleicht nötig, hier 
klarzustellen, daß die stufenweise Entlastung von 
den politischen Lasten, jetzt beginnend mit 22 Mil-
lionen DM, bei 'den Ausgleichsforderungen ab 1967 
weitere 40 Millionen DM, also dann jährlich zusam-
men 60 Millionen DM und alsdann ab 1968 zusätz-
lich weitere 100 Millionen DM jährlich beträgt. Das 
sind zusammengenommen keine geringen Leistun-
gen, wie Sie vor allem dann erkennen, wenn Sie die 
prekäre Lage des Bundeshaushalts gerade in den 
Jahren 1967 und 1968 'betrachten. Ich meine, ich als 
Nichtmitglied 'des Postverwaltungsrates könnte be-
rufen sein, Ihnen das doch auch einmal zu sagen. 
Stellen Sie sich einmal vor, daß gerade in den so 
schwierigen Jahren wie 1966, 1967 und 1968 der 
Bundeshaushalt auf Einnahmen in Höhe von jähr-
lich mindestens 400 Millionen DM, auf die er An-
spruch hat, verzichtet und jährliche Leistungen über-
nimmt, die zunächst 20 Millionen bis 50 Millionen 
DM betragen, und später dazu Jahresleistungen von 
100 Millionen DM übernimmt! Ich will damit nicht 
sagen, daß es unrichtig wäre, das zu tun. Es ist im 
Interesse der Post richtig, hier Fortschritte zu er-
zielen. Aber ich lege doch Wert darauf, daß Sie 
eben auch sehen, daß der Bund viel zur Entlastung 
der Post tut. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Frage? 

Dr. Conring (CDU/CSU) : Bitte! 

Gscheidle (SPD) : Herr Kollege Conring, ich 
stimme Ihnen in Ihrer prinzipiellen Betrachtung zu. 
Aber sind Sie nicht mit mir der Meinung, daß die 
Bundesregierung zu früherer Zeit unter günstigeren 
Voraussetzungen die Maßnahmen hätte einleiten 
können, die sie unter den von Ihnen genannten 
recht ungünstigen Voraussetzungen jetzt erst ein-
leitet? 

Dr. Conring (CDU/CSU) : Ich habe hier und da 
den Eindruck, daß Sie immer dann, wenn etwas ge-
schehen soll, auf etwas verweisen, was früher hätte 
geschehen sollen, oder 'behaupten, jetzt müsse es 
aufgeschoben werden. Sie sagten z. B. vorhin, es 
sei jetzt nicht der richtige Zeitpunkt, die Gebühren 
zu erhöhen, das liege nicht im Interesse der Stabili-
tät. Herr Gscheidle, ich möchte darauf aufmerksam 
machen, daß die Gesunderhaltung unserer großen 
Verkehrsunternehmen durchaus im Interesse der 
Stabilität unserer Wirtstaft liegt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie haben vorhin gesagt, Sie hätten eigentlich 
schon immer darauf hingewiesen, daß etwas ge-
schehen sollte. Aber entsinnen Sie sich noch? Als 
wirklich etwas geschehen sollte, da haben Sie sich 
im Juli 1964 bei der Erhöhung der Telefongebühren 
versagt! 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 
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Ich habe die Meinung, daß Sie auch in diesem 
Augenblick wieder diese Entscheidung hinausschie-
ben möchten. Ich brauche das nicht weiter auszu-
führen. Sie wissen, was gemeint ist. 

Auch der Sektor Telefon hätte es mit Rücksicht 
auf sein großes Investitionsbedürfnis durchaus ver-
dient, daß er damals durch eine Erhöhung der Tele-
fongebühren dazu instand gesetzt würde. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Dr. Conring (CDU/CSU): Bitte! 

Gscheidle (SPD) : Zu dieser Ihrer Bemerkung, 
Herr Abgeordneter Conring: Sie werden mir doch 
zugestehen, daß unter den Voraussetzungen, unter 
denen die Kommission Gebührenanpassungen for-
dert, auch rückschauend die Erhöhung der Fern-
meldegebühren, an der Kostenstruktur dieses 
Dienstzweiges gemessen, überhöht war? 

Dr. Conring (CDU/CSU) : Gemessen an den lau-
fenden Ausgaben vielleicht, gemessen an den Inve-
stitionsmöglichkeiten keineswegs! Ich meine nicht, 
daß wir so verfahren könnten, und ich teile Ihre 
Meinung nicht, daß wir etwa sagen könnten: Die-
ser Zweig kann das, was auf ihn zukommt, auch 
ohne die Gebührenerhöhung verkraften. Das kann 
er nicht, weil zu viele Investitionen auf ihn zukom-
men, die dort auch geleistet werden müssen. 

Meine Damen und Herren, ich habe besonders 
den Herren des Postverwaltungsrates die Leistungen 
des Bundes und ihre Bedeutung für die Bundesfinan-
zen in diesem schwierigen Augenblick etwas nahe

-

bringen wollen, damit sie anerkennen, daß der Bund 
das Seinige tut. Deshalb habe ich auch die — etwas 
schiefe — Vergleichszahl von 500 Millionen DM und 
450 Millionen DM hier einmal vorgeführt. 

Die Ausgabenherabsetzung allein reicht aber zur 
Einleitung der Gesundung nicht aus. Eine Post-
gebührenerhöhung ist aus den bekannten Gründen 
gar nicht zu vermeiden. Man spricht davon — das 
hat Herr Gscheidle auch getan —, man müßte 
eigentlich noch sehr viel mehr finanziell tun und 
man könne so schließlich doch nicht weiterkommen. 
Herr Besold hat am Schluß seiner Ausführungen 
auch gefragt, wie man sich das denke, wenn weiter-
hin stark investiert werden muß. 

Man kann sich ja aber auch vorstellen, daß das 
Tempo der Investierungen nicht überall so bleiben 
muß, vielleicht wohl auf den Gebieten, die unmit-
telbar lukrativ sind, so daß sich hier die Investitions-
mittel rasch wieder verzinsen und tilgen. Auf den 
anderen Gebieten ist das etwas problematischer. 
Sehen Sie sich das große und technisch modernste 
Gebiet, das die Post hat, nämlich das Fernmelde-
wesen, einmal unter diesem Gesichtspunkt an. Der 
Selbstwähldienst ist in wirtschaftlich bedeutenden 
Staaten — bedeutenderen, als wir es sind — wie 
etwa in den USA nur zu 46 % vorhanden, während 
er bei uns bei 96 % liegt. Sehen Sie europäische 
Staaten, sehen Sie Italien, Frankreich, England an. 

Die .Prozentzahlen sind dort 30, 40 oder 50. Meinen 
Sie, daß die Wirtschaft jener Staaten nennenswert 
darunter gelitten hat, daß sie de  s h a l b hinter uns 
zurückliegen? Natürlich hinkt jeder Vergleich. Aber 
die Behauptung, daß man sagt, wenn wir das nicht 
gemacht hätten, wäre unsere Wirtschaft erheblich 
geschädigt, scheint mir etwas übertrieben zu sein, 
zumal wir bei den Investitionen, meine Herren, 
nicht nur mit Rücksicht auf den Bundeshaushalt — 
der mir als Mitglied des Haushaltsausschusses be-
sonders naheliegt —, sondern ganz allgemein dar-
auf zu achten haben, daß die Investierung in ihrer 
Höhe, in ihrem Umfang und in ihrem Zeitpunkt der 
Wirtschaftskraft dieses Bundesunternehmens ent-
sprechen muß. Wenn wir anders verfahren, bewe-
gen wir uns in einem unwirtschaftlichen Raum, ganz 
abgesehen davon — Herr Gscheidle, ich bin Ihnen 
dankbar, daß gerade Sie als Postverwaltungsrat dar-
auf hingewiesen haben —, daß auch die Liquidität be-
rücksichtigt werden muß, auch bei der Entscheidung 
über Umfang und Zeitpunkt von Investitionen. Man 
kann nicht ein noch so komplett-technisches Post-
wesen herstellen, wenn man nicht diese Dinge 
gleichzeitig mit im Griff behält. Wir vom Haushalts-
ausschuß möchten nicht gern etwa durch ein zeit-
lich oder in "seinem Umfang überzogenes Investi-
tionsprogramm, und zwar auf den Gebieten, auf 
denen nicht rasche Gewinne zu erwarten sind, vor 
die Frage gestellt werden, die uns bei der Bundes-
bahn haushaltsmäßig genügend zu schaffen macht. 
Man muß prüfen, ob das noch so wünschenswerte 
Maß der Investitionen, über die sich jedermann 
freut, im richtigen Verhältnis zur Wirtschaftskraft 
und zu den anderen gebotenen Rücksichten wie 
etwa der Liquiditätserhaltung steht. 

Nun, meine Damen und Herren, ich will nicht 
weiter ausholen. Ich möchte den Herrn Postminister 
darauf aufmerksam machen, daß es in dem großen 
Bereich der Post eine ganze Reihe von Dienstzwei-
gen gibt, die nach wie vor defizitär sind. Wer sich 
darüber informieren möchte, braucht sich nicht bei 
politischen Rednern zu informieren; er kann einfach 
Ihre gelbe Postzeitschrift hernehmen und dort einen 
Artikel nachlesen, der Ende Februar 1966 erschien 
und in dem gesagt ist, daß auch nach der Postge-
bührenerhöhung eine ganze Reihe von Postzweigen 
defizitär sein werden. 

Dazu möchte ich nur wenige Bemerkungen 
machen. Der Paketdienst war bisher — er ist ja 
ein Schmerzenskind — mit 280 Millionen defizitär, 
der Postzeitungsdienst — die viel besprochenen 
Subventionen! — war es mit 200 Millionen, wobei 
man bedenken muß, daß es diese Art des Zeitungs-
dienstes in den USA und in Großbritannien nicht 
gibt und daß dort trotzdem Zeitungen und Illu-
strierte herausgebracht und auch wirtschaftlich ver-
trieben werden können. Ich will nicht sagen, daß 
dieser Dienst nicht sein darf, aber es bedarf einer 
genauen Prüfung, inwieweit eine solche Subvention 
weiterhin gerechtfertigt ist. Ich kann es nicht über-
sehen. Der Postreisedienst ist defizitär — ich 
brauche die Summen nicht zu nennen —, der Post-
scheckdienst ist defizitär, der Rentenanweisungs

-

dienst ist defizitär, Postanweisungs- und Tele-
grammdienst sind defizitär. Das alles wissen wir, 
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das können wir alles aus dem Gutachten entneh-
men. 

Aber ich wollte durch diese Bemerkungen den 
Postminister veranlassen, doch dafür zu sorgen, daß 
die guten Vorschläge über diese einzelnen Zweige 
in dem Sachverständigengutachten nun nicht in 
langwierigen kommissarischen Ministerialbespre-
chungen weiter über Jahre hin behandelt werden — 
das ist im übrigen, glaube ich, schon in hinreichen-
dem Maße geschehen, auch schon bevor die Sach-
verständigen diese Gedanken ausgesprochen ha-
ben —, sondern daß man sich mit jeder möglichen 
Beschleunigung darum bemüht, inwieweit man diese 
einzelnen Zweige ohne allzugroßen Zeitverlust jetzt 
ehestens aus dem defizitären Bereich herausbringen 
kann. Denn die Globaldeckung, meine Damen und 
Herren, ist keine Lösung. Es heißt oftmals, daß die 
Post ein Ganzes sei, und wenn hier ein einzelner 
Zweig sei, der nicht defizitär sei, so würde dieser 
dafür sorgen, daß die anderen, defizitären Zweige 
zu einem ausgeglichenen Einnahme- und Ausgabe-
verhältnis kämen. Diese Einstellung ist aus guten 
Gründen, die Sie in dem Postgutachten finden, abzu-
lehnen. Herr Postminister, Sie werden sicher dahin 
streben — und die übrigen Herren vom Postver-
waltungsrat werden vielleicht eine ähnliche Hal-
tung einnehmen; das ist im Gutachten auch deut-
lich gesagt —, daß wir dahin kommen, daß die ein-
zelnen Postzweige in  sich ausgeglichen werden. 
Das wird man nicht chemisch rein bis in alle Einzel-
heiten und Feinheiten machen können. Aber man 
wird doch ernstlich dahin streben müssen, eine 
maximale Annäherung an einen Ausgleich jedes 
einzelnen Betriebszweiges zu erreichen. 

Ich möchte den Herrn Minister auch bitten, sich 
insbesondere den Paketdienst und den Reisedienst 
anzusehen. Das sind beides Dienste, die auch von 
einem anderen Bundesunternehmen betrieben wer-
den. Es ist, glaube ich, in der näheren Zukunft eine 
weit größere Kooperation auf diesen Gebieten notwen-
dig als bisher. Wenn in absehbarer Zeit Eisenbahn-
strecken stillgelegt werden und es zu einer sogenann-
ten Flächenbedienung kommen sollte, dann spätestens 
wird die Frage des Paketdienstes und des Reise-
dienstes überprüft sein müssen. Ich will darauf nicht 
im einzelnen eingehen. Das würde zu weit führen. 
Ich mache nur in diesem Zusammenhang noch dar-
auf aufmerksam, daß es nicht unbedingt wünschens-
wert ist, daß Reparaturwerkstätten, wovon es im-
merhin noch 22 bis 25 für den Postreisedienst und 
eine entsprechende Anzahl für den Eisenbahndienst 
gibt, in eigener Regie geführt - werden. Ich glaube, 
vom wirtschaftlichen Gesichtspunkt gesehen kämen 
die Post und die Eisenbahn besser weg, wenn sie 
sich da der Privatwirtschaft bedienten. Das bedarf 
der wirtschaftlichen Überprüfung, die nicht allzu 
lange dauern sollte. 

Wenn die Post auf Gebieten, in denen sie in Kon-
kurrenz mit der Privatwirtschaft steht, etwa mit 
Banken und Sparkassen bei ihrem Postsparkassen-
dienst, bei ihrem Postscheckdienst und beim Post-
überweisungsdienst, defizitär ist, dann muß sich der 
Kunde, der diese Dienste in Anspruch nimmt, dar-
über klar sein, daß diese Zweige in sich rentabel  

sein müssen und daß sich Einnahmen und Ausgaben 
wenigstens ausgleichen müssen, die dafür nötigen 
Gebühren muß er sich schon gefallen lassen. Er 
kann diese Dienstleistungen auch im privaten Sek-
tor haben. Da muß er überlegen, welchen Weg er 
gehen will. Aber daß der Steuerzahler dazu bei-
trägt, diese Zweige, den Postscheckdienst, den Post-
sparkassendienst und den Postüberweisungsdienst, 
rentabel zu machen, das scheint mir wirtschaftlich 
nicht vertretbar zu sein. Es wird wohl etwas schwie-
rig sein, diese Gedanken zu verwirklichen. Aber sie 
müßten verwirklicht werden. 

Ich empfehle, die bis ins einzelne gehenden Vor-
schläge der Sachverständigen und die sicher auch 
bis ins einzelne gehenden Vorschläge aus Ihrem 
Hause, die seit vielen Jahren vorliegen, bald zu-
sammengefaßt zu behandeln, damit ohne jeden Zeit-
verlust dem ersten Schritt, den wir heute tun, ein 
weiterer Schritt zur Gesundung der Post folgen 
kann. 

Die Postsachverständigen haben sicher mit Recht 
gesagt, daß es rein sachliche Erwägungen seien, die 
sie in diesem Gutachten angestellt hätten, und daß 
die politischen Instanzen die ihnen obliegenden 
Aufgaben wahrzunehmen hätten. Aber ich habe 
nach allen Eindrücken aus der Vergangenheit die 
Auffassung, daß jedesmal, wenn die politischen In-
stanzen eingegriffen haben, dies der Post wirtschaft-
lich nicht besonders gut bekommen ist, daß es viel-
mehr meistens zu Lasten der wirtschaftlichen Natur 
der Post gegangen ist. 

Zum Schluß möchte ich auf das aufmerksam 
machen, was die Bundesregierung in ihrer Stellung-
nahme gesagt hat, daß sie — ich zitiere — „schritt-
weise die Empfehlungen der Sachverständigenkom-
mission nach kostendeckenden Gebühren verwirk-
lichen werde". Ich höre, daß Sie eine Abteilungs-
leiterkonferenz eingesetzt haben, die diese Dinge 
prüfen soll. Ich möchte anerkennen, daß der erste 
Schritt in Richtung auf eine Gesundung der Post 
ein schneller, ein mutiger und ein nicht gerade 
populärer Schritt ist. Wir werden Sie, Herr Post-
minister, bei diesem ersten Schritt unterstützen, 
und wir hoffen, daß Sie die angekündigten weiteren 
Schritte, um die Post gesund zu erhalten, bald nach-
folgen lassen werden. 

Ich bitte das Hohe Haus, das Sachverständigen-
gutachten, wie schon vorgeschlagen wurde, dem 
Postausschuß und zur Mitberatung d em Haushalts-
ausschuß zu überweisen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Häfele. 

Dr. Häfele (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte keine große Rede 
halten, sondern nur ganz kurz ein paar Bemerkun-
gen zum Zweig Postreisedienst anbringen. Ich 
möchte nämlich die Bundesregierung und auch die 
Ausschüsse, an die dieses Gutachten überwiesen 
wird, bitten, noch einmal ernsthaft zu überprüfen, 
ob nicht die beiden Dienstzweige Postbusse und 
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Bahnbusse zusammengelegt und einem Unterneh-
men, am besten wohl der Bundesbahn, überlassen 
werden können. Diese Frage scheint mir in Zukunft 
noch bedeutsamer zu werden. Da dürfen wir, glaube 
ich, keine Illusionen haben: gerade in den dünn

-

besiedelten Gebieten wird die Bundesbahn künftig 
noch mehr Strecken stillegen. Der Überlandverkehr 
mit Bussen wird also sowohl für die Bahnbusse als 
auch für die Postbusse von noch größerer Bedeutung 
sein. 

Wir haben an Hand des Gutachtens festgestellt, 
daß auch dieser Dienstzweig bei der Bundespost 
defizitär ist. Etwa ein Drittel der Kosten wird durch 
die Erlöse nicht gedeckt. Dagegen steht in dem Gut-
achten, daß bei der Bundesbahn im Jahre 1963 — 
das ist das letzte Jahr, für das Zahlen bei der 
Bundesbahn zur Verfügung standen — in diesem 
Sektor geringfügige Erlöse vorhanden waren. Ich 
glaube, daß auf Grund der Doppelspurigkeit der 
beiden Unternehmen nicht bloß durch die erforder-
liche Abstimmung — das Verwaltungsabkommen 
zwischen Bahn und Post mag so gut sein wie auch 
immer — ein Verschleiß an Arbeit entsteht, sondern 
auch erhöhte Kosten auftreten, und ich kann mir 
vorstellen, daß durch die Zusammenfassung dieser 
beiden Zweige in einer Hand die Sache rentabler 
gestaltet werden kann. 

Ich möchte deshalb beantragen, daß das Gutachten 
und die Stellungnahme der Bundesregierung dazu 
speziell wegen dieser Frage zur Mitberatung an den 
Verkehrsausschuß überwiesen werden. 

Herr Minister, wenn Sie die Berichte aus der 
Bürokratie der Bundespost und der Bundesbahn 
anfordern, bekommen Sie wahrscheinlich die Ant-
wort: Das war immer so; das können wir nicht 
ändern! Aber damit kann ich mich nicht zufrieden 
geben. Wenn alte Zöpfe schön sind, können wir sie 
ruhig stehenlassen, aber wenn sie häßlich gewor-
den sind, müssen wir den Mut haben, sie abzu-
schneiden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Besold. 

(Abg. Dr. Besold: Ich verzichte!) 

— Das Haus wird Ihnen danken. — Das Wort hat 
der Abgeordnete Moersch. 

Moersch (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es ist nicht meine Absicht, hier zur 
Sache zu sprechen. Aber das Thema des Post-
zeitungsdienstes und seiner Umstellung, ,das schon 
von meinen Herren Vorrednern sehr ausführlich be-
handelt wurde und das auch im Gutachten ange-
sprochen ist, hat eine so, eminent publizistische und 
damit auch politische Bedeutung, daß es mir richtig 
erscheint, daß bei diesem Abschnitt auch ,der Aus-
schuß für Kulturpolitik, Wissenschaft und Publizistik 
zur Mitberatung eingeschaltet wird. Es sind hier 
Fragen zu besprechen, 'die dem Gutachtergremium 
offensichtlich nicht genügend bekannt gewesen sind. 
Ich meine die Möglichkeiten des Postzeitungsver-
sands und  die  Auswirkungen auf die Betroffenen 
beim Postzeitungsversand. Das ist ein sehr kom

-

plexes Thema. Ich möchte bitten, daß Sie meinem 
Antrag zustimmen. 

Wenn Sie aber glauben, es seien schon zu viele 
Ausschüsse beteiligt, möchte ich hilfsweise den An-
trag stellen, daß der Postausschuß bei den Beratun-
gen über diesen Punkt die Mitglieder des Kultur-
ausschusses einlädt. Ich hielte es aber für richtiger, 
wenn Sie beschlössen, den  Ausschuß für Kultur-
politik, Wissenschaft und Publizistik zur Mitbera-
tung einzuschalten. 

(Beifall 'bei der  FDP.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Schulhoff. 

Schulhoff (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Nur einige kurze Bemerkungen. 
Ich hatte -mich nur vorsorglich zu Wort gemeldet, 
aber ich bin  zu schnell drangekommen. Jetzt muß ich 
mich auch stellen. Herr Gscheidle hat  mich auf den 
Plan gerufen. Ich muß mich übrigens bei Herrn 
Conring dafür entschuldigen, daß wieder ein Mit-
glied des Verwaltungsrats spricht. Aber das ist ja 
nicht auszuschließen. 

Herr Gscheidle, ich habe soeben einen Zwischen-
ruf bezüglich Ihrer Entdeckung des früheren Herrn 
Ministers Schuberth gemacht, der sich in sei-
nen Memoiren beschwert hat. 

(Abg. Gscheidle: Ich habe ihn zitiert; ent

-

deckt haben Sie ihn!) 

— Sie haben ihn zumindest wiederentdeckt. Jeden-
falls haben Sie ihn benutzt, um zu zeigen, daß die 
Bundesregierung, die Sie sehr gern verteufeln, um 
Ihre Partei zu glorifizieren, schon immer, also auch 
zur Zeit von Adenauer, der Post nicht die nötige 
Aufmerksamkeit geschenkt hat. Wenn Sie sagen, 
daß der Herr Schuberth schreibt, er habe Herrn Dr. 
Adenauer nicht sprechen können, dann muß ich 
sagen — ich wiederhole es noch einmal —, das ist 
nicht sehr glaubwürdig; denn Herr Schuberth hatte 
als Minister jederzeit im Rahmen einer Kabinetts-
sitzung Gelegenheit, über die Nöte der Post zu 
sprechen. Er 'brauchte also Herrn Dr. Adenauer nicht 
unbedingt persönlich aufzusuchen. Ich kenne übri-
gens die Gründe, warum er ihn aufsuchen wollte. 
Ich möchte aber nicht gern an  dieser Stelle darüber 
sprechen. 

Sie haben dann noch etwas gesagt, was nicht un-
mittelbar mit der Post etwas zu tun  hat.  Sie haben 
das lapidar in die Welt gesetzt. Sie haben sich auf 
Ausführungen des Herrn Kollegen Besold 'bezogen, 
der darüber in seinem Schlußwort gesprochen und 
gesagt hat, daß man versuchen müsse, nicht immer 
durch ständige Lohnerhöhungen die Schwierigkeiten 
weiter zu vergrößern, die uns ja eines Tages wo-
möglich in eine sehr schwierige Situation bringen 
werden, nicht nur 'bei der Post. Er hat dann aber 
hinzugefügt, daß das selbstverständlich davon ab-
hängig ist, daß die Unternehmer auch Disziplin be-
wahren. Bei dieser Gelegenheit haben Sie gesagt — 
und das ist eigentlich der Grund, weswegen ich hier 
hinaufgekommen bin —, daß selbst dann, wenn die 
Unternehmer das versprächen, Sie das auf Grund 
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Ihrer Erfahrung nicht glauben würden. Sie werden 
mir aber wahrscheinlich nicht ) den Wahrheitsbeweis 
für diese Behauptung bringen können. 

Ich will ihn aber für das Gegenteil bringen, und 
zwar beziehe ich mich auf ein anderes Land. Vor 
noch nicht langer Zeit hat der englische Premier 
Wilson versucht, in England zu einem Preisfrieden 
zu kommen. Er hat vorgeschlagen — Sie haben es 
sicherlich auch gelesen —, die Arbeitgeber sollten 
die Preise halten und die Gewerkschaften sollten 
sich für dieselbe Zeit verpflichten, keine Lohnfor-
derungen zu stellen. Die Arbeitgeber haben sich 
sofort dazu bereit erklärt, die Gewerkschaften zu-
erst auch; aber dann sind einige Gewerkschaften 
vorgeprescht und haben Lohnforderungen gestellt. 
Da haben allerdings die Arbeitgeber gesagt: Nun 
sind wir auch nicht daran gebunden. 

Machen Sie doch wirklich den Versuch, die Arbeit-
geber einmal anzusprechen. Ich könnte mich für 
meine Kollegen aus dein Handwerk verpflichten, 
unsere Preise zu halten bis zu dem Tage, an dem 
neue Lohnforderungen gestellt werden. Aber wenn 
neue Lohnforderungen, insbesondere bei arbeits-
intensiven Betrieben, gestellt werden, was soll man 
dann machen? Die Rationalisierung — das haben 
Sie auch zugegeben — hat ja ihre Grenzen. Man 
kann einem Briefträger keinen Propeller hinten ein-
bauen. 

(Heiterkeit.) 

Er wird immer auf seine Füße, auf seine Hände 
und womöglich auf seinen Kopf angewiesen sein. 
Daran wird sich nie etwas ändern, ganz gleich, was 
sonst in Deutschland geschieht. 

Dann darf ich zum Schluß noch etwas zum Post-
gutachten sagen. Ich habe einen Zwischenruf ge-
macht, in dem ich gesagt habe, daß auch ich von 
diesem Gutachten -- sagen wir einmal — nicht 
restlos erschüttert bin. Es handelt sich nicht um 
völlig neue Wahrheiten. Diese Sachverständigen 
waren gar keine Sachverständigen, sondern sind 
erst dadurch Sachverständige geworden, indem sie 
sich überhaupt mit der Materie befaßt haben. Also 
so schlimm ist es nicht. 

Sie haben einige Beispiele gebracht, die zum Teil 
in der Negation auch meine Billigung finden. Ich 
will Ihnen ein besonderes Beispiel bringen. Damit 
komme ich auf die sogenannten politischen Lasten 
zu sprechen, die ja nun keine parteipolitischen 
Lasten sind, Herr Gscheidle. Das sind allgemein-
politische Lasten. Bisher war es so, daß Sie . diese 
politischen Lasten, um die es sich handelte, auch 
nicht etwa beseitigen wollten. Es wurde nur ge-
fragt, wer das bezahlen solle. Soll sie,  wie es Herr 
Conring sagte, der Kunde bezahlen, oder soll sie 
eben die Öffentlichkeit, die Allgemeinheit bezahlen, 
weil sie auch der Allgemeinheit zugute kommen? 

Es ist z. B. von den Sachverständigen vorgeschla-
gen worden, das Inkasso für die Zeitungsgebühren 
wegfallen zu lassen. Es wäre geradezu weltfremd, 
wenn das durchgeführt würde. Alle, die etwas da-
von verstehen, werden mir zustimmen, daß das den 
Zusammenbruch des Zeitungswesens überhaupt 
bedeuten würde. 

Im übrigen darf ich noch auf folgendes aufmerk-
sam machen. Es ist nicht so, Herr Gscheidle, wie 
Sie gesagt haben, es sei das Verdienst der Sozial-
demokratischen Partei Deutschlands und ihrer Ver-
treter gewesen, rechtzeitig darauf aufmerksam ge-
macht zu haben, daß bezüglich der Abgabe an den 
Bund irgendwie eine Änderung herbeigeführt wer-
den müßte. Sie wissen genau, daß ich selber schon 
vor acht Jahren diesen Vorschlag gemacht habe. Ich 
bin deswegen von Ihren Leuten belächelt worden. 
Außerdem hat sich der Herr Minister — ich will 
außer diesem nichts zu seinen Gunsten sagen, er 
spricht ja für sich selber und andere, insbesondere 
auch Herr Besold, werden sicher einmal bei Ge-
legenheit das besorgen — jedenfalls seit Jahren 
bemüht, den Finanzminister, der inzwischen hier 
erschienen ist, zu einer Zustimmung dazu zu be-
wegen — und er ist in diesen Dingen doch die 
Schlüsselfigur —, daß die Abgaben verkleinert 
werden. Der Finanzminister ist selber bei uns im 
Verwaltungsrat der Bundespost erschienen. Er hat 
gesagt: Es ist bei der Kassenlage völlig unmöglich; 
Sie müssen irgendwelche anderen Wege finden, um 
ein Defizit zu vermeiden. Es geht übrigens nicht 
nur um die Liquidität, sondern es geht um das 
drohende Defizit, Herr Gscheidle. 

Am Schluß zu Herrn Conring. Daß Sie so sprechen 
werden, wie Sie gesprochen haben, konnte man er-
warten. Sie sind sozusagen Beschützer der Wäh-
rung und Sie denken rein volkswirtschaftlich. Aber 
wenn Sie volkswirtschaftlich denken, wissen Sie 
auch eines, Herr Conring: daß Preise nur bis zu 
einer bestimmten Höhe zumutbar sind. Wenn Sie 
nämlich mehr nehmen, dann ist mehr weniger, 
dann bekommen Sie es einfach nicht, und die ganze 
Preiserhöhung platzt praktisch. Sie haben nichts 
davon. Sie müssen die Dinge also ein bißchen ab-
wägen und dürfen nicht allzu global urteilen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Erhard. 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU) : Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Wir haben viel 
von den Gemeinkosten der Post gehört und gele-
sen. Wir haben eine ganze Menge von den hohen 
Personalkosten im Dienstleistungsbereich gehört. 
Das ist uns allen bekannt. Die Post ist nicht anders 
gestellt als andere Einrichtungen, vor allen Dingen 
nicht anders als die Bahn. 

Ich glaube aber, wir müssen einiges etwas ge-
nauer betrachten. Wir meinen, daß die Gebühren, 
die Tarife preisgerecht sein, d. h. die Kosten aus-
gleichen müßten. Wir bilden uns zum Teil ein, daß 
diese Kosten wirtschaftlich wirklich gerechtfertigt 
wären. 

Hier liegt meines Erachtens der erste Punkt, der 
in unseren ganzen Betrachtungen mindestens zwei-
felhaft erscheint. Aus dem Jahrbuch des Postwesens 
1965 geht z. B. hervor, daß infolge der Verbeam-
tung der Kraftfahrer bei der Post die Personal-
kostenbelastung um 10 % höher liegt als diejenige 
für Vertragsangestellte und daß die Versorgungs- 
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lasten 54 % der Gehälter der Aktiven betragen. 
Das ist ein Beweis dafür, daß wir hier auf der 
Kostenseite eben einen anderen Maßstab haben, 
als er bei einem wirtschaftlichen Unternehmen an-
zulegen ist. Wir haben es hier mit einer öffentlichen 
Einrichtung, eben mit einer Behörde zu tun. Des-
wegen gehen diese ganzen Erwägungen von ande-
ren Gesichtspunkten aus, als sie für normale wirt-
schaftliche Unternehmen im Wettbewerb gelten. 

Die sogenannten politischen Lasten umfassen auch 
den Bereich der Besoldung. Die Mittel zur Deckung 
dieser Lasten müssen irgendwoher kommen. Ich 
möchte den Herrn Bundespostminister anregen, das, 
was die Regierung im verkehrspolitischen Pro-
gramm zur Sanierung der Bundesbahn gesagt hat, 
auch für die vergleichbaren Aufgaben der Post 
gelten zu lassen. Dann sehen die Dinge anders aus, 
auch hinsichtlich der Zahlen unter dem Strich. Dann 
würde nämlich der Post ein gewisser Teil von Be-
lastungen abgenommen werden. Wir müßten die 
Mittel von der einen Tasche in die andere stecken, 
wir müßten sie also aus Steuergeldern aufbringen, 
weil es nicht mehr betriebsbedingte Lasten sind. Ob 
sich die Regierung dazu bekennen wird, wenn es 
ans Zahlen geht, scheint mir etwas zweifelhaft zu 
sein. 

Im verkehrspolitischen Programm der Regierung 
wurde auch die bessere — das heißt die optimale — 
Bedienung der Fläche als Zukunftsaufgabe heraus-
gestellt. Diese bessere Verkehrsbedienung der 
Fläche muß auch im Potsreisedienst und im Paket-
dienst angestrebt werden. Wenn das so gesehen 
wird — ich bin überzeugt, der Herr Postminister 
wird es so sehen —, dann müssen wir gerade beim 
Postreisedienst und meiner Ansicht nach auch beim 
Paketdienst die Frage stellen, ob durch gewisse, wie 
ich es nennen möchte, Rationalisierungs- oder 
Schrumpfungsvorgänge die Fläche wirklich besser 
bedient wird oder ob nicht — gerade beim Post-
reisedienst — noch ein höheres Defizit eintreten 
wird. Ich glaube, das holländische Beispiel der 
regionalen Konzessionen und ihrer konkreten Aus-
gestaltung, die sowohl der Bahn wie auch den Perso-
nen- und kleinen Güterverkehrsträgern einen Ertrag 
bringen, wäre für uns in gewissem Umfange nach-
ahmenswert. Ich würde meinen, Herr Minister, daß 
wir dazu vielleicht einmal von Ihrem Ministerium 
eine Vergleichsaufstellung bekommen sollten, damit 
wir sehen, wie wir sowohl in einem gewissen Be-
reich der Post wie überhaupt in unserem Verkehr 
bei besserer Bedienung der Fläche zu optimalen 
Lösungen kommen können. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Herr Bundespostminister. 

Stücklen, Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Alle Diskussionsredner hätten es verdient, 
daß ich auf ihre Ausführungen im besonderen und 
ausführlich eingehe. Mit Rücksicht auf die vorge-
rückte Zeit. und mit Rücksicht darauf, daß heute 
nachmittag noch eine außenpolitische Diskussion 
stattfindet, möchte ich etwas summarisch antworten. 

Ich möchte dabei ausdrücklich betonen, daß damit 
jedem einzelnen Redner der notwendige Respekt 
nicht versagt werden soll. 

Herr Kollege Gscheidle, Sie haben heute zwangs-
läufig zwei Seelen in Ihrer Brust tragen müssen. 
Auf der einen Seite sind Sie viel zu sehr in den 
internen Fragen der Post bewandert, um nicht auch 
alle Hintergründe und Nebenzweige genauer zu 
erkennen; zum anderen sind Sie aber auch ein Ver-
treter der Opposition. Es ist nicht Aufgabe der 
Opposition — das wollen wir gern zugestehen —, 
vor der Bundesregierung besondere Verbeugungen 
zu machen. 

(Abg. Schulhoff: Wäre aber nett!) 

Herr Kollege Gscheidle, ich darf auf einige Bemer

-

kungen von Ihnen eingehen. 

Die Memoiren meines Amtsvorgängers, des ersten 
Postministers, sind mir bisher nicht bekannt ge-
wesen. Ich bedauere, daß diese Memoiren unter 
Ausschluß der Öffentlichkeit erschienen sind; ich 
werde sie mir dennoch besorgen, ganz gleich auf 
welchem Wege. Wenn darin festgestellt wird, daß 
immer eine Scheu davor bestand, die Tarife der Post 
der Kostenentwicklung und darüber hinaus der 
Nachfrage anzupassen, dann möchte ich mich jetzt 
dazu nicht zu eingehend äußern. Aber in der deut-
schen Öffentlichkeit war bisher nun einmal die Vor-
stellung fest verwurzelt und verankert, die Post-
gebühren seien genauso politisch festgesetzte Ge-
bühren wie die Gebühren des Standesamtes, bei-
spielsweise für die Ausstellung eines Taufscheines. 

(Abg. Leicht: Die sind aber auch schon alle 
kräftig erhöht worden!) 

— Die sind auch schon erhöht worden, Herr Kollege 
Leicht. Aber das war die Vorstellung, und sie muß 
wirklich ausgeräumt werden. Es ist eine unmögliche 
Feststellung, daß diese Gebühren politisch mani-
puliert werden können. Wir wissen, wohin das 
führt. Deshalb müssen wir die Angleichung vor-
nehmen. 

Ich weiß nicht, ob in den Memoiren auch die 
Gründe aufgeführt sind, warum das Briefporto von 
24 Pf im Jahre 1948/49 auf 20 heruntergesetzt wor-
den ist. Das muß ich auch noch einmal erforschen 
lassen; das wäre für mich hochinteressant. 

Herr Kollege Gscheidle, Sie haben drei Gründe 
gegen die Gebührenerhöhung angeführt. Ich muß 
gegen alle drei Gründe ganz gewichtige Gegen-
gründe anführen. 

Erstens. Sie sprechen von einer Gebührenerhö-
hung um 50 %. Das sollten wir und das sollten ge-
rade Sie als ein Kenner der Materie überhaupt nicht 
in den Mund nehmen. Es wird nicht bestritten, daß 
in einzelnen Tarifen solche Erhöhungen enthalten 
sind. 

(Abg. Gscheidle: Wenn Sie nachlesen: Da 
ist eine Einschränkung drin!) 

— Die Einschränkung habe Ich nicht so deutlich 
herausgehört — und ich habe bei Ihnen sehr auf-
merksam zugehört —, sie war nicht so laut, als daß 
sie auch von hier oben hätte gehört werden können. 
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Ich möchte also ausdrücklich sagen: Die Gebühren-
erhöhung bei der Deutschen Bundespost muß am Ge-
samtgebührenaufkommen gemessen werden, und 
vom Gesamtgebührenaufkommen betragen diese 
500 Millionen DM 5 %. Das ist der Prozentsatz, der 
richtig ist. Um diesen Prozentsatz werden die Ge-
bühren erhöht. Sie machen, auf den reinen Post-
sektor bezogen, 12% aus. Und vergleichen Sie das 
bitte einmal mit anderen Dienstleistungsbetrieben, 
auch solchen der öffentlichen Hand. In Frankfurt bei-
spielsweise sind die öffentlichen Gebühren um 
1000% heraufgesetzt worden. Es soll mir ein ein-
ziger Dienstleistungsbetrieb in der Privatwirtschaft 
einmal nachweisen, daß bei ihm eine so starke Preis-
disziplin gehalten worden ist wie bei der Deutschen 
Bundespost. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das Zweite, Herr Kollege Gscheidle, betrifft das 
Maßhalten. Es ist wirklich ganz allgemein sehr po-
lemisch — ich möchte gar nicht einmal Sie allein an-
sprechen —, die Frage des Maßhaltens verzerrt dar-
zustellen und in ein schiefes Licht zu bringen. Es 
geht bei der Deutschen Bundespost doch nicht dar-
um, mit einer Gebührenerhöhung große Gewinne 
herauszuholen, sondern es geht darum, die Kosten 
einigermaßen auszugleichen. Die Kosten müssen 
doch bezahlt werden. Wenn sie nicht der bezahlt, 
der sie verursacht, dann muß die Kosten der Steuer-
zahler und damit die Gesamtheit unserer Bevölke-
rung tragen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich kann einfach keinen Verstoß gegen die Maß-
haltepolitik sehen, wenn a) die Gebührenerhöhung 
bei der Deutschen Bundespost, insgesamt gesehen, 
5 % ausmacht und b) durch diese Gebührenerhö-
hung nicht einmal ein völliger Kostenausgleich er-
zielt wird. Das möchte ich hier nachdrücklich fest-
stellen. 

Und nun zu Punkt drei der Frage der kurzfristi-
gen Verwirklichung der Gebührenerhöhungsvor-
schläge. Die Zeit von Januar, von der Einbringung 
der Gebührenvorlage im Verwaltungsrat, bis heute 
ist nicht sehr lang. Aber es ist in der Öffentlichkeit 
bereits seit langem bekannt — Presse, Rundfunk 
und Fernsehen haben konkret und wiederholt dar-
auf hingewiesen —, daß diese Gebührenerhöhung 
bei der Deutschen Bundespost bevorsteht. Gerade 
die „postintensiven" Betriebe, Herr Kollege 
Gscheidle, hätten deshalb durchaus die Möglichkeit 
gehabt, sich mit uns in Verbindung zu setzen. Ich 
hätte nicht ein einziges Wort über unsere Absichten 
verheimlicht. 

(Abg. Dr. Conring: Das stand in allen Zei

-

tungen!) 

Im übrigen werden die Kostenbelastungen, die 
auf die Bundespost zukommen, auch nicht vorher 
mit der Post abgestimmt, ob sie sie im Haushalt 
verkraften kann oder nicht. Das sind nun einmal 
negative Erscheinungen, die in der Tat vorhanden 
sind und die sich vielleicht für den einzelnen un-
günstig auswirken; das wird auch nicht bestritten. 

Ihre Vorausberechnung, Herr Kollege Gscheidle, 
scheint einige Fehler zu haben. Aber ich bin gerne 
bereit, sie einmal gemeinsam mit Ihnen zu bespre-
chen. Denn meine Vorausberechnungen geben leider 
Gottes nicht dieses optimistische Bild, es sei denn, 
Sie würden aus der Erkenntnis des Zweiten Vor-
sitzenden der Postgewerkschaft sprechen und mir 
damit mitteilen wollen, daß in Zukunft Lohn- und 
Gehaltserhöhungen bei der Bundespost nicht mehr 
erfolgen. Unter diesen Voraussetzungen würde 
natürlich nicht nur Ihre Vorausschau erfüllt werden, 
sondern ich würde sagen, dann wäre sie sogar ein 
bißchen zu pessimistisch. 

(Beifall bei ,den Regierungsparteien.) 

Aber ich habe manchmal den Eindruck, Herr 
Gscheidle, daß ich dann, wenn ich die Fragen der 
Lohn- und Gehaltserhöhungen mit den absoluten 
Summen und den Prozentsätzen anschneide, Sie und 
Ihre Kollegen von der  SPD  betroffen fühlen. Wie 
käme ich als Chef dieser Verwaltung und auch als 
Chef des Personals dazu, meinem Personal nicht das 
gleiche zubilligen zu wollen, was andere Arbeit-
nehmer im verstärkten Maße schon im voraus ver-
dient haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Es wäre ein völliger Irrtum zu glauben, daß einer-
seits die Löhne und Gehälter in der Privatwirtschaft 
oder in den öffentlichen Bereichen der Kommunal-
und Staatsverwaltungen steigen können und an-
dererseits bei der Post wegen der finanziellen 
Schwierigkeiten nicht in Bewegung geraten können. 
Die Bundespost ist ein Gewerbe und ein Arbeit-
geber wie jeder andere privaten und öffentlichen 
Charakters auch. Wenn wir nicht einigermaßen die 
gleichen Konditionen bieten können, bekommen wir 
eben kein Personal, oder wir bekommen ein so 
miserables Personal, daß man damit keinen ordent-
lichen Postdienst durchführen kann. 

(Beifall 'bei den Regierungsparteien.) 

Ich muß zwangsläufig viele Reden halten. Sie 
sind auch aufgeschrieben. Meine Reden und Auf-
sätze haben Sie heute nicht zitiert. Ich hätte ge-
dacht, daß mir ein bißchen Schleichwerbung von 
jeder Seite aus ganz gut getan hätte. Aber in keiner 
einzigen Ausführung habe ich auch nur einmal an-
deutungsweise gesagt, daß die Postgewerkschaft in 
ihren Forderungen hinsichtlich der Löhne und Ge-
hälter oder der Arbeitszeit vielleicht vorgeprellt sei 
oder unangemessene Forderungen gestellt habe. Bei 
der Post haben wir heute noch die 44-Stunden-
Woche als Leistungsmaß, und wir halten die abge-
schlossenen Tarifverträge auf den Pfennig genau 
ein, was ja in der Privatwirtschaft nicht immer der 
Fall sein soll, wie ich gehört habe. 

Es würde zu weit führen, wenn ich noch auf die 
Einzelheiten der Ausführungen alter meiner Vor-
redner eingehen wollte. Aber Sie haben einen Satz 
gesagt, den ich nicht stehenlassen kann, nicht nur 
weil jetzt der Bundesfinanzminister mit auf der 
Regierungsbank sitzt, sondern weil ich glaube, das 
dem Verhandlungsergebnis schuldig zu sein. 

Herr Abgeordneter Gscheidle, angesichts der Ent-
lastung der Bundespost — 440 Millionen DM 1966, 
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625 Millionen DM 1967, 750 Millionen DM 1968, — 
kann man doch nicht einfach sagen: „es ist wenig, 
was die Bundesregierung beschlossen hat". Das sind 
Größenordnungen, die für sich allein sprechen. 
Diese Größenordnungen müssen aber auch im Rah-
men der Gesamtsituation des Bundes, der Gesamt-
haushaltslage und der finanziellen Vorausschau, die 
dem Bundestag zugeleitet worden ist, gesehen wer-
den. Wenn Sie das berücksichtigen, Herr Kollege 
Gscheidle, wenden Sie mir vermutlich zugeben, daß 
Sie mit einem so günstigen Ergebnis für die Deut-
sche Bundespost nicht gerechnet haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Stücklen, Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen: Selbstverständlich. 

Gscheidle (SPD) : Das letzte gebe ich zu. Das 
hängt mit meiner Einschätzung der Bundesregierung 
zusammen. Aber ich möchte Sie fragen, Herr Mini-
ster: Würden Sie akzeptieren, daß es bei dieser 
Betrachtung zwei Möglichkeiten gibt, nämlich daß 
man die Beschlüsse der Bundesregierung einmal in 
Beziehung zur Haushalts- und Finanzlage setzen 
kann — das habe ich an einem Punkt getan, und ich 
habe mich anders geäußert, als Sie zitierten — und 
zum anderen zu den Notwendigkeiten, den Rationa-
lisierungsmöglichkeiten und den Vergleichen für die 
Zukunft? Würden Sie als Chef dieser Verwaltung 
im letzten Fall nicht mit mir übereinstimmen, wenn 
ich sage: gemessen an diesen Notwendigkeiten — 
vom Betrieb her — ist es wenig? 

Stücklen, Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen: Wenn Sie das „wenig" so spezi-
fiziert wissen wollen und auf einen ganz bestimm-
ten Punkt beziehen, möchte ich sagen: aus dieser 
Sicht ist es nicht ausreichend, aber „wenig" ist es 
auf keinen Fall. Lassen Sie mich jetzt gegenüber 
den Ausführungen aller Redner zusammenfassend 
folgendes sagen. Natürlich bin ich der Meinung, daß 
wir weiterhin rationalisieren müssen. Nun ganz 
besonders an Ihr Ohr, Herr Kollege Conring: wenn 
wir schon wollen, daß die Bundespost alle Anstren-
gungen unternimmt, um die Kosten zu senken — 
und ich kann mich diesbezüglich guten Gewissens 
vor den Deutschen Bundestag stellen —, dann muß 
man auch ja sagen zu den Investitionen. Denn die 
Rationalisierung ist ja nicht eine Angelegenheit, die 
man nur durch rein organisatorische Maßnahmen 
durchführen kann. 

(Abg. Dr. Conring: Es gibt aber Grenzen, 
Herr Minister!) 

Die Frage ist: Was kann der Kapitalmarkt vertra-
gen, was kann die Konjunktur vertragen, und was 
ist notwendig? 

Daß wir nicht zu viel investiert haben, beweise 
ich Ihnen doch schlagartig damit, daß 294 000 auf 
einen Telefonanschluß warten. Wenn es so wäre, 
daß wir Leitungen frei hätten, dann könnte man  

sagen: „Hier ist man zu weit gegangen." Aber es 
warten 294 000 Bürger auf einen Anschluß und was 
es für eine ganze Reihe von Berufen bedeutet, ohne 
Telefonanschluß zu sein, brauche ich hier nicht zu 
schildern. 

Ein Weiteres. Wenn man sagt: „Müssen wir denn 
so modern  sein  in Deutschland? 96 % Vollautomati-
sierung im Selbstwählferndienst!", dann sage ich: 
Wenn wir nicht diesen hohen Prozentsatz an Auto-
matisierung im Fernmeldewesen hätten, müßten wir 
heute — ich habe es ausrechnen lassen — 77 000 
Vermittlungskräfte haben, um den Verkehr abwik-
keln zu können. Das würde allein schon eine zu-
sätzliche Belastung von 900 Millionen DM bedeuten. 
Wenn es jemals eine richtige Investition gegeben 
hat, dann war es die auf dem Fernmeldesektor. 

(Abg. Dr. Conring: Das war gar nicht 
bestritten!) 

Und daß das bisherige Investitionsprogramm noch 
nicht ausreichend war, beweisen doch die 4 %, die 
nach wie vor auf Handvermittlung angewiesen sind. 
Gerade aus Ihrem Raum, aus dem Raum Nieder-
sachsen, habe ich sehr deutliche Briefe erhalten in 
denen gefragt wurde, warum das und jenes Knoten-
amt noch nicht auf den Selbstwählferndienst umge-
stellt worden sei. 

(Abg. Dr. Conring: Darum geht es gar 
nicht!) 

Ich wollte nur noch einmal unterstreichen, daß diese 
Investitionen notwendig waren und sich ausgezeich-
net auf das Betriebsergebnis ausgewirkt haben. 
Deshalb müssen wir, soweit wir selbst dazu in der 
Lage sind, unsere Abschreibungen verdienen und 
auch noch einen Teil zur Selbstfinanzierung erwirt-
schaften, und soweit der Kapitalmarkt dazu in der 
Lage ist, müssen wir die Investitionen auf jeden 
Fall in sinnvoller Weise fortführen. Wir dürfen 
nicht glauben, es könnte schon reichen. 

(Abg. Dr. Conring: Es gibt aber Grenzen, 
von denen ich gesprochen habe!) 

— Gut; also wir sind auch in diesem Punkte fast 
völlig einig. 

(Abg. Dr. Conring: Sie polemisieren gegen 
etwas, was gar nicht gemeint ist!) 

— Gut; das freut mich um so mehr, weil Sie doch 
vorhin meinten, wir hätten in den Investitionen 
etwas zu viel getan. 

Ich freue mich auch, daß eigentlich alle Redner 
ohne Ausnahme dargelegt haben, daß sie mit dem 
Gutachten weitestgehend übereinstimmen. Das Gut-
achten bestätigt doch in fast allen entscheidenden 
Punkten auch die Erkenntnisse, die ich wiederholt 
hier im Hause und auch in der deutschen Öffent-
lichkeit vertreten habe. Es ist aber nun einmal so: 
manchmal braucht man eben noch Hilfstruppen, um 
eine Bastion stürmen zu können. Hauptsache ist 
aber, daß sie fällt. 

Nun, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
aus dieser Debatte ist die Bereitschaft des ganzen 
Hauses hervorgeklungen, für das Unternehmen 
Bundespost, das für die deutsche Öffentlichkeit von 
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größter Bedeutung ist, einzutreten und es leistungs-
fähig und modern zu erhalten. In diesem Sinne wol-
len wir auch weiterhin diese Frage von aller Partei-
politik möglichst fernhalten und nur das Ganze 
sehen — die Post als Ganzes, als Dienerin der 
Menschheit, als Dienerin besonders unserer Wirt-
schaft. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Keine Wortmel-
dungen mehr. 

Es ist beantragt, das Gutachten dem Postausschuß 
zu überweisen. Dazu ist beantragt, es zur Mitbera-
tung dem Verkehrsausschuß und dem Ausschuß für 
Wissenschaft, Kulturpolitik und Publizistik zu über-
weisen. Ich lasse über diese Anträge der Reihe nach 
abstimmen. 

Daß das Gutachten dem Postausschuß — feder-
führend — zu überweisen ist, dürfte auf jeden Fall 
klar sein. — Ich stelle das fest. 

Dann bitte ich diejenigen die Hand zu erheben, 
die für Mitberatung des Verkehrsausschusses sind. 
— Die Gegenprobe! — Das erste war die Mehrheit. 

Dann bitte ich diejenigen, die für Mitberatung des 
Ausschusses für Wissenschaft, Kulturpolitik und 
Publizistik sind, das Handzeichen zu geben. — 

(Zurufe: Für dieses Kapitel, für den Zei

-

tungsdienst!) 
Die Gegenprobe! — 

Ich bitte, die Abstimmung durch Erheben von den 
Sitzen zu wiederholen. Wer dafür ist, der erhebe 
sich von seinem Sitz. — Die Gegenprobe! — Das 
erste war die Mehrheit. 

(Abg. Dr. Conring: Zur Mitberatung an den 
Haushaltsausschuß!) 

— Das war nicht angegeben worden. 

(Abg. Dr. Conring: Ich beantrage es!) 

— Wer für Mitberatung des Haushaltsausschusses 
ist, den bitte ich um das Handzeichen. — Es ist ein-
stimmig so beschlossen. 

Wir kommen nunmehr zur Beschlußfassung über 
sechs Wahleinsprüche gegen die Gültigkeit der 
Wahl zum 5. Deutschen Bundestag vom 19. Sep-
tember 1965. Sie finden die Wahleinsprüche in der 
Tagesordnung als Punkte 4 bis 9. Ich rufe sie ge-
meinsam auf. Wir werden aber über jeden einzelnen 
Punkt gesondert abstimmen müssen. 

Ich frage, ob die Berichterstatter, die Herren Ab-
geordneten Dr. Schäfer, Dr. Müller-Emmert, Dr. 
Güde und Dr. Klepsch, das Wort wünschen. — Ich 
frage, ob das Haus mündlichen Bericht fordert. — 
Beides ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die Aussprache. Wird das Wort zu 
diesen Punkten gewünscht? — Das ist auch nicht der 
Fall. 

Dann kommen wir zur Abstimmung über Punkt 4: 

Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord

-

nung (1. Ausschuß) — Wahlprüfungsange-
legenheiten — über den Wahleinspruch des 
Gottfried Winkler, Minden, gegen die Gültig-
keit der Wahl zum 5. Deutschen Bundestag 
vom 19. September 1965 

— Drucksache V/420 — 

Der  Ausschuß schlägt vor, den Wahleinspruch zu-
rückzuweisen. Wer zustimmen will, gebe das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ich 
stelle einstimmige Annahme des Ausschußantrages 
fest. 

Punkt 5: 

Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord-
nung (1. Ausschuß) — Wahlprüfungsange-
legenheiten — über den Wahleinspruch des 
Winfried Traub, Würzburg, gegen die Gültig-
keit der Wahl zum 5. Deutschen Bundestag 
vom 19. September 1965 

— Drucksache V/421 — 

Der  Ausschuß schlägt vor, den Wahleinspruch 
zurückzuweisen. Wer zustimmen will, gebe das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Ich stelle einstimmige Annahme fest; es ist gemäß 
dem Ausschußantrag beschlossen. 

Punkt 6: 

Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord-
nung (1. Ausschuß) — Wahlprüfungsange

-

legenheiten — über den Wahleinspruch des 
Werner Hille, Leer (Ostfriesland), gegen die 
Gültigkeit der Wahl zum 5. Deutschen Bun-
destag vom 19. September 1965 

- Drucksache V/422 — 

Der Ausschuß schlägt vor, den Wahleinspruch zu-
rückzuweisen. Wer zustimmen will, gebe das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! - Enthaltungen? — Auch 
hier einstimmige Annahme; es ist so beschlossen. 

Punkt 7: 

Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord-
nung (1. Ausschuß) — Wahlprüfungsange-
legenheiten — über den Wahleinspruch des 
Hans Spranger, Nürnberg, gegen die Gültig-
keit der Wahl zum 5. Deutschen Bundestag 
vom 19. September 1965 

— Drucksache V/423 — 

Der  Ausschuß schlägt vor, den Wahleinspruch zu-
rückzuweisen. Wer zustimmen will, gebe das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ein-
stimmige Anahme; es ist so beschlossen. 

Punkt 8: 

Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord-
nung (1. Ausschuß) — Wahlprüfungsange-
legenheiten — über den Wahleinspruch des 
Herbert Schulz, Bergisch Gladbach, gegen die 
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Gültigkeit der Wahl zum 5. Deutschen Bun-
destag vom 19. September 1965 

— Drucksache V/424 — 

Der  Ausschuß schlägt vor, den Wahleinspruch zu-
rückzuweisen. Wer zustimmen will, gebe das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ein-
stimmige Annahme; es ist so beschlossen. 

Punkt 9: 

Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord-
nung (1. Ausschuß) — Wahlprüfungsange-
legenheiten — über den Wahleinspruch des 
Dr. Arthur Gierke, Waldmichelbach, gegen 
die Gültigkeit der Wahl zum 5. Deutschen 
Bundestag vom 19. September 1965 

— Drucksache V/425 — 

Der  Ausschuß schlägt vor, den Wahleinspruch als 
unzulässig zurückzuweisen. Wer zustimmen will, 
gebe das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Einstimmige Annahme; es ist so beschlos-
sen. 

Damit, meine Damen und Herren, ist die Zeit der 
Mittagspause gekommen. Sie wird bis 14 Uhr 
dauern. Von 14 bis 15 Uhr ist Fragestunde. Dann 
unterbrechen wir die Sitzung bis 17 Uhr. Um 17 Uhr 
wird der Herr Bundesminister des Auswärtigen das 
Wort ergreifen. 

Ich unterbreche die Sitzung. 

(Unterbrechung der Sitzung von 12.49 Uhr 
his 14.03 Uhr.) 

Vizepräsident Schoettle: Die Sitzung ist wie-
der eröffnet. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 

- Drucksachen V/426, V/428 — 

Wir beginnen mit den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers der Justiz. Ich rufe die 
Frage IX/1 der Frau Abgeordneten Meermann auf: 

Wird die Bundesregierung der Aufforderung des Landesaus-
schusses der CDU Schleswig-Holstein, eine Änderung der Sozial-
klausel im Mietrecht vorzunehmen, entsprechen? 

Herr Abgeordneter Jacobi übernimmt die Frage. 
— Herr Minister! 

Dr. Jaeger, Bundesminister der Justiz: Herr Prä-
sident, darf ich darum bitten, diese drei Fragen, die 
offensichtlich in einem Zusammenhang miteinander 
stehen, zusammen beantworten zu dürfen? 

Vizepräsident Schoettle: Sind sie einverstan-
den? 

Jacobi (Köln) (SPD) : Keine Bedenken. 

Vizepräsident Schoettle: Dann rufe ich zu-
sätzlich die Fragen IX/2 und IX/3 der Frau Abge-
ordneten Meermann auf: 

Teilt die Bundesregierung die vom Landesausschuß der CDU 
Schleswig-Holstein vertretene Auffassung, daß § 556 a BGB die 
schutzwürdigen Interessen des Mieters nicht ausreichend berück-
sichtigt? 

Teilt die Bundesregierung insbesondere die von Ministerpräsi-
dent Dr. Lemke vertretene Ansicht, daß vor allem ältere Men-
schen mehr als bisher vor der Kündigung des Mietverhältnisses 
geschützt werden müssen? 

Bitte, Herr Minister! 

Dr. Jaeger, Bundesminister der Justiz: Die Bun-
desregierung beabsichtigt derzeit nicht, einen Ge-
setzentwurf zur Änderung der sogenannten Sozial-
klausel im Mietrecht bei den gesetzgebenden Kör-
perschaften einzubringen. Nach Auffassung der 
Bundesregierung werden durch die §§ 556 a bis 
556 c BGB die schutzwürdigen Interessen der Mieter 
ausreichend berücksichtigt. Diese Vorschriften ge-
währleisten insbesondere auch einen ausreichenden 
Schutz betagter Mieter. 

Vor fast genau einem Jahr, am 18. März 1965, 
hatte Frau Kollegin Meermann die damalige Bun-
desregierung bereits gefragt, ob eine Änderung 
der Sozialklausel beabsichtigt sei. Im Anschluß an 
die damalige Fragestunde sind die Landesjustiz-
verwaltungen gebeten worden, dem Bundesjustiz-
ministerium Entscheidungen der Gerichte zur So-
zialklausel zu übersenden, die nicht veröffentlicht 
worden sind, die aber bemerkenswert sind oder 
Fragen von grundsätzlicher Bedeutung aufwerfen. 
Die Landesjustizverwaltungen haben dieser Bitte 
entsprochen und in der Zwischenzeit viele Entschei-
dungen übersandt. Die Auswertung dieser ùnd der 
in den Fachzeitschriften veröffentlichten Entschei-
dungen zeigt, daß die Gerichte bei der Auslegung 
der Sozialklausel die schutzwürdigen Interessen der 
Mieter, insbesondere auch der betagten Mieter, aus-
reichend berücksichtigen. 

Die Rechtsprechung zur Sozialklausel wird in 
meinem Hause weiter aufmerksam verfolgt. Die 
bisher bekanntgewordenen Entscheidungen — es 
ist inzwischen eine recht beträchtliche Sammlung — 
geben zur Zeit keinen Anlaß, eine Änderung der 
Sozialklausel zu erwägen. Das gilt besonders auch 
für die mir bekanntgewordenen Urteile aus dem 
Land Schleswig-Holstein. So sind mir selbst vor 
wenigen Tagen vom Herrn Justizminister dieses 
Landes wieder mehrere Urteile von Gerichten seines 
Landes zugesandt worden, in denen Mietverhält-
nisse auf den Widerspruch der Mieter hin wegen 
hohen Alters, schwerer Krankheit oder großer Kin-
derzahl verlängert worden sind. 

Vizepräsident Schoettle: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Jacobi. 

Jacobi (Köln) (SPD) : Herr Bundesminister, Ihre 
Erklärungen beziehen sich auf Feststellungen, die 
sich über das ganze Bundesgebiet erstrecken. Muß 
dabei nicht doch beachtet werden, daß es keine ein-
heitliche Rechtsprechung gibt und daß sehr unter-
schiedliche Urteile vorliegen, die manchmal stark 
divergieren? Besteht deswegen nicht doch Anlaß, 
noch einmal zu überprüfen, ob das, was Sie positiv 
festgestellt haben, generell ausgesagt werden kann? 
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Dr. Jaeger, Bundesminister der Justiz: Ich gebe 
Ihnen recht, Herr Kollege Jacobi: eine Einheitlich-
keit ist jedenfalls in dem Umfange, wie man es an 
sich wünschen möchte, nicht hergestellt. Zum Teil 
gibt es jedenfalls noch recht divergierende Urteile, 
und es Wird geprüft, ob daraus Schlußfolgerungen 
zu ziehen sind. Aber wir werden die Rechtspre-
chung wohl noch ein bißchen abwarten müssen. 

Vizepräsident Schoettle: Noch eine Frage, 
Herr Abgeordneter Jacobi. 

Jacobi (Köln) (SPD) : Herr Bundesminister, für 
den Fall, daß Ihnen diese Demarche noch nicht be-
kannt ist, bitte ich Sie, sich über eine Eingabe der 
nordrhein-westfälischen Landesregierung an die 
Bundesregierung unterrichten zu lassen, die nur 
wenige Tage alt sein kann und in der Besorgnisse 
über den Umfang der Obdachlosenfälle im Lande 
Nordrhein-Westfalen zum Ausdruck gebracht wer-
den. Nach meiner Kenntnis soll diese Eingabe mit 
der Bitte verbunden sein, zu überprüfen, ob nicht 
eine Verlängerung der Vollstreckungsfristen not-
wendig sei. Darf ich anschließend daran fragen, un-
terstellt, daß diese mir heute zugegangene Infor-
mation stimmt, ob sie nicht Anlaß sein sollte, noch 
einmal zu überprüfen, ob Maßnahmen notwendig 
sind, die angesichts der Unterversorgung des Woh-
nungsmarktes einen besseren Schutz der Betroffe-
nen mit sich bringen? 

Dr. Jaeger, Bundesminister der Justiz: Mir ist 
diese, wie Sie selbst sagen, ganz neue Intervention 
der Landesregierung Nordrhein-Westfalen  noch nicht 
zugegangen. Sie kommen meines Wissens aus Nord-
rhein-Westfalen und haben als Abgeordneter dieses 
Landes offenbar die besseren Informationen. Aber 
wenn eine Landesregierung so etwas bei der Bun-
desregierung anregt, wird das immer Grund sein, 
die Angelegenheit auf Grund des übermittelten Ma-
terials zu überprüfen. 

Vizepräsident Schoettle: Noch eine Frage, 
Herr Abgeordneter Jacobi. 

Jacobi (Köln) (SPD) : Wenn Sie von einer Lan-
desregierung sprechen, dann darf ich darauf Bezug 
nehmen, daß bei der — — 

Vizepräsident Schoettle: Nein, Sie dürfen nur 
eine Frage stellen, nicht Bezug nehmen. 

Jacobi (Köln) (SPD) : Daran schließt sich die 
Frage. 

Vizepräsident Schoettle: Jedenfalls müssen 
Sie Umwege machen. 

Jacobi (Köln) (SPD) : Darf ich mit Rücksicht auf 
die dritte Frage der Frau Kollegin Meermann fra-
gen, ob die Tatsache, daß der Herr Ministerpräsi-
dent des Landes Schleswig-Holstein Erklärungen der 
von Frau Kollegin Meermann geschilderten Art ab

-

gegeben hat, Anlaß gewesen ist, sorgfältig zu über-
prüfen, ob hier nicht mehr als eine allgemeine Kri-
tik, sondern echte Besorgnis bei der Landesregie-
rung vorliegt? 

Dr. Jaeger, Bundesminister des Justiz: Wenn 
sich der Herr Ministerpräsident des Landes Schles-
wig-Holstein an die Bundesregierung oder an mich 
als Ressortchef wenden wird, wird das bestimmt 
Anlaß sein, das von ihm übermittelte Material zu 
überprüfen. Aber Zeitungsmeldungen, von deren 
Verbürgtheit ich so wenig weiß wie Sie, sind für 
mich nicht Anlaß zu einer solchen Überprüfung. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Schoettle: Sie haben noch eine 
Frage. 

Jacobi (Köln) (SPD) : Darf ich als letztes fragen, 
ob Ihre Erklärungen nicht erwarten lassen, daß An-
deutungen, die auch der Bundeswohnungsbaumi-
nister vor einiger Zeit gemacht hat, daß in seinem 
Hause Überprüfungen zur Frage einer Verbesserung 
der Sozialklausel stattfänden, schon als negativ 
beantwortet gelten müssen. Oder schweben noch 
weitere Erwägungen? 

Dr. Jaeger, Bundesminister der Justiz: Ich kann 
wohl mit Zustimmung des Herr Wohnungsbaumi-
nisters, der hier sitzt, sagen, daß zwischen ihm und 
meinem Hause keine Meinungsverschiedenheit 
darin besteht, daß eine Änderung der Bestimmun-
gen des Bürgerlichen Gesetzbuches derzeit nicht 
beabsichtigt ist. 

Vizepräsident Schoettle: Keine weiteren Fra-
gen. 

Ich rufe die Fragen aus dem Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung auf, 
zunächst die Frage XII/1 der Abgeordneten Frau 
Dr. Elsner: 

Kann die Bundesregierung mitteilen, wie viele selbständige 
Landwirte, die ihre Selbständigkeit aufgeben wollen, bisher in 
Kursen der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits-
losenversicherung umgeschult wurden, für die eine Rückerstat-
tung gemäß der Verordnung Nr. 9 über den Europäischen Sozial-
fonds erfolgt? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Kattenstroth, Staatssekretär des Bundesministe-
riums für Arbeit und Sozialordnung: Es wäre zweck-
mäßig, wenn ich die drei Fragen zusammen beant-
worten könnte. 

Vizepräsident Schoettle: Ist die Fragestellerin 
einverstanden? 

(Abg. Frau Dr. Elsner: Ja!) 

— Gut, dann rufe ich noch die Fragen XII/2 und 
XII/3 auf: 

Wie viele Umschulungseinrichtungen der unter XII/1 genannten 
Art für selbständige Landwirte bestehen in der Bundesrepublik? 

Sind die unter XII/1 genannten Einrichtungen so gelegen, daß 
sie für Landwirte, die sich mit der Absicht tragen, den Beruf zu 
wechseln, erreichbar sind? 
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Kattenstroth Staatssekretär des Bundesministe-
riums für Arbeit und Sozialordnung: Für die Zeit 
bis Oktober 1964 kann die Bundesregierung die 
Zahl der umgeschulten, ehemals selbständigen 
Landwirte nicht angeben. Die Statistik der Bundes-
anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver-
sicherung erfaßt die umgeschulten Arbeitskräfte nur 
nach dem Umschulungsziel, jedoch nicht danach, in 
welchem Beruf sie vor der Umschulung tätig waren. 

Die Bundesanstalt hat die Gewährung von Zu-
schüssen aus dem Europäischen Sozialfonds in allen 
Fällen in Anspruch genommen — d. h. auch für die 
Umschulung von Kleinlandwirten —, sofern die 
Voraussetzungen dafür gegeben waren. Der Um-
fang der Inanspruchnahme des EWG-Sozialfonds für 
die Umschulung von Landwirten ist, wie bereits an-
gedeutet, mangels statistischer Erfassung nicht be-
kannt. 

Seit Herbst 1964 hat die Bundesanstalt die folgen-
den besonderen Lehrgänge von etwa dreimonatiger 
Dauer zur Umschulung von Kleinlandwirten und 
mithelfenden Familienangehörigen eingerichtet, die 
zum größten Teil noch laufen: 

a) In Cham/Oberpfalz vom 3. November 1964 bis 
26. Februar 1965; 24 Teilnehmer; nach Beendigung 
des Lehrgangs Vermittlung in Betriebe der Metall-
industrie in der Umgebung der Wohnorte. 

b) In Cham/Oberpfalz läuft seit dem 3. Januar 
1966 ein weiterer Lehrgang mit 19 Teilnehmern aus 
der Landwirtschaft. 

c) In Regensburg hat ebenfalls am 3. Januar 1966 
ein Lehrgang mit 15 Kleinlandwirten begonnen. 

Die Teilnehmer der beiden Lehrgänge in 
Cham und Regensburg, die am 3. Januar be-
gonnen haben, werden für Arbeitsplätze in der 
Metallindustrie umgeschult. 

d) In Wiesmoor — Regierungsbezirk Aurich, 
Niedersachsen — hat in der Zeit vom 15. November 
1965 bis 14. Februar 1966 ein Lehrgang für die Um-
schulung von Kleinlandwirten und mithelfenden Fa-
milienangehörigen zu Schweißern stattgefunden. An 
diesen Grundlehrgang schließt sich zur Zeit ein 
Aufbaulehrgang an. Der Lehrgang hat 26 Teilneh-
mer. 

Alle Teilnehmer der genannten Lehrgänge er-
füllen die Grundvoraussetzung für eine Erstattung 
nach der EWG-Verordnung Nr. 9, d. h. sie sind 
arbeitslos im Sinne der EWG-Verordnung Nr. 9 und 
können keine Beschäftigung in einem dem früheren 
ähnlichen und gleichwertigen Beruf finden. Ob eine 
Erstattung nach dem EWG-Sozialfonds tatsächlich 
in Betracht kommt, kann endgültig erst nach Ablauf 
von zwölf Monaten nach Abschluß der Umschulung 
beurteilt werden. Die Lehrgangsteilnehmer müssen 
innerhalb dieses Zeitraums mindestens sechs Mo-
nate lang einen Arbeitsplatz innegehabt haben, der 
dem Umschulungsziel entspricht. 

Zu ihrer zweiten Frage, Frau Abgeordnete. Die 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits-
losenversicherung richtet Umschulungskurse für 
Landwirte je nach Bedarf ein. Zur Zeit laufen die 
bereits genannten drei Lehrgänge in Cham, Regens

-

burg und Wiesmoor. Träger dieser von der Bundes-
anstalt finanzierten Lehrgänge sind die Handwerks-
kammern in Regensburg und Aurich. Besondere 
ständige Umschulungsstätten für die Umschulung 
von Kleinlandwirten nach dem Gesetz über Arbeits-
vermittlung und Arbeitslosenversicherung gibt es 
nicht. 

Zur dritten Frage. Es wird darauf geachtet, daß 
die Umschulungskurse an Orten stattfinden, die für 
die Teilnehmer möglichst günstig zu erreichen sind. 

Frau Dr. Elsner (SPD) : Vielen Dank. Ich habe 
nur noch eine Frage: Können Sie mitteilen, wie der 
Bedarf ermittelt wird? 

Kattenstroth, Staatssekretär des Bundesministe-
riums für Arbeit und Sozialordnung: Auf diese 
Frage, die grundsätzlicher Art ist, möchte ich wie 
folgt antworten. Nach Feststellungen der Bundes-
anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver-
sicherung ist die Zahl der tatsächlich umschulungs-
willigen Kleinlandwirte und mithelfenden Familien-
angehörigen noch außerordentlich klein. So wurden 
beispielsweise für den erwähnten ersten Lehrgang 
in Cham in 56 Gemeinden des Landkreises 289 Klein-
landwirte und mithelfende Angehörige festgestellt, 
für die eine Umschulungsmaßnahme in Betracht ge-
kommen wäre. Es gelang jedoch nur mit großer 
Mühe für den vorgesehenen Umschulungslehrgang 
24 Kleinlandwirte und mithelfende Familienange-
hörige zu interessieren, von denen wiederum 9 noch 
vor Beginn des Lehrgangs ihre Zusage zurück-
gezogen haben, die jedoch durch andere ersetzt wer-
den konnten. Ähnliches gilt für die noch laufenden 
Lehrgänge in Cham und Regensburg sowie für den 
in Wiesmoor. Im Bereich des Landesarbeitsamtes 
Niedersachsen waren ursprünglich zwei weitere Um-
schulungskurse vorgesehen, die mangels Beteiligung 
nicht stattfinden konnten. 

Die Ursache für das mangelnde Interesse ist im 
einzelnen nicht bekannt. Möglicherweise halten die 
betroffenen Kleinlandwirte die Sicherung des 
Lebensunterhalts während der Umschulung nicht für 
ausreichend. Ich weise darauf hin, daß, soweit mir 
bekannt ist, sowohl das Land Bayern als auch das 
Land Niedersachsen aus Landesmitteln besondere 
Zuschüsse gewähren. 

Zur Erhöhung der Mobilität der Arbeitskräfte be-
reitet die Bundesregierung zur Zeit eine Änderung 
des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeits-
losenversicherung vor. In diesem Zusammenhang ist 
vorgesehen, gerade auch die Sicherstellung des 
Lebensunterhalts während einer Umschulungsmaß-
nahme für Kleinlandwirte und für ihre mithelfenden 
Angehörigen zu verbessern. 

Vizepräsident Schoettle: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Rinderspacher. 

Dr. Rinderspacher (SPD) : Herr Staatssekretär, 
sind die Bedenken der potentiellen Umschuler in 
der Landwirtschaft, daß ihr Unterhalt während der 
Umschulungszeit nicht gesichert ist, nicht darauf zu-
rückzuführen, daß bisher ungenügend Vorsorge ge- 
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Dr. Rinderspacher 
troffen wurde, daß den Menschen die Furcht vor 
wirtschaftlicher Not genommen wird? 

Kattenstroth, Staatssekretär des Bundesministe-
riums für Arbeit und Sozialordnung: Herr Abgeord-
neter, ich habe in der Fragestunde vom 4. März 
1966 gesagt, daß die nach den zur Zeit geltenden 
Richtlinien bestehenden Förderungsmöglichkeiten 
angesichts der Strukturveränderung in unserer 
Landwirtschaft nicht mehr ausreichen. Ich habe aber 
weiter gesagt, daß, um die Richtlinien weiter fas-
sen zu können, eine Änderung des AVAVG erfor-
derlich ist. Sie bereitet die Bundesregierung vor. 

Vizepräsident Schoettle: Noch eine Frage, 
Herr Abgeordneter Rinderspacher. 

Dr. Rinderspacher (SPD) : Herr Staatssekretär, 
wenn die Methode, Umschulungslehrgänge einzu-
richten, nicht zum Erfolg führt, obwohl, wie Sie 
sagen, sehr viele Kleinlandwirte an sich zur Um-
schulung heranstünden, dann wäre doch die Mög-
lichkeit zu erwägen — oder sind diese Möglichkei-
ten schon erwogen worden? —, daß man andere 
Angebote macht und andere Formen der Umschu-
lung außer der Kursumschulung anbietet. 

Kattenstroth, Staatssekretär des Bundesministe-
riums für Arbeit und Sozialordnung: Herr Abgeord-
neter, die Frage wird geprüft. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Fritsch. 

Fritsch (Deggendorf) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
würden Sie in Ihre Überlegungen mit einbeziehen, 
daß Ursache für diese geringe Umschulungswillig-
keit nicht allein der Umstand ist, daß während der 
Umschulung zunächst keine ausreichende Lebens-
sicherung vorhanden ist, sondern daß im Gefolge 
der durchgemachten Umschulung die Frage der Be-
schaffung von Arbeitsplätzen, die ausreichend be-
zahlt sind, eine der wesentlichen Ursachen dieser 
Umschulungsschwierigkeiten ist? 

Kattenstroth, Staatssekretär des Bundesministe-
riums für Arbeit und Sozialordnung: Ich muß zu-
geben, Herr Abgeordneter, die Möglichkeit besteht 
in der Tat: daß man Sorge hat, nach der Umschulung 
den richtigen Arbeitsplatz zu finden. Aber wir wer-
den diese Frage bei der Revision des AVAVG ge-
meinsam überlegen müssen. Denn es handelt sich in 
der Tat um eine entscheidende Frage bei der Struk-
turverbesserung der entsprechenden Gegenden. 

Vizepräsident Schoettle: Noch eine Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Fritsch. 

Fritsch (Deggendorf) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
würden Sie es angesichts dieses von Ihnen zugege-
benen Tatbestands nicht für zweckmäßig halten, zu 
überlegen, inwieweit die neu zu fassenden Richt-
linien Anlernzuschüsse für die erste Zeit des Ein-

tritts in das Arbeitsleben vorsehen können, damit 
die wenigstens zunächst vorherrschenden geringen 
Löhne in den Betrieben, in die die Metallumschuler 
eintreten, eine entsprechende Höhe erreichen und 
damit einen Anreiz geben zum Verbleiben in der 
Nähe des Wohnorts und damit in den Zonenrand-
gebieten und Grenzgebieten? 

Kattenstroth, Staatssekretär des Bundesministe-
riums für Arbeit und Sozialordnung: Herr Abgeord-
neter, diese Frage werden wir prüfen, und zwar 
nach Möglichkeit mit der Tendenz, die sich aus Ihrer 
Frage ergibt. 

Vizepräsident Schoettle: Die Fragen sind be-
antwortet. 

Die Frage XII/4 der Frau Abgeordneten Freyh ist 
von der Fragestellerin zurückgezogen. 

Ich rufe die Fragen aus dem Geschäftsbereich des 
Bundesministers der Verteidigung auf, zuerst Frage 
XIII/1 ides  Herrn Abgeordneten Josten: 

Welche Erfahrungen hat bisher die Bundesregierung bezüglich 
des Offiziernachwuchses aus den  Reihen der Unteroffiziere ge-
macht? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Gumbel, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Verteidigung: Herr Präsident, darf ich die bei-
den Fragen des Herrn Abgeordneten Josten im Zu-
sammenhang beantworten? 

Vizepräsident Schoettle: Ja, der Fragesteller 
ist einverstanden. Dann rufe ich auch die Frage 
XIII/2 des Herrn Abgeordneten Josten auf: 

Wie viele Unteroffiziere wurden seit Bestehen der Bundeswehr 
zu Offizieren ernannt? 

Da der Fragesteller hier oben sitzt, kann er sich 
offenbar an dem Fragespiel nicht beteiligen. Die 
Fragen werden von dem Herrn Abgeordneten Brück 
übernommen. 

Gumbel, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Verteidigung: Die Bundeswehr  hat  mit dem 
Offiziersnachwuchs aus den Reihen der Unteroffi-
ziere durchaus zufriedenstellend e Erfahrungen ge-
macht. Bisher sind insgesamt 486 Unteroffiziere zu 
Berufsoffizieren ernannt worden, und zwar 313 vom 
Heer, 131 von der Luftwaffe und 42 von der Marine. 
Das ist ein Jahresdurchschnitt von etwa 80. 

In dem ersten Lehrgang, den der künftige Offizier 
absolviert, dem vorwiegend auf die Praxis abgestell-
ten Offizier-Lehrgang I, schneiden die Anwärter aus 
den Reihen der Unteroffiziere auf Grund ihrer mili-
tärisch-fachlichen Erfahrungen aus der Unteroffi-
ziersdienstzeit im allgemeinen sehr gut ab. 

Seit anderthalb Jahren ist der Offizier-Lehrgang II 
eingeführt worden, der mehr auf das Militärisch

-

Wissenschaftliche ausgerichtet ist.  Hier haben die 
Unteroffiziere mit größeren Schwierigkeiten zu 
kämpfen als die Offizieranwärter mit Abitur. Die 
Bundeswehr hat deshalb vor einem Jahr an den 
Bundeswehr-Fachschulen Bildungsförderlehrgänge 
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Staatssekretär Gumbel 
eingerichtet, die für den Offizier-Lehrgang II not-
wendige Grundlagen vermitteln. 

Die guten Erfahrungen mit den bisher ausgewähl-
ten Unteroffizieren waren Anlaß, die früher beim 
28. Lebensjahr liegende Altersgrenze für die Über-
nahme von Unteroffizieren aufzuheben, um auch 
älteren, besonders qualifizierten Unteroffizieren den 
Übergang in die Offizierslaufbahn 2u ermöglichen. 

Vizepräsident Schoettle: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Brück. 

Brück (Köln) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
darf ich Sie bitten, zu prüfen, ob es nicht sehr sinn-
voll und zweckmäßig wäre, bei der Werbung gerade 
für das Unteroffizierskorps, wo doch ein nicht unbe-
trächtlicher Mangel herrscht, immer wieder darauf 
hinzuweisen, daß der Unteroffizier durchaus die 
Möglichkeit hat, auch in den Offiziersstand aufzu-
steigen, damit dann das alte Wort gilt, daß jeder 
praktisch den Marschallstab im Tornister hat. Darf 
ich Sie bitten, etwas stärker auf diese Möglichkeit 
in der Öffentlichkeit hinzuweisen. 

Gumbel, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Verteidigung: Herr Abgeordneter, es wird be-
reits darauf hingewiesen, daß solche Möglichkeiten 
des Aufstiegs für den Unteroffizier gegeben sind. In 
diesem Zusammenhang muß ich aber sagen, daß wir 
nicht nur einen Mangel bei den Unteroffizieren ha-
ben, sondern auch bei den Offizieren, und daß es an 
und für sich zwar naheliegt, dem Mangel bei den 
Offizieren dadurch abzuhelfen, daß man möglichst 
viele Unteroffiziere ermuntert, Offizier zu werden, 
daß das dann aber dem Unteroffizierskorps nicht 
besonders gut bekommt, weil es alle guten Kräfte 
an das Offizierskorps abgeben müßte. Es kann sich 
bei dem Aufstieg aus dem Unteroffizierskorps in das 
Offizierskorps immer nur um einen begrenzten Per-
sonenkreis, um besonders herausragende und quali-
fizierte Unteroffiziere handeln. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Dröscher! 

Dröscher (SPD) : Herr Staatssekretär, erreichen 
Sie durch diese Grundeinstellung, die Sie soeben 
dargetan haben, nicht geradezu, daß der Zugang 
zur Unteroffizierslaufbahn außerordentlich begrenzt 
wird, wenn nämlich bekannt ist, daß das „Aus-
nahmen" sind? Würde nicht der gegenteilige Effekt 
erreicht, wenn Sie von Anfang an sagten, daß mög

-

lichst viele tüchtige Unteroffiziere Offiziere werden 
können? 

Gumbel, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Verteidigung: Wenn es sehr viele tüchtige 
Unteroffiziere gibt, haben sie diese Möglichkeit. 
Ich habe ja in meiner grundsätzlichen Antwort auf 
die Anfragen des Herrn Abgeordneten Josten aus-
geführt, daß wir die Bestrebungen der Unteroffiziere, 
die Voraussetzungen für die Übernahme in den 
Offiziersberuf zu erfüllen, durchaus fördern und 
unterstützen, 

Vizepräsident Schoettle: Noch eine Frage? 

Dröscher (SPD) : Herr Staatssekretär, wenn ich 
Sie richtig verstanden habe, beträgt der Jahres-
durchschnitt 8 Unteroffiziere. 

Gumbel, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Verteidigung: 80. 

Dröscher (SPD) : Also 80 Unteroffiziere. Auch das 
ist noch sehr wenig. Wie hoch ist der Prozentsatz 
dieser 80, bezogen auf die Gesamtzahl der jährlich 
Offizier werdenden jungen Leute? 

Gumbel, Staatssekretär im Bundesministerium. 
der Verteidigung: Herr Abgeordneter, ich glaube, 
es würde auf ungefähr 10, 12, 15 % hinauslaufen. 

Dröscher (SPD) : Sie meinen sicher 0,5 oder 1 %; 
denn 80 können niemals 10 % der Zahl der jährlich 
Offiziere werdenden Leute sein. 

Gumbel, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Verteidigung: 80 ist die absolute Zahl derer, die 
jährlich aus dem Unteroffiziersstand aufsteigen. Ich 
habe Sie so verstanden, daß diese Zahl gegenüber-
gestellt werden sollte der Zahl der Zugänge an 
jungen Offizieren, und diese Zahl wird bei etwas 
über 1000 liegen. Aber ich werde das noch einmal 
genau nachprüfen und Ihnen das Ergebnis mitteilen, 
Herr Abgeordneter. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Brück! 

Brück (Köln) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, in 
diesem Zusammenhang darf ich noch einmal folgen-
des fragen. Bei den großen Verwaltungen, Bahn und 
Post gehen z. B. etwa 50 % aus dem mittleren in den 
gehobenen Dienst, und man hat damit gute Erfah-
rungen gemacht. Sollte man nicht versuchen — 
darin stimme ich mit Herrn Dröscher völlig über-
ein —, in stärkerem Maße diesen Anreiz zu bieten, 
um dann vielleicht auch ein besseres Angebot zu 
bekommen? 

Gumbel, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Verteidigung: Ich sagte schon, daß die Ver-
suchung naheliegt, so zu verfahren. Aber die Unter-
offiziere sind ebenfalls ein sehr wichtiger militäri-
scher Stand, und man sollte ihn nicht dadurch aus-
höhlen — zumal wir nicht genügend Unteroffiziere 
haben —, daß wir jeden noch einigermaßen geeig-
neten Unteroffizier zum Offizier machen. Dann hät-
ten wir nämlich nicht genügend tüchtige Unter-
offiziere. Wir müssen auch darauf Wert legen, daß 
im Unteroffiziersstand tüchtige Unteroffiziere blei-
ben.  

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Sänger zu einer Zusatzfrage. 
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Sänger (SPD) : Herr Staatssekretär, darf ich mir 
unter Bezugnahme auf den von Ihnen wiederholt 
gebrauchten Begriff vom tüchtigen Unteroffizier die 
Frage erlauben, ob es nicht zweckmäßig ist, zu be-
achten, daß die Aufgabenstellung für Unteroffiziere 
und Offiziere durchaus unterschiedlich ist, daß ein 
tüchtiger Unteroffizier doch auch Unteroffizier blei-
ben könnte und daß ein andersgearteter, in seiner 
Begabung anders gerichteter, den Führungsaufgaben 
stärker zugewandter Unteroffiziere durch eine — 
und jetzt wäre die Frage an Sie zu richten, welche 
— besondere Förderung in stärkerem Umfange als 
bisher in die Offizierslaufbahn übergeführt werden 
kann. 

Gumbel, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Verteidigung: Herr Abgeordneter, ich sagte 
schon, daß es sich nach der Einrichtung des Offi-
zierslehrgangs II an den Offiziersschulen erwiesen 
hat, daß die früheren Unteroffiziere -bei der Ausbil-
dung zum Offizier gewisse Schwierigkeiten haben. 
Dem ist dadurch Rechnung getragen worden, daß 
für diesen Personenkreis an den Bundeswehrfach-
schulen besondere Lehrgänge eingerichtet worden 
sind, die ihnen die Grundlagen für den Offiziers-
beruf in bildungsmäßiger Hinsicht vermitteln. Sie 
können dort — ich glaube, es handelt sich um 9 bis 
11 Monate — an einem solchen Lehrgang teilneh-
men, um die notwendigen Voraussetzungen zu 
erwerben. 

Vizepräsident Schoettle: Keine weitere Frage. 

Dann rufe ich die Frage XIII/3 des Herrn Abge-
ordneten Rinderspacher auf: 

Wird der Rhein-Main-Pressedienst in Wiesbaden-Biebrich, der 
Lokal- und Regionalblätter kostenlos mit Bild- und Textmaterial 
aus dem Verteidigungsbereich versorgt, aus Haushaltsmitteln 
des Bundesverteidigungsministeriums unterstützt? 

Gumbel, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Verteidigung: Darf ich auch -die beiden Fragen 
des Herrn Abgeordneten Rinderspacher zusammen 
beantworten? 

Vizepräsident Schoettle: Sind Sie einverstan-
den? 

(Abg. Dr. Rinderspacher: Einverstanden!) 
— Gut. 

Dann rufe ich auch noch die Frage XIII/4 des 
Herrn Abgeordneten Rinderspacher auf: 

Erfolgen die Veröffentlichungen des Rhein-Main-Pressedienstes 
im Einvernehmen mit dem Bundesverteidigungsminister, wenn sie 
Fragen aus dem Bereich der Bundeswehr darstellen? 

Gumbel, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Verteidigung: Der Rhein -Main-Pressedienst 
wird nicht, Herr Abgeordneter, aus Haushaltsmitteln 
des Bundesministers -der Verteidigung unterstützt. 
Es bestehen auch keinerlei Beziehungen des Bun-
desverteidigungsministeriums zu diesem Presse-
dienst. Infolgedessen hat das Ministerium auch kei-
nerlei Einfluß auf die Veröffentlichungen dieses 
Dienstes. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Rinderspacher zu einer Zusatzfrage. 

Dr. Rinderspacher (SPD) : Herr Staatssekretär, 
können Sie mit Sicherheit ausschließen, daß dieser 
Verlag, der nicht einmal eine Telefonnummer hat, 
von anderen Verlagen unterstützt wird, die mit 
dem Verteidigungsministerium in etwas näherer 
Beziehung stehen? 

Gumbel, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Verteidigung: Das kann ich natürlich nicht, Herr 
Abgeordneter. Ich muß sagen, daß ich bei meinen 
ersten Erkundigungen nach diesem Rhein-Main-
Pressedienst in unserem Pressereferat gehört habe, 
daß er dem Pressereferat überhaupt nicht bekannt 
ist. Die Angehörigen des Pressereferats sind erst 
durch Ihre Anfrage überhaupt auf diesen Dienst 
aufmerksam gemacht worden. Ich kann nur wieder-
holen, daß wir keine unmittelbaren Beziehungen zu 
diesem Dienst unterhalten. 

Vizepräsident Schoettle: Noch eine Frage, 
Herr Abgeordneter Rinderspacher. 

Dr. Rinderspacher (SPD) : Herr Staatssekretär, 
ist Ihnen in Ihrem Hause nicht aufgefallen, daß - im 
gesamten Bundesgebiet in einer Form Propaganda 
gemacht wird, die bei der unbefangenen Öffentlich-
keit den Eindruck einer Ähnlichkeit mit vergange-
nen PK-Kompanien hervorrufen muß? 

Gumbel, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Verteidigung: Ich weiß nicht, Herr Abgeordne-
ter, welche Propaganda Sie in diesem Augenblick 
meinen. Es wird viel Propaganda getrieben. Aus 
Ihren Andeutungen kann ich nicht entnehmen, 
worauf Sie sich beziehen. 

Vizepräsident Schoettle: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Rinderspacher. 

Dr. Rinderspacher (SPD) : Herr Staatssekretär, 
haben Sie sich etwa nicht den Artikel besorgt, der 
meiner Anfrage zugrunde gelegen hat, unter der 
Überschrift: „Wenn Hauptmann Przybilla zum Flug-
platz fährt"? 

Gumbel, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Verteidigung: Ich habe diesen Artikel nicht ge-
lesen, Herr Abgeordneter. 

Vizepräsident Schoettle: Sie haben keine 
Frage mehr! 

Dr. Rinderspacher (SPD) : Ich habe vier Fragen. 
Bis jetzt habe ich erst zwei gestellt. 

Vizepräsident Schoettle: Dann habe ich nicht 
richtig mitgezählt. Ich war der Meinung, Sie hätten 
bereits Ihr Quantum erschöpft. — Bitte schön! 

Dr. Rinderspacher (SPD) : Herr Staatssekretär, 
darf ich Ihnen diesen Artikel zur Verfügung stellen, 
und sind Sie bereit, dann vielleicht auf diesen Ar-
tikel eine schriftliche Antwort zu geben? 
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Gumbel, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Verteidigung: Dazu bin ich gern bereit. Aber 
Sie haben den Artikel in Ihrer Anfrage nicht er-
wähnt, Herr Abgeordneter. Es ist nicht auf eine be-
stimmte Veröffentlichung Bezug genommen worden. 

Vizepräsident Schoettle: Ich meine, die Frage 
ist ausreichend beantwortet. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Verkehr. 

Ich rufe die Fragen XIV/1 und 2 des Abgeordne-
ten Richter auf: 

Wann gedenkt die Bundesregierung die seit Jahren in Planung 
befindliche Umgehungsstraße zur Bundesstraße 292 im Bereich 
der Gemeinde Obrigheim auszubauen, nachdem bekannt ist, daß 
es an den verschiedenen Engpässen hier immer wieder zu Ver-
kehrsstörungen kommt, sich im Ablauf der B 292 mehrere 
Gefahrenstellen befinden, die schon vielfach zu Unfällen geführt 
haben, und diese Straße völlig ungeeignet ist, den zusätzlichen 
Verkehr der rechtsseitigen Neckartalstraße aufzunehmen, wenn 
diese bei Hochwasser gesperrt ist? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Neckarbrücke der Bundes-
straße 292 zu verbreitern, da bekannt ist, daß diese Brücke viel 
zu schmal und den Anforderungen des Verkehrs nicht mehr 
gewachsen ist? 

Der Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beant-
wortung einverstanden erklärt. Die Antwort des 
Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm vom 17. März 
1966 lautet: 

Der Neubau der Ortsumgehung von Obrigheim ist nur ein 
Teilstück der zur Verkehrssanierung des Raumes Neckarelz-
Diedesheim—Obrigheim vorgesehenen Verlegung der Bundes-
straßen 27, 37 und 292. Die außerordentlich schwierige Planung 
für dieses Gesamtvorhaben steht kurz vor dem Abschluß. Wenn 
bei der Durchführung des Planfeststellungsverfahrens keine un-
vorhergesehenen Schwierigkeiten auftreten, wird bald mit dem 
Anlaufen der Arbeiten gerechnet werden können. 

Im Rahmen der abschnittsweisen Verwirklichung des Gesamt
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vorhabens muß auch eine neue Neckarbrücke im Zuge der Bun-
desstraße 292 erstellt werden, so daß damit die erwünschte Ent-
lastung der bestehenden Brücke erfolgt. Eine Verbreiterung der 
Brückenfahrbahn für den Kraftfahrzeugverkehr ist aus konstruk-
tionsbedingten Gründen nicht möglich. 

Ich rufe die Frage XIV/3 des Abgeordneten Fritsch 
(Deggendorf) auf: 

Entspricht es den Tatsachen, daß die Deuts che Bundesbahn 
Bedenken gegen die Öffnung des Eisenbahngrenzüberganges 
Bayerisch Eisenstein zur CSSR des Inhaltes angemeldet hat, daß 
der Übergang bei Eisenstein für den Güterverkehr nicht 
leistungsfähig genug sei? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Ich beantworte Ihre Frage mit 
Nein. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Fritsch zu einer Zusatzfrage. 

Fritsch (Deggendorf) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
gibt es nach Ihrer Auffassung eine Erklärung dafür, 
daß in der „Süddeutschen Zeitung" vom 16. Februar 
1966 die Notiz stand, die Bundesbahn habe Beden-
ken gegen die beabsichtigte Öffnung des Eisenbahn-
grenzübergangs Bayerisch Eisenstein/Klattau ge-
äußert? Haben Sie bei der Bundesbahndirektion 
Regensburg rückgefragt, ob diese Verlautbarung 
vielleicht von dort kam? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Ich weiß, daß bei der Bundes-
bahndirektion Regensburg rückgefragt worden ist. 

Auf Grund des Ergebnisses unserer Ermittlungen 
kann ich Ihre Frage, wie sie formuliert ist, aber 
nur mit Nein beantworten. 

Vizepräsident Schoettle: Keine weitere Zu-
satzfrage. 

Ich rufe die Frage XIV/4 des Abgeordneten 
Fritsch (Deggendorf) auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Bundesstraße 388 als 
wesentliche Straßenverkehrsverbindung zum Landkreis Weg-
scheid durch Felsstürze an der Donauleite bei Erlau seit mehr 
als einem Jahr nur zeitweise und unter Lebensgefahr benutzbar 
ist? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Herr Abgeordneter, der von 
Ihnen mitgeteilte Tatbestand ist der Bundesregie-
rung bekannt. Auf Grund eingehender, im Vorjahr 
für den ganzen Hang zwischen Passau und Obern-
zell durchgeführter Untersuchungen werden in 
Kürze Maßnahmen eingeleitet, die eine Sanierung 
der Felshänge zum Ziele haben. Die notwendigen 
Mittel sind von meinem Herrn Minister bereits An-
fang Februar auf Grund persönlicher Vorstellungen 
des Herrn Abgeordneten Unertl bereitgestellt wor-
den. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Fritsch zu einer Zusatzfrage. 

Fritsch (Deggendorf) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
wie erklärt sich der Umstand, daß die Unbefahr-
barkeit der Straße infolge der  Stillegung nunmehr 
bereits über ein Jahr andauert und erst jetzt Ent-
scheidendes getan wird, die Wiederherstellung der 
Befahrbarkeit zu ermöglichen? Welche Ursachen 
liegen dieser erheblichen Verzögerung, an der der 
Landkreis Wegscheid in besonderem Umfang ge-
litten hat, zugrunde? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Herr Abgeordneter, es han-
delt sich bei diesen Felsverschiebungen, wie aus 
wiederholten Antworten auf Fragen des Hohen Hau-
ses bereits bekannt sein dürfte, um außerordentlich 
schwierig zu beurteilende geologische Erscheinun-
gen. Es sind langwierige Untersuchungen notwendig 
geworden, um festzustellen, ob und durch welche 
Maßnahmen eine Sanierung überhaupt möglich ist. 
Mit diesen Untersuchungen ist keine Zeit ver-
trödelt, sondern es ist stets daran gearbeitet wor-
den. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Fritsch zu einer weiteren Zusatzfrage. 

Fritsch (Deggendorf) (SPD) : Ist im Zusammen-
hang mit der Sanierung der Bundesstraße 388 auf 
der Teilstrecke Passau—Obernzell auch eine Ver-
legung dieser Straße in Erwägung gezogen worden? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Die Verlegung dieser Straße 



1432 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 31. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 17. März 1966 

Staatssekretär Dr. Seiermann 
auf die Höhe, an die Sie wohl denken, prüfen wir. 
Die Prüfung ist im Gange. Allerdings sind schon bei 
den ersten Untersuchungen sehr große Schwierig-
keiten aufgetreten. Das Ergebnis kann ich leider 
noch nicht mitteilen. 

Vizepräsident Schoettle: Ich rufe die Frage 
XIV/5 des Abgeordneten Fritsch (Deggendorf) auf: 

Wann ist mit der Instandsetzung der Bundesbahnstrecke 
Erlau—Obernzell bei Passau und der Wiederherstellung normaler 
Verkehrsverhältnisse auf dieser insbesondere für den Landkreis 
Wegscheid lebenswichtigen Verkehrsverbindung zu rechnen? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Auf Grund der bereits genann-
ten geologischen Untersuchungen wurde das Fels

-

sanierungsprogramm aufgestellt, mit dem in die-
sem Jahre begonnen werden soll. Nach Durchfüh-
rung der ersten Dringlichkeitsstufe, die etwa zwei 
bis drei Jahre in Anspruch nehmen wird, kann auch 
der Bundesbahnverkehr von Passau nach Erlau, 
Obernzell und Wegscheid voraussichtlich wieder 
aufgenommen werden. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Fritsch zu einer Zusatzfrage. 

Fritsch (Deggendorf) (SPD) : In welcher Weise, 
Herr Staatssekretär, soll auf dieser Strecke ein 
Schienenersatzverkehr eingerichtet werden, nach-
dem feststeht, daß diese Eisenbahnverbindung die 
einzige im Landkreis Wegscheid ist und ihr Aus-
fall  ganz erhebliche Schwierigkeiten wirtschaftlicher 
Art hervorruft und insbesondere auch bei der Be-
völkerung zu Schwierigkeiten führt, die auf eine so 
lange Dauer, wie Sie es dargestellt haben, sicher 
nicht hingenommen werden können? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Herr Abgeordneter, Sie wer-
den Verständnis dafür haben, daß eine Eisenbahn-
strecke nur dann betrieben werden kann, wenn die 
Sicherheit gewährleistet ist. Die Sicherheit ist hier 
vor Abschluß der ersten Dringlichkeitsstufe leider 
nicht gewährleistet. 

Vizepräsident Schoettle: Bitte, Herr Abgeord-
neter Fritsch! 

Fritsch (Deggendorf) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
an eine Stillegung dieser Strecke ist nicht gedacht? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Davon ist mir nichts bekannt. 

Vizepräsident Schoettle: Ich rufe die Fragen 
XIV/6 bis XIV/8 des Abgeordneten Dr. Wörner auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die völlig unzureichen-
den Verkehrsverhältnisse am Bahnübergang Eislingen (Fils) 
wegen der starken Zugfrequenz zu schweren Schäden für die 
Stadt Eislingen und zu unerträglichen Gefahren und Zeitver-
lusten für die Verkehrsteilnehmer führen und eine weitere Ver-
zögerung des Baubeginns der geplanten Überführung im öffent-
lichen Interesse nicht verantwortet werden kann? 

Woran liegt es, daß trotz der auch von der Deutschen Bundes-
bahn anerkannten Dringlichkeit des unter XIV/6 genannten Bau-
vorhabens und jahrelangen Verhandlungen bis heute eine end- 

gültige Einigung zwischen Gemeinde und Bundesbahn nicht er-
folgt ist? 

Ist die Bundesregierung bereit, eine schnelle Entscheidung der 
Deutschen Bundesbahn in der vorstehend genannten Angelegen-
heit herbeizuführen und auch ihrerseits die Voraussetzungen für 
einen sofortigen Baubeginn zu schaffen? 

Der Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beant-
wortung einverstanden erklärt. Die Antwort des 
Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm vom 17. März 
1966 lautet: 

Durch eine mir im Juli 1965 vom Innenministerium Baden-
Württemberg übersandte Voranfrage der Stadt Eislingen/Fils, die 
Zuschüsse des Landes und des Bundes zur Finanzierung der 
Beseitigung des von Ihnen angesprochenen Bahnüberganges 
erbat, und durch Besuch an Ort und Stelle bin ich darüber unter-
richtet, daß diese höhengleiche Kreuzung zwischen der zwei-
gleisigen Hauptbahn Stuttgart—Ulm der Deutschen Bundesbahn 
und der Hauptstraße in Eislingen/Fils zu den verkehrsreichsten 
Bahnübergängen in Baden-Württemberg zählt. Dem Innenministe-
rium Baden-Württemberg gegenüber habe ich im August 1965 
anerkannt, daß die Sicherheit und die Abwicklung des Ver-
kehrs die Beseitigung des Bahnüberganges durch den Bau einer 
Überführung erfordere. Die Genehmigung der nach § 5 des 
Eisenbahnkreuzungsgesetzes (EKrG) von den Beteiligten — der 
Deutschen Bundesbahn und der Stadt Eislingen/Fils — über Art, 
Umfang und Durchführung der geplanten Kreuzungsmaßnahme 
und über die Verteilung der Kosten zu treffenden Vereinbarung 
habe ich vorbehaltlich einer näheren Prüfung der Kostenteilungs-
masse in Aussicht gestellt. Im Hinblick auf den Umfang und die 
Dringlichkeit des Vorhabens habe ich ferner zugesagt, über die 
gesetzliche Kostenbeteiligung des Bundes in Höhe eines Sechstels 
der Gesamtkosten nach § 13 Abs. 1 Satz 2 EKrG hinaus zu 
gegebener Zeit auch einen Zuschuß des Bundes nach § 17 EKrG 
in Erwägung zu ziehen. Ein Antrag der Stadt Eislingen/Fils auf 
Gewährung eines Zuschusses nach § 17 EKrG ist nunmehr am 
11. März 1966 über das Innenministerium Baden-Württemberg 
bei mir eingegangen. Die Vorlage der Kreuzungsvereinbarung 
zur Genehmigung für den Bund nach § 5 Satz 2 und 3 EKrG ist 
mir mit gleichem Schreiben angekündigt worden. 

Daß die rechtlichen und finanziellen Voraussetzungen für die 
Durchführung der von allen Beteiligten als erforderlich und 
dringlich anerkannten Kreuzungsmaßnahme bisher nicht geschaf-
fen werden konnten, findet nach dem gegebenen Sachverhalt 
seine Erklärung in den technischen, rechtlichen und insbesondere 
finanziellen Schwierigkeiten des Vorhabens, dessen kreuzungs-
rechtliche Gesamtkostenmasse voraussichtlich eine Höhe von 
rund 7 Millionen DM erreichen wird. 

Wie Ihnen die Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn 
Anfang März 1966 bereits mitgeteilt hat, sind die Verhandlungen

.

zwischen Stadt und Bahn nunmehr in ein Stadium getreten, das 
ihren baldigen Abschluß erwarten läßt. 

Dies hat mir die Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn 
nochmals ausdrücklich bestätigt; dabei hat sie darauf hinge-
wiesen, daß ein Teil der Ihnen Anfang März 1966 geschilderten 
Schwierigkeiten inzwischen seine Erledigung gefunden hat. Die 
Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn wird Sie im übrigen 
— wie zugesagt — über den Fortgang der Angelegenheit eben-
falls weiter unterrichten. 

Sollten die Abschlußverhandlungen zwischen Stadt und Bahn 
wider Erwarten nicht alsbald zu einer Einigung führen, werde 
ich versuchen, zwischen den Beteiligten zu vermitteln. Falls auch 
auf diesem Wege eine vollständige Übereinstimmung der Be-
teiligten über Art, Umfang und Durchführung der Kreuzungs-
maßnahme einschließlich der Verteilung der Kosten nicht erzielt 
werden kann, müßte ich u. U. im Wege der Anordnung im 
Kreuzungsrechtsverfahren entscheiden. Die Möglichkeit hierzu be-
steht jedoch erst dann, wenn sämtliche Möglichkeiten einer 
gütlichen Einigung zwischen den Beteiligten ausgeschöpft sind. 

Ich rufe die Fragen XIV/9 bis XIV/11 des Abge-
ordneten Müller (Ravensburg) auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, sich bei der Hauptverwaltung 
der Deutschen Bundesbahn für eine wohlwollende Prüfung des 
Vorschlages des Internationalen Bodensee-Verkehrs-Vereins ein-
zusetzen, die Bodenseeschiffahrt der Deutschen Bundesbahn, der 

Österreichischen Bundesbahnen und der Schweizerischen Bundes-
bahnen in eine gemeinsame Verwaltung zu bringen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß eine engere Zu-
sammenarbeit der drei Bodensee-Schiffsbetriebe nicht nur Kurs-
überschneidungen der Linien verhindern, sondern auch die Wirt-
schaftlichkeit der Unternehmen verbessern könnte? 

Wie hat sich das Defizit der Bodensee-Schiffahrt in den letzten 
Jahren entwickelt? 

Der Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beant-
wortung einverstanden erklärt. Die Antwort des 
Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm vom 17. März 
1966 lautet: 

Schon seit Jahren haben sich die Unternehmen Deutsche 
Bundesbahn, Österreichische Bundesbahnen, Schweizerische Bun-
desbahnen und die Schweizerische Schiffahrtsgesellschaft Unter-
see und Rhein, die die Schiffahrt auf dem Bodensee und oberen 
Rhein bis Schaffhausen betreiben, zum Verband „Vereinigte 
Schiffahrtsverwaltungen für den Bodensee und Rhein" zusam- 
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mengeschlossen. Die Beförderung von Personen, Reisegepäck und 
Expreßgut wird auf Gemeinschaftslinien nach einheitlichen 
Tarifen betrieben, Kursüberschneidungen der Linien werden ver-
mieden. 

Trotz der Bemühungen zur Rationalisierung des Betriebes der 
Bodenseeschiffahrt der Deutschen Bundesbahn einschließlich der 
Häfen und Landesteilen weist die Kostenrechnung seit Jahren 
einen Fehlbetrag auf, der sich in Höhe von etwa 2 Mio DM 
jährlich bewegt. 

Wegen der schlechten Ertragslage prüfen die Verbandsver-
waltungen seit längerem, ob durch eine noch weitere Koordi-
nierung und einen noch engeren Zusammenschluß der Verwal-
tungen die Wirtschaftlichkeit gebessert werden kann. Diese 
Untersuchungen sind noch nicht abgeschlossen. 

Ich rufe die Frage XIV/12 des Abgeordneten 
Dröscher auf: 

Hat  die Bundesregierung bereits Untersuchungen darüber an-
gestellt, ob durch eine Verbilligung des Taxi- und Mietwagen-
verkehrs eine spürbare Entlastung des fließenden und ruhenden 
innerstädtischen Verkehrs eintreten könnte? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Die Bundesregierung hat 
solche Untersuchungen nicht angestellt. Die Sach-
verständigenkommission, die nach dem Gesetz über 
eine Untersuchung von Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden ge-
bildet worden war, hat sich in ihrem Gutachten mit 
der von Ihnen genannten Frage befaßt und darauf 
hingewiesen, daß es hinsichtlich der Kraftdroschken 
sehr wichtig ist, billige Tarife zu haben, daß diese 
billigen Tarife zu Umsatzsteigerungen und zur 
Straßenentlastung beitragen würden. Der Bundesrat 
hat sich in einer hierzu gefaßten Entschließung in 
gleichem Sinne geäußert. Die Bundesregierung teilt 
diese Auffassung. 

Vizepräsident Schoettle: Bitte, Herr Abgeord-
neter. 

Dröscher (SPD) : Herr Staatssekretär, trifft es zu, 
daß bei uns in den größten Städten weniger Kraft-
droschkenverkehr als in den Städten vergleichbarer 
Länder herrscht? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Ich weiß nicht, ob das zutrifft. 
Ich muß aber darauf aufmerksam machen, daß sich 
diese Frage der Zuständigkeit der Bundesregierung 
entzieht, da nach § 51 Abs. 2 des Personenbeförde-
rungsgesetzes diese Materie Landesangelegenheit 
ist. 

Vizepräsident Schoettle: Noch eine Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Dröscher. 

Dröscher (SPD) : Sieht die Bundesregierung an-
gesichts der erkannten Zweckmäßigkeit einer Ver-
stärkung des Kraftdroschkenverkehrs zum Zwecke 
der Entlastung der öffentlichen Straßen in größeren 
Städten eine Möglichkeit, auf die Tarife einzuwir-
ken bzw. auf die Verbilligung des Kraftdroschken-
verkehrs hinzuwirken? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Wir haben nur die Möglich-
keit, auf den regelmäßigen Konferenzen der Landes-
verkehrsminister noch einmal auf diese Frage hinzu-
weisen. Das wird geschehen. 

Vizepräsident Schoettle: Frage XIV/13 des 
Herrn Abgeordneten Schonhofen: 

Ist die Bundesregierung bereit, bei den geplanten Stillegungen 
von Bundesbahnstrecken nicht nur den Gesichtspunkt der Renta-
bilität, sondern ebenso in Rechnung zu stellen, welche finan-
ziellen Belastungen sich für die gesamte öffentliche Hand durch 
die Notwendigkeit ergeben, Ersatzverkehre und die hierfür er-
forderlichen Verkehrsmöglichkeiten zu schaffen? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Herr Präsident, darf ich die 
drei Fragen des Herrn Abgeordneten Schonhofen 
gemeinsam beantworten? 

Vizepräsident Schoettle: Ist der Fragesteller 
einverstanden? — Frage XIV/14 und XIV/15 des 
Abgeordneten Schonhofen: 

Ist die Bundesregierung bereit, in den von Streckenstillegun-
gen betroffenen Wirtschaftsräumen den Gemeinden und Ge-
meindeverbänden — soweit diese Baulastträger sind — zusätz-
liche finanzielle Hilfen für den Ausbau anderer Verkehrswege 
zur Verfügung zu stellen? 

Wird bei den Stillegungsplänen der Deutschen Bundesbahn 
berücksichtigt, daß ihre Durchführung u. a. die wirtschaftlichen 
Interessen von nichtbundeseigenen Eisenbahnen im Einzelfall 
weitgehend berühren könnte und daher geeignet ist, deren 
Wirtschaftslage weiterhin zu verschlechtern? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Die Auswirkungen beabsich -
tigter Einschränkungsmaßnahmen auf Nebenbahnen 
der Deutschen Bundesbahn werden in jedem einzel-
nen Fall eingehend geprüft. Die Einzelheiten schrei-
ben das Bundesbahngesetz und das Raumordnungs-
gesetz vor. Die Prüfung erstreckt sich besonders auf 
die Konsequenzen, die sich für die betroffene Land-
schaft und deren Einwohner aus der Ablösung oder 
Ergänzung des Leistungsangebots der Schiene durch 
andere Verkehrsmittel ergeben. Die Beurteilung der 
Rückwirkungen geplanter Maßnahmen auf die Ver-
kehrslage und die betroffenen Wirtschaftsräume ist 
nicht zuletzt durch das jeweilige rechtzeitige Ein-
schalten der obersten Landesverkehrsbehörde ge-
währleistet. Damit wird sichergestellt, daß nicht 
etwa nur die Interessen der Bundesbahn, sondern 
die jeweiligen regionalen Belange gewürdigt wer-
den. Es wird angestrebt, die Verkehrsbedürfnisse 
unter Wahrung der wirtschaftlichen Interessen der 
Verkehrsunternehmen — und damit auch der nicht 
bundeseigenen Eisenbahnen — für jeden einzelnen 
wie für die Allgemeinheit im Sinne einer optimalen 
Verkehrsbedienung zu befriedigen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Schonhofen! 

Schonhofen (SPD) : Herr Staatssekretär, können 
nicht unverhältnismäßig hohe Kosten, die bei der 
Einrichtung anderer Verkehrsmöglichkeiten bei-
spielsweise den Gemeinden bzw. den Gemeinde-
verbänden entstehen und die in keinem vertret-
baren Verhältnis zum Rationalisierungseffekt der 
Deutschen Bundesbahn stehen, dadurch vermieden 
werden, daß die Deutsche Bundesbahn in solchen 
Fällen auf Streckenstillegungen verzichtet? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Ich habe bereits in einer 
früheren Fragestunde darauf hingewiesen, daß Still- 
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legungen dieser Art jetzt nicht zum erstenmal auf-
treten, sondern daß sie im Laufe der letzten acht 
Jahre schon wiederholt stattgefunden haben. Es hat 
sich in jedem dieser Einzelfälle ergeben, daß die 
Bundesbahn erst dann stillgelegt hat, als der Ver-
kehr bereits zu etwa 90 % von der Bahn abgewan-
dert war und die Übernahme von 10% weder für 
den Bund noch für die Gemeinden mit irgendwel-
chen Mehrbelastungen verbunden war. Auf jeden 
Fall wird die von Ihnen angeschnittene Frage in 
jedem Einzelfall ordentlich geprüft werden. 

Vizepräsident Schoettle: Eine weitere Frage. 

SChonhofen (SPD) : Herr Staatssekretär, darf ich 
Sie Weiter fragen — das scheint mir in Ihrer Ant-
wort zu meiner Frage XIV/14 nicht genügend aus-
geführt zu sein —, ob die Bundesregierung bereit 
ist, in den Fällen, wo den Gemeinden außergewöhn-
lich hohe Kosten durch die Schaffung von Ersatz-
verkehren entstehen, besondere finanzielle Hilfe 
zu gewähren. 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Herr Abgeordneter, ich habe 
in der Antwort auf Ihre vorhergehende Zusatzfrage 
ausgeführt, daß in Fällen dieser Art bisher ein 
solcher Finanzbedarf nicht aufgetreten ist. Finan-
zielle Hilfen des Bundes an Gemeinden und Ge-
meindeverbände sind infolgedessen in den von den 
Streckenstillegungen betroffenen Wirtschaftsräumen 
zunächst nicht vorgesehen. Für den Fall, daß sich 
nachweislich eine zwingende Notwendigkeit erge-
ben sollte, wird im Sinne des verkehrspolitischen 
Programms ein geeigneter Weg gefunden werden 
müssen, die Gemeinden und Gemeindeverbände 
sowie etwa betroffene andere Verkehrsträger vor 
unangemessenen Belastungen zu bewahren. 

Vizepräsident Schoettle: Ihre vierte Frage. 

Schonhofen (SPD) : Herr Staatssekretär, können 
Sie oder kann die Bundesregierung dafür eintreten, 
daß der Verkehr auf stillgelegten Bundesbahnanla-
gen bzw. Bundesbahnstrecken ganz oder teilweise 
den in der Nachbarschaft im Anschluß bestehenden 
nichtbundeseigenen Eisenbahnen übertragen wird, 
falls diese Bahnen an der Betriebsfortführung auf 
diesen Anlagen interessiert sind? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Herr Abgeordneter, die nicht 
'bundeseigenen Eisenbahnen können sich bei der 
Regelung der Frage der Bedienung des Flächenver-
kehrs genauso bewerben, wie sich vielleicht die 
Bundesbahn mit ihrem Kraftwagenbetrieb oder pri-
vate Unternehmer des Personen- oder des Güter-
verkehrs darum bewerben. Ich glaube nicht, daß 
man allgemein einer Gruppe der in Frage kommen-
den Interessenten von vornherein eine Vorzugs-
stellung einräumen sollte. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Brück. 

BrüCk (Köln) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
darf ich Sie in diesem Zusammenhang bitten, gene-
rell auf der Länderebene darauf hinzuwirken, daß 
die sogenannten Koordinierungsausschüsse, wo sie 
noch nicht sind, in stärkerem Maße Platz greifen, 
wie es in einigen Ländern schon der Fall ist, damit 
diese Fragen in der Zukunft besser aufeinander 
abgestimmt werden. 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Herr Abgeordneter, das ist 
bereits geschehen. Ich will aber darauf achten, daß 
es nochmals geschieht. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Unertl. 

Unertl (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wäre es 
nicht möglich, daß in Ihrem Hause einmal, wenig-
stens über die Presse, Informationen darüber gege-
ben werden, daß eine Überprüfung, die nach § 28 
des Bundesbahngesetzes im Zonengrenzgebiet oder 
in den Ausbaugebieten vorgenommen wird, noch 
lange nicht zu einer Stillegung der Bahn führen 
muß? Es könnte draußen sehr viel Aufregung er-
spart werden, und manche Unruhe wäre dann von 
selber aus der Welt geschafft. 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Herr Abgeordneter, ich will 
die Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn 
gern darauf aufmerksam machen, daß sie die Direk-
tionen entsprechend unterrichten soll. 

Vizepräsident Schoettle: Ich rufe die Fragen 
XIV/16 und XIV/17 des Abgeordneten Zerbe auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, bei der Einführung von K-Zu-
schlägen im Stückgutverkehr der Deutschen Bundesbahn für das 
Zonenrandgebiet eine Sonderregelung zu treffen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Wirtschaft des 
Zonenrandgebietes durch die Einführung von K-Zuschlägen finan-
ziell besonders getroffen werden würde, da wegen der gerin-
geren Bevölkerungszahl und s chlechteren wirts chaftli chen Lage 
in diesem Bereich nur einzelne Bahnhöfe das geforderte Mindest-
aufkommen an Stückgut erreichen? 

(Abg. Fellermaier übernimmt die Frage.) 

— Herr Kollege Fellermaier, nach den Richtlinien 
für die Fragestunde muß ein Fragesteller, wenn er 
nicht selber anwesend sein kann, den Präsidenten 
vorher davon unterrichten, wer die Frage über-
nimmt. Ich verfahre strikt nach den Richtlinien: Dem 
Präsidenten ist mitzuteilen. 

Fellermeier (SPD) : Herr Präsident, das ist sicher 
richtig. Aber der Herr Kollege Zerbe hat gestern 
abend die Arbeitsgruppe Verkehr unserer Fraktion 
gebeten, die Frage zu übernehmen, weil er über-
raschend wegmußte. 

Vizepräsident Schoettle: Dem Präsidenten 
hätte das mitgeteilt werden müssen. Ich mache nur 
darauf aufmerksam, damit die Richtlinien nicht um-
sonst dasind. 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Die Einführung des sogenann- 
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ten K-Zuschlags für die kleinen Bahnhöfe ist zum 
15. März 1966 wirksam geworden. Sie war im Zu-
sammenhang mit den übrigen von der Deutschen 
Bundesbahn ergriffenen Tarifmaßnahmen dringend 
notwendig, um die Erträge den erheblich gestiege-
nen Selbstkosten anzupassen oder doch zumindest 
anzunähern. 

Die Einführung des K-Zuschlags trifft als allge-
mein gültige Tarifmaßnahme auch Teile des Zonen-
randgebietes. Die Bundesregierung ist jedoch der 
Auffassung, daß dadurch für die Wirtschaft des Zo-
nenrandgebietes schwerwiegendere Schäden nicht 
zu befürchten sind. Sollten wider Erwarten unzu-
mutbare Benachteiligungen auftreten, so besteht 
die Möglichkeit zu vielfältigen und differenzierten 
Hilfen, z. B. im Rahmen des Frachthilfeverfahrens 
oder des regionalen Förderungsprogramms, durch 
die besondere Belastungen ausgeglichen werden 
können. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Fellermaier zu einer Zusatzfrage. 

Fellermeier (SPD) : Herr Staatssekretär, darf ich 
Sie fragen, was Sie unter „unzumutbarer Belastung" 
verstehen. Vorwiegend sind ja kleine Gemeinden 
und damit auch Kleinbetriebe in den Zonenrand

-

gebieten betroffen. 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Jede Tariferhöhung ist eine 
Belastung, Herr Abgeordneter, und es ist die Frage, 
ob die Belastung zumutbar oder unzumutbar ist, 
wenn eine allgemeine Regelung dahin gehend ge-
troffen wird, daß die Bundesbahn mit Rücksicht auf 
ihre Kostengrundsätze bei den kleinen Bahnhöfen 
den Zuschlag von einer Mark je Sendung erhebt. 
Ich könnte mir denken, daß die Belastung von dem 
Empfänger, der in einem kleinen Ort, aber nicht im 
Zonenrandgebiet lebt, genauso schwer empfunden 
wird wie von dem Empfänger im Zonenrandgebiet. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Fritsch! 

Fritsch (Deggendorf) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
würden Sie diese Belastung nicht als außergewöhn-
lich empfinden, wenn Sie berücksichtigen, daß im 
Zonenrand- und Grenzgebiet in letzter Zeit Stück-
gutbahnhöfe und Annahmestellen in erheblicher 
Zahl geschlossen worden sind, damit der Weg des 
Kunden zur Annahmestelle erheblich weiter ge-
worden ist und nun der Kunde eine weitere Bela-
stung durch diesen K-Zuschlag erfährt? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Wenn die Voraussetzungen 
des Tarifs gegeben sind, kann im Einzelfall schlecht 
eine Ausnahme gemacht werden. Ich wiederhole, 
was ich vorhin gesagt habe: wir werden diese Ent-
wicklung beobachten. Wir haben auch schon mit dem 
Bundeswirtschaftsministerium Verbindung aufge-
nommen. Wenn sich tatsächlich nennenswerte Be

-

lastungen ergeben, soll auf dem hier angedeuteten 
Wege Hilfe geleistet werden. 

Vizepräsident Schoettle: Eine weitere Frage. 

Fritsch (Deggendorf) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
würden Sie bei weitester Auslegung des Beschlus-
ses der Bundesregierung vom 16. Dezember 1964, 
im Zonenrand- und Grenzgebiet keine Bundesbahn-
strecken stillzulegen, eine Möglichkeit sehen, hier 
das Zonenrand- und Grenzgebiet von dieser zusätz-
lichen Belastung, die sich ja durch viele andere Be-
lastungen summiert, auszunehmen? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Ich glaube, es ist ein Unter-
schied, ob ich von einer Stillegung von Strecken 
oder von einem allgemeinen Tarif spreche, der für 
das ganze Bundesgebiet gilt. Auch bisher hat im 
Zonenrandgebiet der allgemeine Tarif gegolten. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Dr. Kreutzmann! 

Dr. Kreutzmann (SPD-Gast) : Herr Staatssekre-
tär, wie stellen Sie sich eine Hilfe über die Fracht-
hilfe vor, wenn diese Frachthilfe daran geknüpft 
ist, daß 40 %  der  Produktion des Betriebes früher 
nach Mitteldeutschland geliefert worden sind, und 
weiterhin die Frachthilfe davon abhängig gemacht 
wird, daß der Betrieb, der eine Frachthilfe will, in 
einem Branchenkatalog erfaßt ist? Ich weiß nicht, 
wie man hier über die Frachthilfe eine Möglichkeit 
schaffen will. 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Ich glaube, daß die Frachthilfe 
doch in manchen Fällen Platz greifen kann. Soweit 
das nicht der Fall ist und eine unzumutbare Be-
lastung vorliegt, muß eben ein anderer Weg gefun-
den werden, z. B. der Weg des regionalen Förde-
rungsprogramms. 

Vizepräsident Schoettle: Eine weitere Frage. 

Dr. Kreutzmann (SPD -Gast) : Wissen Sie nicht, 
daß das regionale Förderungsprogramm keine An-
satzpunkte für eine zusätzliche Hilfe in solchen Fäl-
len bietet? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Dann müssen eben solche An-
satzpunkte geschaffen werden. In dieser Frage 
stehen wir mit dem Bundeswirtschaftsministerium 
in Verbindung. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Schmitt-Vockenhausen. 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Herr Staats-
sekretär, Sie wollen doch mit dieser Prüfung nicht 
warten, bis die Situation dieser Betriebe wirklich 
unzumutbar geworden ist? 
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Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
strium für Verkehr: Ich habe gesagt, daß wir die 
Entwicklung laufend beobachten. 

Vizepräsident Schoettle: Keine weitere Zu-
satzfrage. 

Frage XIV/18 des Abgeordneten Dr. Tamblé: 
Bis wann gedenkt der Bundesverkehrsminister den Entwurf 

eines Gesetzes vorzulegen, das die Einführung von Führer-
scheinen für Motorbootfahrer in Küstengewässern und auf Bin-
nenwasserstraßen vorsieht? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Es ist beabsichtigt, durch eine 
Verordnung — ein Gesetz ist dazu nicht erforder-
lich — die Eignung und Befähigung zum Führen 
von Motorsportfahrzeugen auf den Seewasserstra-
ßen des Bundes noch in diesem Jahr festzulegen. 
Der Erlaß einer entsprechenden Verordnung für 
den Bereich der Binnenwasserstraßen wird in Über-
einstimmung mit den Ländern zunächst nicht für 
erforderlich gehalten. 

Vizepräsident Schoettle: Keine Zusatzfrage. 
Frage XIV/19 des Abgeordneten Dr. Tamblé: 

Wer soll nach Ansicht des Bundesverkehrsministers für die 
Abnahme der in Frage XIV/18 genannten Führerscheinprüfung 
zuständig sein? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Der Deutsche Motoryacht

-

Verband soll beauftragt werden, die Prüfung abzu-
nehmen und die Motorbootführerscheine zu ertei-
len. Ich darf darauf hinweisen, daß sich die im 
Deutschen Sportbund zusammengeschlossenen Sport-
verbände auf den Deutschen Motoryacht-Verband 
als zentralen Verband geeinigt haben. 

Vizepräsident Schoettle: Keine Zusatzfragen. 
Frage XIV/20 des Abgeordneten Dr. Tamblé: 

Wie ist die Entwicklung der Zahl der Unfälle, die sich in den 
vergangenen Jahren durch Motorbootfahrer ereignet haben? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Die Zahl der Unfälle, die sich 
in den vergangenen Jahren durch Motorbootfahrer 
ereignet haben, ist etwa gleichbleibend. Ich kann 
keine genaue Zahl nennen, Herr Abgeordneter, da 
eine Statistik nicht geführt wird. Die Mitteilung, 
daß die Zahl der Unfälle ungefähr gleich geblieben 
ist, stützt sich auf Beobachtungen der Wasserschutz-
polizei. Jedoch nimmt die Behinderung der Schiff-
fahrt auf den Seeschiffahrtsstraßen und in den 
Küstengewässern durch Motorbootfahrer zu, da 
deren Zahl steigt. Es brauchen nicht immer gleich 
Unfälle zu sein; auch die sogenannten Fast-Zusam-
menstöße stellen ein wesentliches Hindernis für 
die Schiffahrt dar. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Dr. Tamblé! 

Dr. Tamblé (SPD) : Herr Staatssekretär, besteht 
ein Zusammenhang zwischen den von mir einge-
reichten Fragen 18 bis 20 — eingereicht am 11. März 

— und der Stellungnahme der Bundesregierung 
hierzu im Bulletin vom 16. März? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Ich vermute, Sie haben eine 
Pressenotiz der  Abteilung Seeverkehr unseres 
Hauses in Hamburg im Auge. 

(Abg. Dr. Tamblé: Nein, im Bulletin vom 
16. März!) 

— Ob ein Zusammenhang besteht, weiß ich nicht; 
aber ich könnte mir denken, daß, da in der Presse 
in den letzten Wochen wiederholt Hinweise auf 
bevorstehende Maßnahmen der hier in Rede ste-
henden Art erschienen sind, die Abteilung Seever-
kehr es für gut gehalten hat, eine allgemeine Un-
terrichtung der Öffentlichkeit vorzusehen. Veranlaßt 
durch uns ist diese Pressenotiz nicht. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Dr. Tamblé! 

Dr. Tamblé (SPD) : Herr Staatssekretär, teilen 
Sie meine Auffassung, daß die Bundesministerien 
ganz allgemein nach Einreichen einer mündlichen 
Anfrage zu dem betreffenden Thema erst nach der 
Beantwortung der Frage öffentlich Stellung neh-
men sollten? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Ich weiß nicht, ob man diese 
Frage vorbehaltlos mit Ja beantworten kann. Wenn 
es sich um einen Fall handelt, der erstmalig durch 
eine Kleine Anfrage oder durch eine Anfrage in 
der Fragestunde bekanntwird, bin ich Ihrer Mei-
nung. Wenn es sich aber um eine Frage handelt, 
die in der Tagespresse und in der Fachpresse bereits 
seit Wochen erörtert wird, kann es schon vorkom-
men, daß es richtig ist, den täglichen Anfragen durch 
eine allgemein gehaltene Pressenotiz zu begegnen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Mommer. 

Dr. Mommer (SPD) : Herr Staatssekretär, mei-
nen Sie nicht, daß die Bundesministerien es dem 
Hause schuldig sind, in solchen Fällen die Antwort 
hier im Hause abzuwarten, es sei denn, daß Gefahr 
im Verzuge ist und in außergewöhnlichen Fällen 
eine Zurückstellung einer Veröffentlichung wie der-
jenigen im Bulletin nicht möglich ist? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Ich teile grundsätzlich diese 
Auffassung. Ich habe aber bereits darauf hingewie-
sen, daß ich vermute, daß sich die Abteilung See-
verkehr durch laufende Anfragen — nicht durch die 
Anfrage, die hier im Hause vorliegt, die vielleicht 
gar nicht bekannt war — veranlaßt gesehen hat, 
eine allgemeine Orientierung durchzuführen. — Ich 
bekomme soeben eine Notiz, aus der ich ersehe, 
daß die Pressenotiz auf die Bootsausstellung zu-
rückzuführen ist, die vor einiger Zeit in Hamburg 
stattgefunden hat, 
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Vizepräsident Schoettle: Ich rufe dann die 
Frage XIV/21 des Abgeordneten Schmitt-Vocken-
hausen auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, mit den US-Streitkräften über 
eine weitere Einschränkung des Flugverkehrs auf dem Militär-
flughafen Rhein-Main zu verhandeln, um auf diese Weise den 
ständig steigenden Anforderungen des zivilen Luftverkehrs auf 
dem Rhein-Main-Flughafen besser entsprechen zu können? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Herr Abgeordneter, im Be-
darfsfalle besteht immer die Bereitschaft, mit den 
US-Streitkräften über eine Einschränkung des mili-
tärischen Luftverkehrs auf dem Flughafen Frankfurt 
zu verhandeln. Die Zahl der Starts und Landungen 
der US-Streitkräfte auf dem Flughafen Rhein-Main 
geht seit einiger Zeit zurück. Im Jahre 1965 betrug 
der militärische Anteil nur 12% des Gesamtver-
kehrs. Von der Flughafen-AG Frankfurt (Main) 
wird die Anwesenheit der US-Streitkräfte zur Zeit 
nicht als Problem angesehen, zumal diese verein-
barungsgemäß stets ihre Flüge in die betriebs-
schwachen Stunden gelegt haben. 

Vizepräsident Schoettle: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Schmitt-Vockenhausen. 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Herr Staats-
sekretär, glauben Sie, daß eine weitere Einschrän-
kung nicht doch dazu führen könnte, daß die Aus-
baupläne für eine dritte Startbahn noch zurück-
gestellt oder überprüft werden könnten, wenn es 
gelingen würde, mit den US-Streitkräften weitere 
Vereinbarungen zu erzielen? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Herr Abgeordneter, nach den 
eingehenden Unterlagen, die ich vorliegen habe, 
besteht nicht die Aussicht, daß bei einer weiteren 
Einschränkung der Flüge der US-Streitkräfte auf 
diese Startbahn verzichtet werden kann, weil sich 
die Notwendigkeit der neuen Startbahn ausschließ-
lich aus dem zivilen Luftverkehr ergibt. Die Einrich-
tungen des Flughafens werden an sich durch die 
US-Steitkräfte nicht in Anspruch genommen. Ich bin 
aber gern bereit, Ihnen die näheren Einzelheiten, 
aus denen das hervorgeht, noch schriftlich mitzu-
teilen. 

Vizepräsident Schoettle: Eine weitere Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Schmitt-Vocken-
hausen. 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Herr Staats-
sekretär, glauben Sie, daß der Ausbau der Flug-
sicherungsanlagen Erleichterungen bringen würde, 
um den geplanten Bau der dritten Startbahn nicht 
oder noch nicht notwendig zu machen? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Soweit ich unterrichtet bin, ist 
auch diese Möglichkeit nicht gegeben. 

Vizepräsident Schoettle: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Picard. 

Picard (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind Sie 
der Auffassung, daß die Stellungnahme der hessi-
schen Landesregierung dahin gehend, daß durch die 
neue Startbahn auf dem Flughafen Rhein-Main nicht 
nur keine zusätzliche Lärmbelästigung entstehen, 
sondern sogar eine Verminderung der Lärmbelästi-
gung erreicht werde, zutreffend ist? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Ich habe davon gelesen. Das 
Gutachten selbst liegt mir noch nicht vor. Ich kann 
deswegen diese Frage auch noch nicht beantworten, 
bevor ich sie geprüft habe. 

Vizepräsident Schoettle: Eine zweite Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Picard. 

Picard (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind der 
Bundesregierung die sehr starken Proteste der Be-
völkerung aus einigen der betroffenen umliegenden 
Gemeinden bekannt, und welches ist die Stellung-
nahme der  Bundesregierung zu diesen Befürchtun-
gen? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Herr Abgeordneter, diese Pro-
teste sind uns natürlich bekannt. Sie beziehen sich 
aber nicht nur auf den Flughafen Rhein-Main, son-
dern auf den Flugverkehr — ich möchte fast sagen 
— im allgemeinen. Sie wissen auch, daß bereits 
Überlegungen im Gange sind, wie diesem Fluglärm 
sowohl durch technische Maßnahmen als auch durch 
Verwaltungsmaßnahmen in Zukunft vorgebeugt 
werden kann. 

Vizepräsident Schoettle: Ich rufe die Frage 
XIV/22 des Abgeordneten Strohmayr auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in Frankreich und in 
den USA der sogenannte „Huckepack-Verkehr", also der Trans-
port von beladenen Fernlastzügen mit Spezialwaggons der 
Eisenbahnen, stark zugenommen, die Bilanzen der Bahnverwal-
tung verbessert und die Straßen entlastet hat? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Herr Präsident, darf ich die 
drei Fragen des Herrn Abgeordneten Strohmayr 
gemeinsam beantworten? 

Vizepräsident Schoettle: Sind Sie einverstan-
den, Herr Abgeordneter Strohmayr? 

(Abg. Strohmayr: Jawohl, ich bin einver

-

standen!) 

— Dann rufe ich auch die Fragen XIV/23 und XIV/24 
des Abgeordneten Strohmayr auf: 

Trifft es zu, daß in der Bundesrepublik Deutschland einer 
intensiven Förderung des „Huckepack-Verkehrs" vor allem die 
Handhabung der Beförderungsteuer entgegensteht? 

Ist die Bundesregierung bereit, Vorschläge zur Förderung des 
Ferntransports von Lastzügen mit der Bundesbahn im Einver-
nehmen mit den zuständigen Organisationen des Transportge-
werbes und mit der Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn 
auszuarbeiten und im Verkehrsausschuß des Bundestages zur 
Diskussion zu stellen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 
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Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Der Bundesregierung ist be-
kannt, daß der sogenannte Huckepack-Verkehr in 
Frankreich und insbesondere in den Vereinigten 
Staaten von Amerika, dem Urspungsland dieser 
Beförderungsart, stärker als in der Bundesrepublik 
zugenommen hat. Es trifft jedoch nicht zu, daß die 
Handhabung der Beförderungsteuer in der Bundes-
republik einer stärkeren Förderung des Huckepack

-

Verkehrs entgegenstehe. Die unterschiedliche Ent-
wicklung ist vielmehr vor allem auf die in den 
Vereinigten Staaten wie auch in Frankreich beste-
henden wesentlich günstigeren Voraussetzungen für 
diese Beförderungsart zurückzuführen. Vor allem 
wegen der weiteren Beförderungsstrecken — in 
Frankreich ist die durchschnittliche Beförderungs-
länge 260 km, in Deutschland liegt sie unter 190 km 
— und wegen der günstigeren Struktur der Ver-
kehrsströme, z. B. Lage der Ballungszentren, größere 
Bahnhofsabstände usw., kommen in diesen Ländern, 
nämlich USA und Frankreich, die Vorzüge des 
Huckepack-Verkehrs wesentlich stärker zur Geltung 
als in der Bundesrepublik. 

Die Bundesregierung ist gern bereit, die in diesem 
Zusammenhang aufgeworfenen Fragen im Verkehrs-
ausschuß des Deutschen Bundestages zur Diskussion 
zu stellen. Hierzu wird sich auch sehr bald eine 
Gelegenheit ergeben. Die Bundesregierung will dem 
Deutschen Bundestag in Kürze einen eingehenden 
„Bericht über die bisherige Entwicklung des Hucke-
pack-Verkehrs und Maßnahmen zu seiner Förde-
rung" vorlegen. In diesem Bericht wird sowohl die 
technische als auch die wirtschatfliche Entwicklung 
technische als auch die wirtschaftliche Entwicklung 
lichen Maßnahmen seiner Förderung Stellung ge-
nommen werden. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Strohmayr! 

Strohmayr (SPD) : Herr Staatssekretär, glauben 
Sie nicht, daß es richtiger wäre, die Schwerlaster 
auf der Schiene im Huckepack-Verkehr zu transpor-
tieren und dadurch der Bundesbahn zu helfen; als 
mit schweren Lastwagenkolonnen die ohnehin stark 
strapazierten Straßen und Autobahnen zu zerstören? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Ja, sicher bin ich dieser Auf-
fassung; aber ich habe leider nicht die gesetzliche 
Möglichkeit, die Leute zu zwingen, diesen Weg zu 
gehen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Strohmayr! 

Strohmayr (SPD) : Herr Staatssekretär, stimmt 
es, daß die 25prozentige Senkung der Regeltarife, 
die Herr Bundesbahnpräsident Oeftering im ver-
gangenen Jahr eingeführt hat, jetzt wieder rück-
gängig gemacht werden soll? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Verkehr: Davon ist mir nichts bekannt. 

Ich will aber die Frage gern nachprüfen und Ihnen 
schriftlich Bescheid geben. 

Vizepräsident Schoettle: Keine weitere Frage. 
— Damit ist die Fragestunde geschlossen. 

Wir unterbrechen die Sitzung und setzen sie um 
17 Uhr fort mit einer Erklärung des Herrn Bundes-
außenministers. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 

(Unterbrechung der Sitzung von 15.03 Uhr 
bis 17.01 Uhr.) 

Vizepräsident Schoettle: Die Sitzung ist wie-
der eröffnet. 

Das Wort hat der Herr Bundesaußenminister. 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die Bundesregierung begrüßt diese Mög-
lichkeit, dem Hohen Hause über einen wichtigen 
Vorgang im Bereich der auswärtigen Politik zu be-
richten und einige Grundsätze darzulegen, von 
denen sie sich bei der weiteren Behandlung dieses 
Themas leiten lassen wird. 

Frankreich hat, wie Sie alle wissen, in den letzten 
Tagen und Wochen seinen 14 Partnern in der nord-
atlantischen Allianz mitgeteilt, daß es die franzö-
sische Stellung in diesem Bündnis einer tiefgreifen-
den Revision unterziehen will. Schon seit längerer 
Zeit hatte die französische Regierung bei verschie-
denen Gelegenheiten zum Ausdruck gebracht, daß 
sie zwar an dem atlantischen Bündnis festhalten 
wolle, die gegenwärtige Organisation dieses Bünd-
nisses jedoch für nicht mehr zeitgemäß halte. Frank-
reich hat allerdings niemals konkrete Vorschläge 
zur Änderung der Organisation gemacht. 

In seiner Pressekonferenz am 21. Februar dieses 
Jahres hat nun der Herr französische Staatspräsi-
dent die von Frankreich jetzt beabsichtigten Schritte 
erstmals genauer dargelegt. In Schreiben an meh-
rere Regierungschefs und in den Memoranden, die 
in der vergangenen Woche den verbündeten Regie-
rungen übergeben und anschließend veröffentlicht 
worden sind, hat die französische Regierung wei-
tere Einzelheiten mitgeteilt. Diese Erklärungen 
haben im wesentlichen folgenden Inhalt: Frankreich 
fordert zur Wiederherstellung seiner vollen Sou-
veränität, die nach seiner Auffassung durch die ge-
genwärtige Struktur der Allianz beeinträchtigt ist, 
daß alle Verbände und Einrichtungen verbündeter 
Staaten auf französischem Boden keinem anderen 
als französischem Oberbefehl unterstellt werden, 
seine Truppen auf fremdem Boden, d. h. die franzö-
sischen Streitkräfte in Deutschland, ebenfalls allein 
unter französischem Oberbefehl stehen. 

Hierzu verlangt Frankreich eine Änderung der 
Vereinbarungen über die auf französischem Boden 
stationierten amerikanischen und kanadischen Ein-
heiten und Einrichtungen und die Beendigung der 
Unterstellung seiner bisher dem NATO-Oberbe- 
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fehlshaber Europa assignierten Land- und Luftstreit-
kräfte in Deutschland. Es beabsichtigt, seine Mit-
arbeit in den integrierten Kommandobehörden des 
Oberbefehlshabers Europa — SHAPE — und des 
Kommandobereichs Europa Mitte — AFCENT — 
einzustellen und fordert schließlich die Verlegung 
dieser beiden Hauptquartiere. Zugleich bekundet es 
seine Absicht, Mitglied der NATO-Allianz zu blei-
ben, auch über das Jahr 1969 hinaus, vorausgesetzt, 
daß keine grundlegenden Veränderungen im Ost-
West-Verhältnis eintreten. 

Zur Begründung dieser einschneidenden Maßnah-
men beruft sich Frankreich auf die seit 1949 verän-
derte Weltlage. Die Bedrohung der westlichen Welt 
habe sich vermindert, Europa sei nicht mehr das 
Zentrum internationaler Krisen, schließlich besitze 
Frankreich jetzt nukleare Waffen, die sich ihrer 
Natur nach einer Integration entzögen. Frankreich 
sei heute eine Nuklearmacht und dadurch in die 
Lage versetzt, die damit verbundene politische und 
strategische Verantwortung selbst in die Hand zu 
nehmen. Alles dieses schließe ein Verbleiben Frank-
reichs in der integrierten Verteidigung der NATO 
aus. 

Frankreich bietet seinen Verbündeten Verhand-
lungen über die sich aus diesen Entscheidungen er-
gebenden Fragen an, vor allem über eine neue 
Form der Zusammenarbeit der französischen Streit-
kräfte mit denen der Verbündeten. In dem der Bun-
desregierung zugestellten Memorandum erklärt sich 
die französische Regierung bereit, mit uns zusam-
men die Lage zu prüfen, die sich für die in Deutsch-
land stationierten französischen Streitkräfte und. für 
die Einrichtungen ergibt, welche Frankreich der 
Bundeswehr nach dem Abkommen vom 25. Oktober 
1960 in Frankreich zur Verfügung stellt. 

Das Hohe Haus wird verstehen, daß es heute noch 
nicht möglich ist, eine umfassende Analyse und eine 
umfassende Bewertung der militärischen und politi-
schen Auswirkungen des französischen Schrittes zu 
geben. Die uns mitgeteilten Einzelheiten geben noch 
kein volles Bild der französischen Absichten. Zum 
Beispiel fehlt ein Hinweis darauf, wie sich Frank-
reich künftig das Funktionieren des von den Ver-
bündeten unter großen Kosten auf seinem Boden 
errichteten Infrastruktursystems der NATO und der 
gemeinsamen Luftverteidigung vorstellt. Auch an-
dere Fragen bleiben offen und bedürfen einer sorg-
fältigen Klärung. 

Ich möchte mich deshalb heute auf einige erste 
grundsätzliche Bemerkungen beschränken. 

Erstens. Die angekündigten französischen Maßnah-
men berühren das atlantische Bündnis in seinem 
Kern. Alle Partner werden die sich daraus erge-
bende Lage gemeinsam zu prüfen haben. Sie haben 
damit bereits begonnen. Auf der Ministerrats-
tagung der Westeuropäischen Union in London, 
von der ich gerade komme, hat ein erster Meinungs-
austausch stattgefunden, der eine Übereinstim-
mung zwischen Großbritannien, Italien, den Nieder-
landen, Belgien, Luxemburg und Deutschland zeigte. 

Zweitens. Die Bundesrepublik Deutschland ist im 
Jahre 1955 einem Allianzsystem beigetreten, bei  

dem Geben und Nehmen, Rechte und Pflichten in 
einem ausgewogenen Verhältnis stehen. Die Ver-
träge vom Oktober 1954, welche das Besatzungs-
regime in der Bundesrepublik Deutschland beende-
ten und zu ihrer Aufnahme in die NATO führten, 
bilden eine politische und rechtliche Einheit. Zu 
ihnen gehören sowohl der Deutschland-Vertrag, der 
den drei Verbündeten ein Stationierungsrecht für 
ihre Streitkräfte einräumt, wie die grundlegende 
Entschließung des NATO-Rats zur Durchführung 
von Artikel IV der Londoner Schlußakte, in der das 
Prinzip der Unterstellung der Streitkräfte der Ver-
bündeten in Kontinental-Europa unter ein gemein-
sames NATO-Oberkommando und die Befugnisse 
dieses Oberbefehlshabers verankert sind. 

Dieses Vertragssystem hat sich in der Vergangen-
heit bewährt. Es hat uns und unseren Partnern den 
Frieden gesichert und einen wesentlichen Beitrag, 
oder sage ich lieber: den wesentlichen Beitrag zur 
Stabilität der westlichen Welt geleistet. 

Die Bundesregierung ist auch heute davon über-
zeugt, daß nur eine bereits im Frieden gemeinsam 
vorbereitete Verteidigung mit gemeinsamer opera-
tiver Planung und unter einheitlichem Befehl — 
eben das System der „integrierten" Verteidigung — 

Aussicht bietet, einen potentiellen Gegner von 
einem Angriff abzuhalten. Sie verharrt dabei nicht 
etwa in den gewohnten Denkformen, sondern sie 
sieht angesichts der ständig fortschreitenden Waf-
fentechnik in der Integration die einzige Möglich-
keit, die Sicherheit der Allianz zu gewährleisten, 
weil nur so im Falle eines Angriffs die Automatik 
der notwendigen Verteidigungsmaßnahmen ge-
sichert ist. Mit diesem System ist die Präsenz der 
militärischen Macht der Vereinigten Staaten in 
Europa eng verbunden. Ohne dieses System wäre 
den kleineren Nationen die Möglichkeit genommen, 
sich an einer modernen Verteidigung gleichberech-
tigt und verantwortlich zu beteiligen. 

Drittens. Sicher hat sich die Weltlage seit 1949 
geändert. Wir vermögen aber nicht der Behauptung 
zu folgen, die Bedrohung Westeuropas habe sich 
vermindert und Europa sei nicht mehr ein Zentrum 
internationaler Krisen. 

Die Warschau-Pakt-Staaten und insbesondere die 
Sowjetunion haben ihr militärisches Potential in 
Mittel- und Osteuropa erheblich verstärkt und mo-
dernisiert. Die Sowjetunion besitzt die stärkste kon-
ventionelle Streitmacht in der Welt und verfügt 
über eine große Zahl von Kernwaffen. Die Masse 
ihres militärischen Potentials ist im Westen ihres 
Herrschaftsbereichs konzentriert. Wir unterstellen 
den östlichen Regierungen nicht die Absicht, den 
Westen militärisch anzugreifen. Indes ist nach un-
serer Auffassung das Maß der Bedrohung nicht 
allein von den jeweiligen Absichten des möglichen 
Gegners abhängig. Entscheidend bleibt vielmehr das 
auf der Gegenseite vorhandene Potential. Im Hin-
blick hierauf besteht — leider — für das NATO-
Bündnis noch kein Anlaß, in seinen Verteidigungs-
anstrengungen und in seiner Wachsamkeit nachzu-
lassen. 

Wir glauben im übrigen nicht, daß die gegen-
wärtige relative Ruhe — es fällt schwer, dieses 
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Wort „Ruhe" auszusprechen, wenn man an die täg-
lichen Schüsse an  der  Zonengrenze denkt —, 

(Beifall bei den Regierungsparteien und bei 
Abgeordneten der SPD) 

daß diese „Ruhe" in Mitteleuropa nunmehr die Be-
seitigung eines Herdes internationaler Krisen an-
zeige. Solange die unselige Spaltung Deutschlands 
und Europas besteht, kann ein wirklicher Friede 
hier nicht einkehren. 

Viertens: Die Bundesregierung ist, wie gesagt, 
der Ansicht, daß die von Frankreich angekündigten 
Schritte zur Neuregelung seines Verhältnisses zur 
Allianz nicht den einzelnen Mitgliedstaat, sondern 
die Gesamtheit der Verbündeten angehen. Sie wird 
daher die Probleme, welche sich aus den von Frank-
reich beabsichtigten Maßnahmen ergeben, mit den 
übrigen Verbündeten beraten. Diese bereits begon-
nenen vertraulichen Beratungen werden wegen der 
Bedeutung der aufgeworfenen Probleme geraume 
Zeit in Anspruch nehmen. 

Fünftens. Die angekündigten französischen Maß-
nahmen betreffen die Bundesrepublik Deutschland 
insoweit besonders, als Frankreich seine im Bundes-
gebiet stationierten Streitkräfte aus der NATO-
Unterstellung herauslösen will. Die Bundesregie-
rung ist auch hier der Ansicht, daß die damit ver-
bundenen Probleme nicht sie allein, sondern die 
Partner der Verträge von 1954 angehen. 

Meine Damen und Herren, ich möchte hinzufügen, 
daß die Bundesregierung sich in ihrer Politik weiter-
hin von dem Geist leiten lassen wird, der zur Aus-
söhnung zwschen dem deutschen und dem franzö-
sischen Volk geführt hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und bei 
Abgeordneten der SPD.) 

Wir sind der Überzeugung, daß Aussöhnung und 
Freundschaft zwischen den beiden großen Nachbar-
völkern ein dauerndes Element der beiderseitigen 
Politik sind und bleiben müssen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und bei 
Abgeordneten der SPD.) 

Sechstens. Schließlich möchte ich noch sagen, daß 
die Bundesrepublik Deutschland die gegenwärtige 
Entwicklung nicht zum Anlaß nehmen wird, eigene 
vertragliche Bindungen gegenüber der Gesamtheit 
ihrer Partner in Frage zu stellen. 

(Allgemeiner Beifall.) 

Das, was in der Allianz an militärischer und poli-
tischer Zusammenarbeit erreicht worden ist, wollen 
wir erhalten und wollen wir mehren. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, die 
kommenden Wochen werden gewiß manche 
Schwierigkeiten mit sich bringen. Wir werden daher 
gemeinsam mit dem Hohen Haus besonnen und fest 
bleiben müssen. Dabei sollten wir mit dem freund-
schaftlichen Freimut sprechen, den die Lage von uns 
verlangt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und 'bei 
Abgeordneten der SPD.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Barzel. 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir begrüßen die Erklärung 
des Herrn Außenministers. Wir stimmen ihr zu, und 
wir sind froh über diese Gelegenheit einer ersten 
kurzen, mehr grundsätzlichen Aussprache zu diesem 
Thema. 

In dieser Frage, deren politischer Rang, wie wir 
meinen, kaum übertrieben werden kann, ist eine 
besonders enge Kooperation der Bundesregierung 
mit dem ganzen Haus ein zwingendem Gebot. Des-
halb begrüßen wir es auch, daß der Bundeskanzler 
selbst die Fraktionen sehr frühzeitig, zunächst ver-
traulich, eingeschaltet hat. Wir sprechen die Hoff-
nung aus, daß die Gemeinsamkeit zur Lösung all 
dieser Fragen hier im ganzen Hause auch in der 
Zukunft erhalten bleibt. Denn nach unserer Mei-
nung geht es hier nicht nur um fundamentale Prin-
zipien unserer Politik und nicht nur um vitale 
Interessen unserer Sicherheit, sondern zugleich auch 
um wesentliche Weichenstellungen für unsere poli-
tische Zukunft. 

Der Außenminister hat angedeutet, wie eng die 
NATO mit der Sicherheitsgarantie der  USA  und mit 
der unerläßlichen Anwesenheit der Truppen der 
USA in Deutschland und in Europa zusammenhängt; 
denn eben dies sichert vor allem unsere Freiheit. 
Wir unterstützen und unterstreichen, was der 
Außenminister zur Solidarität mit dem Bündnis und 
mit der gefundenen Organisation gesagt hat. 

An der Politik Frankreichs, die hier zur Erörte-
rung steht, ist nichts zu bagatellisieren. Dies ist so 
ernst zu nehmen, wie es ohne Zweifel gemeint ist. 
Frankreich hat sich selbst und uns alle in eine sehr, 
sehr schwere Lage gebracht, in eine Lage, die 
zunächst — auch insoweit stimmen wir der Bun-
desregierung ausdrücklich zu — die anderen 14 Mit-
glieder zu einem gemeinsamen Standpunkt veran-
lassen sollte. Wir erklären deshalb mit allem Nach-
druck und in aller Form unser Ja zur NATO, unser 
Ja zur kollektiven Abschreckung, die allein den 
Frieden sichert, unser Ja zur Integration — all dies 
gilt weiter — wie unser Nein zu jedweder Diskri-
minierung Deutschlands. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wie schon die Erklärung des Herrn Außenmini-
ster deutlich macht, ist dies ein Standpunkt, also 
erst der Beginn einer Politik, der Anfang einer 
Lösung, noch nicht die Lösung selbst. So könnte es 
sein, daß im Zusammenhang mit dem, was nun zu 
tun ist, auch die eine oder andere Feststellung da-
hin gehend getroffen wird, daß vielleicht durch das 
Bündnis insgesamt oder durch die Führungsmacht 
des Bündnisses in der einen oder anderen Frage 
unterschiedliche Maßnahmen, Rechte und Verpflich-
tungen etwa zwischen Frankreich und Großbritan-
nien bestehen. Das wäre nicht vorwiegend unser 
Problem. 

Wenn man sich den Text des französischen Memo-
randums ansieht — ich will darauf nicht im einzel-
nen eingehen —, dann ist klar, daß es noch Spiel- 
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raum für Interpretierbares, auch für Neues gibt und 
daß wir hier auch daran denken dürfen, welche 
Erfahrungen wir mit dem Beginn und mit dem 
Ende, dem schließlichen Kompromiß der letzten 
EWG-Krise, gehabt haben. Diese Erfahrungen gel-
ten zum Teil auch hier, wenn auch unsere Lage und 
unsere Position ganz anderer Art sind. 

Wir wollen auch fragen — wir denken, daß dies 
förderlich ist für das, was die Regierung zu tun 
beabsichtigt —, ob es überhaupt möglich ist — im 
Alltag und in der Praxis möglich ist —, ja zu sagen 
zum Bündnis, aber nein zur Organisation. Was ist 
z. B. mit dem Luftwarnsystem? Ist das Bündnis oder 
ist das Organisation? Ist das desintegriert über-
haupt denkbar, ist das desintegriert überhaupt 
funktionabel? Und da es, meine Damen und meine 
Herren, um unsere Sicherheit geht, und das höchst 
konkret und nicht ganz abstrakt, müssen auch wir 
uns bemühen, die besonderen nachbarlichen Mög-
lichkeiten des  deutsch-französischen Vertrages aus-
zunutzen, mindestens zunächst zur Erkundung und 
zum Gespräch. Verhandlungen sind etwas anderes, 
dies hat auch der Herr Außenminister deutlich ge-
macht. So kann, wie wir meinen, unsere Position 
nur sein — auch für morgen sein —: möglichst viel 
NATO und möglichst viel m i t Frankreich. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn wir uns hierfür engagieren, dann engagieren 
wir uns zugleich im Interesse des ganzen Bündnis-
ses wie im Interesse des ganzen Deutschland. Denn 
nur wenn die Risse im Westen verschwinden, wer-
den  wir in der deutschen Frage weiterkommen. Ich 
denke, dies ist ein einmütiger Standpunkt des gan-
zen Hauses. 

(Allseitiger Beifall.) 

Zu verschiedenen Aspekten des Themas werden 
sich verschiedene unserer Kollegen im einzelnen 
äußern. Wir legen aber Wert darauf, noch zwei 
politische Dinge anzusprechen, die im Zusammen-
hang mit dem Ganzen stehen. 

Das erste ist dies: Am 9. Mai 1950 schlug Robert 
Schuman im Namen der französischen Regierung 
vor — ich zitiere, mit der Genehmigung des Herrn 
Präsidenten, wörtlich —, 

in den Beziehungen zwischen den europäischen 
Nationen an die Stelle des Vormachtstrebens 
die Gestaltung ihrer Einheit zu setzen und auf 
diese Weise Frankreich und Deutschland zu 
versöhnen. 

Das war das Prinzip wie die Methode. Ich füge 
hinzu: das war das einzige Prinzip wie die einzige 
Methode, die es möglich machten, den Siegern wie 
den Besiegten, in die Zukunft nicht nur zu sehen, 
sondern zu gehen; die es beiden ermöglichten, 
ehrenvoll, miteinander, Gemeinsamkeiten zu schaf-
fen und erste Institutionen und Schritte für dieses 
Europa zu bewirken. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir meinen, daß es gut ist, daran zu erinnern. 
Denn wir wollen in dieser Stunde erklären, daß 
wir zu eben diesem Prinzip wie zu dieser Methode 
auch für morgen stehen. Nur wenn wir daran fest-

halten — wir, die Europäer insgesamt —, wird es 
dazu kommen, daß dieses Europa mit einer 
Stimme sprechen kann, und nur dadurch wird es in 
der Lage sein, den Rang einzunehmen, der Europa 
in der Welt zukommt. Denn es sind ja nicht fremde 
Dritte, die Europa diesen Rang vorenthalten, son

-

dern die Europäer selbst durch den mangelnden 
Grad ihrer Vereinigung. 

Meine Damen und meine Herren, ich möchte, weil 
es hier zunächst um grundsätzliche Positionen geht, 
auch noch auf eine, wie wir glauben, bedeutende Rede 
des französischen Staatspräsidenten in Straßburg 
vom November 1964 hinweisen. Er wolle, so er-
klärte er — ich zitiere wörtlich —, 

mit Deutschland ein gemeinsames, schon sehr 
altes, aber auch neues Ziel anstreben, nämlich 
die Schaffung eines europäischen Europa, d. h. 
eines unabhängigen, mächtigen und einfluß-
reichen Europa im Schoße der freien Welt. 

Und er sagte weiter: 

Deshalb halten wir Franzosen es für unerläß-
lich, daß die Mitgliedstaaten so bald wie mög-
lich auf politischem Gebiet, d. h. vor allem auf 
dem der Verteidigung, eine Organisation ins 
Leben rufen, die zwar mit der Neuen Welt ver-
bündet ist, aber ganz ihre eigene ist, mit eige-
nen Zielsetzungen, eigenen Mitteln und eigenen 
Verpflichtungen. 

Meine Damen und meine Herren, wie immer dies 
sei und was immer hieran realisierbar sein könnte 
und ob man es für wünschbar hält oder nicht — 
sicher ist doch dies: eine europäische Verteidigungs-
organisation ist ohne Integration noch weniger 
denkbar und durchführbar und wirksam als die 
europäisch-atlantische Zusammenarbeit. 

(Beifall.) 

Deshalb ist zu fragen — und dies ist für die 
künftige Politik in Europa und in Deutschland eine 
wichtige Frage —, ob dieses Nein zur Integration 
überall und durchgängig gelten soll oder nur hier 
oder nur gegenüber der jetzigen Form der Orga-
nisation in der NATO. Dies ist eine sehr, sehr 
wichtige Frage. Darüber muß Klarheit sein, auch 
deshalb, weil ja auch jenseits des Atlantiks, in den 
USA — und nicht nur da —, Gedanken einer neuen 
Struktur der NATO erwogen werden. 

Ich will auch hier, um auch diese Position klar 
zu skizzieren, ein Zitat gebrauchen. Präsident 
Kennedy sagte uns in der Paulskirche sein Konzept; 
er sagte — ich zitiere —: 

Wir haben kein Interesse an dem Versuch, 
die beschlußfassenden europäischen Gremien 
zu beherrschen. Wir setzen unsere Hoffnungen 
auf ein einiges und starkes Europa, das eine 
gemeinsame Sprache spricht und mit einem ge-
meinsamen Willen handelt, in eine Weltmacht 
also, die imstande ist, die Weltprobleme als 
vollgültiger und gleichberechtigter Partner an-
zupacken. Eine Bedrohung der Freiheit Europas 
ist eine Bedrohung der Freiheit Amerikas. Wir 
hoffen auf ein vereintes Europa im Rahmen 
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einer atlantischen Partnerschaft als Gesamtheit 
interdependenter Teile, die an Lasten und Ent-
scheidungen gleichermaßen beteiligt und so-
wohl durch die Aufgaben der Verteidigung als 
auch durch die Werke des Friedens miteinan-
der verknüpft sind. 

Kennedy forderte eine nukleare atlantische Ab-
schreckungsmacht mit europäischer Beteiligung und 
auf der Basis der Gleichberechtigung und fügte den 
Satz hinzu: 

Je weiter Europa auf dem Wege zur Einheit 
voranschreitet, desto größer wird und muß dem-
gemäß seine Rolle und Verantwortung hier 
und anderswo werden. 

Meine Damen und Herren, dieses Konzept findet 
nach wie vor unsere uneingeschränkte Sympathie. 
Wenn es auch in dieser Stunde so aussieht, als 
wäre es sehr schwer zu realisieren, als stünden 
ihm starke Schwierigkeiten entgegen, so ist uns 
doch erlaubt, unser Ziel zu nennen und zu ver-
suchen, möglichst viel davon durchzusetzen; und 
dies mit jener Entschlossenheit und Behutsamkeit, 
die der Herr Außenminister heute gefordert hat 
und die in seiner Erklärung zum Ausdruck gekom-
men ist. 

Wir möchten hier gleich etwas zu einzelnen Stim-
men sagen, die wir aus dem Ausland, auch aus 
dem westlichen Ausland, jetzt hören. Meine Damen 
und Herren, diese Lage ist nicht von uns gewollt; 
und deshalb ist alles das, war hier mit dem einen 
oder anderen Unterton gesagt wird, als wollte 
Deutschland nun einen Ehrgeiz in Richtung auf eine 
größere militärische Rolle im Bündnis entwickeln, 
eine Unterstellung. Was wir wollen, ist die Inte-
gration und die Abschreckung für den Frieden; was 
wir wollen, ist, Glied eines vereinten Europas sein 
und dieses Europa als Glied einer atlantischen Ge-
meinschaft. Das ist das, was wir wollen, und nichts 
anderes. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich habe gesagt, wir wollten hier zwei politische 
Gedanken anschneiden. Ich komme zu dem zweiten, 
von dem wir glauben, daß er von gleicher Bedeu-
tung wie der erste ist. Der französischen Politik 
gegenüber der NATO wie auch in anderen Berei-
chen liegt eine neue Einschätzung des Kommunis-
mus zugrunde. De Gaulle sagte wörtlich: 

Es ist in der Tat offensichtlich, daß auf Grund 
der inneren und äußeren Entwicklung der Län-
der des Ostens der Westen nicht mehr so be-
droht ist. 

Dies ist eine zentrale Aussage, und dies ist für uns 
ein zentrales Thema; denn je nachdem, wie es sich 
verhält, wird die Antwort ausfallen. Wir müssen 
deshalb, wie ich meine, darüber sprechen, und nicht 
nur im amtlichen Verkehr und nicht nur durch 
Diplomaten, sondern auch durch Experten, auch 
durch Professoren, natürlich auch durch Geheim-
dienstler, aber auch durch Parlamentarier: Was ist 
Kommunismus heute als Gefahr, als Wirklichkeit 
und vielleicht auch als Chance? 

Meine Damen und Herren, natürlich sehen wir 
die Entwicklung im Kommunismus, die neuen Ten-
denzen und neuen Phänomene. Wir sehen auch den 
Bewegungsraum, den die Völker dort ihren kommu-
nistischen Zwingherren abgezwungen haben. Aber 
ist wegen dieser Phänomene die Bedrohung und die 
Kriegsgefahr in Europa heruntergegangen? Wir 
meinen, wenn heute die aktuelle Kriegsgefahr für 
Europa gemildert ist, dann doch deshalb, weil es 
die NATO, weil es eine wirksame stetige kollektive 
Abschreckung gibt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Und eben dies hat ja nicht nur uns Sicherheit ge-
geben, das hat doch zugleich dem Kommunismus 
den Elan und auch den Atem genommen. Ich gehe 
so weit, zu sagen, daß die NATO eine Mitursache 
für die neue Entwicklung in Ost- und Mitteleuropa 
ist. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Also muß der, der das weiter auflockern will, auf 
jeden Fall Abstand davon nehmen, die NATO zu 
schwächen oder in Frage zu stellen. Wir danken 
dem Herrn Außenminister, daß er auf Berlin und 
auf die Schüsse an der Mauer hingewiesen hat, die 
jedermann zeigen, wie gefährlich der Kommunis-
mus heute ist. 

Meine Damen und Herren, natürlich gebietet die 
Fairneß, wenn man dieses Thema überhaupt an-
schneidet, darauf hinzuweisen, daß diese Einschät-
zung der kommunistischen Gefahr auch anderswo 
zu verzeichnen ist. Ich glaube, man sollte deshalb 
einen kurzen Seitenblick nach Genf tun; nicht so  

sehr von den Regierungen — aber es gibt doch so 
Gespräche, in die wir uns auch einmischen müssen 
und deren Teilnehmer von dieser Stelle auch ein Wort 
aus Deutschland hören müssen. Da gibt es ein paar 
Fragen, die den Kern des Bündnisses berühren. Wir 
haben dieses Bündnis, weil es eine sowjetische Be-
drohung gibt. Ich glaube, daran muß man schon 
gelegentlich erinnern; denn die eine oder andere 
Stimme, auch im Westen, tut doch so, als wären 
Atombomben in der Hand der Sowjetunion Frie-
densengel und Force de frappe und nukleare Teil-
habe der Deutschen am Entscheidungsprozeß so 
eine Art Kriegsteufel. 

Eben dieser Sinn des Bündnisses — und das muß 
auch gleich gesagt werden — erlaubt deshalb keine 
Abreden mit der Sowjetunion, die sich gegen einen 
NATO-Staat und dessen Stellung in der NATO 
richten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir meinen, daß das hier gleich dazugehört, daß 
diese zentrale Frage „Was ist Kommunismus 
heute?" mit allen unseren Freunden erörtert werden 
muß. 

Ich meine — und dies als letztes hierzu —, was 
den Kommunismus betrifft, so wollen wir nie ver-
gessen, daß auch aus Prag ein Signal für die Grün-
dung der NATO kam. Wer noch einmal das Doku-
ment, das Memorandum zur Hand nimmt, das die 
Regierung der USA vor Gründung der NATO ihrem 
eigenen Parlament vorgelegt hat — es ist vom Ja- 
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nuar 1949 —, der wird darin den Hinweis auf Prag 
wie auf die Gefahr in Berlin finden. Dies, meine Da-
men, meine Heren, halte ich für bedeutsam; denn 
die Tschechen sind ohne nukleare Waffen und ohne 
Krieg der kommunistischen Eroberung anheimgefal-
len. Ich meine, daß auch diese Erfahrung hier dazu-
gehört. 

Ich komme zum Schluß. Ich glaube, daß wir noch 
einmal den Blick auf unseren Nachbarn, unseren 
Nachbarn heute und immer, Frankreich, wenden 
müssen. Es hat keinen Zweck, nicht deutlich zu sa-
gen, daß wir über die Entwicklung des  deutsch-fran-
zösischen Verhältnisses besorgt sind. Ich sage, was 
ich jetzt am Schluß sage, für mich ganz persönlich 
und für sonst niemanden. Ich war betroffen von 
einem Wort des Herrn französischen Staatspräsiden-
ten, das er im Dezember im Fernsehen sagte. Ich will 
es hier zitieren. Er sagte: 

Deutschland wandelt sich, und wir wissen nicht, 
durchaus nicht, wohin seine Ambitionen gehen 
werden. Natürlich hoffen wir, daß sie in die 
gute Richtung gehen, und wir haben Gründe, 
dies zu hoffen. Aber man kann nicht sagen, daß 
man dessen sicher ist. 

Ich will die Frage zurückgeben. Unser Volk will für 
immer Freundschaft mit Frankreich. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Unser Volk ist geheilt, aus bitterer Erfahrung ge-
heilt von allem Übertreiben des Nationalen und 
sucht seinen Weg nur mit Europa, mit der freien 
Welt. Deshalb hoffen wir, daß Frankreich auch weiter 
eben diesen Weg mit uns gemeinsam geht. Dies ist 
die Antwort auf die Frage. 

Meine Damen und Herren, es gibt zwar manchen 
Anlaß, aber doch kein Recht, zu resignieren. Denn 
die Deutschen und die Franzosen brauchen sich wei-
ter, sie brauchen sich auch morgen. Beide brauchen 
Sicherheit, und die gibt es für beide nur i n der at-
lantischen Gemeinschaft. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Erler. 

Erler (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die den Verbündeten 
mitgeteilten Beschlüsse der französischen Regierung 
über die Umgestaltung ihrer Rolle im Bündnis ha-
ben die NATO in eine ernste Krise gestürzt. Ein 
ähnlicher Kurs deutete sich seit langem an. Amtliche 
deutsche Interpretationen zu früherer Zeit waren 
entweder Selbsttäuschungen oder absichtlich zu 
wohlwollend rücksichtsvoll. Man hat also entweder 
die deutsch-französischen Konsultationen nicht ge-
nügend genutzt, um Klarheit zu gewinnen, oder aber 
die gewonnene Klarheit dem Parlament und der 
Öffentlichkeit nicht vermittelt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Dies — das möchte ich gleich hinzufügen — geschah 
vielleicht aus Rücksicht auf das zwischen beiden 

Ländern wichtige, möglichst gute Klima der deutsch

-

französischen Beziehungen. 

Wie dem auch sei, die seit langem schwelende 
Krise im Bündnis ist jetzt offen ausgebrochen. 
Zwischen Frankreich und seinen Partnern, auch der 
Bunidesrepublik Deutschland, sind seit längerer 
Zeit folgende Fragen umstritten: 1. das Verhältnis 
zu den Vereinigten Staaten von Amerika, 2. klas-
sische nationalstaatliche Souveränität oder, wie wir 
es wollen, allmähliche Schaffung von Strukturen 
größerer Gemeinschaften, 3. ein auch für einen 
Gegner glaubhaftes Konzept einer gemeinsamen 
Strategie der Abschreckung und notfalls wirksamen 
Verteidigung und 4. die Bewertung von Verände-
rungen im sowjetischen Machtbereich und eine sie 
berücksichtigende aufeinander abgestimmte Ost-
politik der Verbündeten oder aber eine aus ab-
weichender Bewertung resultierende nationalstaat-
liche, miteinander rivalisierende Ostpolitik. 

Einige dieser Komplexe waren auch in der Krise 
der Europäischen Gemeinschaften sichtbar. Dort ist 
es gelungen, Frankreich an den Verhandlungstisch 
zurückzubringen. Der politisch ungeheuer wichtige 
wirtschaftliche Ausbau der europäischen Gemein-
schaften geht jetzt weiter. Das begrüßen wir alle. 
Aber die tiefer reichenden politischen Fragen sind 
nur vertagt, nicht gelöst. Sie können jeden Tag aufs 
neue ausbrechen und die Gemeinschaften gefährden. 

Der neue Vorstoß der französischen Regierung 
betrifft die Organisation der gemeinsamen Verteidi-
gung. Dabei wird teils von Vorschlägen, teils von  
bereits getroffenen Entscheidungen gesprochen, über 
deren Folgen man zu verhandeln bereit sei, aber 
nicht über die Maßnahmen selbst. Als Begründung 
wird angegeben, Verhandlungen hätten keinen Sinn, 
weil sich die Partner auf bisherige französische 
Wünsche nicht eingelassen hätten. — Aber solche 
Wünsche sind den Partnern offiziell nie konkret 
unterbreitet worden, 

(Beifall) 

bis auf die vom damaligen Präsidenten Eisenhower 
abgelehnte Schaffung eines politischen Dreierdirek-
toriums der NATO, das aus den Vereinigten Staaten 
von Nordamerika, Großbritannien und Frankreich 
bestehen sollte. Dieser Vorschlag wird aber jetzt 
gar nicht wiederholt. Die jetzigen Beschlüsse wur-
den von Frankreich innerhalb des Bündnisses nie 
zur Diskussion gestellt. 

Gewiß, es hat eine literarische Debatte gegeben, 
und manche politischen Publizisten in der Bundes-
republik Deutschland haben das schon für amtliche 
französische Vorschläge angesehen und beklagen, 
daß sich die Bundesregierung darauf nicht eingelas-
sen habe. Aber auf diese private literarische De-
batte wurde auch in anderen Staaten reagiert, in 
Amerika, in Großbritannien, in Deutschland. Das 
Echo auf manche französischen Gedanken war sogar 
nicht überall nur negativ. Aber eine solche lite-
rarische Auseinandersetzung ist kein Ersatz für 
offizielle Vorschläge und offizielle Verhandlungen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU.) 
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Wir haben Verständnis dafür, wenn Teilnehmer 

eines Vertrages bestimmte Vorschriften oder auch 
Einrichtungen nicht mehr für zeitgemäß halten. Das 
ist ihr Recht. Dann haben sie auch das Recht, Ände-
rungen vorzuschlagen. Bei gutem Willen in einer 
Gemeinschaft ist es möglich, einen Ausgleich zu 
finden. Einseitiges Vorgehen aber, ohne auch nur 
den Versuch zu einer Einigung unternommen zu 
haben, verletzt den Geist der Gemeinschaft und 
kann nicht einfach hingenommen werden. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der 
CDU/CSU.) 

Wer zwar die bestehenden Organisationen ver-
lassen, aber dennoch im Bündnis bleiben und vor 
allem den Schutz des Bündnisses weiterhin genie-
ßen will — wie es die französische Regierung aus-
drücklich erklärt —, der muß ein Mindestmaß bun-
desgenössischen Verhaltens seinen Partnern gegen-
über bekunden. 

(Erneuter Beifall bei der SPD und Abge

-

ordneten der CDU/CSU und der FDP.) 

Deshalb können die Partner gar nicht anders als 
das tun, was auch der Herr Bundesaußenminister 
hier angekündigt hat, nämlich von der französischen 
Regierung Verhandlungen zu fordern im Rahmen 
der Gemeinschaft nicht nur über die Folgen der an-
gekündigten Maßnahmen, sondern über diese selbst. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Diese Maßnahmen gehen nämlich die Gemeinschaft 
als ganzes an und nicht nur die einzelnen Mitglied-
staaten. Daher muß am Tisch der Gemeinschaft ver-
handelt werden, im NATO-Rat, den Frankreich ja 
nicht verlassen, sondern im Gegenteil auch künftig 
in Paris behalten will. 

Dies ist ein positiv zu bewertender Anhaltspunkt 
dafür, daß ein solcher Versuch, die Dinge in der Ge-
meinschaft zu halten oder sie in sie zurückzuführen, 
nicht aussichtslos ist, wenn die anderen 14 Partner 
in dieser Frage zusammenstehen. So war es ja auch 
möglich, durch die Solidarität der anderen Fünf un-
seren französischen Partner wieder an den Platz im 
Rat der europäischen Gemeinschaften zurückzubrin-
gen, der allzu lange verwaist war. An einem sol-
chen Verfahren hat auch Frankreich selbst ein eige-
nes politisches Interesse. Es geht nämlich um seine 
internationale Glaubwürdigkeit und Vertragsfähig-
keit. 

Pacta sunt servanda — Verträge müssen einge-
halten werden. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der 
CDU/CSU.) 

Dieser Grundsatz ist die unentbehrliche Grundlage 
der Außenpolitik eines angesehenen Staates. 

(Erneuter Beifall bei der SPD und Abgeord

-

neten der CDU/CSU.) 

Wir Deutsche wissen, wie wichtig die Befolgung 
dieses Grundsatzes für die Wiederherstellung unse-
res eigenen Ansehens in der Umwelt war, nachdem 
die vergangene Gewaltherrschaft Verträge als Fet-
zen Papier behandelt hat. Man kann durch ein sol-
ches Verhalten vielleicht kurzfristig Vorteile erzie-
len, wird aber auf die Dauer selbst Schaden leiden. 

Verträge kann man ändern in der in ihnen vor-
gesehenen Form oder auch im gegenseitigen Einver-
nehmen. Alle Partner werden sich um ein solches 
Einvernehmen redlich bemühen müssen, sonst trock-
nen Verträge aus. Sie dürfen nicht als unerträgliche 
Fessel empfunden werden. Deshalb ist es eine stän-
dige Aufgabe aller Beteiligten, die zwischen ihnen 
geltenden Verträge mit Leben zu erfüllen und so 
jedem Partner als zur Wahrung auch seiner Inter-
essen bestimmt verständlich zu erhalten. 

Der Wille zum ernsthaften Gespräch ist eine 
Sache. Dieser Wille ist bei den Partnern Frankreichs 
vorhanden. Aber einseitige Maßnahmen ohne Ver-
ständigung mit den Partnern sind eine andere Sache. 
Solche einseitigen französischen Maßnahmen wür-
den, wenn man sie ergriffe, nicht nur gegen den 
Geist der Gemeinschaft verstoßen, sondern auch for-
mell gegen den Wortlaut geltender Abmachungen. 
Das Begehren nach neuen Abmachungen ist nicht 
sinnvoll, wenn man sich nicht darauf verlassen 
kann, daß sie auch eingehalten werden. Wer alte 
Vereinbarungen nicht hält, schwächt die Glaubwür-
digkeit neuer und schwächt damit nicht nur seinen 
aktuellen Partnern gegenüber seine Vertragsfähig-
keit, sondern auch anderen gegenüber. Daran kann 
unseren französischen Nachbarn gewiß nichts lie-
gen. Daher wiederhole ich: es ist richtig, wenn die 
14 Partner auf Verhandlungen im Rahmen der Ge-
meinschaft bestehen. 

Die  Vertragswerke von 1954 und 1955, die Lon-
doner Schlußakte, der Deutschland-Vertrag, der 
Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zur NATO 
und die Umwandlung des Brüsseler Vertrages in die 
Westeuropäischen Union bilden mit den dazugehö-
rigen Protokollen ein Ganzes. Insbesondere der 
WEU-Vertrag, der auch die Kontrolle der Rüstungs-
beschränkungen und Produktionsverzichte für die 
Bundesrepublik Deutschland regelt, sichert zum 
Ausgleich dafür die Organisation der gemeinschaft-
lichen Verteidigung auf dem europäischen Festland 
im Verbande der NATO und nicht anderswo. Diese 
Organisation beruht nicht nur auf in Ergänzung des 
Atlantikpaktes einstimmig, also mit der Stimme 
Frankreichs, getroffenen Beschlüssen des NATO-
Rates, sondern auch auf den hier genannten ratifi-
zierten multilateralen Verträgen. 

Übrigens — das möchte ich hier einflechten —, es 
hat sich nicht gelohnt; Herr Bundesminister, daß bis-
her der Rat der Westeuropäischen Union Vertrags-
verletzungen durchgehen ließ. Ein rechtzeitiges 
Monitum hätte vielleicht in Paris zu größerer Vor-
sicht gemahnt. In der Versammlung der Westeuro-
päischen Union wurde regelmäßig seit einer ganzen 
Zahl von Jahren ein wichtiger Vertragsverstoß zur 
Sprache gebracht und der Rat für die Nichterfüllung 
seiner Pflicht nahezu einmütig gerügt, mit der Zu-
stimmung auch französischer Delegierter, allerdings 
nicht der Regierungsparteien. 

Der Vertrag sieht nämlich vor, daß Staaten, die 
nicht, wie die Bundesrepublik Deutschland es getan 
hat, auf die Herstellung von Atomwaffen verzichtet 
haben, für den Fall der Eigenproduktion solcher 
Waffen die Höhe der für sie auf dem europäischen 
Kontinent erlaubten Bestände durch den Rat der 
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Westeuropäischen Union festsetzen und durch das 
dafür zuständige Rüstungskontrollamt der West-
europäischen Union überwachen lassen müssen. Das 
ist nie geschehen, obwohl die französische Regie-
rung ihrem Parlament gegenüber die operative 
Verwertbarkeit französischer Kernwaffen mitge-
teilt hat. Diese Unterlassung ist um so bedauer-
licher, als damit die Glaubwürdigkeit der Einhal-
tung von Abmachungen zur Rüstungsbegrenzung 
und -kontrolle auch in einem weiteren Ausmaß 
nicht gerade gefördert wird. Diese Duldung einer 
Vertragsverletzung hat die Auslösung einer Krise 
im Bündnis durch Frankreich nicht verhindert, son-
dern eher ermuntert. Das sollte sich nicht wieder-
holen. 

Auf diesem Gebiet ist schon vor Jahren ein nach 
dem WEU-Vertrag möglicher Versuch unterlassen 
worden, der Ausbreitung von nationaler Verfü-
gungsgewalt über Kernwaffen in den Händen wei-
terer Staaten, der sogenannten Proliferation, recht-
zeitig entgegenzuwirken. 

Die Durchführung der jetzt angekündigten fran-
zösischen Maßnahmen würde die Sicherheit aller 
Teilnehmerstaaten des Bündnisses, insbesondere 
aber die der Bundesrepublik Deutschland, in Mitlei-
denschaft ziehen. Die Verteidigungsfähigkeit würde 
gemindert, der Verteidigungswille der Gemeinschaft 
in den Augen eines möglichen Gegners geschwächt, 
die friedenssichernde Wirkung einer glaubwürdigen 
Abschreckung beeinträchtigt. Über die verteidi-
gungspolitische und militärtechnische Seite des 
Problems wird mein Freund Helmut Schmidt nach-
her noch sprechen. 

Die angekündigten Maßnahmen sind aber auch 
von Nachteil für die Solidarität zwischen Europa 
und den Vereinigten Staaten von Amerika. Sie sind 
von Nachteil für die Gestaltung der weltpolitischen 
Beziehungen zwischen West und Ost und damit auch 
für die Zukunft unseres Landes. Die französische 
Regierung scheint nicht in vollem Umfange bedacht 
zu haben, welche Gewichtsverschiebungen inner-
halb des Bündnisses und welche dadurch ausgelö-
sten, sicher auch für Frankreich, für uns alle uner-
wünschten außenpolitischen Folgen durch eine Her-
ausnahme des französischen militärischen Potentials 
aus der NATO entstehen könnten. 

Wir wissen, daß die Lösung der deutschen Frage 
auf der Grundlage des Selbstbestimmungsrechts nur 
bei einem vernünftigen Ausgleich zwischen West 
und Ost möglich ist. 

Wir haben bedauert, daß sich die französische 
Politik früher jeder Sondierung in Moskau wider-
setzte, als sich die Vereinigten Staaten von Amerika 
um den Abbau von Spannungen bemühten. Wir be-
grüßen, daß seit einiger Zeit auch Frankreich diese 
Notwendigkeit betont. Wir meinen, daß es die 
Kunst deutscher Politik sein muß, sich in diesen 
weltpolitischen Vorgang einzuschalten, den wir we-
der verhindern können noch dürfen. Ein solcher Ver-
such der Verhinderung würde uns schrecklich iso-
lieren und uns keinesfalls nutzen. 

Wir bedauern aber, daß keine sorgfältig aufein-
ander abgestimmte westliche Politik auf diesem Ge

-

biet der Ost-West- Beziehungen vorhanden ist. Dies 
gibt der Sowjetunion die Möglichkeit, die west-
lichen Bündnispartner gegeneinander auszuspielen 
und Gegensätze zu schüren. Das bringt Schaden für 
alle, insbesondere für Deutschland. 

Die deutsche Frage ist nur lösbar, wenn der Welt-
macht Sowjetunion ein an Gewicht vergleichbarer 
Partner gegenübersitzt. Dazu brauchen wir also die 
engste Solidarität mit der westlichen Weltmacht, 
den Vereinigten Staaten von Amerika. Dazu brau-
chen wir aber weiter die Solidarität unserer anderen 
westlichen Verbündeten, auch des französischen. 
Nur dann gibt es Raum für jene Leistungen und 
Gegenleistungen, welche die Substanz der deut-
schen Frage nicht gefährden. 

Die jetzt angekündigte französische Politik kann 
eine gemeinsame Deutschlandpolitik der westlichen 
Gemeinschaft in Gefahr bringen. Zu einer gemein-
samen Politik aber haben sich die drei Mächte nicht 
nur in Erklärungen bekannt, sondern im Deutsch-
landvertrag auch förmlich verpflichtet. Ihr Ausdruck 
ist auch die gemeinsam organisierte Anwesenheit 
ihrer Truppen in der Bundesrepublik Deutschland. 

Ein Herausnehmen der französischen Verbände 
aus der Gemeinschaft würde ein Stück gemein-
samer Deutschlandpolitik zerstören. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der 
Regierungsparteien.) 

Deshalb sollte auch über die Stellung der franzö-
sischen Truppen auf deutschem Boden im Bündnis 
gesprochen werden. Auch dieses Problem geht nicht 
nur Frankreich und die Bundesrepublik Deutsch-
land an, zumal eine Rückkehr zu besatzungsrecht-
lichen Vorstellungen ohnehin nicht in Frage kommt. 

(Beifall auf allen Seiten.) 

Jetzt gilt jedenfalls das NATO-Truppenstatut für 
alle Partner und hat auch den früheren Truppen

-

vertrag ersetzt. Die Ausübung der originären An-
wesenheitsrechte ist nun einmal vertraglich gere-
gelt. 

Schließlich muß Klarheit darüber geschaffen wer-
den, wie Frankreich seine Funktion in Berlin auf-
faßt. Die westlichen Schutzmächte haben bisher dar-
an festgehalten, daß sie unter dem Dach der Vier-
mächteverantwortung für ganz Berlin eine gemein-
same Schutzfunktion für Westberlin, seine Freiheit, 
den ungehinderten Zugang dorthin und für seine 
Verbindungen mit dem größeren Teil des freien 
Deutschland ausüben. Daran will hoffentlich auch 
Frankreich nicht rütteln. Berlin ist von seiner Tei-
lung genug geschlagen, als daß sein freier Teil neue 
Differenzierungen vertrüge. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten 
der Regierungsparteien.) 

Wir alle — das ist schon in den ersten Reden 
klargeworden — haben keine Illusionen über den 
Ernst der Krise. Das geflügelte Wort des Altbun-
deskanzlers von der Lage, die „noch nie so ernst" 
war, trifft für die Beziehungen innerhalb des Bünd-
nisses leider zu. Daher sollten wir uns darum be-
mühen, alle Kräfte der 14 Partner Frankreichs zu 
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einer gemeinsamen Haltung zusammenzuführen. 
Deshalb sollte auch mit Frankreich in der Gemein-
schaft verhandelt und ihm klargemacht werden, daß 
es an ihm liegt, seine Wünsche und Anregungen 
auf den Gemeinschaftstisch zu legen. 

Die Bundesrepublik Deutschland und Frankreich 
haben ein besonders enges Verhältnis zueinander 
geschaffen. Die Aussöhnung der beiden Völker wird 
vom ganzen Deutschen Bundestag getragen und 
weiterhin gefördert. 

(Beifall bei der SPD und bei den Regie

-

rungsparteien.) 

Den Konsultationsvertrag sollten wir nutzen, um 
bei unseren französischen Freunden mehr Klarheit 
über ihre Absichten und über viele Einzelheiten 
zu gewinnen, aber auch um unseren Einfluß dahin 
auszuüben, daß die aufgeworfenen Probleme in der 
ganzen Gemeinschaft erörtert werden. Jedenfalls 
kann es keine deutsch-französischen Separatver-
handlungen in denjenigen Fragen geben, die alle 
angehen. 

(Beifall bei der SPD und bei der FDP.) 

Natürlich gibt es auch zweiseitige Fragen, z. B. 
die der von Deutschland und Frankreich benutzten 
Depots und Truppenübungsplätze. Ähnliches gilt für 
amerikanische Stützpunkte auf französischem Boden, 
auch wenn diese von erheblicher Bedeutung für die 
Sicherheit aller sind. Die Vereinbarungen darüber 
sind zu zweit abgeschlossen. Es ist also legitim, Än-
derungswünsche zu zweit zu erörtern. Auf diesem 
Gebiet sind sicher manche Kompromisse möglich. 
Aber die wesentlichen Grundlagen der im atlanti-
tischen Bündnis geschaffenen gemeinsamen Vertei-
digung mit den dazu erforderlichen Einrichtungen 
müssen bewahrt und funktionsfähig gehalten wer-
den. 

(Beifall bei der SPD und bei der FDP.) 

Schließlich müssen wir hier einsehen, daß die 
Krise im Bündnis ein zusätzlicher Anlaß sein sollte, 
das von uns seit langem geforderte, von der Regie-
rung angekündigte, aber bisher noch nicht aufge-
nommene Gespräch über alle derzeitigen Aspekte 
der Deutschlandfrage aufzunehmen. Worauf wollen 
wir eigentlich nach der Mauer in Berlin, nach der 
Kuba-Krise, nach der EWG-Krise und jetzt nach der 
NATO-Krise noch warten, um dieses Gespräch unter 
den Verantwortlichen endlich in Gang zu bringen? 

Es wäre gut, wenn in dieser Debatte die denk-
baren Auswirkungen der NATO-Krise auf die deut-
sche Frage noch eingehender erörtert würden. Wir 
sind — vor allem mit dem späteren Beitrag meines 
Freundes Herbert Wehner — hier und heute dazu 
bereit. 

(Beifall bei der SPD und bei den Regie

-

rungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete von Kühlmann-Stumm. 

Freiherr von Kühlmann-Stumm (FDP) : Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen, meine 
Herren! Wir sind dankbar, daß diese Diskussion in 

diesem Hohen Hause stattfinden kann, und wir 
teilen die Sorge der Bundesregierung über die Si-
tuation, die die französischen Schritte für uns einge-
leitet haben. Wir sollten hier alle Fragen vielseitig 
beleuchten, und wir sollten auch darauf hinwirken, 
daß eine möglichst einheitliche Auffassung aller 
Fraktionen in diesem Hohen Hause zum Ausdruck 
kommt. 

Wir bedauern, daß der Deutsche Bundestag wie-
derum gehalten ist, sich mit einer Frage zu befas-
sen, in der durch eine französische Initiative die 
Wirksamkeit einer westlichen Gemeinschaft in 
Frage gestellt ist. Mit großer Sorge verfolgen wir 
seit einigen Jahren die Entwicklung in der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft. Kaum hat uns der 
Kompromiß von Luxemburg einen neuen Weg ge-
wiesen, stehen wir vor einer Krise in der NATO. 
Die wirtschaftliche Einigung Europas — ein Bei-
tritt Großbritanniens scheint wieder im Bereich des 
Möglichen zu legen —, die militärische Einigung 
der westlichen Welt sind für uns Voraussetzungen 
auch für gemeinsames Handeln in der deutschen 
Frage. 

Der Schritt des französischen Staatspräsidenten 
hat nicht nur Kritik gefunden, sondern zum Teil 
auch Beifall, in Frankreich von einer Seite, die ihm 
nicht angenehm sein kann, nämlich von der kom-
munistischen Partei. In den Vereinigten Staaten 
klingt aus den Worten des Senators Mansfield eine 
gewisse Bündnisverdrossenheit, die man mit Sorge 
beobachten muß. Dagegen ist die eindeutige und 
konsequente Haltung der amerikanischen Regierung 
ein Tatbestand, der von der Bundesrepublik Deutsch-
land in vollem Umfang gewürdigt und begrüßt 
werden sollte. 

(Beifall bei der FDP.) 

Auch andere Staaten, andere NATO-Partner haben 
sich inzwischen positiv geäußert, und wir sollten 
auch diese Erklärungen begrüßen. 

Am Beginn einer Diskussion über die Folgen des 
Handelns de Gaulles ist es angebracht, eine Be-
standsaufnahme vorzunehmen über das, was nach 
seiner Auffassung bleiben soll, und über das, was 
er in Frage zu stellen für richtig erachtet, wobei 
eine Darlegung seiner Einzelmaßnahmen noch ab-
gewartet werden sollte. Aus allen bisherigen Ver-
lautbarungen geht klar hervor, daß Frankreich den 
NATO-Vertrag nicht anzutasten beabsichtigt, son-
dern die militärische Organisation des Bündnisses 
verändern will. Dies ist grundsätzlich zu begrüßen. 
Dabei bleibt die Frage offen, wie sich Frankreich 
verhalten wird, wenn einer der NATO-Partner 
einem Angriff ausgesetzt sein würde. Dies ist nach 
Meinung meiner Fraktion die entscheidende Frage, 
die von den NATO-Partnern gemeinsam gestellt 
werden muß. Auf diesem Hintergrund sollte man 
sich erinnern, daß in den Krisen um Berlin und Kuba 
die französische Nation geschlossen zum westlichen 
Bündnis gestanden hat. Es kann somit vermutet 
werden, daß auch bei künftigen Konfliktsituationen 
innerhalb der NATO eine entsprechende Haltung 
der Regierung Frankreichs zu erwarten ist. 

Positiv werten sollte man auch die Tatsache, daß 
der französische Staatspräsident an den Verpflich- 
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tungen Frankreichs in Berlin in vollem Umfang fest-
halten wird, so daß es nunmehr darauf ankommt, 
herauszufinden, welche Stellung die deutschen Trup-
pen und Versorgungseinrichtungen in Frankreich 
sowie die französischen Truppen auf deutschem 
Boden erhalten sollen. 

So positiv es zu bewerten ist, daß der französische 
Staatspräsident am NATO-Vertrag festhalten will, 
so klar muß doch ausgesprochen werden, daß die 
Beistandsverpflichtung allein noch nicht die Schlag-
kraft des Bündnisses ausmacht. Die Entscheidung 
darüber, wie sich die Beistandsverpflichtung im 
Konfliktsfall vollziehen soll, darf nicht einem Part-
ner allein überlassen werden. Hier finden die zu 
führenden Verhandlungen ihren Schwerpunkt. 

Die NATO ist — das kann nach 17jähriger Gültig-
keit des Vertrages gesagt werden — in dieser Form 
ein Erfolg gewesen. 17 Jahre Frieden in dieser Zeit 
sind ein Wert an sich. Es besteht kein Zweifel, daß 
es auch in der Zukunft für die NATO darauf an-
kommt, den Frieden zu erhalten. 

Wir stimmen der Bundesregierung zu, wenn sie 
wie die anderen Partner nur in der Gemeinschaft 
über das Schicksal der NATO mit Frankreich ver-
handeln will. Das wird, richtig verstanden, Kon-
sultationen mit Frankreich nicht ausschließen. Wir 
sollten diesen letzteren Weg nach sorgfältiger Ab-
stimmung mit unseren Verbündeten auch beschrei-
ten. 

Die Bundesrepublik hat bis jetzt ihren Platz an 
der Seite der kleineren europäischen Staaten gehabt. 
Ein Ausscheiden Frankreichs aus der Integration 
sollte hier keine Veränderung bringen. 

Im übrigen möchte ich das bestätigen, was schon 
einige Herren vor mir hier gesagt haben. Wir wollen 
in aller Bescheidenheit unsere Verpflichtung im 
NATO-Bündnis weiter erfüllen. Wir weisen die 
Stimmen zurück, die darauf hinweisen, daß wir nach 
dem Ausscheiden Frankreichs aus dem Bündnis eine 
Sonderrolle zu spielen beabsichtigten. 

(Beifall bei der FDP.) 

Wir haben nicht diese Absicht, und wir werden wei-
ter alles unternehmen, um im Rahmen dieses Bünd-
nisses gemeinschaftlich mit den anderen Partnern 
unsere Pflicht zu erfüllen und unseren Beitrag zu 
leisten. Alle anderen Unterstellungen müssen hier 
von uns in aller Form zurückgewiesen werden. 

Die Bundesrepublik Deutschland, die nicht über 
ausreichendes Hinterland und nicht über ausrei-
chende Übungsplätze verfügt, hat in der Vergangen-
heit die Verträge mit Frankreich über Übungsmög-
lichkeiten und über die Anlage von Depots auf fran-
zösischem Boden abgeschlossen. Wir haben ein In-
teresse daran, daß sich daran nichts ändert. Am 
schwierigsten lösbar scheint uns die Frage der An-
wesenheit von französischen Truppen auf deutschem 
Boden zu sein. Die Lage wird kompliziert durch den 
Umstand, daß deutsche Truppen in Deutschland auch 
jetzt unter französischem Befehl stehen, allerdings 
mit der Maßgabe, daß der französische Befehlshaber 
dem Befehlssystem der NATO eingegliedert ist. Das 
Ende dieser Eingliederung muß auch das Ende der 
Unterstellung deutscher Truppen unter diesen Ober-

befehl sein. Es geht nicht an, daß französische Trup-
pen in Deutschland in Zukunft einseitig französi-
schem Oberkommando unterstellt sind. Wir sollten 
auch die Lösung dieser Frage von der Gemeinschaft 
der Vierzehn her anstreben. 

Die Frage der Vorwärtsverteidigung wird von 
dem französischen Schritt nicht unbeeinflußt bleiben. 
Das ergibt sich aus der geographischen Lage 
Deutschlands und aus der Stationierung der fran-
zösischen Truppen auf deutschem Boden. Ein weite-
res Problem ist der Standort der Hauptquartiere der 
NATO, wobei wir hoffen, daß die Nennung von Hei-
delberg und Frankfurt nur Spekulation und nicht 
mehr ist. Hauptquartiere nahe der Front sind weder 
vorstellbar noch zweckmäßig. 

Zu den Fragen des Bündnisses, die in Bewegung 
geraten sind, gehört auch die Frage der atomaren 
Mitwirkung der Partner. Die Vorschläge des ameri-
kanischen Verteidigungsministers über die Bildung 
spezieller Arbeitsgruppen beurteilen wir nach wie 
vor positiv. 

Mit Recht wird die Frage nach dem künftigen 
Schicksal der Infrastruktureinrichtungen in Frank-
reich gestellt. Frankreich hat damit ohne Zweifel 
auch eine Verbesserung seiner eigenen militärischen 
und nichtmilitärischen Infrastruktur erhalten, wäh-
rend seine Partner nunmehr Einrichtungen dieser 
Art an anderer Stelle errichten müssen. Dieses Miß-
verhältnis von Geben und Nehmen muß auch finan-
ziell gelöst werden. Wir können uns nicht vorstel-
len, daß die französische Regierung keine Anschau-
ungen über die Abgeltung dieser Forderungen hat. 
Hier dürfen die übrigen Vierzehn Erklärungen er-
warten. 

Die französische Aktion hat eine veränderte Lage 
im Bündnis geschaffen. Man wird über das Bündnis 
sprechen müssen. Man wird dabei auch über die 
deutsche Frage zu sprechen haben. Hier Vorstellun-
gen zu entwickeln ist unsere Aufgabe. Wir müssen 
sie rechtzeitig entwickeln. Ich bin deshalb dankbar, 
daß der Herr Bundeskanzler in Kürze mit den Frak-
tionsvorsitzenden das Thema Deutschlandpolitik 
vertraulich erörtern wird. Der deutsche Vorstoß 
wird um so wirksamer werden, je mehr er von allen 
Fraktionen dieses Hohen Hauses getragen werden 
kann. 

Die FDP bekennt sich auch bei dieser Gelegenheit 
zu der Forderung an die Bundesregierung, für die 
Politik, die die Lebensfragen unseres Volkes betrifft, 
nach Möglichkeit die Unterstützung der Opposition 
zu gewinnen. Die Bundesregierung muß in die künf-
tigen Verhandlungen im Rahmen der NATO mit 
klaren Vorstellungen gehen. Die heutigen Ausfüh-
rungen des Herrn Bundesaußenministers haben hier 
einen Rahmen gesetzt, ,dem wir in vollem Umfang 
beitreten können. 

Wir sollten unter allen Umständen an der NATO 
und insbesondere an der Integration trotz des fran-
zösischen Schrittes unverändert festhalten. 

(Beifall bei der FDP.) 

Je enger die vierzehn Mitgliedstaaten zusammen-
stehen, desto wahrscheinlicher ist es, daß Frankreich 
seine schwerwiegenden Beschlüsse zumindest in 
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Teilbereichen einer Überprüfung unterziehen wird. 
Es ist von .  entscheidender Bedeutung, daß amerika-
nische, kanadische und englische Truppen auch wei-
terhin im Rahmen der NATO auf dem europäischen 
Kontinent verbleiben. Das Bündnis und seine Ab-
wehrkraft würden ohne diese Einheiten erheblich an 
Wirkung verlieren. Auf der anderen Seite sollten 
wir erkennen, daß eine erfolgversprechende Ver-
teidigung Westeuropas und insbesondere der Bun-
desrepublik Deutschland ohne das Hinterland Frank-
reich schwer möglich erscheint. Deshalb ist es not-
wendig, daß die verbleibenden 14 NATO-Partner 
geschlossen, behutsam und zielbewußt handeln, 
ohne Frankreich unnötig vor den Kopf zu stoßen. 

Die Tür zu Verhandlungen mit Frankreich muß 
offengehalten werden. Es wäre — das soll hier ab-
schließend noch einmal ganz klar herausgestellt 
werden — untragbar, wenn für die Bundesrepublik 
Deutschland innerhalb der NATO ein Sonderstatus 
geschaffen werden sollte. Dies müssen wir in aller 
Form ablehnen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU.) 

Wir glauben, daß die Bundesregierung einen 
Rahmen gesetzt hat. Wir glauben, daß wir diesen 
Rahmen akzeptieren können. Die freie demokra-
tische Bundestagsfraktion wird bei den weiteren Be-
ratungen konstruktiv mitarbeiten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Zimmermann. 

Dr. Zimmermann (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Das ganze Hohe Haus ist 
sich offensichtlich einig, daß die französischen Ankün-
digungen die NATO insgesamt und die Bundes-
republik politisch wie militärisch vor eine ernste 
und kritische Lage stellen. Trotzdem muß unsere 
erste Erkenntnis sein, daß wir die Situation nicht 
dramatisieren dürfen. Es ist bereits bei vielen Be-
teiligten eine erheblich kühlere Betrachtung der 
Dinge gegenüber der ersten Reaktion erkennbar. 
Im Rahmen der NATO-Partner ist sogar mancherlei 
Zustimmung zu verschiedenen Aspekten der fran-
zösischen Vorschläge laut geworden. 

Diese Vorschläge kommen bekanntlich nicht aus 
heiterem Himmel. Die Grundzüge der französi-
schen Wünsche sind vielmehr seit langem bekannt. 

Die bisherige deutsche Haltung, daß man näm-
lich selbst keinen Anlaß zur Aufnahme einer Re-
formdiskussion über die NATO habe, ist nun von 
Frankreich mit der Ankündigung einseitiger Aktio-
nen beantwortet worden. Es ist daher heute müßig, 
danach zu fragen, ob frühere Gespräche vielleicht 
bessere Ergebnisse gebracht hätten als die jetzt 
von Frankreich erzwungenen Verhandlungen. Die 
Haltung General de Gaulles gegenüber dem atlan-
tischen Bündnis ist seit langem bekannt. Es besteht 
daher kein Grund zur Bestürzung über die in der 
vergangenen Woche bekanntgewordenen Beschlüsse 
der französischen Regierung. Ich glaube, es trägt 
nicht zur Beruhigung und Klärung der Lage bei,  

wenn man gegenüber der Presse Erklärungen ab-
gibt mit dem Wortlaut wie: „Eine NATO ohne 
Frankreich ist besser als gar keine NATO." Das 
mag sachlich, für sich betrachtet, richtig sein. Glück-
lich ist die Erklärung nicht. 

Bereits in seiner Pressekonferenz vom Juli 1964 
hat de Gaulle erklärt: 

Natürlich braucht Europa weiter ein Bündnis 
mit Amerika; denn in bezug auf den Nordatlan-
tik haben daran beide ein Interesse, solange 
die sowjetische Bedrohung andauert. Aber für 
Europa entfallen einer nach dem anderen die 
Gründe, die dieses Bündnis zu einer Unterord-
nung werden ließen. Europa muß seinen Teil 
der Verantwortung tragen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Dr. Zimmermann, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Herrn Abgeordneten Schmidt? 

Schmidt (Hamburg)  (SPD):  Herr Kollege, könn-
ten Sie so liebenswürdig sein, dem Hause in Er-
innerung zu rufen, wer es denn gewesen ist, der 
den von Ihnen beanstandeten Satz sprach, eine 
NATO ohne Frankreich sei besser als gar keine? 

Dr. Zimmermann (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Schmidt, ich schätze Ihr Gedächtnis viel zu hoch 
ein, als daß ich Ihre Frage beantworten müßte. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU. — Lachen 
bei der SPD.) 

Die französische Regierung hat nunmehr ihre Be-
schlüsse über die NATO in zwei Stufen bekanntge-
geben. Die zweite Stufe, das französische Memo-
randum, das auf die persönlichen Schreiben des 
Staatspräsidenten folgte, sagt, daß sich die Natur 
der Drohungen geändert habe, die aus dem Osten 
für Europa bestünden. Fraglos gibt es über die Ab-
sichten der Sowjetunion seit einiger Zeit verschie-
dene Meinungen. Auch andere im Westen glauben, 
daß die aggressiven Absichten Moskaus der Ver-
gangenheit angehören. Hier besteht eine keines-
wegs nur französische permanente Quelle der Ge-
fahr für die Zusammenarbeit in der NATO. 

In unseren Augen besteht die Bedrohung durch 
die Sowjetunion weiter. Deshalb ist die atlantische 
Allianz für die Bundesrepublik weiter lebensnot-
wendig. Darüber gibt es keinen Zweifel. Insbe-
sondere zeigt doch die sowjetische Deutschland-
politik das Fortbestehen von Moskaus bedrohlichen 
Absichten deutlich. Im übrigen müssen sich die 
westlichen Verteidigungsanstrengungen an der ob-
jektiven Stärke des potentiellen Gegners, nicht aber 
an subjektiven Auffassungen über dessen gegen-
wärtige Absichten orientieren. 

In dem Memorandum unterstreicht die franzö-
sische Regierung weiter, daß sie seit Jahren bei 
zahlreichen Gelegenheiten sowohl öffentlich als 
auch in Unterredungen mit den verbündeten Regie-
rungen ihre Auffassung dargelegt habe, daß die 
Organisation des Atlantikpaktes den heutigen Ver-
hältnissen in der Welt nicht mehr entspreche, die 
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von den Verhältnissen des Jahres 1949 und der darauf 
folgenden Jahre grundlegend verschieden seien. Die 
französische Regierung betont, daß sie diese Entwick-
lung keineswegs veranlasse, den am 4. April 1949 
in Washington unterzeichneten Vertrag in Frage 
zu stellen. Das heißt, die französische Regierung 
gedenkt nicht, sich auf Art. 13 des Vertrages zu 
berufen, und vertritt die Ansicht, daß das Bündnis 
so lange bestehen bleiben soll, wie dies erforder-
lich erscheint. Sie fährt aber fort, daß sich das Pro-
blem der Organisation des Bündnisses stelle, d. h. 
der Revision aller Abkommen, Vereinbarungen und 
Beschlüsse, die nach der Unterzeichnung des Ver-
trages in multilateraler oder bilateraler Form hin-
zugekommen sind. 

Die französische Regierung erinnert daran, daß 
sie bereits in den vergangenen Jahren in bezug auf 
ihre der NATO unterstellten Seestreitkräfte im 
Mittelmeer und im Atlantik Maßnahmen in diesem 
Sinne getroffen habe. Nun gehe es um die Land-
und Luftstreitkräfte, die in Deutschland stationiert 
und  dem NATO-Kommando in Europa unterstellt 
seien. Endlich kündigt die französische Regierung 
an, daß Frankreich sich aus den beiden integrierten 
Kommandos, denen diese Streitkräfte unterstellt 
seien und an denen Frankreich im. Rahmen der 
NATO beteiligt sei, zurückziehen werde. Sie b e-
tont ausdrücklich, daß sie bereit sei, die Probleme, 
die durch diese Schritte aufgeworfen würden, mit 
ihren Verbündeten zu erörtern. 

Abgesehen von diesen, die Organisation des 
atlantischen Bündnisses betreffenden Fragen stellen 
sich jedoch zwischen den Vereinigten Staaten und 
Frankreich rein bilaterale Probleme. So bestehen 
bilaterale Abkommen zwischen den USA und Frank-
reich über Lager in Déols-La Martinerie, über Flug-
plätze und Anlagen, die den amerikanischen Streit-
kräften zur Verfügung gestellt wurden, über das 
amerikanische Hauptquartier in Saint-Germain und 
über eine amerikanische Ölleitung. Die  französische 
Regierung hat sich bereit erklärt, die sich hieraus 
ergebenden Fragen in Verhandlungen mit der ame-
rikanischen Regierung zu prüfen. Sie hat sich eben-
falls bereit erklärt, mit der deutschen Regierung 
die sich im Verhältnis zwischen den beiden Staaten 
ergebenden bilateralen Probleme in Verhandlungen 
zu erörtern. 

Die gaullistische Zeitung „La Nation" hat in der 
vergangenen Woche zu den von de Gaulle angekün-
digten Maßnahmen zur Änderung der Organisation 
der atlantischen Allianz geschrieben: 

Worum geht es? Im ganzen gesehen darum, 
denselben Status wie Großbritannien zu bekom-
men. 

Nun, das stimmt nicht ganz. Andererseits wäre es 
durchaus verständlich, wenn die Vereinigten Staa-
ten, die in Frankreich etwa 26 000 Mann stationiert 
haben und 40 Materialdepots und über ein Dutzend 
Flugplätze unterhalten, Verhandlungen führen 
würden mit dem Ziel, die Bedürfnisse Frankreichs 
in bezug auf die Wahrung seiner Hoheitsrechte zu 
befriedigen. Die Vereinbarungen der USA mit ande-
ren Regierungen, wie z. B. mit Großbritannien und 

Spanien, über den Status ihrer militärischen Instal-
lationen kommen den Wünschen dieser Partner wei-
ter entgegen als die bisherigen amerikanisch-fran-
zösischen Abmachungen. Über den Stützpunkten der 
Vereinigten Staaten in Spanien weht die spanische 
Flagge, und auf den Basen der Vereinigten Staaten 
in Großbritannien sind englische Offiziere an der 
Kontrolle aller militärischen Vorgänge beteiligt. 
Gegenwärtig bestehen zwischen Frankreich und den 
Vereinigten Staaten drei nicht geheime Abkommen 
über den Status amerikanischer Streitkräfte in 
Frankreich und fünf teilweise geheime Abkommen 
über die Luftstützpunkte, die Materiallager, die 
Erdölleitung vom Atlantik nach Huttenheim und 
über das amerikanische Oberkommando in Europa. 
Den Rahmen für diese Abmachungen bildet das 
Bidault-Dillon-Geheimabkommen von 1954. 

Die Vereinigten Staaten müssen jedoch nicht nur 
wegen der Infrastruktur eine Regelung mit Frank-
reich finden. Sie sind hierzu auch deswegen gehal-
ten, weil die wachsende französische Atomstreit-
macht nicht mehr ignoriert werden kann. Gegenwär-
tig werden in Südfrankreich Stützpunkte für strate-
gische Atomraketen errichtet. Dem Vernehmen 
nach sollen 25 unverwundbare Raketensilos gebaut 
werden, die in wenigen Jahren einsatzbereit sein 
sollen. Bereits im vergangenen Monat fand der 
erste Versuch einer französischen Mittelstrecken-
rakete im Atlantik statt. Damit wird die zweite 
Generation der französischen Kernwaffen heran-
wachsen. Auch die dritte Generation wird um 1970 
einsatzfähig werden: atomgetriebene Unterseeboote 
mit jeweils 16 der Polarisrakete entsprechenden Ge 
schossen. Der Bau des ersten Unterseebootes ist 
bereits abgeschlossen. Die ersten Versuchsabschüsse 
vom getauchten Boot sollen Ende dieses Jahres 
stattfinden. Eine französisch-amerikanische Koope-
ration auf nuklearem Gebiet, die zumindest in ,ge-
wissen Absprachen bestehen wird und die sich 
bereits Ende 1964 angebahnt hat, wird daher unver-
meidlich sein. Außerdem ist Frankreich geogra-
phisch das einzige Verbindungsstück im nordatlanti-
schen Bündnis zwischen dem mittleren und südlichen 
Abschnitt der europäischen Verteidigung. Wenn 
Frankreich völlig ausfallen sollte, würde dies be-
deuten, daß NATO-Transporte etwa von Triest nach 
Berchtesgaden durch die Straße von Gibraltar ge-
leitet werden müßten. Frankreich bildet daher — 
was  jedermann weiß — schon aus geographischen 
Gründen das Herzstück und den Kern der euro-
päischen Verteidigung. 

Für die gaullistische Politik ist auch das jetzige 
Vorgehen typisch: Das Memorandum stellt Maxi-
malforderungen auf. Aber in einer manchmal etwas 
orakelhaften Redeweise bleiben, so meine ich, doch 
viele Tore offen. Der Spielraum für Verhandlungen 
ist nicht unerheblich. Das Memorandum muß sicher-
lich auch als der Aufbau einer Verhandlungsposi-
tion für Frankreich angesehen werden. Das Beispiel 
der EWG-Krise zeigt — es ist schon einmal gesagt 
worden —, daß nicht immer alles was Paris ankün-
digt, so heiß gegessen werden muß, wie es gekocht 
worden —, daß nicht immer alles, was Paris ankün-
käme die NATO, wenn jeder der Fünfzehn so han- 
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dein wollte? Allerdings muß auch zugegeben wer-
den, daß es unter den NATO-Partnern einige Bei-
spiele für nicht-französische Vorläufer eines eigen-
willigen und mit den Partnern nicht konsultierten 
Vorgehens gibt. 

Aber, meine verehrten Damen und Herren, nicht 
alles an den französischen Vorschlägen ist „gaulli-
stisch". Vieles daran ist französisch. So insbeson-
dere die Erkenntnis, daß nicht alle amerikanischen 
Interessen mit europäischen Interessen identisch 
sind. Diese Erkenntnis findet sich bei beinahe allen 
französischen demokratischen Politikern wie auch 
bei anderen NATO-Partnern in Europa. Auch de 
Gaulles Folgerung aus der Erkenntnis, daß ein eini-
ges und starkes Europa innerhalb der atlantischen 
Allianz geschaffen werden müsse, wird von vielen 
Europäern geteilt. Insbesondere haben Lecanuet und 
Mitterand dies erst vor kurzem wieder stark be-
tont. Hier liegt jedoch nach meiner Meinung der 
innere Widerspruch der gaullistischen Politik. Prin-
zipielle Abneigung gegen die Integration oder, 
positiv gesagt, das prinzipielle Beharren auf abso-
luter und uneingeschränkter nationaler Souveräni-
tät stehen auf vielen Gebieten dem Fortgang der 
.europäischen Einigung entgegen. 

Es wäre jedoch zu einseitig, wollte man lediglich 
Frankreich vorwerfen, daß es nationalen Interessen 
den Vorrang vor multilateralen Interessen gegeben 
habe. Derartige Beispiele gibt es auch bei anderen 
NATO-Partnern . 

Es muß zugegeben werden, daß manche Fragen 
der europäischen Zusammenarbeit sehr behutsam 
angepackt werden müssen und auf dem Wege über 
Konsultation und Kooperation zunächst nur einer 
Konföderation unterstellt werden können. Für 
solche Fragen gilt das Stichwort der „pragmatischen 
Zusammenarbeit", die nach französischen Vorstel-
lungen die Integration in der NATO ersetzen soll. 
Aber innerhalb dieser pragmatischen Zusammen-
arbeit müßte es doch Raum für die Erkenntnis 
geben, daß eine schlagkräftige Verteidigung Europas 
gegen einen Angriff aus dem Osten bestimmte For-
men der Integration auf militärischem Gebiet zwin-
gend nötig macht. 

Für die Bundesrepublik gilt auch in der gegen-
wärtigen Situation der Satz, daß Frankreich ein un-
verzichtbarer Partner bleibt. Auf keinen Fall darf 
Frankreichs Schritt jetzt mit einer deutschen Politik 
beantwortet werden, die sich praktisch von Frank-
reich abwenden und sich fortan einseitig auf den 
atlantischen Partner stützen wollte. Deshalb ist der 
deutsch-französische Vertrag als Instrument zu einer 
weiteren politischen Zusammenarbeit der europäi-
schen Staaten heute genauso nötig und aktuell wie 
an dem Tage, an dem er abgeschlossen wurde. 

Für uns Deutsche gibt es noch zwingendere 
Gründe als für die Vereinigten Staaten, für eine 
Regelung der anstehenden Fragen mit Frankreich 
zu sorgen. Eine Verteidigung Deutschlands ohne das 
französische Hinterland ist nicht möglich, und eine 
Verteidigung Frankreichs ohne  Deutschland  — 
General  Beaufre sagte einmal: „die vorgeschobene 
Stellung Frankreichs gegenüber dem Osten" — ist 

für Frankreich ebensowenig denkbar. Es besteht da

-

her für alle Zeiten schon aus rein geographischen 
Gründen eine unauflösbare deutsch-französische 
Interessengemeinschaft. Die uns gestellte Aufgabe 
lautet daher nicht etwa, eine Wahl zwischen 
Amerika und Frankreich zu treffen, sondern unsere 
Sicherheitspolitik mit Frankreich abzustimmen, ohne 
unser Einvernehmen mit den Vereinigten Staaten 
zu beeinträchtigen. 

Die Bundesregierung wird daher im Ernstfalle 
auch nicht in der Lage sein, sich etwa auf einen all-
gemeinen NATO-Standpunkt, der allen Partnern 
Frankreichs im atlantischen Bündnis gemeinsam sein 
könnte, zurückzuziehen, da durch die geographische 
Anrainerlage Deutschlands und Frankreichs für uns 
eben andere Probleme gegeben sind, als sie etwa 
für Norwegen, die Türkei, Italien, Portugal oder 
Island bestehen. Die Bundesregierung wird daher 
so bald wie möglich im Interesse unser aller Sicher-
heit in Verhandlungen mit Frankreich eintreten 
müssen, und sie wird hierbei auch den Standpunkt 
wahren müssen, daß eine Integration, die sich etwa 
nur auf das Gebiet der Bundesrepublik beschränkt, 
die also praktisch einer Fortsetzung des Besatzungs-
regimes gleichkäme, für Deutschland unannehmbar 
ist. 

Anfang dieses Monats hat der Kollege Helmut 
Schmidt in Düsseldorf vor der Steuben-Schurz-Ge-
sellschaft über die Probleme der NATO-Reform ge-
sprochen. Wenn ich recht informiert bin, hat er da-
bei erklärt, die Bundesrepublik solle den NATO-
Reformplänen durch eine immer engere politische, 
wirtschaftliche und rüstungstechnische Zusammen-
arbeit mit Paris entgegenwirken. Er hat, wenn ich 
richtig informiert bin, erklärt, wir brauchten eine 
„enge Verzahnung mit den Franzosen bis zur Un-
trennbarkeit". Diesen Ausführungen von Herrn 
Kollegen Schmidt kann ich nur beipflichten. 

Die sich für Deutschland und Europa ergebenden 
Probleme können nur mit einer engen politischen 
europäischen Zusammenarbeit gemeistert werden. 
Zusammenarbeit bedeutet hier nicht Konsultationen, 
sondern bedeutet auch gemeinsame Sicherheits-
politik. Ich bedaure daher ganz besonders, daß sich 
Premierminister Wilson vor wenigen Tagen in 
Edinburgh erneut gegen den Anschluß Großbritan-
niens an ein westeuropäisches Verteidigungsbündnis 
ausgesprochen hat. Der britische Premierminister 
begründete die Ablehnung einer europäischen 
Atommacht u. a. damit, daß sich Großbritannien 
hierdurch allen Einflusses außerhalb Europas be-
geben würde. 

Ich bedaure diese Äußerung genauso wie die von 
Verteidigungsminister Denis Healey vorigen Monat 
in Australien, der sagte, England sei nicht bereit, 
nach Europa hineinzuschrumpfen. Man kann nur 
hoffen, daß sich die britische Meinung in Zukunft 
ändern wird. Ich glaube aber nicht, daß Europa bis 
dahin warten kann, um die Fragen seiner Sicherheit 
den notwendigen neuen Gegebenheiten anzupassen. 

Wenn der französische Staatspräsident eine Inte-
gration im Rahmen der NATO in ihrer gegenwärti-
gen Form für gleichbedeutend mit einer Unterord-
nung Europas unter Amerika erachtet, so sollte 
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unser Ziel einer reformierten atlantischen Allianz 
eine europäische Integration sein, damit dieser inte-
grierte europäische Partner auf der Grundlage der 
Gleichberechtigung eine Partnerschaft mit Amerika 
begründen kann, wie Präsident Kennedy dies in 
seiner Rede in der Paulskirche gefordert hat. 

Ich glaube, wir sollten in den notwendigen bevor-
stehenden Verhandlungen mit Frankreich den fran-
zösischen Staatspräsidenten an das Wort erinnern, 
das vorhin Herr Kollege Barzel zitiert hat. 

Neben der notwendigen und im Rahmen der 
NATO durchzuführenden Regelung und Lösung der 
aufgeworfenen militärtechnischen Probleme sollte 
aber auch das Gespräch mit Frankreich über militä-
rische Fragen beginnen, sollte das im deutschfran-
zösischen Vertrag vorgesehene gemischte Gremium 
für strategische Fragen gebildet werden. Dieses Gre-
mium könnte dazu dienen, einige Fragen im. deutsch-
französischen Gespräch zu erörtern, Fragen z. B. wie 
die folgenden: Was hat de Gaulle mit seinem Vor-
schlag der „Organisation einer europäischen Vertei-
digung" in seiner Straßburger Rede konkret im Sinn 
gehabt? Wieviel Integration wäre Frankreich bereit 
einer europäischen Verteidigungsgemeinschaft zuzu-
gestehen? Welche Stellung hätten die Truppen der 
Vereinigten Staaten in Europa gegenüber einer der-
artigen europäischen Verteidigungsgemeinschaft? 
Welche Mitspracheregelung wäre Frankreich bereit, 
seinen europäischen Partnern hinsichtlich der fran-
zösischen Force de frappe einzuräumen? 

Ich glaube, es liegt im deutschen Interesse, daß 
diese Fragen in deutsch-französischen Konsultatio-
nen, wie sie der Vertrag über die deutsch-französi-
sche Zusammenarbeit vom 22. Januar 1963 zwin-
gend vorschreibt, so bald als möglich geklärt wer-
den. Das wäre ein praktischer Ansatzpunkt für eine 
Politik, die sich nicht in Bedauern erschöpfen darf, 
sondern nach vorne sieht und damit auch Frankreich 
auf die Probe stellt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Das Wort hat der 
Abgeordnete Majonica. 

Majonica (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die CDU/CSU betrachtet die 
aktuell gewordene NATO-Krise einzig und allein 
unter dem Gesichtspunkt der deutschen, europä-
ischen und atlantischen Sicherheit. Ich meine, wir 
sind hier nicht zusammengekommen, um jemanden 
zu verurteilen, sondern um die entstandene Situa-
tion nüchtern und klar zu beurteilen. Ich meine des-
halb auch, Herr Kollege Erler, daß ich eine gewisse 
Kritik an Ihren Ausführungen zu üben habe. Ich 
glaube, wenn sich die Bundesregierung so verhalten 
hätte, wie Sie es vorgeschlagen haben, dann wäre 
das Problem NATO—Frankreich zu einem Problem 
Deutschland—Frankreich geworden, und ich meine, 
daß wir kein Interessse daran haben, die bilateralen 
Beziehungen zwischen Deutschland und Frankreich 
in dieser Frage zu belasten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich muß Ihnen auch sagen, Herr Kollege Erler, daß 
ich es nicht für sehr gut gehalten habe, daß Sie die 

eindeutige Haltung Frankreichs in der Berlin-Frage 
hier in Frage gestellt haben. 

(Zustimmung in der Mitte.) 

Ich meine, wir haben ein gemeinsames Interesse 
daran, daß die Haltung aller drei westlichen Alliier-
ten in der Berlin-Frage eindeutig ist und von uns 
nicht in Zweifel gezogen wird. Die bisherige De-
batte hat wohl Übereinstimmung darin ergeben, daß 
unsere Sicherheitspolitik — ich habe ja gesagt, daß 
wir die entstandene Lage einzig und allein unter 
dem Gesichtspunkt der Sicherheit zu prüfen haben — 
nicht davon ausgehen kann, wie die gegenwär-
tige Absicht der Sowjetunion ist. Die mag man be-
urteilen, wie man will. Absichten wechseln, die 
Macht bleibt. 

Wir haben deshalb die Aufgabe, an dieser öst-
lichen Macht die Sicherheitspolitik des Westens zu 
prüfen. Es darf keinem Zweifel unterliegen — mein 
Freund Dr. Barzel hat das eben schon betont —, daß 
die Abwehrbereitschaft des Westens ursächlich für 
die Aufrechterhaltung des Friedens hier in Europa 
ist. Wird diese Abwehrbereitschaft geschwächt, 
wächst die Gefahr und wächst die Versuchung für 
die sowjetischen Führer. Meine Damen und Herren, 
ich halte es auch für trügerisch anzunehmen, daß 
eine Lockerung des westlichen Bündnisses, daß eine 
Lockerung der westlichen Einheit Parallelerscheinun-
gen auf östlicher Seite nach sich ziehen würde. Die 
schon vollzogenen Lockerungen innerhalb des west-
lichen Bündnisses haben keine entsprechenden Vor-
gänge auf östlicher Seite ausgelöst. Der Warschauer 
Pakt wurde verstärkt, und die einzelnen Armeen 
wurden modernisiert. Deshalb müssen wir gegen-
über dieser östlichen Militärmacht unsere Abwehr-
bereitschaft aufrechterhalten. 

Nun liegt ganz ohne Zweifel — auch das dürfte 
bisher in der Debatte unbestritten sein — die Stärke 
der NATO in ihrer Organisationsform. Die gegen-
wärtige Struktur des Bündnisses und die Verzah-
nung der in Mitteleuropa eingesetzten Verbände 
gewährleistet eine gewisse Automatik der Verteidi-
gung. Nur die Integration erlaubt die ständige Vor-
bereitung auf den Ernstfall, um ihn dadurch zu ver-
hindern. 

Wenn diese Überlegungen zutreffen, dann halte 
ich es für falsch, den Vorstoß des französischen 
Staatspräsidenten zu bagatellisieren. Er berührt die 
Funktionsfähigkeit der NATO, und er erhält sein 
besonderes Gewicht durch die geographische Posi-
tion, die Frankreich innerhalb des westlichen Bünd-
nisses einnimmt. Ich meine, daß unsere Anstrengun-
gen vornehmlich darauf gerichtet sein müssen, den 
Schaden für die westliche Sicherheit durch diesen 
Vorstoß so gering zu halten wie nur eben möglich. 

Das bedeutet meines Erachtens zunächst, daß die 
integrationsfreudigen Partner in der NATO — das 
sind die 14 anderen Staaten außer Frankreich — mit 
allen Mitteln an der gegenwärtigen Struktur der 
NATO festhalten. Frankreich hat seine Vorstellun-
gen hinsichtlich des Strukturproblems in der NATO 
auf den Tisch gelegt. Sie werden sicherlich noch 
präzisiert werden müssen. Nun ist es an den ande-
ren Vierzehn — ich bin dankbar, daß der Außen- 
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minister uns heute erklärt hat, daß das bereits ge-
schieht —, von sich aus ihre Vorstellung zu erarbei-
ten und ihren einheitlichen Standpunkt auf den 
Tisch legen, um dann, wenn das geschehen ist, in 
Verhandlungen mit Paris einzutreten. Die Verhand-
lungen mit Frankreich werden sicherlich schwierig 
sein. Aber ich bin nicht der Meinung, daß sie aus-
sichtslos sind. Ja, ich bin für diese Verhandlungen, 
die in der Zukunft mit Frankreich zu erfolgen haben, 
relativ optimistisch. 

Frankreich hat unter erheblichen Kosten eine 
eigene Atommacht erstellt. Sie ist aber doch wohl 
nur dann wirksam, wenn es ein übernationales 
Warnsystem gibt. Es scheint mir kein Zufall zu sein, 
daß bisher in allen französischen Dokumenten die 
Debatte über das gemeinsame Warnsystem der 
NATO ausgeklammert worden ist, daß das Warn-
system der NATO von Frankreich nicht zur Debatte 
gestellt wird. Ich meine, daß es hier Wünsche Frank-
reichs an die NATO gibt, sogar auf einem Gebiet 
der Integration, und daß die Erfüllung dieser Wün-
sche für Frankreich von vitaler Bedeutung ist. 

Die NATO hat Wünsche an Frankreich hinsicht-
lich der Verbindungslinien auf französischem Terri-
torium. Ich meine, da dürfte es nicht zu schwer sein, 
im Wege des Nehmens und Gebens diese Fragen 
auszuhandeln und zu einem gemeinsamen Ergebnis 
zu kommen, wobei meines Erachtens für diese Ver-
handlungen nicht das nationale Prestige auf der 
einen oder anderen Seite entscheidend sein sollte, 
sondern einzig und allein die militärische Notwen-
digkeit. Mir scheint aber auch, daß Paris aus poli-
tischen Gründen an diesen Verhandlungen mit 
seinen 14 NATO-Partnern interessiert ist. 

Der französische Staatspräsident fährt am 20. Juni 
nach Moskau. Fährt er nach Moskau in einer deut-
lichen Isolierung innerhalb des westlichen Bündnis-
systems, hat er seine eigene Position in Moskau 
geschwächt. Wird er zu einer Übereinkunft mit 
seinen Partnern kommen, wird er seine Position 
auch in Moskau stärken. Denn ich glaube, für die 
schon erfolgte Dokumentation nationaler Unab-
hängigkeit, wie sie durch de Gaulle vorgenommen 
worden ist, wird Moskau eine Honorierung sicher-
lich nicht aussprechen. 

Nun ist bei den Gesprächen, die wir im Rahmen 
des deutsch-französischen Vertrages zu führen ha-
ben, auch die europäische Lösung angesprochen wor-
den. Sicherlich sollten wir diese europäische Lösung 
nicht verbauen. Wir sollten uns aber darüber im 
klaren sein, daß die Frage Europa im Zusammen-
hang mit der Verteidigung ein sehr langfristiges 
Problem ist, ein Problem, dessen Lösung uns heute 
und hier aus den Schwierigkeiten, in die wir hinein-
geraten sind, nicht herausbringen würde. Ich nehme 
an, daß es gut ist, bei den Gesprächen mit unseren 
französischen Freunden das europäische Sicherheits-
problem unmittelbar anzusprechen und die Möglich-
keit einer europäischen Lösung offenzuhalten. Wir 
müssen uns aber auch darüber im klaren sein, daß 
eine solche Lösung — das ist auch von allen meinen 
Vorrednern hier betont worden — nicht im Sinne 
einer Loslösung von den Vereinigten Staaten ver-
standen werden kann, sondern im Sinne eines grö

-

ßeren Gewichtes Europas innerhalb der westlichen 
Allianz. 

Das gilt vor allen Dingen für die nuklearen 
Probleme. Um eine nukleare europäische Lösung 
oder auch eine multilaterale Lösung in der Zukunft 
möglich zu lassen, scheint mir als erster Schritt not-
wendig zu sein, daß wir in Verbindung mit unseren 
Verbündeten dafür sorgen, daß in Genf keine Ver-
einbarungen zustande kommen, die derartige Lösun-
gen in der Zukunft unmöglich machen. Ein Vertrag 
über die Nichtweiterverbreitung von Atomwaffen, 
der eine multilaterale oder eine europäische Lösung 
in der Zukunft unmöglich machen würde, ist für die 
Bundesrepublik einfach unannehmbar. 

Ich darf aber noch einmal sagen: Diese euro-
päischen Lösungen führen uns nicht aus der gegen-
wärtigen Schwierigkeit heraus. Sie muß heute über-
wunden werden, denn es geht um unsere Sicherheit 
heute und morgen. Ich glaube, daß die bisherigen 
Diskussionsbeiträge hier einen ganz klaren und ein-
deutigen deutschen Standpunkt herausgearbeitet 
haben. Unverzichtbar ist für die Bundesrepublik die 
gegenwärtige Struktur der NATO. Unannehmbar ist 
die Beschränkung einer Integration nur auf deut-
schem Boden. Mit allen Mitteln anzustreben ist ein 
möglichst enges Verhältnis Frankreichs zur Struktur 
der NATO. Unverzichtbar ist das Vorhandensein 
der verbündeten Streitkräfte am Eisernen Vorhang, 
unverzichtbar aber vor allem die amerikanische 
Präsenz in Europa. 

Es ist im Zusammenhang mit dem französischen 
Schritt so oft über den Vietnam-Konflikt gesprochen 
worden. Ich stehe auf dem Standpunkt, daß dieser 
Vietnam-Konflikt mit einiger Sicherheit nach Europa 
überschlagen würde, wenn es keine amerikanische 
Präsenz in Europa gäbe oder wenn diese ameri-
kanische Präsenz erheblich vermindert würde. Nur 
das Vorhandensein der Vereinigten Staaten er-
zwingt den Respekt der Sowjets vor der Integrität 
des Gebiets des freien Europas. Wie aber, meine 
Damen und Herren, sollte es eine Politik der Wie-
dervereinigung geben, wenn selbst der freie Teil 
Deutschlands ungesichert wäre? 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Das Wort hat der 
Abgeordnete Schmidt (Hamburg). 

Schmidt (Hamburg) (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich stimme in einem Punkt der 
Beurteilung zu, die der Abgeordnete Majonica so-
eben für den bisherigen Teil der Debatte abgege-
ben hat, daß nämlich alle Seiten des Hauses offen-
sichtlich mit ernster Sorge erfüllt sind. Ich kann 
Ihnen, Herr Majonica, dagegen nicht zustimmen, 
wenn Sie sagen, wir hätten diese Lage einzig und 
allein unter dem Aspekt unserer Sicherheitserfor-
dernisse zu betrachten. Das können wir, glaube ich, 
nicht tun. 

(Abg. Wehner: Sehr wahr!) 

Das können wir wirklich nicht. Da gibt es eine 
große Zahl politischer Aspekte. Herr Barzel hat z. B. 
von einigen gesprochen. Der Herr Außenminister 
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war in ihrer Andeutung sehr vorsichtig. Herr Erler 
hat es etwas deutlicher gemacht. Ich glaube, es muß 
im Laufe der Debatte noch deutlich werden, daß 
hier noch etwas anderes befürchtet werden muß: 
nämlich eine Veränderung der Basis, auf der bisher 
eine Reihe unserer außenpolitischen Positionen 
beruht. Das muß auch befürchtet werden. Wir wol-
len es uns nicht leichter machen, als es ist. Aber Sie 
haben sicherlich recht, daß der Aspekt unserer und 
der gemeinsamen Sicherheitserfordernisse genauso 
im Vordergrund unserer Betrachtung stehen muß. 

Lassen Sie mich zu diesem Sicherheitsaspekt eini-
ges sagen. Ihr Vorredner, Herr Zimmermann — hier 
haben ja am laufenden Band Redner der CDU/CSU 
gesprochen, allerdings nicht alle ganz in derselben 
Sprache und mit demselben Akzent, wenn ich die 
beiden letzten Redner miteinander vergleiche —, 
Ihr Vorredner von Ihrer eigenen Fraktion, Herr 
Zimmermann, hat sicherlich in einem Punkt recht, 
und das haben alle anderen auch gemeint, die bis-
her gesprochen haben: Herr de Gaulle habe die 
Türen nicht vollständig zugeschlagen. Er hat ja auch 
geschrieben, er wolle — wenn ich mich an den 
Wortlaut recht erinnere — „in keiner Weise den 
Nordatlantikpakt in Frage stellen". Er macht aller-
dings an der gleichen Stelle auch zwei Vorbehalte. 
Jetzt haben verschiedene gesagt, man müsse ihn 
beim Wort nehmen. Sicherlich — Sie haben recht, 
Herr Majonica —, das Memorandum der Franzosen 
erfordert eine sorgfältige Antwort; aber es ist nicht 
wahr, wie Sie sagen, daß die französische Position 
nun durch das Memorandum in bezug auf die 
Sicherheitsfrage klar sei. Es ist absolut nicht klar. 
Es ist völlig offen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Schmidt (Hamburg) (SPD) : Bitte sehr! 

Majonica (CDU/CSU) : Nur zur Ergänzung, Herr 
Schmidt: haben Sie überhört, daß ich gesagt habe, 
dieser französische Standpunkt müsse noch präzi-
siert werden? 

Schmidt (Hamburg) (SPD) : Ich habe das wohl 
gehört, aber ich habe auch noch im Ohr, daß Sie 
gesagt haben, Frankreich habe seine Vorschläge zu 
den Organisationsfragen klargemacht. Das hat es 
nicht getan. Frankreich hat eine Reihe von Forde-
rungen gestellt. Die Beantwortung dieser franzö-
sischen Forderungen besteht ganz wesentlich darin, 
daß die übrigen Vierzehn an Frankreich Fragen zu 
stellen haben, z. B. die Frage: Wie werden denn in 
zukünftigen Spannungs- und Konfliktsfällen die 
französischen Streitkräfte verwandt werden, zu 
Lande, zur See und zur Luft, a) die französischen 
Streitkräfte, die auf dem Territorium Frankreichs 
stehen, und b) die französischen Streitkräfte, die 
nach dem Willen der französischen Regierung auch 
fürderhin auf deutschem Territorium bleiben sollen? 

Diese Frage ist völlig offen. Davon steht keine 
Zeile in dem Memorandum, Herr Majonica. Von 
Klarheit kann keine Rede sein. Es kann eine sehr 

wohlüberlegte diplomatische Strategie der französi-
schen Regierung gewesen sein, das offenzulassen. 
Aber unsere Aufgabe ist es, in diesen Punkten 
Klarheit zu schaffen. Wir haben Fragen zu stellen, 
ehe wir zu Vereinbarungen kommen können. 

Daran schließt sich die nächste Frage an: wird es 
denn für die französischen Truppen — a) im fran-
zösischen Mutterland, b) für die beiden Divisionen 
in Deutschland, die ja nach der Absicht de Gaulles 
in Deutschland bleiben sollen —, wird es denn für 
diese beiden verschiedenen Kategorien der fran-
zösischen Truppen eine mit uns übrigen Partnern 
der westlichen Allianz, in der de Gaulle bleiben 
will, gemeinsam vorbereitete operative Planung ge-
ben? Das ist völlig unklar, ob es das geben soll. Es 
gibt da Andeutungen; aber auf welche Weise das 
zustande kommen soll, wird nicht gesagt. 

Wird es drittens im Konfliktfall ein gemeinsames 
Oberkommando geben oder nicht? Oder wie sonst 
soll dann, wenn das nicht sein soll, im Konfliktfall 
und im Spannungsfall ein minutiös ineinandergrei-
fendes Operieren gewährleistet sein? 

Wenn auf diese Fragen, die im Laufe der näch-
sten Wochen und Monate gestellt werden müssen, 
keine positiven, keine zuverlässigen Antworten ge-
geben werden sollten, dann fürchte ich, daß tatsäch-
lich der Wert weiterer Anwesenheit französischer 
Streitkräfte auf deutschem Boden nur unter politi-
schem Aspekt gesehen werden muß und nicht unter 
militärischem. Ich wiederhole: Die weitere An-
wesenheit französischer Truppen auf deutschem Bo-
den ist, wenn für diese militärischen Fragen, die 
ich stelle, keine klaren Antworten erzielt werden 
können, ein rein politisches Problem und hat mit 
Sicherheit, mit deutscher Sicherheit nichts mehr zu 
tun. Sie wäre dann sicherlich nichts anderes als — 
wie hier verschiedene schon gesagt haben; Herr 
Erler, der als erster davon sprach, hat ja den Bei-
fall des ganzen Hauses gefunden — ein Wiederauf-
leben von Teilen eines inzwischen eigentlich als 
untergegangen angesehenen Besatzungsrechts. 

Nun heißt es im französischen Memorandum, die 
französische Regierung sei bereit, die Truppen in 
Deutschland zu belassen; aber dann heißt es wei-
ter: „im Rahmen der Konvention vom 23. Oktober 
1954". Das ist eine sehr ambivalente Formulierung; 
kein Mensch weiß, was das bedeuten soll. Denn ein 
wesentlicher Teil der Konventionen vom 23. Okto-
ber 1954 wird ja durch das französische Memoran-
dum ausdrücklich in Frage gestellt. In welchem 
„Rahmen" also die Truppen hier bleiben sollen, ist 
einstweilen nicht zu erkennen. 

Mir scheint es gut, wenn wir einmal ganz offen 
ausbreiteten — und wir sollten es auch . in Zukunft 
noch ein bißchen vertiefen, auch unsere Presse und 
unsere Experten sollten einmal daran arbeiten —, 
was denn eigentlich die wirklichen französischen In-
teressen sind, die zwei Divisionen und zwei Luft-
waffengeschwader hier auf deutschem Boden zu be-
halten. 

Ein Teil dieser französischen Interessen ist bisher 
genannt worden. Aber mir scheint, es sind nicht alle 
genannt worden. Ich rede nicht von den politischen, 
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sondern von den rein militärischen Sicherheitsinter-
essen Frankreichs. 

Das erste Interesse, das die Franzosen sicherlich 
verfolgen, ist, auf diese Weise, durch die Anwesen-
heit der beiden Divisionen auf deutschem Territo-
rium weiterhin einen Finger in der operativen Pla-
nung für das Ganze zu haben. Es ist die Hintertür, 
durch die man in der operativen Planung drinbleibt. 
Man kann ja erfühlen, daß sie daran ein wirkliches 
Interesse haben; sie müssen weiterhin wissen wol-
len, was da eigentlich gemacht wird. Es ist ein ganz 
wesentliches Interesse, das sie mit dem Belassen der 
Divisionen in Deutschland verfolgen. 

Zweitens sind sie dadurch anwesend auf dem 
Glacis, das ostwärts Frankreichs liegt, und haben 
ihre Fühler, ihre Horcher, ihre Beobachter auf die-
sem Glacis, insbesondere im Konfliktsfall. Das ist 
ein wesentliches Interesse. Die Umgliederung der 
französischen Streitkräfte insgesamt im Laufe der 
letzten Jahre unter de Gaulle und Mesmer ist doch 
so aufgebaut, daß ein Teil dieser französischen 
Streitkräfte — nämlich ein Drittel — auf dem Glacis 
verwendet werden soll. 

Der dritte Punkt — es ist hier zum Teil genannt 
worden —: Die Franzosen haben ein wirkliches 
Interesse, an dem gemeinsamen Luftwarnsystem 
beteiligt zu werden. Das können sie nicht, wenn sie 
ihre Verbände hier herausnehmen. Es sind ja zum 
Beispiel auch Raketenverbände dabei. 

Viertens haben sie ein Interesse, an der gemein-
samen Luftverteidigung beteiligt zu bleiben. Ihre 
ganze Luftverteidigung wird wertlos, wenn sie hier 
herausgehen. 

Fünftens. So gering — ich sage „gering" im Ge-
gensatz zu Ihnen, Herr Zimmermann — der mili-
tärische Wert der Force de Frappe im gegenwärti-
gen Zeitpunkt veranschlagt werden muß — das mag 
später anders werden —, in dem Augenblick, in 
dem die Franzosen aus dem gemeinsamen Luft-
warnsystem und aus der gemeinsamen elektroni-
schen Lenkung der Luftverteidigung hinausgehen, 
in dem Augenblick ist der militärische Wert der 
Force de Frappe wirklich gleich Null. Dann ist sie 
wirklich nichts mehr als eine politische Überschrift, 
mit der man Politik und Psychologie treiben kann. 
Mit militärischem Wert hat das dann nichts mehr 
zu tun. 

Kollege Barzel hat gefragt, ob die gemeinsame 
Luftverteidigung, das gemeinsame Warnsystem und 
die gemeinsame elektronische Lenkung Sache des 
Bündnisses oder der Organisation sei. Sehr richtig 
gefragt! 

Sechstens: Dadurch, daß die Franzosen ihre Trup-
pen hier auf deutschem Boden lassen, erhalten sie 
sich allein die Möglichkeit, deren sie sich bei ihrer 
Doktrin sonst begeben würden: daß französische 
Divisionen mit nuklearen taktischen Waffen ausge-
stattet sind, und zwar mit amerikanischen, wie es 
heute der Fall ist. In dem Augenblick, wo diese 
Divisionen nach Frankreich zurück müßten, müßten 
sie nach ihrer eigenen Doktrin, da die Amerikaner 
sich Besitz und Auslösung vorbehalten, wie es bis

-

her auch schon auf sonstigen Gebieten geschehen 
ist, den Amerikanern sagen: Nehmt's zurück, wir 
wollen es nicht mehr! 

(Abg. Majonica: Woher wissen Sie, daß 
die Amerikaner sie belassen werden? Das 

ist die andere Seite!) 

— Lieber Herr Majonica, ich stelle ja gerade einen 
Katalog all der Punkte zusammen, die Trümpfe auf 
der Seite der übrigen 14 sind gegenüber dem einen, 
der fordert. Ich stelle ja gerade diesen Katalog 
von Punkten zusammen, aus denen klarwird, was 
wir, die übrigen 14, an Karten alles in der Hand 
haben. 

Es sind so viele Leute von den angeblichen Kar-
ten de Gaulles fasziniert. —Er hat einmittelmäßiges 
Blatt, das ziemlich hoch gereizt wird! 

(Heiterkeit. — Beifall bei der SPD. — Abg. 
Majonica: Sehr gekonnt, Herr Schmidt!) 

Der siebte Punkt — damit es nun ganz klarwird, 
Herr Majonica —: Wenn zum Beispiel die Ver-
handlungen zwischen den übrigen 14 und Frank-
reich nicht zu Einigungen führen und Frankreich 
infolgedessen seine zwei Divisionen zurückziehen 
müßte, dann würde es nicht nur all diese Vorteile 
und Interessen, die es verfolgt und von denen ich 
unter erstens bis sechstens sprach, aufgeben müs-
sen und die Force de Frappe für ein paar Jahre wert-
los machen müssen, sondern dann würde in der 
ganzen westlichen Welt eine sehr empfindliche 
Lücke deutlich werden. Das sind immerhin 50 000 
Soldaten, die da dann fehlen. Es ist doch jetzt schon 
der Druck zu spüren, hier und dort. Einer der Vor-
redner hat gesagt, wir würden im Westen ange-
klagt, daß wir den Ehrgeiz hätten, diese Lücke nun 
mit zusätzlichen deutschen Divisionen auszufüllen. 
Aber dieser Druck wird doch kommen. Meint Paris, 
daß es im französischen Interesse wäre, wenn wir 
dann auf 14 oder 15 Divisionen gehen müßten? Da 
würde doch das Ungleichgewicht noch größer wer-
den. 

Schließlich und achtens wäre es für die französi-
sche militärische Führung gar nicht so leicht, für 
die Divisionen in Frankreich Kasernen zu finden. 
Sie sind da in einer etwas ähnlichen Lage wie die 
Engländer mit ihrer British Army on the Rhine. Die 
haben inzwischen auch gemerkt, daß man die nicht 
einfach zurücknehmen kann, weil es zu Hause eben 
an Kasernen fehlt. 

Alles das ist eine Liste von Positionen — sie ist 
noch gar nicht vollständig —, die die Verhandlun-
gen der übrigen 14 mit Frankreich durchaus nicht 
aussichtslos erscheinen lassen. Frankreichs Position 
ist nicht so stark, wie die französische Regierung es 
glauben machen will. Es wird nötig sein, ihr gegen-
über kühl und leidenschaftslos das herauszuarbei-
ten, was ich soeben angedeutet habe; es sollte 
öffentlich und auch in den Zeitungen herausgear-
beitet werden. 

Vor allem aber eines, und da ist allerdings ein 
Gegensatz zwischen mir und dem Kollegen Zimmer-
mann: es sollte vor allem — militärisch, fachlich, 
durch Expertisen — herausgearbeitet werden, daß 
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es im Notfall durchaus möglich ist, die Verteidi-
gung Europas ohne das französische Territorium 
und ohne französische Streitkräfte zu planen. Das 
sollte man wirklich deutlich sehen. Es gehört not-
wendig zu diesen Verhandlungen, den Franzosen 
klarzumachen, daß das möglich ist. 

(Abg. Dr. Althammer: Ein schwaches Blatt!) 

— Das ist gar kein schwaches Blatt. Fragen Sie mal 
Ihre Militärs. Es ist ein bißchen teuer; das gebe ich 
zu. Es kostet zusätzliche 'Infrastruktur; das kostet 
es sowieso. 

Ich gebe zu, politisch-strategisch gesehen würde 
es auch eine Verschiebung der nuklearen Schwelle 
bedeuten. Aber es ist doch nicht so, daß wir nun 
wie die Kaninchen gebannt auf die Schlange starren 
müssen: ohne Frankreich geht es nicht, deswegen 
müssen wir uns auf alles einlassen, was die gern 
möchten. So ist es nicht. Frankreich muß sehen, und 
es muß ihm deutlich gezeigt werden, daß die Vor-
bereitung und Planung einer Verteidigung Europas 
ohne französische Truppen erstens dazu führt, daß 
relativ die militärische Bedeutung Deutschlands 
gegenüber Frankreich steigen würde — konven-
tionelle Truppenmasse — und daß sie zweitens, vor 
allen Dingen wegen der niedrigen Nuklearschwelle, 
von der ich soeben andeutend sprach, und wegen 
anderer Dinge, zwangsläufig zu einer viel stärkeren 
militärischen Verzahnung zwischen den Vereinigten 
Staaten von Amerika und uns, der Bundesrepublik, 
führen müßte, was doch das erklärte Gegenteil von 
dem wäre, was de Gaulle für Europa erstrebt. Man 
muß den Franzosen deutlich machen, was die Konse-
quenz des Abzugs der französischen Truppen aus 
Deutschland wäre. Die können wir ja nicht unter 
allen Bedingungen hier haben wollen. Es haben 
einige von Ihnen auch schon klargemacht, daß es 
gewisse Bedingungen gibt, unter denen wir nicht 
akzeptieren können, daß die hierbleiben. Der Abzug 
französischer Truppen aus Deutschland würde 
zwangsläufig die Bundesrepublik und die Vereinig-
ten Staaten von Amerika sehr viel enger aneinander 
binden, als es schon heute der Fall ist. 

Das Ergebnis dieser Abwägungen: Frankreich 
kann nicht nur Forderungen stellen, es hat bei 
diesen Verhandlungen auch etliches zu verlieren 
und aufs Risiko zu stellen. Verhandlungen sind nicht 
von vornherein aussichtslos. 

Nun sehe ich heute nachmittag den Kollegen 
Strauß nicht hier. 

(Abg. Dr. Zimmermann: Der ist in Ham

-

burg! — Heiterkeit.) 

— Ich frage mich, was der Bayer Strauß in unserem 
Hamburger Wahlkampf zu suchen hat, Herr Zimmer-
mann. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Gewinnen will er!) 

— Das geht manchmal den Bundespolitikern, die in 
Hamburg nicht zu Hause sind, gar nicht so gut, wenn 
sie da im Wahlkampf auftreten. Ich sehe hier auf 
der Regierungsbank den Bundeskanzler sitzen. Er 
hat in der vorigen Woche in Hamburg in einer 
CDU-Versammlung gesagt, die Sozialdemokraten 
hätten seit dem Kriege noch nie einen Gedanken 
zum Wiederaufbau Deutschlands beigetragen. Sie 

wurden ausgepfiffen, Herr Bundeskanzler, von 
Ihrem eigenen Publikum. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD.) 

Aus Kollegialität hoffe ich, daß es dem Kollegen 
Strauß heute besser geht, wenn er in Hamburg zur 
Wahl spricht. 

Es wäre gut, er wäre hier gewesen. Denn der 
Kollege Zimmermann hat die Auffassung des Herrn 
Strauß in einer relativ abgeschwächten Form und 
ein bißchen vorsichtig vorgetragen. Herr Strauß hat 
sich gleichwohl zu dieser Debatte zu Wort gemeldet, 
und zwar haben wir heute morgen in der „Welt" 
einen vierspaltigen Aufsatz seines außenpolitischen 
Beraters — just zum heutigen Tage geliefert —
lesen müssen, von einem Herrn Klaus Blömer, der 
der Beauftragte der Christlich-Sozialen Union für 
auswärtige Angelegenheiten geworden ist. So steht 
es in der „Welt". Hoffentlich stimmt es so. Dort 
sagt der Herr Blömer, deutlicher als Sie, Herr Zim-
mermann, — und ich nehme an, das ist die Schrift 
von Ihrem Landesvorsitzenden, 

(Abg. Dr. Zimmermann: Nein, das ist die 
,Schrift von Herrn Blömer!) 

— von Herrn Blömer? Na ja, aber sehr deutlich! —: 

Ein deutsch-französisches Militärabkommen 
kann zum Ausgangspunkt für eine europäische 
Verteidigungsgemeinschaft werden. 

Und Sie, Herr Zimmermann, haben dann eben noch 
hinzugefügt: Das sollte man doch einmal überprü-
fen und mit ihnen reden, welche Mitspracherechte 
auf dem Gebiete der nuklearen Strategie der Force 
de Frappe wir dabei kriegen können. — Ich bitte 
Sie! Wenn eines an der Nuklearstrategie des Herrn 
de Gaulle klar ist — vieles ist für mich unklar —, 
dann dies: er will das ganz allein machen, und 
weder die Bundesrepublik noch die Bayern möchte 
er dabei haben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir versuchen alle, so viel wie möglich Ver

-

keit der Auffassung über unsere Situation durch 
solche Rede und solche Schreibe an diesem Tage 
so gefährden. Ich bitte Sie! Das muß ja doch schwie-
rig werden, wenn  Sie  auf diesem Wege fortfahren. 
Übrigens schreibt dann der Herr Blömer etwas spä-
ter, man müsse dann eben auch von einer über-
geordneten Integration der europäischen Verteidi-
gungsgemeinschaft und der in Europa stationierten 
amerikanischen Einheiten sprechen. Das müsse man 
ins Auge fassen. — Das ist doch genau das, was der 
französische General nicht will. 

Wir versuchen alle, soviel wie möglich Ver-
ständnis für Frankreich aufzubringen. Mir scheint 
aber, daß manche nun wirklich weit über das hin-
ausgehen, was hier möglich ist. Es gibt Dinge, die 
de Gaulle klipp und klar gesagt hat, und da machen 
Sie sich und dem Publikum etwas vor, wenn Sie 
hier noch Möglichkeiten suchen. 

Dr. Zimmermann (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Schmidt, würden Sie akzeptieren, daß dieser Arti-
kel in der „Welt" tatsächlich von Herrn Klaus Blö-
mer und nicht von Franz Josef Strauß stammt? 
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Schmidt (Hamburg) (SPD) : Ich akzeptiere das, 
aber ich darf die Rückfrage stellen: Ist es  wahr, daß 
Herr Klaus Blömer der Beauftragte Ihrer Partei für 
auswärtige Angelegenheiten ist? 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Dr. Zimmermann (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Schmidt, ich darf Ihnen ja -  nur in der Frageform 
erwidern: Würden Sie ,es akzeptieren, daß auch in 
der Christlich-Sozialen Union soviel Meinungsfrei-
heit herrschen darf wie in der Sozialdemokratischen 
Partei? 

(Beifall in der Mitte. — Lachen bei der SPD.) 

Schmidt (Hamburg) (SPD): Darf! Natürlich! Lie-
ber Herr Zimmermann, von Dürfen sollte keine 
Rede sein, ob es getan wird, ist die Frage! 

(Beifall und Heiterkeit bei der SPD.) 

Ich muß aber noch ein Drittes hier zitieren — 
dies  hat aber Herr Strauß in den letzten Tagen auch 
gesagt, und insofern stimmt es ja wirklich inhaltlich 
mit Herrn Blömer überein —, daß nämlich die Ame-
rikaner, wenn man ein deutsch-französisches Ab-
kommen, das in eine europäische Verteidigungsge-
meinschaft einmündet, zustande bringt, getrost 20000 
bis 30 000 Mann abziehen könnten. Herr Strauß hat 
sogar von noch sehr viel mehr gesprochen. Er hat 
von „bis zur Hälfte" geredet. Dieser Mann ist vor-
sichtiger, es ist ja auch nur der Berater. 

(Beifall und Heiterkeit bei der SPD.) 

Aber nun muß ich in dem Zusammenhang den 
Außenminister fragen: Sagen Sie, Herr Schröder, 
sind Sie wirklich der Meinung, daß wir uns einen 
Abzug der Amerikaner  zunächst um 20 000 bis  
30 000 Mann und später bis zur Hälfte leisten kön-
nen?  

(Bundesminister Dr. Schröder: Ich werde 
nachher darüber sprechen!) 

— Sie werden darüber sprechen. — Sind Sie wirk-
lich der Meinung, daß es Sinn hat, im Augenblick 
mit Frankreich über die Schaffung einer euro-
päischen Verteidigungsgemeinschaft zu verhandeln? 
Werden Sie nachher darüber sprechen? 

(Beifall und Heiterkeit bei der SPD.) 

Herr Barzel hat schon gesagt: Was soll das mit 
der europäischen Verteidigungsgemeinschaft ohne  
Integration? Das geht doch gar nicht! — Aber der 
Herr Bundesminister des Auswärtigen wird sich 
dann ja auch noch dazu äußern. Ich bin  der Mei-
nung, daß eine solche Art von Vorschlägen unsere 
Position vis-à-vis Frankreich, aber auch unsere 
Position, Herr Zimmermann, vis-à-vis USA und vis-
à-vis England nicht leichter macht, die ohnehin 
schwierig genug ist. Übrigens hat Herr Zimmer-
mann dann ja, auch ein bißchen vorsichtiger als sein 
Boß, 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Kritik an der Bundesregierung geübt. Ich habe ihn 
gefragt, ob er nicht zugeben wolle, daß das, was er 
kritisiert, aus dem Munde des Sprechers der Bundes-
regierung stammt, nämlich von dem Herrn Staats

-

Sekretär von Hase. Und Sie haben gemeint, mein 
Gedächtnis sei mindestens so gut wie Ihres. Hoffent-
lich, Herr Zimmermann! Aber es war die Bundes-
regierung, die Sie kritisiert haben. Warum tun Sie 
das nicht deutlich? Ihre Parteifreunde aus der CSU 
werfen der Bundesregierung in Aufsätzen ja auch 
„indifferente und passive Haltung" in dieser Frage 
vor. Einer Ihrer Herren hat geschrieben, die Bundes-
regierung habe eine „negative Einstellung zu jeder 
Art von Zusammengehen mit Frankreich auf ver-
teidigungspolitischem Gebiet" erkennen lassen. Ich 
würde nicht so weit gehen in meinem Urteil. Nur, 
wenn Herr Schröder und Herr Barzel und Herr 
Majonica und andere hier von der in den nächsten 
Wochen notwendigen engen Kooperation zwischen 
Bundesregierung und Haus gesprochen haben und 
vom Zusammenstehen dieses Hauses — das sind 
Worte, die hier gefallen sind —, — wir finden das 
sehr richtig. Wir akzeptieren das durchaus. Aber 
bitte, dann fangen Sie doch mal im eigenen Haus 
damit an! So geht es doch nicht. Sind Sie sich 
eigentlich ganz sicher, Herr Bundesminister des Aus-
wärtigen, daß Sie sich in der — — 

(Zuruf von der CDU/CSU.) 

— Ja, „Charity begins at home", für Sie auf Eng-
lisch. Ich nehme das auf. — Sind Sie eigentlich ganz 
sicher, daß Sie sich in der Koalition über diese 
Fragen einig sind? 

Lassen Sie mich einen Punkt nennen, von dem ich 
das Gefühl habe, daß wir uns über ihn hier in die-
sem Hause einig sind mit den Ausnahmen, von 
denen eben die Rede war, nämlich einig darüber,  

daß es keinerlei Regelung geben darf, die unser 
Land de jure oder de facto zusätzlich in eine 
Situation der Besonderheit gegenüber anderen Ver-
tragspartnern bringt, 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

und zwar nicht so sehr, wie es hier auch geklungen 
hat, aus Prestige-Interesse oder, wie es auch geklun-
gen hat, aus Furcht vor Diskriminierung, sondern 
aus einem sehr politischen Grunde: weil jede mili-
tärische und jede politische und jede rechtliche 
Besonderheit der Stellung der Bundesrepublik die 
Gefahr erhöht, daß im Falle einer Spannung und im 
Falle des Konflikts die Bundesrepublik isoliert wer-
den könnte. Das ist der eigentliche Grund dafür, 
weswegen wir uns dagegen wehren müssen, allein 
auf unserem Gebiet die Integration stattfinden zu 
lassen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das hat nichts mit Diskriminierung und Prestige zu 
tun. Es hat einfach damit zu tun, daß es ein Sicher-
heitserfordernis der Bundesrepublik ist, daß wir 
genau gleichmäßig hineingeflochten und hineinge-
woben sind wie alle anderen Partner auch. Das ist 
der wirkliche Grund. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang zwei-
tens einen Punkt sagen, von dem ich hoffe, daß wir 
über ihn im Laufe der nächsten Wochen einig wer-
den können, daß wir nämlich unsererseits, deut-
scherseits, keine neuen zusätzlichen Konfliktstoffe 
in diese Arena hineintragen sollten, die ohnehin 
schwierig genug ist. Ich nehme an, daß wir uns über 
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Schmidt (Hamburg) 
den Grundsatz einig sind. Es wird schwerfallen, ihm 
im Detail immer zu gehorchen. Wenn man über die 
europäische Verteidigungsgemeinschaft und den 
Abzug amerikanischer Truppen aus Deutschland 
redet, — das ist ganz sicher das, was die Amerika-
ner ärgern und verletzten muß; das ist noch wenig. 
Wenn andererseits der Verteidigungsminister je-
den Sonntag wieder im Radio von „physischem Mit-
besitz an nuklearen Waffen" spricht, ist ganz klar, 
daß das de Gaulle ärgern muß, und nicht zu wenig. 
Wenn es schließlich manche gibt, die schon anfan-
gen, davon zu reden, daß wir dann zusätzliche deut-
sche Divisionen brauchten — das wird leider nicht 
nur im Ausland gesagt, das wird auch hier schon 
geschrieben —, ist klar, daß das jedermann in der 
ganzen Welt ärgern muß. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Barzel: 
Warum ärgern muß?) 

- Ja, es ist doch eine Tatsache, lieber Freund: Es 
wird niemand, weder in Belgien, noch in Holland, 
noch in Dänemark, noch in der Tschechoslowakei, 
noch in Polen, noch in Frankreich, noch in England, 
nirgendwo wird jemand erfreut sein, wenn die Si-
tuation darauf hinausläuft, daß die Bundeswehr von 
12 auf 15 Divisionen gebracht werden muß, nie-
mand, ganz abgesehen von den Deutschen hüben 
und drüben im eigenen Land. Ich meine, das alles 
sollte man vermeiden. 

Man muß vielmehr nach Wegen suchen, auf de-
nen man vielleicht doch zu Übereinkommen mit 
Frankreich kommt. Wir haben alle gesagt, wir woll-
ten an der NATO und an  dem bisherigen Integra-
tionsgrad festhalten. Das hört sich alles gut an. Nur, 
an einer Verhandlung sind beide Seiten beteiligt. 
Die einen wollen etwas haben, die anderen müssen 
etwas geben und umgekehrt. Was können wir denn 
den Franzosen anbieten? 

Dazu zwei Punkte. Die Franzosen, meine ich, 
haben eine etwas übertriebene Vorstellung von dem 
Begriff „Integration". Das ist eine Art negativer 
Fetisch geworden, ein Stein des Anstoßes allüberall. 
Man kann an vielen Stellen genauso oder beinahe 
genauso weitermachen wie bisher und es nur an-
ders nennen. Was ist das überhaupt, Integration? 
Ich habe in all diesen Vertragstexten, im ganzen 
Londoner Paket, in der Londoner Schlußakte und im 
Pariser Paket gesucht. Es kommt in all diesen Ver-
trägen nur ein einziges Mal vor, nämlich im Brüsse-
ler Vertrag, bezieht sich aber dort nicht auf den mili-
tärischen Bereich. Sonst kommt das Wort überhaupt 
nicht vor. Es ist nirgendwo definiert. 

Ich habe mich gestern und vorgestern mit einigen 
sehr hohen deutschen Militärs unterhalten und habe 
sie gefragt: Was meint ihr eigentlich, wenn ihr von 
Integration redet? Einer hat mir auseinandergesetzt, 
daß es 12 oder 13 oder 14 verschiedene Arten von 
Integration gibt. Unter Integration kann man z, B. 
verstehen, daß man gemeinsame Kommandostruk-
turen hat. 

(Abg. Majonica: Dann geht es der Integra

-

tion genauso wie dem Sozialismus!) 

— Wir sind jetzt beim ernsthaften Teil, Herr Majo-
nica. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Kliesing 
[Honnef] : Ist Sozialismus kein ernsthafter 

Teil?) 

Unter Integration kann man verstehen, daß man ge-
meinsame Operationspläne hat, die jeder einzelne 
für sich ausführt. Man kann darunter verstehen, 
daß man gemeinsame Operationspläne hat, die man 
gemeinsam ausführt. Man kann darunter verstehen 
das gemeinsame Early-warning-System, von dem 
vorher schon die Rede war. Man kann darunter 
verstehen, daß man die gleichen Waffen, die glei-
chen Waffensysteme zu kaufen sich verpflichtet, im 
übrigen aber jeder für sich marschiert. Integration 
ist ein riesenhaft vielfältiges Gebiet, und an vielen 
Stellen kann man das anders nennen. 

Man muß in Verhandlungen ja immer auch der 
anderen Seite helfen, ihr Gesicht zu wahren. Viel-
leicht ist hier ein Spielraum für — entschuldigen Sie 
den englischen Ausdruck, aber er ist ja in der NATO 
wahrscheinlich durchaus gängig und auch unserem 
Verteidigungsminister geläufig — face-saving de-
vices, ein weiter Spielraum für face-saving devices 
zugunsten der französischen Regierung. 

Zweiter Punkt: Selbst wenn schließlich und end-
lich, was im Augenblick niemand auszusprechen 
wagt, nach langem Prozeß die Sezession der Franzo-
sen weiter ginge, als es im Augenblick von uns ge-
hofft wird, selbst dann brauchten wir ganz enge, 
technisch funktionsfähige Verbindungen zwischen 
Paris und Bonn, genau wie zwischen Bonn und Lon-
don und zwischen Bonn und Washington. Ich wie-
derhole, was ich schon häufig versucht habe deut-
lich zu machen: Wenn die nächste Berlin-Krise oder 
die nächste Kuba-Krise käme, brauchten wir auch 
unsererseits ganz andere Möglichkeiten, am „crisis 
management" einer Krise, die uns bedrückt, mitzu-
wirken, als 1961 bei der Berlin-Krise oder bei der 
Kuba-Krise ein Jahr später, und das auch dann, 
wenn wir im übrigen keine Integration dieses oder 
jenes oder des geringsten Grades mit den Franzo-
sen gemeinsam mehr hätten. 

Es gibt viele Möglichkeiten — und da nehme ich 
das Wort auf, das Herr Zimmermann richtig zitiert 
hat aus dem Vortrag, den ich in Düsseldorf gehalten 
habe —, uns mit den Franzosen sehr viel enger ge-
genseitig zu verzahnen, als das bisher geschehen ist, 
völlig unabhängig von dem, was in all diesen Pro-
tokollen, Verträgen, Abmachungen, NATO-Rats-Be-
schlüssen steht. In dem Punkt — nur in diesem 
Punkt — nähere ich mich — ich sage das für meine 
Person — vielleicht ein bißchen dem Herrn Zimmer-
mann. Ich habe manchmal das Gefühl, als ob die 
vielerlei Möglichkeiten einer engen und von der 
Regierung geförderten Zusammenarbeit auf allen 
Ebenen, auch der privaten Wirtschaft, zwischen der 
Bundesrepublik und Frankreich bisher nicht ausrei-
chend genutzt werden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Das Wort hat der 
Abgeordnete Genscher. 
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Genscher (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Erlauben Sie mir, daß ich Ihnen in 
diesem Stadium der Debatte noch einmal die grund-
sätzliche Haltung meiner Fraktion zu den anstehen-
den Problemen darlege. Wir stimmen mit der Bun-
desregierung überein in ihrem Ja zum Bündnis 
und zu der jetzt gefundenen Form der Integration. 
Wir sehen in dieser Form der Integration die zeit-
gemäße Form wirksamer militärischer Zusammen-
arbeit. 

Diese Form der militärischen Zusammenarbeit ist 
gerade im Bereich Westeuropa von so entscheiden-
der Bedeutung, weil sie kleinen Nationen die Mög-
lichkeit der Mitwirkung nach den Gesetzen der 
Gleichberechtigung und nach dem Rahmen und Maß 
ihrer Leistungsfähigkeit einräumt und weil sie es 
kleinen Nationen möglich macht, ohne Furcht vor 
größeren Partnern in einem Verteidigungssystem 
mitzuwirken. Wir wissen, meine Damen und Her-
ren, daß Europa ohne Amerika nicht zu verteidi-
gen ist. Amerika ist in dieser Rolle weder austausch-
bar noch ersetzbar, auch nicht durch Frankreich. 
Nach diesen Erkenntnissen werden wir auch in Zu-
kunft handeln. Weil unsere Haltung im Rahmen der 
NATO und zur NATO klar ist, können wir in der 
kommenden Diskussion darauf verzichten, Muster-
schüler oder Vorreiter zu sein. Wir können vor 
allem darauf verzichten, etwa Speerspitze gegen 
Frankreich aus dem Bündnis heraus zu sein. 

(Beifall bei der FDP. — Abg. Dr. Barzel: 
Sehr wahr!) 

Wir wollen nicht mehr und nicht weniger sein als 
ein verläßlicher Partner unter vielen im Bündnis. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

In dieser Frage kommt es darauf an, daß die 
übriggebliebenen 14 in der Integration ihre Ge-
schlossenheit wahren. Der Vorsitzende der Christ-
lich-Demokratischen Union, Herr Dr. Adenauer, hat 
uns heute morgen frohe Kunde aus Paris beschert. 
Er hat uns nämlich mitgeteilt, daß Frankreich ent-
gegen seiner  ursprünglichen Auffassung jetzt bereit 
ist, Verhandlungen mit allen NATO-Partnern am 
runden Tisch zu führen. 

(Hört! Hört! rechts.) 

Herr Dr. Adenauer ist damit zum prominenten und 
verläßlichen Kronzeugen dafür geworden, daß auch 
in Paris eine entschlossene Haltung der übrigen Part-
ner ihre Wirkung hat. 

(Beifall bei der FDP.) 

Wenn der französische Staatspräsident de Gaulle 
uns in dieser Stunde sagt, die NATO müsse bleiben, 
aber die Integration sei überflüssig, weil es keine 
akute Bedrohung aus dem Osten mehr gebe, so 
müssen wir ihm sagen: wenn das richtig ist, dann 
nicht trotz NATO, sondern wegen NATO, und nicht 
trotz Integration, sondern wegen Integration. 

(Zustimmung rechts.) 

Wir sind nicht bereit, das Sicherheitssystem der 
NATO aufzugeben, solange man uns nicht ein bes

-

seres anbietet, in dem wir ebenfalls heimisch sein 

können. Wir sind bereit, nachzudenken über die Zu-
kunft dieses Bündnisses. Wir sind auch bereit, die-
ses Bündnis für die Zukunft mitzugestalten und es 
den Erfordernissen der Zukunft anzupassen. 

Es gibt eine Reihe von besonderen Problemen, 
die Deutsche und Franzosen auch im Rahmen des 
Bündnisses verbindet. Französische Divisionen 
stehen auf deutschem Boden. Wir wollen nicht — 
darüber sind wir uns alle einig —, daß sie wieder 
Besatzungstruppen werden. Aber wir sollten auch 
nicht voreilig fordern, daß sie deutschen Boden ver-
lassen. So einfach scheint die Rechtslage nicht zu 
sein, wenn wir aus Washington hören, daß man sich 
auch dort originärer Anwesenheitsrechte rühmt. 
Aber wir finden, daß diese Frage, auch wenn sie 
primär Deutschland und Frankreich angeht, im Rah-
men der NATO gelöst werden muß, weil die Bun-
desrepublik zum NATO-Bereich gehört. 

Zur Vorbereitung dieser Verhandlungen sind 
allerdings Konsultationen ebenso notwendig wie 
nützlich, und sowohl bei diesen Konsultationen als 
auch bei den Verhandlungen im Rahmen der NATO 
wird man auch über die Mitwirkung und Teilnahme 
Frankreichs am Radar-Warnsystem der NATO spre-
chen müssen. 

Die französische NATO-Politik beeinflußt den 
Status der Bundesrepublik noch in einer anderen für 
uns sehr entscheidenden Weise. Sie ist nämlich ge-
eignet, die Struktur des Bündnisses und die Ge-
wichte im Bündnis selbst zu verändern. Die Bundes-
republik muß hier frühzeitig ihren Standpunkt be-
stimmen, um Fehlentwicklungen und Mißdeutun-
gen zu vermeiden. Wir sagen eindeutig an die 
Adresse Frankreichs: die Bundesrepublik will Part-
ner bleiben und nicht Objekt fremder Sicherheits-
oder gar Besatzungspolitik werden. 

(Beifall bei der FDP. — Abg. Dr. Barzel: 
Sehr wahr!) 

Wir sagen aber ebenso eindeutig an die Adresse 
der übrigen NATO-Partner: wir wollen Gleichbe-
rechtigung und nicht mehr als Gleichberechtigung. 
Wir wollen niemals Führung im Bündnis. Jeder 
Gedanke an eine deutsche Führungsrolle, in wel-
chem Bündnis auch immer, wäre das Ende deut-
scher Wiedervereinigungspolitik. 

(Beifall bei der FDP.) 

Man hört in diesen Tagen sehr oft, Frankreich sei 
isoliert, Frankreich habe sich selbst isoliert. Dar-
über sollte man nicht zuviel reden. Niemand kann 
daran ein Interesse haben, schon gar nicht Deutsch-
land. 

(Zustimmung rechts.) 

Für uns ist nämlich die NATO-Krise nicht nur eine 
Frage unserer Sicherheit, Herr Majonica, sondern 
auch eine Frage der gemeinsamen Deutschland-
politik. Wir sind in dieser Frage doppelt betroffen. 

(Beifall bei der FDP. — Abg. Dr. Barzel: 
Sehr gut!) 

Wenn Sie hier davon gesprochen haben, Herr 
Kollege Schmidt, daß de Gaulle nur eine mittel-
mäßige Karte in der Hand habe, so mögen Sie recht 
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Genscher 
haben für den Status in der NATO; aber Sie haben 
wahrscheinlich unrecht in bezug auf die Möglich-
keiten, die sich für Berlin und für Deutschland als 
Ganzes bieten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Für uns sind Deutschlandfrage und Sicherheitsfrage 
untrennbar verbunden, und es ist Aufgabe der Bun-
desrepublik, den Bestand an Einheit in der west-
lichen Politik, der sich zur Zeit in der Berlin-Frage 
und in der deutschen Frage noch zeigt, auch fürder-
hin aufrechtzuerhalten. Wir müssen wissen und 
jederzeit erkennen — das hat Herr Kollege Erler in 
vorbildlichen Worten dargelegt —, daß Frankreich 
für Deutschland als Ganzes ebenso mitverantwort-
lich ist wie für die Sicherheit und Freiheit Berlins, 

(Beifall bei der FDP) 

und wir sollten nie vergessen, daß die Schutzfunk-
tionen für Berlin nur integriert wahrgenommen 
werden können. Wie Frankreich hier in Zukunft 
stehen wird, wie es die Frage der Integration in 
bezug auf den Schutz West-Berlins und der Zu-
gangswege von und nach Berlin sieht, diese Frage 
ist eine Konsultationsaufgabe ersten Ranges für die 
deutsche Bundesregierung. 

Meine Damen und Herren, es ist hier von den 
Impulsen gesprochen worden, die von Paris aus-
gehen und die NATO verändern. Herr Kollege Bar-
zel hat nicht nur den Ort Paris genannt, sondern 
auch Genf. In der Tat, auf die deutsche Frage kommt 
nicht nur aus Paris etwas zu, sondern auch aus 
Genf. Zunehmend werden die Verhandlungen in 
Genf, soweit sie Europa angehen, Verhandlungen 
über  Deutschland. Die Sowjetunion beansprucht 
bei diesen Verhandlungen ein Mitspracherecht über 
den künftigen Status der Bundesrepublik im NATO-
Bündnis, obwohl sie nicht Partner dieses Bündnis-
ses ist. Das ist für uns eine Form praktizierter Vier-
mächteverantwortung, ob die Sowjets das wahr-
haben wollen oder nicht, und wenn die Sowjets 
über den Status der Bundesrepublik im NATO-
Bündnis mitreden wollen, dann müssen sie sich 
auch die Frage nach Deutschland als Ganzem ge-
fallen lassen. Diese Frage, meine Damen und Her-
ren, müssen wir erheben, und wir müssen -erwar-
ten, daß unsere Verbündeten, die in Genf verhan-
deln, sie für uns dort gegenüber den Sowjets erhe-
ben. 

(Beifall bei der FDP.) 

Wir wollen uns — da stimme ich mit Herrn Kolle-
gen Erler völlig überein — der in Genf angebahn-
ten Entwicklung nicht entgegenstellen. Was wir 
wollen, ist, .sie in unserem Sinne zu beeinflussen 
und in die Genfer Verhandlungen auch die deutsche 
Frage einzubetten. 

Wir haben — und jetzt komme ich auf Paris 
zurück — eine neue europäische Entwicklung auch 
in der Sicherheitspolitik zu verzeichnen. Unsere 
Aufgabe ist es, daß diese Politik, die von der Gaulle 
eingeleitet worden ist, in die deutsche Richtung 
geleitet wird. Wenn es eine deutsche Führungsrolle 
gibt, meine Damen und Herren, dann in dieser 
Frage, in der deutschen Frage. Wir sollten uns 
überlegen, ob es nicht zu Erhaltung des Restbestan

-

des an Einheit im westlichen Bündnis, wie er zur  
Zeit in der Berlin-Frage und in der deutschen Frage 
zum Ausdruck kommt, an der Zeit ist, in diesem 
Jahr eine Konferenz zwischen den Vereinigten Staa-
ten, England, Frankreich und der Bundesrepublik 
einzuberufen. 

In diesem Jahr wird der französische Staatspräsi-
dent nach Moskau reisen. Wir können diese Reise 
nicht ohne Sorge sehen. Wir kennen Erklärungen 
von ihm, die er in der Vergangenheit abgegeben 
hat. Er hat sich geäußert zum Status der Bundes-
republik im Bündnis, zur deutschen Grenzfrage, zum 
Mitspracherecht unserer Nachbarn bei der konven-
tionellen Bewaffnung und zur Integration selbst. 
Meine Damen und Herren, das alles sind Elemente 
einer Deutschlandpolitik, das sind Positionen, die 
wir für unsere und für eine gemeinsame Deutsch-
landpolitik brauchen. Es ist jetzt die Stunde deut-
scher Handlung und deutscher Aktion, um zu ver-
hindern, daß hier eine gefährliche Richtung einge-
schlagen wird. Deutsche Aufgaben sind es in dieser 
Stunde: erstens, daß wir uns als verläßliche Partner 
in unserem Bündnis erweisen; zweitens, daß wir 
die Bereitschaft zeigen, eine gemeinschaftliche Fort-
entwicklung des Bündnisses und seine Anpassung 
in Angriff zu nehmen; drittens, daß wir die not-
wendigen Initiativen ergreifen für eine gemein-
same Deutschlandpolitik als Mindestbasis west-
licher Zusammenarbeit, komme was wolle, im Rah-
men des Bündnisses im übrigen. 

Durch die französische Initiative ist eine Entwick-
lung in Gang gekommen, die für unsere Sicherheit 
und für die Lösung der deutschen Frage im höch-
sten Grade gefährlich werden kann. Wir dürfen ihr 
nicht tatenlos zusehen. Nein-sagen allein reicht 
auch gegenüber Frankreich nicht aus. Unsere Ant-
wort muß die Entschlossenheit sein, diese Entwick-
lung zu beeinflussen und in unserem Sinne zum 
Guten zu wenden. Dazu müssen wir auch den 
deutsch-französischen Konsultationsvertrag nutzen. 
Er ist für uns der Ausdruck der deutsch-französi-
schen Freundschaft, zu der wir uns heute bei aller 
Kritik an der französischen Regierung hier noch ein-
mal ausdrücklich bekennen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Und wenn wir diesen deutsch-französischen Vertrag 
im Sinne unserer Deutschlandpolitik nutzbar 
machen, dann handeln wir richtiger, als wenn irgend 
jemand dem Gedanken oder auch nur der Unter-
stellung nach einer europäischen oder atlantischen 
Führungsposition der Bundesrepublik nachgehen 
sollte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Birrenbach. 

Dr. Birrenbach (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Nachdem der Kollege 
Schmidt eine Reihe wichtiger technischer Probleme 
angeschnitten hat, gestatten Sie mir, zu einigen 
grundsätzlichen Erwägungen zurückzukehren. Vor-
erst möchte ich sagen: Herr Schmidt, viele der 
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Fragen, die Sie gestellt haben, sind wohlberechtigt. 
Ich frage mich aber, ob es in einer so delikaten 
Situation und vor so schwierigen Verhandlungen 
richtig ist, in dieser Stunde und an diesem Orte 
Lösungen vorwegzunehmen, die das Ergebnis wahr-
scheinlich vielmonatiger Verhandlungen sein wer-
den. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Ich glaube, daß es gerade für die Bundesrepublik 
zweckmäßig wäre, in diesem Augenblick weniger 
zu reden, mehr zu schweigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das bedeutet nicht, daß wir nicht über diese Pro-
bleme nachdenken müßten. Wir müssen sehr inten-
siv über sie nachdenken, da sie an den Kern un-
serer Situation, an den Kern des Problems der deut-
schen Sicherheit gehen. 

Gestatten Sie mir also, zu diesen grundsätzlichen 
Erwägungen zurückzukehren. Für meine Begriffe 
stellen sich drei Erwägungen. 

Erstens. Die Ablehnung der Integration auf mili-
tärischem Gebiete ist heute ein Grundprinzip der 
Fünften Republik. Das hat der französische Staats-
präsident mit aller seiner Autorität zum Ausdruck 
gebracht. Er hat erklärt, daß die militärische Inte-
gration mit der Souveränität Frankreichs nicht ver-
einbar sei. Dieses Prinzip ergibt sich darüber hinaus 
aus den Vorstellungen des Präsidenten über die 
Rolle Frankreichs in der Welt und einer Beurteilung 
der internationalen Lage, insbesondere des West-
Ost-Konflikts, die wir bedauerlicherweise nicht 
teilen können. Hier liegt heute ein Faktum vor, das 
wir nicht mehr übersehen können, wenn wir zu 
realistischen Lösungen gelangen wollen, und das 
ist doch wohl unser Ziel. 

Zweitens. Nur dank dem Prinzip der Integration 
war es der Bundesrepublik nach dem zweiten Welt-
krieg möglich, als Gleicher unter Gleichen in das 
Konzert der europäischen und atlantischen Nationen 
zurückzukehren. Die Integration ist also das Le-
bensprinzip der deutschen Außen- und Verteidi-
gungspolitik. Und wenn Sie, Herr Schmidt, fragen, 
was wir unter Integration verständen, so antworte 
ich Ihnen — allerdings mit der Bemerkung, daß die 
Integration, wie sie in der NATO besteht, bedauer-
licherweise beschränkt und eng genug ist —: Wir 
verstehen darunter ein zentrales Kommando schon 
in Friedenszeiten, die Unterstellung der Heeresver-
bände oberhalb des Niveaus der Division unter 
integrierte Stäbe, gemeinsame Luftverteidigung im 
taktischen Bereich und gemeinsame Infrastruktur. 

Drittens. Die heutige Krise bezieht sich auf das 
Verhältnis der NATO zu Frankreich und nicht der 
Bundesrepublik zu ihren westlichen Nachbarn. Sie 
beruht ebenso wie die letzte Krise in der EWG auf 
der Auseinandersetzung zwischen der Idee des 
Nationalstaates und den modernen Staatenverbin-
dungen auf der Grundlage einer Gemeinschaft. 

Die Bundesrepublik ist als individueller Staat de 
facto mitbetroffen. Wenn man von den unberührt 
bleibenden Vereinbarungen über Depots und 
Übungsplätze absieht, trifft die französische Ent

-

scheidung die Bundesrepublik de jure aber nur als 
Mitglied der NATO. 

Aus dieser grundsätzlichen Erwägung ergeben 
sich für das diplomatische Verfahren zur Lösung der 
Krise die gleichen Konsequenzen wie in der Krise 
der EWG. Die NATO als Einheit verhandelt mit 
Frankreich. Das schließt natürlich nicht Gespräche 
auf der Grundlage des deutsch-französischen Konsul-
tationsvertrages und unserer Infrastruktur-Verein-
barungen mit Frankreich aus. Das verlangt die 
Freundschaft, die wir zu unserem westlichen Nach-
barn haben. Diese Verhandlungen können aber 
nicht geführt werden über die zentrale Struktur des 
Bündnisses, ebensowenig über die Position Frank-
reichs innerhalb dieses Bündnisses. Das ist ein 
Problem der NATO. 

Dazu kommt ein weiteres. Das Bündnis als Ganzes, 
in erster Linie aber die Vereinigten Staaten als die 
größte Schutzmacht der westlichen Welt haben 
Frankreich gegenüber eine ungleich stärkere Ver-
handlungsposition als die Bundesrepublik allein. 
Rechtslage u n d Interessen gebieten daher ein 
multilateriales Verfahren und schließlich eine multi-
laterale Lösung. Das ist wohl die überwiegende 
Auffassung dieses Hauses. 

Um nun die Lösung zu finden, muß man die Ge-
fahren kennen, die aus der heutigen Situation er-
wachsen. 

Zunächst der Wegfall der Integration in der 
NATO. Wenn sich die anderen Nationen der fran-
zösischen Haltung anschlössen, hätte das entweder 
die Konsequenz, daß die Bundeswehr auf den Status 
einer nationalstaatlichen Armee zurückgeführt, oder 
die, daß sie diskriminiert würde. Beides kommt nicht 
in Frage. Selbst wenn aber die Rest-NATO als 
integrierte Einheit bestehenbleibt, würde der Aus-
fall Frankreichs innerhalb des Integrationsverbandes 
eine Veränderung des militärischen Gleichgewichts 
unter den europäischen Mitgliedern zur Folge ha-
ben. Diese könnte der Bundesrepublik — mit aller 
Deutlichkeit gesagt —, selbst wenn sie zu einer 
Stärkung ihrer Position innerhalb ihres Bündnisses 
führte, weder militärisch noch politisch noch psycho-
logisch angenehm sein. Das, Herr Schmidt, ist un-
sere Auffassung zu dieser Frage. 

Keiner der europäischen Staaten diesseits der 
Demarkationslinie — das ist eine weitere grund-
sätzliche Feststellung — ist im nuklearen Zeitalter 
in der Lage, ein ausgewogenes Waffensystem aufzu-
bauen, welches das gesamte Spektrum der erforder-
lichen Waffen umfaßt. Damit sind alle europäischen 
NATO-Partner, insbesondere aber die kleineren 
Mächte, vital an der Aufrechterhaltung des Prinzips 
der Integration interessiert. Die Integration ist da-
her auch ein europäisches und nicht allein ein spezi-
fisch deutsches Problem. 

Ein nicht-integriertes System nach dem Muster 
einer klassischen Allianz des 18. und 19. Jahrhun-
derts gestattet nicht die schnelle militärische Reak-
tion, die im Zeitalter der nuklearen Raketen unver-
zichtbar ist. Mobilmachungen kommen im Ernstfall 
zu spät. Die Auslösung der Alarmstufe im Bereich 
von SACEUR muß die alliierten Armeen schlagartig 
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in Gefechtsbereitschaft setzen. Sonst droht die Ge-
fahr, daß der amerikanische Atomschirm unterlaufen 
wird. Das ist die Lehre des letzten Weltkrieges, das 
ist die Konsequenz des nuklearen Zeitalters. 

Nur unter der Voraussetzung, daß das Militär-
system auf dem europäischen Kontinent integriert 
ist, sind die Vereinigten Staaten zu einer Beibehal-
tung der Präsenz ihrer Truppen auf dem europäi-
schen Kontinent bereit. Das hat der amerikanische 
Außenminister Rusk in seiner Pressekonferenz vom 
5. November 1965 mit nicht zu überhörender Deutlich-
keit ausgesprochen. Wir sind uns klar bewußt, daß 
das amerikanische Kontingent nicht nur den stärk-
sten militärischen Riegel gegen jede sowjetische 
Aggression darstellt. Es bedeutet außerdem die Er-
setzung der automatischen Beistandsklausel, die der 
Art. 5 des NATO-Vertrages im Gegensatz zum 
Brüsseler Vertrag nicht enthält. 

Auf diese Weise berührt jede Schwächung der 
Integration den Lebensnerv des Bündnisses selbst. 
Jede Beeinträchtigung der Integration vermindert 
die Abschreckung, das entscheidende Ziel des Bünd-
nisses schlechthin. Das Ausscheiden Frankreichs be-
lastet psychologisch die Position der Bundesrepu-
blik. Dennoch, meine Damen und Herren, wäre der 
Schaden nicht irreparabel. Selbst wenn Frankreich 
für eine Weile aus der NATO-Organisation aus-
schiede, andererseits aber im Vertrage verbliebe, 
würde die Verteidigung Europas nicht unmöglich. 
Sie würde schwieriger und kostspieliger. Ihre Kon-
sequenz — das sollte mit aller Deutlichkeit gesagt 
sein — wäre die Senkung der Atomschwelle. 

Wo liegt nun die Lösung der Probleme, die wir 
mit Ruhe und Besonnenheit anzustreben haben? Die 
Lösung heute schon im Anfangsstadium der Krise 
definieren zu wollen, wäre verfrüht. Wir können 
sie nur umschreiben. Das NATO-Bündnis muß als 
Ganzes erhalten bleiben, jedenfalls für 14 seiner 
Mitglieder. Die Lösung muß das derzeitige Begeh-
ren Frankreichs respektieren. 

Innerhalb dieser beiden Punkte des Koordinaten-
systems muß eine konstruktive Regelung gesucht 
werden. Ist eine solche nach dem Muster der Er-
fahrungen in Luxemburg nicht möglich, die also 
dennoch Frankreich im Verbande des Bündnisses 
beließe, so wäre ein denkbarer Weg, Frankreich der 
NATO auf das engste zu assoziieren. Dann wäre 
die militärische und geographische Verbindung ge-
wahrt. 

Der Rahmen für eine solche Lösung könnte viel-
leicht im Vertrag über die Westeuropäische Union 
gesucht werden. Ich denke an den Art. 4 dieses 
Vertrages. Abgesehen davon würde es zur Rege-
lung zwischen den Vereinigten Staaten und Frank-
reich in der atomaren Frage kommen. Aber das 
Feld für diese Regelung ist noch weit. Das franzö-
sische Memorandum öffnet die Türen für prag-
matische Verhandlungen. Je pragmatischer diese 
Verhandlungen geführt werden, desto eher und 
konkreter kommen wir zu Resultaten. War dürfen 
keine Anstrengungen scheuen, eine alle Interessen, 
auch die französischen, berücksichtigende, wahrhaft 
konstruktive Lösung zu finden. 

Meine Damen und Herren, die Stunde der Ge-
fährdung der Allianz sollte gleichzeitig die Stunde 
ihrer Bewährung sein. Bewährung heißt hier eine 
Reform, die den seit Schaffung des Bündnisses ver-
änderten Verhältnissen gerecht wird, insbesondere 
Europa einen höheren Grad der Mitsprache in den 
Entscheidungen des Bündnisses gibt. Das liegt auch 
im französischen Interesse. 

Was bedeutet das? Das bedeutet erstens den Ver- 
such der Reduzierung der derzeitigen Differenzen 
innerhalb des Bündnisses über die Strategie im 
mitteleuropäischen Raum. Das bedeutet zweitens 
die Lösung der Frage der nuklearen Kontrolle in 
der NATO, welche die nichtnuklearen Partnerstaa-
ten an allen Phasen des nuklearen Entscheidungs-
prozesses innerhalb des Bündnisses unmittelbar be-
teiligen müßte, und zwar bei voller Respektierung 
des amerikanischen Vetos. Das hat nichts mit einem 
„deutschen Finger am atomaren Drücker" zu tun. 
Die optimale Grundlage für eine solche Lösung 
wäre die Schaffung eines kollektiven nuklearen 
atlantischen Waffensystems, das allen nuklearen 
wie nichtnuklearen europäischen Mächten auf der 
Basis grundsätzlicher Gleichheit offensteht. Diese 
Lösung setzt natürlich voraus, daß es in Genf nicht zu 
Entscheidungen kommt, die eine solche Lösung un-
möglich machen. 

Eine solche Reform müßte drittens zur Schaffung 
eines verbesserten Systems zur Koordination der 
Außenpolitik der NATO -Staaten, gegebenenfalls 
auf regionaler Basis, führen, insbesondere für die 
Bekämpfung akuter Krisen innerhalb und außerhalb 
des NATO-Bereichs und insbesondere für die Fra-
gen der Abrüstungs- und Rüstungskontrolle. 

Viertens bedeutet diese Reform die Anpassung 
der Organisation des Bündnisses an die veränderte 
Situation sowohl in der zivilen als auch in der mili-
tärischen Führungsstruktur der Allianz. 

Jede Reorganisation des Bündnisses muß drei 
Anforderungen genügen. Sie muß die Schlagkraft 
des Bündnisses verstärken. Sie darf insbesondere 
das amerikanische militärische Engagement nicht 
verringern. Sie muß der Entwicklung einer künftigen 
europäischen Einheit Rechnung tragen. Sie muß 
schließlich Frankreich den Platz freihalten, der ihm 
nach seiner Bedeutung und nach seiner Geschichte 
zukommt. Es ist die aufrichtige Hoffnung der ganzen 
Nation, daß dieser Zeitpunkt nicht fern sei, um so 
mehr, wenn die Reform der' NATO der europäischen 
Stimme das Gewicht gibt, das ihr gebührt. Wenn 
dann Frankreich unter Anerkennung der Grundprin-
zipien unserer Allianz voll in die NATO zurück-
kehrt, wäre der Weg für eine atlantische Partner-
schaft frei. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Dr. Kliesing. 

Dr. Kliesing (Honnef) (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Gestern hat der 
Ständige NATO-Rat in Paris der Standig Group und 
dem Militärausschuß den Auftrag zur Ausarbeitung 
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einer Studie gegeben, die einmal feststellen soll, 
welche politischen und militärischen Folgen die 
Maßnahmen, die die französische Regierung ange-
kündigt hat, haben werden. Wir debattieren hier 
also zu einem Zeitpunkt, da selbst die internatio-
nalen NATO-Experten noch nicht in der Lage sind, 
die politischen und militärischen Folgen richtig zu 
werten und einzuschätzen. Das gebietet uns und 
allen, die sich auch außerhalb dieses Hauses in un-
serem Lande und in der westlichen Welt an der 
Diskussion beteiligen, doch wohl, sich im Urteil 
eine gewisse Zurückhaltung und Vorsicht aufzuer-
legen. Ich möchte daher an dieser Stelle dem Herrn 
Bundesaußenminister danken für die nüchterne 
Sachlichkeit und die Zurückhaltung der Regierungs-
erklärung. Ich bitte, das nicht als eine Floskel 
ritueller Höflichkeit zu betrachten. Mir will schei-
nen, daß diese Art und diese Eigenschaften der 
Regierungserklärung eine der wichtigsten poli-
tischen Fakten unserer heutigen Diskussion in die-
sem Hause darstellen. 

Die sachliche Prüfung der Probleme sollte im Hin-
blick auf unsere nationale Interessenlage in keiner 
Weise durch Emotionen irgendwelcher Art belastet 
werden. Ich sage das vornehmlich im Hinblick auf 
die Diskussion außerhalb unseres Hauses. Ich 
möchte aber auch meinen Eindruck nicht verschwei-
gen, daß die heutige Diskussion nicht immer und 
nicht an allen Stellen ganz frei war von latenten 
Emotionen. Ich stelle die Frage: cui bono? Wem 
helfen wir eigentlich mit Emotionen, mögen sie 
menschlich auch noch so verständlich sein? Ich 
meine, daß es den deutschen Interessen entspräche, 
wenn diejenigen, die glauben, es ihrem Tempera-
ment schuldig zu sein, hier auch ihrem Gefühl etwas 
Ausdruck zu geben, dies nach Möglichkeit im stillen 
Kämmerlein täten. 

Wenn wir fragen, unter welchen sachlichen Aspek-
ten wir diese Fragen prüfen sollen, so möchte ich 
mich hier in die Diskussion einmischen, die vorhin 
zwischen dem Kollegen Majonica und dem Kollegen 
Schmidt stattgefunden hat. Es mögen nur Nuancen 
sein, in denen ich mich vom Kollegen Schmidt unter-
scheide. Aber eines möchte ich doch sagen. Bei aller 
Berücksichtigung der Tatsache, daß es verschiedene 
Aspekte gibt, unter denen man die Dinge sehen 
kann, glaube ich doch, daß dem Gesichtspunkt un-
seres Sicherheitsbedürfnisses Priorität zukommt. Es 
gibt dafür einen — wie ich meine — überzeugenden 
Grund, nämlich den, daß sich, wenn diese Sicherheit 
verlorengehen sollte, andere Probleme, auch die 
deutsche Frage, leider in einem negativen Sinne von 
selbst erledigen könnten. Wenn der Herr Kollege 
Genscher mit Recht gesagt hat, daß Sicherheitsfrage 
und deutsche Frage unlösbar miteinander verbun-
den sind, so sollten wir, glaube ich, ruhig die Regie-
rung bitten, diesem Aspekt unserer Sicherheitsinter-
essen doch den Vorrang vor anderen Aspekten  zu 
geben. Damit meine ich keineswegs nur die Frage 
eines Prestiges. Wie dienen wir am besten unserer 
Sicherheit? Keineswegs, wie ich schon ausführte, 
durch emotionale Manifestationen und Meinungs-
äußerungen. 

Ich glaube, wir sollten auch ein Zweites vermei-
den. Der Herr Kollege Schmidt hat es bereits ange

-

schnitten. Man sollte in der Diskussion alles ver

-

meiden — das gilt nicht nur für uns, sondern auch 
für andere —, was die derzeitige Situation, das 
Klima im Bündnis noch belasten könnte. Herr Kol-
lege Schmidt hat das weiter ausgeführt im Hinblick 
auf die seines Erachtens notwendige deutsche Ver-
haltensweise. Ich möchte dem hinzufügen, daß sich 
auch hier meines Erachtens gewisse Verpflichtungen 
für unsere Verbündeten ergeben. Wenn ich solche 
Äußerungen wie diese lese, daß man in Sorge sei, 
die Bundesrepublik würde diese Situation benutzen, 
um zu einer Hegemonie zu kommen, oder daß sie 
eine Aufhebung oder jedenfalls eine Lockerung der 
Kontrollbestimmungen für die deutsche Rüstungs-
industrie bringe oder daß die Amerikaner sich künf-
tig in einem unangenehm hohen Maße auf die Bun-
desrepublik stützen würden oder sich einer atoma-
ren Mitbestimmung geneigter zeigen könnten, daß 
dadurch die Aussichten auf den Abschluß eines 
Atomsperrvertrages mit der Sowjetunion zunichte 
gemacht würden usw. usw., dann frage ich mich, was 
hier eine größere Rolle spielt, der Unmut über die 
Politik de Gaulles oder ein Mißtrauen gegenüber 
dem eigenen Verbündeten. 

Herr Kollege Schmidt, nehmen Sie es mir nicht 
übel, aber an einer Ihrer Formulierungen habe ich 
Anstoß genommen. Sie meinten, daß die Verbünde-
ten sich ärgern müßten, wenn wir beispielsweise 
statt zwölf 14 Divisionen bekämen. Ich finde, zu 
einem Sich-ärgern-Müssen besteht weiß Gott kein 
Anlaß. Ich finde, wenn Sie hier so etwas sagen, 
ohne sich wahrscheinlich bewußt gewesen zu sein, 
daß Sie damit diese Argumente unterstützen, die ja 
doch eine psychologische Belastung des Bündnisses 
darstellen, dann desavouieren Sie damit nicht nur 
die Politik dieser Regierung in den letzten 15 Jah-
ren, sondern zugleich auch jene Politik, die uns allen 
in diesem Hohen Hause Gott sei Dank gemeinsam 
ist. Ich meine also, daß man auch solche Belastungen 
des Bündnisklimas vermeiden sollte. 

Ich finde aber, daß es darüber hinaus auch noch 
andere Möglichkeiten gibt, die zu einer weiteren 
Versteifung der Situation führen könnten. Ich denke 
daran, daß z. B. die Art der Führung der Genfer 
Gespräche solche Möglichkeiten bietet. Ich denke 
daran, daß es sehr unzeitgemäß wäre, wenn von 
interessierter Seite - ich denke hier nicht an Viet-
nam; ich will nicht mißverstanden werden —, wie 
wir es in den letzten Jahren auch im WEU-Parla

-

ment wiederholt gehört haben, die Frage einer 
Ausdehnung des geographischen Wirkungsbereichs 
im Sinne von Art. 6 des Vertrages zur Debatte ge-
stellt oder sogar forciert würde. Das wäre auch, 
glaube ich, sehr unzeitgemäß. Ich meine auch, daß 
eine unnötige Verzögerung der Regelung der 
nuklearen Frage innerhalb des Bündnisses eine der-
artige zusätzliche Belastung der Situation bringen 
würde. Ich könnte mir im Gegenteil vorstellen, daß 
es in dieser Situation der Gefährdung der Allianz 
ein sehr starkes politisches Bindemittel — das diese 
sicherlich sehr begrüßen würde — bedeuten könnte, 
wenn man gerade jetzt zügig zu einer allseits befrie-
digenden Lösung der nuklearen Frage im Bündnis 
käme. 
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Nun meine ich aber, daß wir den Tatbestand, wie 

er durch die Erklärungen der französischen Regie-
rung geschaffen wurde, sehr nüchtern zur Kennt-
nis nehmen sollten. Ich denke da vor allen Dingen 
an eines: Es ist gesagt worden, man könne ja die 
Taktik, die man in Luxemburg eingeschlagen habe, 
wiederholen. 

Ich glaube, Kollege Erler, Sie haben dieser Tage 
einmal gesagt, man sollte Frankreich an den Tisch 
zurückholen. Das Beispiel hinkt etwas, erstens von 
der Substanz her, zweitens aber von der Systema-
tik her. Es ist nicht nötig, Frankreich an den Tisch 
zurückzuholen. Denn der Tisch, um den es hier geht, 
ist doch wohl der NATO-Rat. 

(Abg. Erler: Genau das habe ich gesagt!) 

Diesen Tisch hat Frankreich doch gar nicht verlas-
sen, und es denkt meines Erachtens auch gar nicht 
daran, ihn zu verlassen. 

Es heißt in dem Aide-mémoire der französischen 
Regierung, daß sie sich keineswegs veranlaßt sieht, 
den am 4. April 1949 in Washington unterzeichneten 
Vertrag in Frage zu stellen. Mit anderen Worten 
— so fährt das Aide-mémoire fort—: Sie wird außer 
Ereignissen, die in den nächsten Jahren die Bezie-
hungen zwischen Ost und West grundlegend ändern 
könnten, 1969 nicht von den Bestimmungen des 
Art. 13 des Vertrages Gebrauch machen und ist der 
Ansicht, daß die Allianz so lange dauern soll, wie 
sie notwendig erscheint. 

(Abg. Erler: Darf ich eine Frage stellen?) 

— Bitte schön! 

Vizepräsident Dr. Dehler: Bitte, Sie können 
eine Frage stellen. 

Erler (SPD) : Herr Kollege Kliesing, ist Ihnen 
entgangen, daß ich in voller Übereinstimmung mit 
den Texten, die Sie eben vorgelesen haben, in mei-
ner Rede sagte: „Daher muß am Tisch der Gemein-
schaft verhandelt werden, im NATO-Rat, den Frank-
reich ja nicht verlassen, sondern im Gegenteil auch 
künftig in Paris behalten will. Dies ist ein Anhalts-
punkt dafür, daß ein solcher Versuch, die Dinge 
in der Gemeinschaft zu halten oder in sie zurück-
zuführen, nicht aussichtslos ist"?  

Dr. Kliesing (Honnef) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Erler, ich glaube, das ist insofern ein Mißverständ-
nis, als sich meine Ausführungen, die übrigens gar 
nicht polemisch gemeint waren, nicht auf diese Rede, 
sondern auf ein Interview bezogen, das ich dieser 
Tage in einem der Pressedienste gefunden habe. Das 
wollte ich hier nur klarstellen. 

Frankreich verläßt nicht den Vertrag und das 
Bündnis, sondern die Organisation des Bündnisses, 
die in Anwendung des Art. 9 später entstanden ist. 
Das ist sicherlich bedenklich genug. Es ist vielleicht 
nicht so sehr wegen der militärischen Folgen als 
vielmehr wegen der unseres Erachtens verhängnis-
vollen politischen Prämisse bedenklich, auf der die 
französischen Konsequenzen beruhen, daß nämlich 
die Gefahr eines sowjetischen Angriffs auf West

-

europa nicht mehr bestehe. Ich will nicht das wieder

-

holen, was hier dazu gesagt worden ist, sondern 
lassen Sie mich nur noch eine Anmerkung dazu 
machen. Wir alle sind Zeugen geworden, wie vor 
einigen Jahren einmal die gesamte westliche Ver-
teidigungskonzeption infolge einer militärtech-
nischen Neuerung geändert werden mußte. Das war 
die Folgeerscheinung des Sputniks. Da stellte sich 
heraus, daß die Sowjetunion nicht nur die Atom-
bombe, sondern auch die Trägerwaffen besaß, die 
eine Verteidigungskonzeption im Sinne etwa des 
Radford-Planes illusorisch machten. 

Selbst wenn ich mich heute auf den Standpunkt 
stellen würde, was ich nicht tue, daß der Kommunis-
mus in Europa keine Bedrohung mehr darstelle — 
jedenfalls keine militärische Bedrohung mehr — 
und daß ein Krieg nunmehr in Europa mehr oder 
weniger ausgeschlossen sei, muß ich mir doch die 
Frage stellen, ob nicht bereits in der nächsten 
Woche oder jedenfalls über kurz oder lang durch 
eine militärtechnische Neuerung — beispielsweise 
durch einen entscheidenden Fortschritt auf dem Ge-
biet der Entwicklung der Antiraketenrakete — wie-
derum die gesamte verteidigungspolitische Situation 
in Europa erschüttert wird. Ich will damit sagen, daß 
man auf der augenblicklichen verteidigungspoliti-
schen Situation keine Häuser aufrichten kann, weil 
diese sehr schnell wieder anders werden kann. Das 
scheint mir auch ein Grund dafür zu sein, sehr große 
Sorge wegen der Art des französischen Vorgehens 
zu äußern. 

Nun haben Sie, Herr Kollege Schmidt, eine Reihe 
von Fragen an Frankreich gestellt. Sie haben ge-
sagt, die müßten debattiert werden. Selbstverständ-
lich. Aber ich bitte Sie, Frankreich ist ja bereit, diese 
Fragen mit uns zu diskutieren. In diesem Memoran-
dum heißt es: 

Es muß geprüft werden, welche Verbindungen 
zwischen dem französischen Oberkommando 
und den NATO-Kommandos herzustellen sind, 
ebenso wie die Bedingungen festgelegt werden 
müssen, unter denen die französischen Streit-
kräfte, vor allem in Deutschland, in Kriegszei-
ten, wenn Artikel 5 des Vertrags von Washing-
ton zur Anwendung gelangen sollte, an ge-
meinsamen militärischen Aktionen teilnehmen 
würden, und zwar sowohl am Befehl wie an den 
eigentlichen Operationen. 

Das heißt doch: grundsätzlich hat Frankreich ein 
Interesse daran, hier mitzuwirken. Das ist doch, 
sagen wir einmal, auch schon etwas, das stellt schon 
etwas dar. Das hat uns doch in der Vergangenheit 
beispielsweise das hohe Maß von Zuverlässigkeit 
bewiesen, das der französische Staatspräsident ge-
genüber seinem Verbündeten USA in der Kuba

-

Krise bewiesen hat. 

Ich meine also, wir sollten keine Politik betrei-
ben, die von vornherein davon ausgeht, daß es 
auch ohne die Franzosen geht, wie das leider Herr 
Schmidt gesagt hat. Das ist eine theoretische Mög-
lichkeit. Sie haben hier eine ganze Anzahl detail-
lierter französischer Interessen aufgezählt. Ich 
stimme Ihnen weitgehend zu. Man könnte aber auch 
die Gegenrechnung der deutschen Interessen ebenso 
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detailliert aufmachen. Dabei meine ich allerdings, 
man sollte das nicht urbi et orbi deklamieren. Das 
wäre taktisch etwas ungeschickt. Jedenfalls sollte 
man aber nicht a priori eine Politik betreiben, in der 
es heißt: Die Franzosen sollen, wenn sie disinte-
griert werden wollen, eben nach Hause gehen. — 
Ich fürchte, das würde unseren nationalen Inter-
essen nicht entsprechen, weder den Sicherheits-
interessen noch unseren Bedürfnissen in der deut-
schen Frage, und würde letztlich doch auf eine 
Politik hinauslaufen, die sich nach dem Motto rich-
ten würde: Es schadet meinem Vater nichts, wenn 
ich meine Hände erfriere; warum kaufte er mir 
keine Handschuhe? 

(Beifall in der Mitte.) 

Man wird deshalb verschiedene Fragen stellen 
müssen. Die Frage des Status ist vielleicht die 
schwierigste Frage bei den Verhandlungen mit 
Frankreich. Weiter die Fragen: Was geschieht denn 
mit den französischen Truppen? Was werden sie für 
einen Auftrag bekommen? Wie wird ihre Funktion 
im Rahmen des Bündnisses festgelegt werden? Man 
wird alle diese Aspekte, so glaube ich, miteinander 
koppeln müssen. 

Herr Kollege Schmidt, in diesem Zusammenhang 
haben Sie noch etwas gesagt. Sie meinten, es gehe 
auch ohne Frankreich, und Sie fügten hinzu — ich 
habe es mir aufgeschrieben —, es würde dann ein 
bißchen teurer. Ja, meine Damen und Herren, ich 
glaube, auch hier sind wir an einem Punkt ange-
kommen, den wir ganz nüchtern sehen müssen. Wir 
kennen die personelle Situation der Bundeswehr. 
Wir wissen, was an Führungspersonal fehlt. Es 
wäre eine sehr schwierige Sache, zusätzliche Ein-
heiten aufzustellen, und es würde uns darüber hin-
aus wirtschaftlich und finanziell sehr belasten. 

Es kommt ein Zweites hinzu. Wir kennen doch 
auch die Lage unseres Verteidigungshaushalts. Ich 
glaube, es ist jetzt so, daß die einmaligen Aus-
gaben und die fortlaufenden Ausgaben inzwischen 
das ungüstige Verhältnis von 6 : 11 erreicht haben. 
Wollen wir von diesem Block der 6 Milliarden nun 
auch noch einiges an zusätzlichen Kosten abzwei-
gen, von denen wir glaubten, daß sie durch die 
NATO-Infrastruktur bereits gedeckt wären? Das 
würde uns sehr belasten. Wer also sagt: Gut, wir 
müssen alles jetzt aus Frankreich herausholen, die 
Depots, die Infrastrukturanlagen, muß wissen, daß 
er dann zur Kasse treten muß. Das gilt nicht nur für 
uns. „Ein bißchen teurer", das klingt doch so, als 
wenn das etwas bagatellisiert werden könnte. Ich 
fürchte, das ist nicht der Fall. 

Deshalb, meine ich, sollte man hier nicht voreilig 
Urteile fällen, sondern man sollte diese Dinge sehr 
nüchtern im Sinn haben. Im übrigen glaube ich, Herr 
Kollege Schmidt, würde es nicht nur in finanzieller 
Hinsicht ein bißchen teurer. Sie haben hier die mili-
tärtechnischen Aspekte gewürdigt. Es gibt auch eine 
politische Seite zu würdigen. Wenn es schon eine 
schlimme Sache, eine bedenkliche Sache ist, daß 
Frankreich die Organisation des Bündnisses und 
vor allen Dingen seine Integration verläßt, so wäre 
es, glaube ich, aus politischen Gründen eine noch 

wesentlich schlimmere Angelegenheit, wenn es auch 
noch das Bündnis verlassen würde. Deshalb sollten 
wir das um Gottes Willen nicht als eine Sache hin-
stellen, die ja doch jetzt nach dem Wegfall der 
Integration mehr oder weniger faul ist und bei der 
nichts mehr herauskommt. Deshalb bin ich also der 
Auffassung, daß wir mit den Franzosen sehr nüch-
tern und sehr sachlich verhandeln sollten und daß 
wir uns unserer Möglichkeiten und der Westen sich 
seiner Möglichkeiten und auch der Grenzen seiner 
Möglichkeiten sehr bewußt sein sollten. Ich könnte 
mir vorstellen, daß doch zu guter Letzt bei allen 
Beteiligten die Vernunft siegen würde. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Das Wort hat der 
Herr Abgeordneter Borm. 

Borm (FDP) : Herr Präsident! Meine verehrten 
Damen! Meine Herren! Eingangs der heutigen Sit-
zung wurde festgestellt, daß die erste hektische 
Reaktion auf die Haltung der französischen Regie-
rung nach und nach einer ruhigen Beurteilung zu 
weichen scheint. Ich hoffe, daß sich auch bei unserer 
heutigen Sitzung nach einigen Emotionen nunmehr 
die Ruhe einstellt. 

Wenn wir nämlich die Dinge einmal nüchtern be-
trachten, so stellen wir fest, daß die Haltung des 
Herrn de Gaulle und das, was er getan hat, immer-
hin ein sehr Gutes hat.  Es ist nämlich zutage getre-
ten, daß die Weltpolitik nichts Statisches, sondern 
eine höchst dynamische Angelegenheit ist. Wer 
hätte vor fünf Jahren in diesem Hause gedacht, daß 
wir vor der Situation stehen würden, daß die NATO 
so erschüttert ist! Ich glaube, es ist eine ganz gute 
Lehre für alle jene auf der Welt, die glauben, daß 
man eine Politik der Statik treiben könne in einer 
Zeit, in der die Welt sich neu formiert. 

Welche Konsequenzen hat das nun für unser deut-
sches Land? Wir sollten uns einmal klarwerden, daß 
wir nicht immer nur zu reagieren haben, sondern 
daß wir versuchen sollten, einmal deutsche Politik 
zu treiben, nicht nationalistische Politik, sondern 
deutsche Politik der eigenen Interessen, aktiv und 
primär deutsche Politik, keine Politik aus zweiter 
Hand, aus starker Hand, aus verbündeter Hand. 
Denn all diese Dinge können sich mit der Zeit ein-
mal ändern. 

(Beifall bei der FDP.) 

Zuverlässig auch in der Politik ist nur das eigene 
Volk, ist nur die eigene Nation, wobei wir wissen, 
daß es auch innerhalb unserer eigenen Kreise 
manche Gegensätze gibt. 

Wir sollten uns vielleicht sogar darüber freuen, 
daß jetzt eine Gelegenheit da ist, gemeinsam mit 
unseren Verbündeten aus der gemeinsamen Inter-
essenlage heraus diejenigen Konsequenzen und die-
jenigen Schritte zu überlegen, die notwendig sind, 
wenn wir uns der sich verändernden Weltlage als 
Ganzes anpassen wollen; mit unseren Freunden 
nicht nur in der NATO, sondern auch mit unseren 
Freunden in der EWG und mit all denen, die bereit 
sind, vertrauensvoll mit uns zu sprechen. Wir soll- 
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ten die Positionen, die sich jetzt ergeben, nüchtern 
überprüfen. Wir stehen nicht, wie es leider öfters 
der Fall gewesen ist, vor der Wahl zwischen den 
Vereinigten Staaten und Frankreich. Wir stehen 
auch nicht unter Zeitdruck. Ich glaube, wir sollten 
diese Dinge sehr nüchtern werten. 

Da ergibt sich für uns, wenn wir deutsche Politik 
treiben, als erstes die Frage: Gehört zu den gemein-
samen Interessen zwischen uns und unseren Ver-
bündeten die Notwendigkeit und der Wille, die 
deutsche Einheit zu fördern, sie wiederherzustel-
len? Ich neige nicht dazu, Herrn Dr. Blömer — sein 
Name wurde heute schon einmal genannt — recht 
zu geben, der uns davor warnte, dem kindlichen, 
naiven Glauben anzuhängen, daß unsere Freunde 
und unsere Gegner zu unserem nationalen Anliegen, 
die Einheit unseres Volkes wiederherzustellen, je-
mals ihre Zustimmung geben würden. Wäre das 
nämlich der Fall, dann würde sich für uns in der 
Beurteilung der jetzigen Situation und in der Ziel-
setzung, aus dieser Situation herauszukommen, eine 
völlig andere Lage ergeben. Ich glaube, wir haben 
keinen Grund, daran zu zweifeln, daß unsere 
Freunde gewillt sind, den Weg zur deutschen Ein-
heit mit uns gemeinsam zu gehen. Wir haben aller-
dings den Wunsch anzubringen, daß dieser gemein-
same Wille manchmal durch politische Taten etwas 
mehr erkennbar wird, als wir manchmal feststellen 
müssen. 

Vor wenigen Tagen las man in der Zeitung — 
es  hing mit der Vietnam-Frage zusammen —, daß 
die USA uns, der Bundesregierung, prophezeiten, 
daß diese Bundesregierung in der Well internatio-
nal mehr Gewicht gewinnen werde. Ich glaube nicht, 
daß die Vereinigten Staaten das auf die Situation, 
die wir heute haben, bezogen haben. Aber eines ist 
jetzt wohl klar. Nachdem Frankreich seine Kündi-
gung der Integration in der NATO bekanntgegeben 
hat, ist für die NATO, ist für die freie Welt die 
Stellung der Bundesregierung gewichtiger geworden, 
als sie vorher war. Das sollten wir sehr nüchtern 
erkennen, und wir sollten das auch ausnützen. Deut-
schen Politik unter diesen Aspekten treiben heißt 
gegenüber unseren Verbündeten, ihnen klarzu-
machen, daß man von uns keine weiteren Leistun-
gen bedeutender Art, keine Vorleistungen erwarten 
kann, wenn wir auf Gegenleistungen ständig wür-
den warten müssen. Wir erwarten weder freiwil-
lige Leistungen zu unseren Gunsten, die wir nicht 
bezahlen wollen, noch dürfen unsere Verbündeten 
erwarten, daß wir auf die Dauer ohne erkennbare 
Bezahlung weiterhin Vorleistungen geben. 

Gegenüber dem Osten — unser deutsches Volk 
ist in seiner nationalen Frage schon durch seine 
geographische Lage nicht nur dem Westen, sondern 
auch dem Osten zugeordnet — sollten wir gerade in 
der heutigen Situation Wege suchen, das Gespräch 
auch mit  ihm zu finden, wobei wir vielleicht er-
kennbar werden lassen sollten — was politisch 
nicht unmittelbar relevant sein mag —, daß wir zu 
bedeutenden wirtschaftlichen Leistungen oder der-
gleichen bereit sind. 

Der Herr Bundesaußenminister hat gesagt: Die 
NATO-Zugehörigkeit der Bundesrepublik steht völ

-

lig außer Frage. Ich glaube, es ist die Meinung des 
ganzen Hauses, daß in der Tat über die NATO-Zu-
gehörigkeit nicht zu reden ist. Sie ist die Quelle 
unserer Sicherheit, sie ist die Grundlage unserer 
Politik. 

Aber der Herr Kollege Barzel sprach von einer 
Weichenstellung. Ich glaube, wir sollten hier etwas 
behutsam sein. Man kann Weichen auch zu früh 
stellen. Bevor wir die Weichen in die Zukunft stel-
len, sollten wir sehr nüchtern die Gespräche nach 
allen Seiten hin führen. Eine zu früh gestellte 
Weiche kann sehr leicht zu einer Entgleisung füh-
ren. 

Wir sollten uns einmal überlegen, daß es im 
Leben nicht nur Schwarz und Weiß gibt. Wir soll-
ten auch sehr vorurteilslos prüfen, was an der Hal-
tung Frankreichs, an der heutigen Haltung Frank-
reichs, akzeptabel ist. Frankreich hat sicherlich an-
dere Vorstellungen von der Gefährlichkeit des 
Ostens als wir. Wir sind ja auch die unmittelbar 
Bedrohten. Aber sicherlich steht das eine fest: Die 
moderne Waffentechnik hat die Strategie verändert, 
und die Strategie muß notwendigerweise auch die 
Politik verändern. Wir müssen also das Gespräch 
auch mit Frankreich, gerade mit Frankreich in seiner 
Eigenwilligkeit suchen, nicht allein, sondern ge-
meinsam mit unseren Verbündeten, nicht gereizt, 
sondern verständnisvoll mit dem Ziel, das franzö-
sische politische, wirtschaftliche und militärische 
Potential zu unserer Sicherheit und zur Sicherheit 
des freien Teils der Welt weiterhin einsatzbereit zu 
sehen. 

Die Lage unseres Volkes unterscheidet sich 
grundsätzlich von der Lage der anderen. Unser deut-
sches Land ist geteilt. Allein das macht uns weniger 
bewegungsfähig in unseren Entschließungen, da wir 
ein ganz bestimmtes nationales Ziel zu verfolgen 
haben. 

Die deutsche Hauptstadt liegt im Bereich des 
Gegners. Es ist eine politische Selbstverständlich-
keit für uns, die deutsche Hauptstadt- nicht aufzu-
geben. Aber wir sollten uns darüber klar sein, daß 
diese Tatsache für uns ein gewisses Handikap dar-
stellt. 

Es ist angeklungen, man solle die Frage unter-
suchen, wie Frankreich sich zu seiner Garnison in 
Berlin stelle. Ich war erstaunt, von einem unserer 
Herren Kollegen zu hören, daß diese Frage eigentlich 
tabu ist. Warum soll man mit Freunden diese Dinge 
nicht besprechen? Es würde doch durchaus nicht ab-
seits der Möglichkeiten liegen, wenn Frankreich 
sich Gedanken über die Beibehaltung seiner Garni-
son machte. Ich betone, ich bin nicht der Meinung, 
daß Frankreich daran zu rütteln denkt; aber das 
Gespräch als eine Erschütterung der Vertrauens-
basis anzusehen, das scheint mir nicht den Tatsachen 
zu entsprechen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Wir sind das europäische Grenzland gegenüber 
dem Osten. Im Grenzland sieht man die Dinge 
anders an als weiter abseits vom Schuß. Wir sind 
für Moskau der Prügelknabe innerhalb des atlan-
tischen Bündnisses. Wir wissen ganz genau, daß 
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die Prügel, die an uns ausgeteilt werden, gar nicht 
immer nur uns allein treffen sollen; wir sind der-
jenige, den man schlägt, wenn man andere meint. 
Auch darüber sollten wir mit unseren Freunden 
sprechen, damit sie Verständnis dafür haben und 
Moskau in seine Schranken zurückweisen, wenn es 
sich wieder einmal sehr unqualifiziert auf uns 
stürzt. 

In der heutigen Debatte ist sehr viel über die 
militärische Frage gesprochen worden. Das will ich 
mir jetzt versagen. Wie es angesichts der modernen 
Waffen möglich ist, die 180 km zwischen Eisenach 
und dem Rhein zu verteidigen, ist eine Frage, die 
die Militärs betrifft. Für uns ist aber die NATO ein 
höchst wichtiges politisches Problem, und da möchte 
ich zu zwei Äußerungen, die heute gefallen sind, 
nicht schweigen. Herr Kollege Zimmermann und 
Herr Kollege Birrenbach stellten es als unbedingt 
notwendig hin, die atomare Mitbestimmung für 
unser Land anzustreben; andernfalls würde es eine 
Diskriminierung der Bundesrepublik bedeuten. Ich 
darf die Kollegen darauf hinweisen, daß es weite 
Kreise in Deutschland gibt, denen eine deutlich 
erkennbare Zurückhaltung in der Frage der atoma-
ren Waffen politische Klugheit zu sein scheint. Diese 
Frage ist im deutschen Volk noch nicht so eindeutig 
entschieden, wie die Kollegen anzunehmen scheinen. 
Was die Frage von mehr Divisionen oder gar eines 
Generalstabs anlangt — erfreulicherweise ist der 
Generalstab schon als derzeitig nicht erstrebenswert 
angesehen worden —, sollte man sich sehr wohl 
überlegen, ob die Folgerung aus der Haltung Frank-
reichs darin bestehen muß, mehr Divisionen aufzu-
stellen. Sicher hat das militärische Vorteile, soweit 
diese Divisionen auf unserem beengten Raum wirk-
sam eingesetzt werden können. Man sollte aber die 
möglichen militärischen Vorteile gegen die politi-
schen Risiken abwägen. Denn eines dürfen wir fest-
stellen: sowohl bei unseren Verbündeten, bei unse-
ren Freunden als auch — natürlich politisch bedingt 
— bei unseren Widersachern ist das Mißtrauen ge-
gen die Bundesrepublik noch nicht überwunden, 
sondern geradezu eines der Elemente der Politik 
mit oder gegen uns. Das sind Tatsachen, mit denen 
wir uns abfinden müssen, ob uns das nun gefällt 
oder nicht. 

Die NATO ist für uns — das ist erfreulicherweise 
schon festgestellt worden, und ich darf es noch ein-
mal bekräftigen — unverzichtbar als Grundlage un-
serer Sicherheit, solange es keine allgemeine euro-
päische — glaubwürdige — politische Sicherheit 
gibt. Die NATO muß sich aber für uns in Zukunft 
nicht nur militärisch, sondern auch politisch auszah-
len. 

Ferner ist die heutige Krise keine Gelegenheit, 
Deutschland erneut zu diskriminieren. Darüber 
brauchen wir wohl nicht zu reden. 

Im Hinblick auf die Reise des Herrn de Gaulle 
nach Moskau sollten wir daran denken, daß es zu 
einer ehrlichen Freundschaft gehört, in rückhaltlo-
ser Offenheit mit der französischen Regierung zu 
sprechen, ob es nun einen entsprechenden Vertrag 
mit ihr gibt oder nicht. Wir sollten nicht von vorn-
herein dem Glauben anhängen, daß notwendiger

-

weise Herr de Gaulle als Schlingenleger oder als 

-

Fallensteller nach Moskau geht. Es ist durchaus 
möglich, daß sich hier Ansätze ergeben, ihn als 
Pfadfinder zu einem Gespräch mit Moskau zu sehen. 
Wenn wir von Weichenstellung sprechen, meine Da-
men und Herren, dann sollten wir uns einmal in un-
serer Phantasie vorstellen, wie die Entwicklung im 
Jahre 1970 sich dargestellt haben wird. Es scheint 
mir die Aufgabe des Deutschen Bundestages und 
der deutschen Regierung zu sein, dafür zu sorgen, 
daß jetzt, nachdem die Politik auf der Welt in Bewe-
gung gekommen ist, wir in Deutschland uns 1970 
nicht zu sagen haben: wir haben eine Gelegenheit 
verpaßt. Dazu gehört aktive, konstruktive, mutige 
deutsche, nach deutschen Interessen ausgerichtete 
Politik. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Das Wort hat der 
Abgeordnete Wehner. 

Wehner (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der verehrte Herr Kollege Borm macht 
es mir schwer, noch zu sprechen, denn wer will nach 
so vielen Appellen gleichzeitig an die Nüchternheit 
und an die Bereitschaft zum Mut, die, je später der 
Abend wurde, um so eindringlicher erklungen sind 
— was ich für ein gutes Zeichen halte, sowohl was 
den Stoff, als auch was die geistige Verfassung be-
trifft, in der wir an ihn herangehen —, wer will da 
noch lange ausschweifen! Ich muß aber — es tut 
mir leid, Ihnen das antun zu müssen — im Zusam-
menhang mit den Ausführungen meiner Kollegen 
Erler und Schmidt — wäre es auch nur, weil sie es 
angekündigt haben — noch auf einige Punkte zu 
sprechen kommen. 

Es ist nicht meine Sache, ein Fazit zu ziehen, aber 
das ist ja wohl bei allen Unterschieden in der Art 
des Herangehens an das Problempaket hier nicht 
strittig gewesen, daß es um die Sicherheit und um 
die Grundlage der Deutschlandpolitik geht; sowohl 
als auch! Dazu ist doch wohl noch einiges zu sagen. 

Ich möchte vor allem dem verehrten Herrn Kolle-
gen Kliesing raten, mit der auch von ihm beschwore-
nen Nüchternheit und der von mir jetzt angeratenen 
Ruhe nachzulesen, was der Herr Helmut Schmidt 
tatsächlich ausgeführt hat. Bei nüchternem Lesen 
werden Sie sehen, daß es das legitime Recht in An-
spruch nehmen heißt, das die parlamentarische 
Opposition hat, hier die Regierung nicht nur vor 
eine Reihe von Fragen zu stellen, sondern ihr auch 
eine Reihe von Fragen aufzutragen, die sie in 
einem schwierigen Geschäft vielleicht sogar brau-
chen kann; nicht nur, weil wir sie daran anbinden 
wollen, sondern weil sie damit auch operieren kann. 

Über eines sollten Sie sich aber nicht wundern, 
Herr Kollege Kliesing: über den Chor der Stimmen, 
die jetzt mit Ankündigungen von einer Vorzugs-
rolle, die der Bundesrepublik nun auferlegt oder 
angetragen oder nähergebracht werden würde, die 
französischen Schritte zu übertönen versuchen. Das 
gehört zu dem Geschäft, und das gehört auch zu der 
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(A) eigentümlichen Lage, in der die Bundesrepublik 

sich befindet. 
(Abg. Dr. Kliesing: Darf ich eine Zwischen

-frage stellen?) 

— Ich kann Sie nicht hindern. 

(Heiterkeit.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Bitte, Herr Abge-
ordneter Dr. Kliesing. 

Dr. Kliesing (Honnef) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Wehner, sind Sie der Auffassung, daß dieser Chor 
der Stimmen, der „zum Geschäft gehört", wie Sie 
sagen, unserem gemeinsamen Anliegen im Bündnis 
förderlich sein würde? 

Wehner (SPD) : Ich bitte um Entschuldigung: 
Lesen Sie das genau so ruhig nach, wie ich das jetzt 
gemeint habe. Es geht hier nicht um ein Anliegen 
oder ein Gemeinsames, sondern darum, daß Sie in 
der nächsten Zeit, Herr Kollege Kliesing — und da 
werden Sie sich nicht mehr wundern dürfen — eine 
zunehmende Kakophonie von allen möglichen Unter-
stellungen hören werden. Wie man nationalistisch 
in den Wald hineinruft, so klingt es auch aus ihm 
heraus. Das ist die unausbleibliche Folge dieser 
Kette von Schritten heraus aus dem, was mit dem 
Wort „Integration" und was mit dem Wort — wir 
haben es ja in den europäischen Fragen erlebt — 
„übernationale Regelung" gemeint war. Sie miß-
verstehen uns; Sie haben sowohl Erler mißverstan- 

(B) den — das macht es mir leichter, auch von Ihnen 
mißverstanden zu werden — als auch Schmidt. Hier 
geht es gar nicht um Polemik unter uns, sondern 
darum, daß wir uns dafür wappnen müssen, daß 
jetzt alles mögliche auf uns herunterhageln wird, 
der Jahreszeit entsprechend. 

Aus diesem Grunde gebe ich Ihnen einen Rat und 
auch Herrn Birrenbach, den ich mit seinen hier 
zitierten Bekenntnissen — die ich durchaus teile — 
zur Integration, zu der Tatsache, daß es kein deut-
sches, sondern ein europäisches Problem sei, durch-
aus verstehe. Nur: wem sagen Sie das jetzt, und 
dazu, daß die Stunde der NATO-Reform gekommen 
sei? Da kenne ich einen, der war jahrelang Bundes-
kanzler, und der hat wiederholt gesagt, eigentlich 
trenne uns gar nicht so viel, weil wir ja auch für 
eine Reform der NATO seien. Dabei ist ganz klar, 
daß hier der eine, der eine ganz bestimmte Reform, 
die er jetzt anmeldet, machen will, und der andere, 
der von der Notwendigkeit von Reformen spricht, 
durchaus Verschiedenes darunter verstanden haben 
und auch jetzt wieder verstehen. Mit dem 
bloßen gleichzeitigen Benützen des Begriffes wird 
man also nicht weiterkommen, ebenso wenig wie 
mit den einige Jahre später hier von verschiedenen 
Kollegen — die ich darum beneide, daß sie mir das 
weggenommen haben — wieder in Erinnerung ge-
rufenen Zitaten Kennedys und anderer in bezug 
auf den Partner, den die Vereinigten Staaten sich 
wünschten, nämlich eine Weltmacht Europa. Nur, 
das hat schon damals dem französischen Staats-

präsidenten nicht sagen, Selbstdiziplin oder Selbstbeschränkung, 
die wir uns im Falle der Auseinandersetzung um 
die Europäische Gemeinschaft auferlegt hatten, be-
fänden. Es geht um die Methode, um die Haltung 
dazu. Natürlich konnten in bezug auf die Euro-
päische Gemeinschaft fünf nicht den sechsten Partner 
ersetzen; aber sie konnten sich mühen, das offenzu-
halten, was es an Möglichkeiten gibt, an denen 
dann weitergebaut werden muß. Hier ist schon mit 
erhobenem Zeigefinger darauf hingewiesen worden, 
daß es im Falle der Nordatlantischen Verteidigungs-
organisation ja noch keinen verlassenen Tisch gebe. 
Es geht nur eben einfach um das Herangehen an den 
Versuch, mit der Sache einigermaßen fertig zu wer-
den. 

Ob ein solcher Vorschlag wie der hier von Herrn 
Kollegen Genscher ausgesprochene Aussicht hat, 
weiterzuhelfen — in diesem Jahr, so wurde ja be-
stimmt gesagt —, der Vorschlag, daß noch, wenn ich 
mich nicht irre, die Vereinigten Staaten, Großbritan-
nien, Frankreich und die Bundesrepublik zu einer 
Konferenz zusammenkommen sollten, wird genau 
zu überlegen sein. Ich wäre nicht von vornherein 
dagegen; aber ich glaube auch nicht, daß, wenn man 
damit kommt, das andere, die Notwendigkeit des 
Kooperierens mit den übrigen Partnern in der nord-
atlantischen Gemeinschaft und mit denen, die sonst 
wichtig sind, damit ausgeschlossen wird. 

Da komme ich eben zu der Frage, von der hier 
schon in der Diskussion mehr oder weniger gesagt 
worden ist, es gehe um die Sicherheit und um die 
Basis der Politik, wobei einen ja die Frage quält, 
ob sich an dieser Basis der Politik etwas — die 
einen sagen: ändert, vielleicht kann man sagen: 
schon geändert hat. Es ist etwas in der Entwicklung. 
Meine Damen und Herren, welches die Beweggründe 
sind, die die französische Politik leiten, können wir 
vielleicht gar nicht genau feststellen. Da wird der 
eine glauben, mehr recht zu haben, wenn er so, oder 
der andere, wenn er anders rät. Aber welches im-
mer die Beweggründe sind, ich fürchte sehr, die Fol-
gen werden für die Deutschland-Politik zahlreiche 
und unter Umstände schwere werden. 

Hinsichtlich der Beweggründe wollte ich mir näm-
lich einen Hinweis erlauben. In dem Text, den die 
französische Botschaft hier über dieses Aide-
mémoire und einiges Dazugehörige verbreitet hat, 
finden Sie — im Text des Aide-mémoires in der 
deutschen Übersetzung —, daß sich die Natur der 
Drohungen, die auf der westlichen Welt, beson-
ders in Europa, lasteten und die den Abschluß des 
Vertrages motiviert hatten, geändert haben. Sie 
hätten, so heißt es da, nicht mehr den unmittelbaren, 
den drohenden Charakter, den sie einst besessen 
hätten. Und schließlich sei es eine Tatsache, daß 
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Europa nicht mehr der Brennpunkt der internatio-
nalen Krisen sei; dieser habe sich woandershin ver-
lagert, besonders nach Asien. 

Entschuldigen Sie, daß ich so langweilig zitiere. 
Aber auf der übernächsten Seite, auf der franzö-
sische Aussagen zum NATO-Problem zusammenge-
stellt sind, und zwar offensichtlich höchst authen-
tische Aussagen, steht unter Ziffer 3, zitiert aus der 
Pressekonferenz des französischen Staatspräsidenten 
vom 11. April 1961: 

Der dritte Punkt ist der: Seit Bestehen des 
Atlantik-Bündnisses ist die Kriegsgefahr nicht 
mehr auf Europa beschränkt, sie erstreckt sich 
über die ganze Welt, besonders auf Afrika und 
Asien. 

Entschuldigen Sie zu später Stunde diesen Ausflug 
in die Metamorphose der Beweggründe und der 
Argumente. Nur, da wir ja mit dem heutigen Abend 
dieses Thema nicht zu den Akten legen können, 
wird es uns immer wieder ankommen. Das, was ich 
hier eben in diesem von der französischen Botschaft 
verbreiteten, uns aufklären sollenden Material 
finde, zeigt eine so große Unterscheidung schon in 
bezug auf das, was den Ausgangspunkt betrifft. 

Es wird, meine Herren von der Regierungsbank, 
Sache der Bundesregierung sein, in bezug auf die 
Deutschland-Politik die rechtlichen Verbindlich-
keiten genau zu prüfen und um ihre Wahrung be-
sorgt zu sein. 

Im übrigen, Herr Kollege Majonica, ich verstehe 

B wohl, daß Sie sich genötigt sahen, in diese Debatte 
auch noch etwas Polemik hineinzubringen. Aber 
statt einer Distanzierung von Erlers Ausführungen 
hier in bezug auf die Rolle der französischen Trup-
pen — die ja doch durch den Text selber herausge-
fordert worden ist, auf den derjenige angewiesen 
ist, der das aufgreift und herauszufinden versucht: 
was steckt denn da wohl alles dahinter? —, wäre 
es richtiger gewesen, anzuerkennen, daß die fran-
zösische Stellungnahme selber uns zu solchen Fra-
gen drängt. 

Nehmen Sie die Debatten, die wir hier über die 
Verträge hatten. Ich habe hier dieses vergilbte 
Exemplar aus dem 2. Deutschen Bundestag: 69. Sit-
zung, 24. Februar 1955. Ich habe mich dabei nur an 
den Bericht des Herrn Kollegen Professor Furler ge-
halten. Da werden Sie nachlesen — ich gebe Ihnen 
jetzt nur die Hinweise; den es wäre wirklich grau-
sam, da noch im Detail zu schwelgen —, daß es da-
mals nicht nur schwierig, sondern notwendig war, 
herauszufinden, was er eigentlich mit den Vorbe-
haltsrechten im Geiste und Sinne der Verträge auf 
sich hatte. Da wurde gesagt, 

daß die Vorbehaltsrechte ausdrücklich auf ihren 
Sinn und Zweck beschränkt sind, der darin be-
steht, die Rechtsposition gegenüber Sowjetruß

-

land zu wahren. Die Vorbehalte können und 
dürfen also 

— wurde interpretierend dazu gesagt — 

gegenüber der Bundesrepublik nicht Befugnisse 
geben, die der Aufhebung des Besatzungsregi

-

mes und der Souveränität widersprechen. So

-

weit Maßnahmen zur Aufrechterhaltung oder 
Durchführung des gesamtdeutschen Vorbehalts 
im Gebiete der Bundesrepublik notwendig wer-
den, können diese nicht einseitig und hoheits-
rechtlich durch die drei Mächte durchgeführt 
werden. 

Ich nehme an, das gilt auch dann, wenn eine von 
den dreien das will. Aber, wie gesagt! 

Dann geht es um die Rechtsgrundlage der Streit-
kräfte. Das finden Sie auf derselben Seite 3593, nur 
in der zweiten Spalte: 

Zum Verständnis der neuen Lage 

— inzwischen haben wir wieder eine; das dreht sich 
fortgesetzt — 

sind drei Dinge vorweg klarzustellen: 

a) Die Rechtsgrundlage der Streitkräfte, die 
sich in Berlin befinden, ändert sich durch das 
Vertragswerk nicht. In Berlin halten sich 
alliierte Truppen auch in Zukunft ausschließlich 
auf Grund hoheitlicher Befugnisse auf, die sich 
aus besatzungsrechtlichen Grundlagen und aus 
den Viermächte-Vereinbarungen von 1945 er-
geben. 

Eine ganze Menge von Anhalts- und Gesichtspunk-
ten, auf die hier geachtet werden muß! 

Nehmen Sie dann diesen damals sehr umstrit-
ten gewesenen Art. 4 Abs. 2 des Deutschland-Ver-
trages in seiner Beziehung zum Aufenthaltsvertrag 
der Truppen, Stationierungsrecht, das ein hoheit-
liches Recht in eine vertragliches umwandelt. Dann 
stoßen Sie — bitte, tun Sie das, ich gebe Ihnen nur 
den Hinweis — darauf, daß der Auswärtige Aus-
schuß damals feststellen mußte, daß er mit der Re-
gierung der Auffassung sei, für das Gebiet der Bun-
desrepublik sei nach dem Inkrafttreten der Ab-
machungen über den deutschen Verteidigungsbei-
trag nur noch ein vertragliches Stationierungsrecht 
vorhanden; es erscheine dem Ausschuß auch nicht 
möglich, zwischen dem Recht und seiner Ausübung 
zu unterscheiden und zu sagen, bei fortbestehendem 
Hoheitsrecht sei dessen Ausübung gegenüber der 
Bundesrepublik nicht mehr oder nur noch mit deren 
Zustimmung zulässig, wie dies in den Ausführungen 
des Berichterstatters des Auswärtigen Ausschusses 
in der französischen Nationalversammlung vom 
20. Dezember 1954 zum Ausdruck kommt, denn, so 
wurde damals gesagt, die Trennung widerspreche 
der Tatsache der Aufhebung des Besatzungsregimes, 
der ausdrücklichen Begrenzung der alliierten Vor-
behalte, der Entstehung der neuen Rechtslage und 
der Existenz und dem Sinn des besonderen und 
selbständigen Aufenthaltsvertrages. 

Sie werden noch manches darin finden, was heute 
neu gelesen zu werden verdient, und zwar unter 
dem Gesichtspunkt: Wie ist das? Muß befürchtet 
werden, daß z. B. die besonderen Bestimmungen, 
Berlin betreffend, wieder stärker angezogen wer-
den? Und wenn das der Fall sein sollte: Welche 
Möglichkeiten bietet der deutsch-französische 
Freundschaftsvertrag sowohl zur eingehenden Erör-
terung als auch zu möglicherweise positiver Ein- 
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Wirkung? Ich finde, das gilt für das Militärische 
wie für das Politische in diesem ganzen Problem. 

Die Frage, die im Zusammenhang mit der Lon-
doner Schlußakte und der Entschließung betreffend 
die Zustimmungserklärung der übrigen Parteien des 
Nordatlantik-Vertrages — so hieß damals der Titel 
— für die Deutschlandpolitik entsteht: Wird das 
durch das französische Vorgehen sozusagen in der 
Substanz geändert, oder ändert sich daran nichts 
hinsichtlich der Verbindlichkeiten, die damals ein-
gegangen worden sind? Das waren ja ganz beacht-
liche Erklärungen, auf die damals zurückzugreifen 
war. 

Schließlich mache ich Sie auf das aufmerksam, 
was im Zusammenhang mit der Deutschlandpolitik 
gemeinsames politisches Ziel war. Es hieß nicht 
einfach Wiedervereinigung, sondern war eingehend 
definiert. Damals wurde auch von einer Minderheit, 
der ich angehört habe, die Frage gestellt, ob es 
denn im Zweifel ausführlich genug, ob es denn aus-
drücklich genug festgelegt sei, was hiermit in unsere 
Hand an Instrumentarium für eine gemeinsame 
Politik mit den Vertragspartnern gegeben werde. 

Haben wir es nun mit dem Nachlassen des Drän-
gens — mit einem weiteren Nachlassen, möchte ich 
sagen —, auf eine friedensvertragliche Regelung 
z. B., zu tun? Sie finden in den damaligen Debatten, 
auch in dem Bericht  des  Berichterstatters des Aus-
wärtigen Ausschusses allein, genug, was zur Wie- 
derholung dieser Frage Anlaß gibt. 

Ich stimme mit denen überein, die hier in der 
Debatte gesagt haben, daß man weder die Sicher-
heits-, noch die andere Seite, die die Basis der 
Politik betreffenden Fragen, zusätzlich dramatisie-
ren sollte. Ich will auch sagen, warum ich zu denen 
gehöre, die das nicht tun wollen: vor allem — das 
ist meine ganz „eigengestrickte" Begründung —, 
weil die wirkliche Gegenseite alles daransetzen 
wird — und es dabei gar nicht schwer haben 
wird —, Honig aus allem zu saugen, was in diesen 
nächsten Monaten getan wird und dazu gesagt 
wird. Denn hier geht es um eine Trumpfkarte, als 
die die wirkliche Gegenseite das, was sich hier an 
Desintegration des Westens darbietet, behandeln 
wird, so daß der sowjetische Botschafter in Paris 
heute schon sagte, im Falle einer Liquidierung der 
NATO-Organisation würde auch der Warschauer 
Pakt liquidiert werden, denn er sei ja nur die Ant-
wort auf den NATO-Pakt. 

Heute abend ist schon daran erinnert worden, 
worauf der NATO-Pakt selbst eine Antwort war. 
Das weiß man hier noch sehr genau. Das war ja 
lange, bevor wir selbst aufgefordert wurden, in ihm 
eine Rolle zu spielen. Das hing damals mit Prag 
— ich denke auch an Italien; es war dasselbe Jahr 
— zusammen. Für Nachgewachsene, die den Vorteil 
haben, das alles nicht unmittelbar miterlebt haben 
zu müssen, stellt sich das jetzt alles ganz anders 
dar. Es stellt sich so dar: Ja, wenn NATO ver-
schwindet oder wenn NATO — wie Herr Sorin es 
sagte — ihren aggressiven Charakter, ihre aggres-
sive Note verliert, dann kann auch der Warschauer 
Pakt etwas usw. Das verspricht eine interessante -
Reise zu werden. 

Aus diesem Grunde und aus anderen Gründen 
prüfen und noch einmal prüfen, was alles drin ist, 
wo die Untiefen sind, wo die Falltüren sind, wie 
wir es auch im einzelnen bewerten und wie wir 
uns damals abgemüht haben bei den verschiedenen 
Rollen, die wir auszufüllen hatten im Ringen um 
die Verträge und hinsichtlich dessen, was inzwi-
schen daraus und aus unserem Lande geworden ist, 
im Besseren und im Schlechteren! 

In Deutschland ist ja seit dem Abschluß der Ver-
träge mancherlei geschehen, was uns Deutsche auch 
schwer getroffen hat. Ich meine nicht n u r das. Sie 
wissen es ja auch. Es ist auch vieles geschehen, was 
die Lage gegenüber damals für uns besser erschei-
nen läßt. Zweifellos! Ich meine aber jetzt einmal 
den anderen Aspekt. Es ist ja seit dem Abschluß der 
Verträge mancherlei geschehen, was uns, jedenfalls 
als Deutsche, schwer getroffen hat und was die 
Spaltung unseres Landes und unserer Familien 
schmerzlich verstärkt hat und dennoch, meine 
Damen und Herren, dennoch von den Mächten, die 
Vertragspartner mit uns sind, hingenommen worden 
ist, weil sie der Meinung waren, ihre Verpflichtun-
gen bzw. ihre Rechte würden dadurch — denken 
wir einmal an das Errichten der Mauer und das, 
was damit zusammenhing — nicht inFrage gestellt. 
Wenn man schon so einiges — und wir haben es 
alle erlebt, und unser Volk als Ganzes hat es 
erlebt — erlebt hat, dann wird man, was immer 
über die militärische Seite, über die militärischen 
Möglichkeiten gesagt, gedacht und weiter heraus-
geholt werden muß und wird, die Sorge nicht los-
werden, ob sich hier nicht die Voraussetzungen der 
Deutschlandpolitik fortgesetzt und vorwiegend zu-
ungunsten unseres Anspruchs auf staatliche Einheit 
in Freiheit verändern. Das ist eine Sorge, die man 
haben muß, nicht nur weil jetzt eine von den drei 
Mächten noch auf eine besondere Weise eine 
Nuance dazusetzt, sondern weil im Laufe der Jahre 
so manches geschehen ist. 

Hier eine Warnung, die das Risiko hat, daß Sie 
sie mißverstehen, Der Begriff ist ja häufig ange-
wandt worden, auch in der politischen Auseinander-
setzung, in der Polemik. Kommt hier nicht so eine 
Art — hier komme ich zu diesem Begriff — „Neu-
tralisierung" der Bundesrepublik, d. h., um es mal, 
wenn auch unvollkommen, zu definieren und zu 
interpretieren, Bindung der Bundesrepublik an die 
Unbeweglichkeit in den Fragen der Deutschland-
politik und damit eine tatsächliche, wenn auch 
keineswegs völkerrechtliche „Parität" des von uns 
losgerissenen Teils Deutschlands auf uns zu? Das ist 
eine große Gefahr. Ich sehe sie in diesem Zusammen-
hang und will damit niemandem etwas unterstellen, 
weder einem der Partner noch jemandem hier bei 
uns. Aber statt für ein im Sinne wirklicher Partner-
schaft europäisiertes Deutschland — ich meine ein 
Deutschland, in dem die Deutschen, die heute ge-
trennt sind in Ost und West, zusammenleben kön-
nen in einem Europa, das zusammenleben darf und 
kann —, statt für ein solches Europa mit all den 
dafür möglichen Sicherheits- und Nachbarschaftsvor-
kehrungen und -beziehungen in die Bütt zu gehen, 
Verhandlungen zu führen, zu drängen und auch 
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eine Weile zusammenzugehen, wird heute — 
fürchte ich — der Bundesrepublik manches von dem 
auferlegt, was im Grunde genommen möglich wäre, 
herausgehandelt zu werden für ein vereinigtes de-
mokratisches Deutschland in einer europäischen Ge-
meinschaft. So sieht es jedenfalls aus. 

Ich möchte hier der Gerechtigkeit halber sagen, 
daß ich selbst nirgendwo ausdrücklich eine franzö-
sische Erklärung zugunsten der kommunistischen 
Mehrstaatendoktrin gesehen, gehört oder verspürt 
habe. Ich habe manchmal sogar mit Erstaunen fest-
gestellt, daß Diplomaten der Französischen Republik 
dort, wo deutschen Diplomaten Schwierigkeiten 
durch andere gemacht worden sind, sich ordentlich 
und nicht nur ordentlich, sondern häufig vorbildlich 
verhalten haben in einer Solidarität, wenn man das 
bei Diplomaten so sagen darf. Das jedenfalls ver-
dient auch aus meiner Sicht betont und festgehalten 
zu werden. 

Aber, meine Damen und Herren, die Desinte-
grationsmaßnahmen, die hier nun stattfinden — 
hier politisch insgesamt gesehen sind sie eine be-
sondere Art des Disengagement —, werden die 
Gegenseite eher ermuntern, obstinat zu werden als 
einzulenken und den Spannungsherd in Europa in 
ein Kernstück einer internationalen Friedensord-
nung umzuwandeln, was durchaus möglich wäre. Ich 
fürchte, was auch immer die Motive dessen — oder, 
falls es einige sind, derer — sind, die diese Politik, 
über die wir heute hier zu diskutieren hatten, und 
ihre Folgen einleiten, fortsetzen, — was immer 
ihre Beweggründe sein mögen, die tatsächliche 
Desintegration mit all dem, was darinsteckt, wird 
zu dem Gegenteil dessen führen, was vorgegeben 
wird, das man, wenn auch im Laufe einer Genera-
tion, erreichen möchte, erreichen werde und er-
reichen könnte. 

Dennoch fasse ich mich am Riemen und sage: Ein-
verstanden, Herr Barzel, wenn es in bezug auf die 
Sicherheit so gesagt worden ist. Vielleicht habe ich 
Sie nicht ganz exakt verstanden: Wir müssen ver-
suchen, zu so viel NATO wie möglich und so viel 
Zusammenarbeit mit Frankreich wie möglich zu 
kommen. Dabei müssen wir aufpassen, daß wir nicht 
gegenläufigen Tendenzen ungewollt Hilfe leisten, 
und müssen mit versuchen, in bezug auf die Deutsch-
landpolitik ebenso klarzukommen. 

Am Schluß auch noch eine Mahnung. Es ist keine 
Ermahnung zur Nüchternheit— die habe ich mir am 
Anfang schon erlaubt auszusprechen —, sondern 
zum Nachlesen dessen, was hier gesagt worden ist. 
Denn diese Debatte geht ja weiter. Sie ist nicht da-
mit erledigt, daß wir uns heute hier unsere Sorgen 
und auch gewisse Übereinstimmungen gegenseitig 
versichert und begründet haben. 

Ich hoffe, es war gut. Wie man zur Debatte am 
Anfang auch gestanden haben mag, am Schluß wird 
man sagen müssen: Es war gut. Vielleicht wird auch 
die Regierung denken: Es war nicht schle cht, dem 
Hause diese Gelegenheit gegeben zu haben, seine 
Meinungen der Regierung für ihre schwere Aufgabe  

mit auf den Weg zu geben. So gedacht, hatte die 
Debatte wohl ihren Sinn. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister des Auswärtigen. 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir ste-
hen am Ende einer beinahe vierstündigen Debatte. 
Ich möchte mit wenigen Sätzen, die ich jetzt noch 
sagen möchte, an das zuletzt Gehörte anknüpfen. 

In der Tat steht die Bundesregierung nicht an, zu 
erklären, daß sie dankbar ist für diese Debatte und 
für die Zustimmung, die, wie mir scheint, in allen 
wesentlichen Punkten zu den Grundsätzen gegeben 
worden ist, die ich die Ehre hatte, für die Bundesre-
gierung in diesem Zusammenhang vorzutragen. Ich 
habe die Überzeugung, daß uns diese Debatte die 
weitere Behandlung dieses Themas erleichtern wird. 
Das ist meine aufrichtige Überzeugung und nicht 
eine Captatio benevolentiae an dieses Hohe Haus. 

Wenn ich jetzt nicht auf alles eingehen kann, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, werden 
Sie das verstehen. Das bedeutet aber nicht, daß ich 
nicht sehr vieles von dem, was gesagt worden ist, 
für außerordentlich wi chtig und beachtlich halte. Sie 
dürfen sicher sein, daß die Bundesregierung mit gro-
ßer Gewissenhaftigkeit und Sorgfalt alle hier vorge-
tragenen Argumente ihrerseits neu wägen und wie-
gen und analysieren wird, um daraus den best-
möglichen Gebrauch in unser aller Interesse zu 
machen. 

Ich darf mit ein paar Bemerkungen zu dem, was 
Herr Kollege Erler gesagt hat, anfangen. Herr Kol-
lege Erler hat die Frage gestellt, ob nicht vielleicht 
ein Versäumnis der Bundesregierung darin zu sehen 
sei, daß sie die deuts che Öffentlichkeit nicht genü-
gend über die Absichten Frankreichs unterrichtet 
habe. Herr Kollege Erler, ich teile den stillen Vor-
wurf oder die Vermutung, die dahintersteckt, in gar 
keiner Weise. Viel stärker, als das viele Menschen 
hier in Deutschland wahrnehmen wollen, ist die 
französische Politik durchaus artikuliert, durchaus 
ausgesprochen. Leider, leider stoßen wir immer wie-
der auf das Phänomen, daß man in französischen 
Aussagen vieles einfach überhört, während man sie 
mit großer Sorgfalt und großer Gewissenhaftigkeit 
anhören muß, gerade wenn man selbst Wert darauf 
legt, daß das, was wir sagen, mit derselben Sorgfalt 
und Gewissenhaftigkeit angehört wird. Das ist eine 
allgemeine Bemerkung dazu. 

Ich möchte Ihnen zugeben, daß in vier Punkten, 
die Sie genannt haben, in der Tat — das ist nicht 
erst seit gestern oder seit vierzehn Tagen so, oder 
was immer Sie wollen, sondern beinahe schon seit 
Jahren — bedeutende Meinungsverschiedenheiten 
im Lager der Allianz bestehen. Deswegen ist sehr 
vieles von dem, wovon wir heute einen Ausschnitt 
sehen und erörtern, unter Umständen noch ein gutes 
Stück ernster, als es in dieser Debatte zum Ausdruck 
gekommen ist. Gehen Sie bitte davon aus, daß sich 
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die Bundesregierung nicht einen Augenblick darüber 
täuscht. 

Ich möchte unterstreichen, daß in der Tat über das 
Verhältnis zu den Vereinigten Staaten, über die 
Frage: klassische Souveränität oder Möglichkeiten 
größerer Gemeinschaft, über die Frage des glaub-
haften Konzeptes der Abschreckung, über die Be-
wertung der Veränderungen im Osten und über die 
Möglichkeiten einer gemeinsamen Politik dort sehr 
weitgehende Meinungsverschiedenheiten bestehen. 
Hier handelt es sich nicht um Fragen, die man ein-
fach in irgendeiner Weise in einen Vorwurf an die 
Bundesregierung ummünzen könnte; das ist glück-
licherweise auch nicht geschehen. Das ist vielmehr 
eine Lage, um deren Besserung sich nicht allein die 
Bundesregierung bemüht hat, sondern mit uns viele 
unserer Verbündeten. Ich möchte hier keineswegs 
den Scheinwerfer nur auf einen einzigen gerichtet 
halten. 

Herr Kollege Zimmermann hat gesagt, wir müßten 
Frankreich auf die Probe stellen. Er hat als Beispiel 
dafür, wo Frankreich auf die Probe gestellt werden 
sollte, die Straßburger Rede des französischen 
Staatspräsidenten vom Jahresende 1964 erwähnt, in 
der sich das Wort „europäische Verteidigungsge-
meinschaft" findet. Ich sage noch einmal: Wir müs-
sen sehr sorgfältig — Satz für Satz — auf das hören, 
was dabei gesagt worden ist. Ich kann aber nur das 
unterstreichen, was der Kollege Barzel dazu mit 
einigen Sätzen angemerkt hat. Gehen Sie doch 
bitte einmal von dem aus, was wir gerade erlebt 
haben. Wir haben uns in der Europäischen Wirt

-

schaftsgemeinschaft um ein hohes Maß von — nun 
drücke ich mich einmal etwas neutral aus - Gemein-
schaftseinrichtungen bemüht und stoßen dabei auf 
ausgesprochene Schwierigkeiten. Glauben Sie also 
nicht, daß das, was ich soeben erwähnt habe, ein so 
vielversprechender Terminus sei. Hier zu dieser 
Abendstunde sind in diesem Hause noch manche 
dabei, die die Debatten von 1952 und 1953 mitge-
macht haben. Ich erinnere mich, daß ich damals Ende 
der Legislaturperiode 1953 zum erstenmal in die 
Vereinigten Staaten fuhr. Wir waren zu der Zeit 
außerordentlich stolz und befriedigt darüber, hier 
ein großes, ein ungeheuer kühnes Integrationswerk, 
nämlich das der Europäischen Verteidigungsgemein-
schaft verabschiedet zu haben. Wir haben dann alle 
miteinander den Frühherbst 1954 erlebt, in dem die-
ses wunderbare Vertragswerk in Frankreich mit 
einer Bewegung der linken Hand in den Papierkorb 
versenkt wurde. 

Das sind Tatsachen, die wir erlebt haben. Das 
andere sind Reden und Erklärungen, mit denen man 
hier an den Himmel wolkige Gebilde zaubert und 
sagt: das ist nicht für sofort, aber in 10, 20, 30, 40 
oder mehr Jahren wird das so sein. — Ich weigere 
mich, das als praktische Politik anzusehen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und bei 
der SPD.) 

Die Wolken ziehen dahin. Wir sollten in der Tat 
nicht genötigt werden, unsere Zeit damit zu vergeu-
den, diese Wolken zu malen und zu betrachten; wir 
sollten vielmehr die Situation meistern, vor die 
wir gestellt sind. 

Ich will dem Kollegen Schmidt eine an mich 
gerichtete Frage ganz klar und präzise beantwor-
ten. Wir haben nicht die allergeringste Neigung, 
über einen Abzug amerikanischer Truppen aus der 
Bundesrepublik zu verhandeln. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und bei 
der SPD.) 

Wir stehen auch nicht vor der Notwendigkeit, 
darüber zu verhandeln. Ich habe dem Hohen Hause 
gesagt — ich rufe das in Erinnerung —, daß der 
amerikanische Verteidigungsminister Herr McNa-
mara vor dem NATO-Ministerrat im Dezember er-
klärt hat — das ist eine bis heute in jeder Weise 
unwiderrufene Erklärung —, daß die Vereinigten 
Staaten nicht die Absicht haben, ihr Engagement in 
Europa zu vermindern; und zwar aus einer Reihe 
schwerwiegender Gründe, die wir alle als berechtigt 
anerkennen. 

Die zweite Frage habe ich vorhin mit meinen Aus-
führungen über die europäische Verteidigungsge-
meinschaft bereits präzise beantwortet. 

Ich stimme Ihnen und den anderen Herren, die 
etwas Ähnliches gesagt haben, zu, daß in der Tat 
die Gleichberechtigung der Bundesrepublik Deuts ch

-land ein Element der Sicherheit ist und zu unseren 
Sicherheitsvoraussetzungen gehört. 

Ich möchte hier ein ganz klares Dementi zu einer 
Pressemeldung abgeben, die, glaube i ch, Herr Kol-
lege Genscher zitiert hat und die sich heute in der 
„Welt" findet: „Die Differenzen Bonn—Washing-
ton" mit der Unterüberschrift: „Über Rechtsgrund-
lagen der alliierten Truppen in Deuts chland". Dort 
wird die Behauptung aufgestellt, daß zwischen uns 
und der amerikanischen Regierung Meinungsver-
schiedenheiten über die Rechtslage aufgetreten 
seien. Wir haben von amerikanischer autorisierter 
Seite bereits die Erklärung, daß diese Meldung 
völlig unrichtig ist. Ich habe meine eigenen Ge-
danken über den Ursprung dieser Meldung, die 
ich hier nicht weiter zu erklären brauche. Aber ich 
möchte hier festgestellt haben, daß sie nach ameri-
kanischer Auskunft völlig unrichtig ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Meldung 
ist signiert. Das genügt!) 

— Ja nun, ich habe es nicht mit dem Signum zu 
tun, ich beschäftige mich mit dem Inhalt dieser Mel-
dung, und ich wiederhole, sie ist uns gegenüber von 
autorisierter amerikanischer Seite dementiert und 
als völlig unrichtig bezeichnet worden. Wir hatten 
das übrigens nicht anders erwartet. Das war mir 
bereits klar, als ich das Vergnügen dieser Morgen-
lektüre hatte. 

Sie, Herr Kollege Genscher, haben gesagt, daß 
die Deutschland- und die Sicherheitsfrage untrenn-
bar verbunden bleiben, und dieser Gedanke hat sich 
in den Ausführungen einer Reihe von Kollegen ge-
funden. Ich halte das für eine absolut zutreffende 
Feststellung, die ich unterstreichen möchte. 

Ein Wort an die Adresse des Herr Kollegen Klie-
sind. Herr Kollege Kliesing, Sie haben eine Frage 
angeschnitten, die mich seit Tagen beschäftigt, weil 
man bei der Lösung bestimmter Probleme ja immer 
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wieder danach sucht, ob es vergleichbare Situ-
ationen gibt, ob es Möglichkeiten gibt, an irgend 
etwas anzuknüpfen, was man gerade behandelt hat. 
Es drängt sich natürlich auf, an Luxemburg und an 
Brüssel und an die Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft und die Monate, die wir hinter uns haben, 
zu denken. Nun, es ist eine sehr reizvolle Sache, 
darüber des längeren nachzudenken, wo Vergleich-
bares und weniger Vergleichbares liegt, wo Schwie-
rigeres und möglicherweise. Leichteres liegt. Aber 
eine Sache haben wir, hoffe und glaube ich, alle 
gelernt aus der Art und Weise, in der wir hier 
miteinander — ich nehme nicht Anstand daran, 
das zu sagen — diese spiezielle Situation ge-
meistert haben; nämlich durch ein festes Zusam-
menhalten mit all denen, die zusammenhalten woll-
ten, und durch ein ruhiges besonnenes Sprechen mit 
demjenigen oder meinetwegen auch mit denjenigen, 
die abweichende Tendenzen, abweichende Meinun-
gen oder abweichende Wünsche haben. Wenn man 
daraus überhaupt für diese Situation wirklich Leh-
ren ziehen kann — ich lasse das einmal offen —, 
dann ist es, glaube ich, die Lehre, daß die Ein-
mütigkeit des größtmöglichen Teils der Partner 
ein wesentliches Element für die Lösung der Fragen 
ist, vor denen wir in den kommenden schweren 
Monaten stehen werden. 

Ein Wort zu dem, was Herr Kollege Borm ge-
sagt hat. Ich möchte ihn nicht des längeren kommen-
tieren, aber eine Sache möchte ich doch gern etwas 
klar- und richtigstellen. Herr Kollege Borm, Sie ha-
ben gesagt — das hat mir nicht sehr gut und richtig 
geklungen —, wir sollten anfangen — und dann 
höre ich meistens gleich in Klammern: endlich an-
fangen —, deutsche Politik zu betreiben. Ich kann 
nur sagen, Herr Kollege Borm, ich würde mich schä-
men, diesem Hause anzugehören oder angehört zu 
haben, wenn ich nicht vom ersten Tage an hier 
nichts anderes als deutsche Politik betrieben hätte. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dafür und für nichts anderes sind wir hierherge-
schickt und dazu sind wir berufen. 

Ich möchte dem Kollegen Wehner dafür danken, 
daß er sehr wertvolle Hinweise aus der Entste-
hungsgeschichte einiger Rechtsgrundlagen gerade 
hier im Hause gegeben hat. Wir werden — die 
Erörterungen in der nächsten Zeit werden das in 
extenso bringen — mit allergrößter Sorgfalt jedes 
Element dieser völkerrechtlichen Entwicklung auf 

das sorgfältigste berücksichtigen. Denn das Recht 
und die rechtlichen Grundlagen gehören immer noch 
mit zu den wirksamsten Argumenten auch in der 
internationalen Diskussion. 

Herr Kollege Wehner hat ein Wort zitiert — 
vielleicht hat er dieses Wort auch kombiniert —, 
daß es so aussieht, als ob hier Desintegration zu 
einer Trumpfkarte werden könnte. In der Tat, ich 
zweifle nicht einen Augenblick daran, daß eine 
Menge der Vorgänge, die sich in diesem Bereich in 
der letzten Zeit ergeben haben, von dem großen 
und so wichtigen Gegenspieler in Moskau unent-
wegt in dieser Weise betrachtet und behandelt 
werden. Aber das macht eines ganz klar: daß es 
unsere größte und notwendigste Aufgabe sein wird, 
dafür zu sorgen, daß, soweit wir das nur irgendwie 
verhindern können, eben nicht diese Art von 
Trumpfkarte geschaffen wird. Wir müssen vielmehr 
das Maß von mindestens praktischer Geschlossenheit 
erreichen, das wir unbedingt brauchen, das jeden-
falls für das deutsche Interesse unverzichtbar ist. 

Wenn man der Debatte gefolgt ist und wenn man 
den politischen Diskussionen der letzten Zeit sein 
Ohr geliehen hat, dann wird einem ganz klar, daß 
es möglicherweise noch relativ einfach ist, Sicher-
heit und mindestens das zu gewährleisten, was wir 
uns angewöhnt haben als Frieden zu bezeichnen, ob-
wohl ich schon in meiner Eingangserklärung dies 
nicht als einen wirklichen Frieden anerkennen konn-
te. Die Aufgabe aber, dieses zerteilte Land wieder 
eins zu machen, ist ungeheuer viel schwerer als 
die, um deren Lösung wir jetzt mit gewissen aktu-
ellen Schwierigkeiten zu ringen haben. 

Ich wiederhole, die Bundesregierung ist dem Ho-
hen Hause dankbar für die Haltung, did es in der 
heutigen Debatte ausgedrückt hat. Wir werden da-
von Gebrauch machen. Das wird zu unser aller Nut-
zen sein. 

(Beifall im ganzen Hause.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Ich schließe die 
Aussprache über die Regierungserklärung. 

Wir stehen am Ende der heutigen Tagesordnung. 
Ich berufe die nächste Sitzung auf morgen, Freitag, 
den 18. März, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 21.09 Uhr.) 
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Anlage 2 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Höcherl vom 14. März 1966 auf 
die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten Dr. 
Hauser (Sasbach) (Drucksache V/386, Frage XV/4, 
XV/5 und XV/6) : 

Sind der Bundesregierung die Schwierigkeiten bekannt, die in 
. der Praxis nach dem allgemeinen Bewilligungsstopp für die Mit-

tel zur Förderung von Aufstockungen und Aussiedlungen land-
wirtschaftlicher Betriebe aufgetreten sind? 

Hat die Bundesregierung bereits einen Überblick über das Aus-
maß der Härtefälle, die durch den Bewilligungsstopp für die 
Mittel in Kapitel 10 02 Titel 573 des Bundeshaushaltsplans aufge-
treten sind? 

Ist die Bundesregierung bereit, eine Überbrückungsregelung zu 
treffen für schon genehmigte, in der Bearbeitung weit vorange-
schrittene oder bereits angefangene Aussiedlungs- und Althof

-

sanierungsverfahren sowie für solche Verfahren, für die der 
Bewilligungsstopp eine außerordentliche Härte - so etwa in 
Brandfällen - bedeutet? 

Zu 1:  

Die in der Frage genannten Schwierigkeiten sind 
mir bekannt. 

Zu 2:  

Die Zahl der Härtefälle ist in den letzten Tagen 
genau ermittelt worden. Danach sind ca. 1 000 Vor-
haben wegen unabwendbarer Ereignisse (z. B. Brand, 
Einsturzgefahr bei Gebäuden) besonders dringend 
und ca. 1 000 Vorhaben wegen eingegangener ver-
traglicher Verpflichtungen (z. B. Abnahme von Fer-
tigbauteilen, Räumung des Wohnhauses). in den 
Fällen werden ca. 150 Mill. DM Förderungsmittel 
des Bundes erbeten. 

Zu 3:  

Wie ich bereits in der Fragestunde am 18. 2. 1966 
ausgeführt habe, ist Vorsorge getroffen, daß die 
beantragten Bundesmittel in besonders dringenden 
Fällen, soweit diese bei den beiden zentralen Kre-
ditinstituten vorliegen, bewilligt werden können. 

Anlage 3 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Höcherl vom 14. März 1966 auf 
die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Dr. Prass-
ler (Drucksache V/386, Frage XV/7) : 

Ist damit zu rechnen, daß die Bundesregierung für das Haus-
haltsjahr 1967 und folgende entsprechend den Ausführungen des 
Bundesernährungsministers vom 18. Februar und 2. März 1966 
nach dem Beispiel der Vierjahrespläne für die Verkehrsgesetz-
gebung die Finanzierung der Agrarstrukturpolitik sicherstellt? 

Ich werde mich für die Aufstellung eines Mehr-
jahresprogramms zur Finanzierung der Agrarstruk-
turmaßnahmen einsetzen. Als Vorbild könnte der 
Fünfjahresplan für die Eingliederung der Heimat-
vertriebenen dienen. Eine solche langfristige Rege-
lung müßte jedoch vorweg in ihren Einzelheiten 
noch mit den beteiligten Bundesressorts abgestimmt 
werden. 
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Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Hüttebräuker vom 16. März 1966 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten San-
der (Drucksache V/386 Frage XV/8) : 

Entspricht es den Tatsachen, wenn in der landwirtschaftlichen 
Fachpresse (z. B. „Deutsche Landwirtschaftliche Presse" Nr. 9 
vom 26. Februar 1966) behauptet wird, daß im Etat des Bundes-
ernährungsministeriums für 1965 Ausgabenreste in einer Höhe 
von 370 Millionen DM entstanden seien? 

Die Summe der Ausgabereste, die im Einzelplan 
10 aus dem Haushaltsjahr 1965 in das Haushalts-
jahr 1966 übernommen worden sind, beträgt — nach 
Ausschaltung der nur durchlaufenden Posten — rund 
325,8 Mill. DM. Gegenüber dem Vorjahr bedeutet 
das eine Verminderung um rd. 40,8 Mill. DM. In 
dieser Höhe sind also Reste abgebaut worden. 

Im Einzelplan 10 muß stets mit beträchtlichen Aus-
gaberesten gerechnet werden. Das erklärt sich da-
durch, daß viele der aus übertragbaren Mitteln ge-
förderten Maßnahmen im Bereiche der Land- und 
Ernährungswirtschaft sich von der Bewilligung bis 
zur Auszahlung über einen größeren Zeitraum er-
strecken. Einerseits sind im laufenden Rechnungs-
jahr hohe Bewilligungen aus Vorjahren durch Zah-
lungen zu erfüllen, und andererseits werden Bewil-
ligungen in ähnlicher Höhe neu ausgesprochen, die 
sich erst in den folgenden Rechnungsjahren in Form 
von Zahlungen niederschlagen. Zum größten Teil 
entfallen die Ausgabereste auf die bei Kapitel 10 02 
Titel 573 veranschlagten Maßnahmen der Aussied-
lung, Aufstockung usw. 

Anlage 5 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Höcherl vom 15. März 1966 auf 
die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten Geiger 
(Drucksache V/386 Fragen XV/9, XV/10 und XV/11) : 

Ist die Bundesregierung bereit, Sonderbestimmungen zum Ge-
setz über Maßnahmen auf dem Gebiete der Weinwirtschaft und 
zu den entsprechenden Verordnungen in der Weise zu erlassen, 
daß Gemeinden, in denen ein Rebflurbereinigungsverfahren läuft 
oder im Anlaufen ist, erst nach der Flurbereinigung das end-
gültige Weinbaukataster anlegen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß es in Gemein-
den mit nicht abgeschlossenen Rebumlegungsverfahren zunächst 
genügt, wenn die Bürgermeisterämter die vorhandenen Wein-
anbauflächen erfassen und den Statistischen Landesämtern mit-
teilen? 

ist die Bundesregierung der Ansicht, daß es eine Gesetzesver-
letzung darstellt, wenn Gemeinden von sich aus die Anlage des 
Weinbaukatasters bis zur Beendigung der Flurbereinigung 
zurückstellen und sich auf die in Frage XV/10 genannte Maß-
nahme beschränken wollen? 

Das Weinbaukataster war gemäß der Verordnung 
92/63 des Rates der EWG nach dem Stand des 
Jahres 1964 einzurichten und bis zum 31. Dezember 
1964 abzuschließen. Die Rechtsvorschrift ist inzwi-
schen für etwa 95%  der einzubeziehenden Reb-
fläche erfüllt worden. Es liegen bereits Zusammen-
stellungen von Ergebnissen vom Statistischen Bun-
desamt vor; zur Zeit werden schon weitere Über-
legungen für eine Fortschreibung und Ergänzung 
des Katasters getroffen. Bei der Beurteilung des 

Vorgehens bei anstehenden Flurbereinigungsverfah

-

ren ist der Grundsatz der Rechtsvorschrift maßge-
bend, daß die bepflanzten Rebflächen nach dem 
Stand von 1964 zu melden sind, ohne Berücksichti-
gung einer zukünftigen Entwicklung; diese würde 
im Laufe späterer Fortschreibungen und Ergänzun-
gen zu erfassen sein. In allen Weinbau treibenden 
Ländern der Bundesrepublik ist entsprechend ver-
fahren worden. Eine Sonderregelung für Flurbereini-
gungsverfahren ist nicht in Erwägung gezogen wor-
den und erübrigt sich auch zukünftig, da die Ein-
richtung des Weinbaukatasters praktisch abge-
schlossen ist. Wesentlich ist jedoch, daß nunmehr 
auch die säumigen Betriebe schnellstmöglich die vor-
geschriebenen Meldungen abgeben. 

Diese Auffassung kann von der Bundesregierung 
nicht geteilt werden. Die aus der Gemeindesumme 
zu erstellenden Unterlagen reichen nicht aus, um 
den erforderlichen Überblick über die Verhältnisse 
im Weinbau zu bekommen; dazu werden betriebs-
weise Gliederungen benötigt. Auch für die an die 
EWG nach den Rechtsvorschriften zu erstattenden 
Meldungen sind als Grundlage betriebsweise Unter-
lagen erforderlich. Die Meldungen liegen im Inter-
esse der Winzer. 

Nach § 4 der zweiten Verordnung zur Durchfüh-
rung des Weinwirtschaftsgesetzes handelt ordnungs-
widrig im Sinne des § 17 Absatz 2 des Weinwirt-
schaftgesetzes, wer vorsätzlich oder fahrlässig Er-
klärungen über den Rebbaubetrieb nicht, nicht rich-
tig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig abgibt. 

Es sollte berücksichtigt werden, daß eine einheit-
liche Bestandsaufnahme auf dem Gebiete des Wein-
baues, insbesondere als Unterlage für wirtschafts-
politische Maßnahmen, dringend erforderlich ist. 

Anlage 6 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Carstens vom 14. März 1966 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Wienand (Drucksache V/387 Fragen II/1 und  11/2): 

Wird die Bundesregierung vor der Neubesetzung der Stellen 
der Befehlshaber der Stationierungsstreitkräfte in der Bundes-
republik rechtzeitig konsultiert, oder wird sie erst unterrichtet, 
wenn personelle Entscheidungen bereits gefallen sind, oder 
erfährt sie nur die bereits erfolgte Neubesetzung solcher 
Stellen? 

Hat die Bundesregierung vor der Neubesetzung der Stellen 
der Befehlshaber der Stationierungsstreitkräfte in der Bundes-
republik ein Einspruchsrecht? 

Nach den die Stationierung der alliierten Streit-
kräfte im Bundesgebiet regelnden Verträgen be-
steht kein Einspruchsrecht gegen die Ernennung 
eines Oberbefehlshabers dieser Streitkräfte. 

Die Bundesregierung wird von der Neubesetzung 
des Postens eines Oberbefehlshabers alliierter 
Streitkräfte allerdings dann vorher unterrichtet, 
wenn dieser gleichzeitig eine Funktion als NATO-
Befehlshaber ausübt, wie z. B. die Oberbefehlshaber 
der amerikanischen 7. Armee und der britischen 
Rheinarmee, die zugleich Befehlshaber der inte-
grierten NATO-Kommandos „Central Army Group" 
bzw. „Northern Army Group" sind. 
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Anlage 7 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers von Hassel vom. 16. März 1966 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Seuffert (Drucksache V/387 Fragen III/3, 11I/4 und 
III/5):  

Hält es der Bundesverteidigungsminister für tragbar, daß auf 
dem Flugplatz Oberschleißheim, also in unmittelbarer Nähe stark 
bevölkerter Siedlungsgebiete der Stadt München und anderer 
Gemeinden, ab März 1966 eine Hubschrauberschule der ameri-
kanischen Streitkräfte stationiert werden soll, durch deren 
intensives Schulungsprogramm der ohnehin kaum erträgliche 
Hubschrauberlärm in diesen Siedlungsgebieten bis zur Unerträg-
lichkeit gesteigert werden wird? 

Ist der Bundesverteidigungsminister bereit, sich den von der 
Stadt München gegen die Einrichtung der unter 11I/3 genannten 
Hubschrauberschule erhobenen Vorstellungen mit Nachdruck 
anzuschließen? 

Was hat das Bundesverteidigungsministerium in letzter Zeit 
getan, um die seit Jahren erstrebte, wegen der geplanten Ent-
lastungssiedlung Oberschleißheim unerläßliche Verlegung des 
Flugplatzes Schleißheim in die Wege zu leiten? 

Zu l: 

Der Bundesminister der Verteidigung wurde erst 
im Februar 1966 — und zwar durch die Bayerische 
Staatskanzlei — über die Absicht der US-Army 
unterrichtet, zu Ausbildungszwecken vorübergehend 
auf dem von ihr betriebenen Flugplatz Oberschleiß-
heim die Zahl ihrer Hubschrauber zu erhöhen und 
dort vom 21. 3. bis 22. 12. 1966 Lehrgänge durch-
zuführen, die der Umschulung von Piloten auf 
Grund der Erfahrungen des Süd-Ost-Asien-Krieges 
dienen. Die 7. US-Army hat sich in dieser Ange-
legenheit unmittelbar mit der zuständigen Bayeri-
schen Staatskanzlei in Verbindung gesetzt, die 
ihrerseits eine Besprechung unter Beteiligung von 
Vertretern der Stadt München veranlaßt hat. Das 
Bundesverteidigungsministerium wäre nur einzu-
schalten gewesen, wenn eine längerfristige Ände-
rung der militärischen Nutzung gefordert und daher 
ein Raumordnungsverfahren notwendig geworden 
wäre. 

Zu 2: 

Nach den mir vorliegenden Mitteilungen haben 
die Amerikaner zugesagt, im Rahmen des Ausbil-
dungsauftrages alles zu tun, um die Belästigung 
der Zivilbevölkerung auf ein Mindestmaß zu be-
schränken. Sollten sich diese Bemühungen als unzu

-

reichend erweisen, so bin ich bereit, mich mit den 
zuständigen Stellen der US-Army in Verbindung zu 
setzen. 

Zu 3: 

Das Bundesministerium der Verteidigung und die 
US-Streitkräfte waren und sind grundsätzlich bereit, 
geeignete Ersatzvorschläge zu akzeptieren. Die 
Bayerische Staatskanzlei hatte es in einer Kabinett-
besprechung am.  13. 3. 1961 in München übernom-
men, Ersatzvorschläge für die Verlegung der US-
Heeresflieger zu machen. Bisher konnten geeignete 
Ersatzliegenschaften jedoch nicht benannt werden. 

Anlage 8 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Schäfer vom 16. März 1966 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Schmitt-Vockenhausen (Drucksache V/426 Frage 
VIII/5): 

Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung nunmehr hin-
sichtlich der Verbesserung der Besoldung der Lehrkräfte im 
Fachschuldienst des Bundes (Bundeswehr und Bundesgrenzschutz) 
in dem angekündigten Besoldungsänderungsgesetz (vgl. Frage-
stunde in der 10. Sitzung am 2. Dezember 1965)? 

Die Bundsregierung hat am 16. Februar d. J. auf 
eine entsprechende Kabinettvorlage des Bundes-
innenministers diesen beauftragt, einen Gesetzent-
wurf zur Änderung der Beamtenbesoldung zur Ein-
bringung im Deutschen Bundestag vorzulegen. Hier-
zu gehören Verbesserungen der Besoldung für die 
Lehrkräfte im Fachschuldienst des Bundes. Diese 
sollen so gestaltet werden, daß in Berücksichtigung 
der allgemeinen Entwicklung ein Anreiz geschaffen 
wird, sich für den Fachschuldienst des Bundes zu 
entscheiden. Der Entwurf wird in seinen Grundzügen 
auf dem Konzept des früheren Regierungsentwurfs 
eines Vierten Beamtenrechts- und Besoldungsände-
rungsgesetzes beruhen. Danach sollen die Fach-
schuloberlehrer aus der Besoldungsgruppe A 11 nach 
A 12 höhergestuft werden und auf herausgehobenen 
Dienstposten in dieser Gruppe eine Zulage erhalten. 
Im ganzen soll mit den Vorschlägen erreicht werden, 
daß den Bundesbeamten die gleichen Beförderungs-
chancen wie in den Ländern geboten werden. 
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